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ZUM GELEIT 


Die nationalsozialistische Gewaltherrschaft, deren Zusammenbruch am 8. 
Mai 1945 ungezählte Menschen in der Welt und in Deutschland von einem 
Alpdruck befreite, hatte ein unvorstellbares Trümmerfeld zurückgelassen. 
Die Lebensbasis des deutschen Volkes schien zerstört, und die Millionen¬ 
zahlen der Toten und Kriegsversehrten ließen selbst seinen biologischen 
Fortbestand fragwürdig erscheinen. Was aber ebenso schwer wog: Deutsch¬ 
land hatte das Vertrauen der Welt verloren. 

Beim Rückblick auf die wenigen Jahre, die seither vergangen sind, erscheint 
die Wandlung kaum faßbar. Durch den Fleiß und den Arbeitswillen des 
ganzen deutschen Volkes, durch die Bemühungen der Gemeinden, Kreise 
und Länder und durch die sorgfältig planende und mutige Politik der 
Bundesregierung ist in allen Bereichen ein Wiederaufbau verwirklicht worden, 
den 1945 niemand für möglich gehalten hätte. Die Hilfe des Auslandes 
hat sich dabei für die Wirtschaft und Ernährung segensreich ausgewirkt. 
Sie ist zugleich ein Zeugnis für den wachsenden Geist übernationaler Solida¬ 
rität, für das wiederkehrende wechselseitige Vertrauen zwischen dem deut¬ 
schen Volk und den übrigen freien Völkern in Europa und Übersee. 

Der 8. Mai 1945 wird aber auch in die Geschichte als der Tag eingehen, an 
dem die Spaltung Deutschlands begann und dadurch ein Herd der Unruhe 
im Herzen Europas geschaffen wurde. Die Beseitigung der unnatürlichen 
Grenze zwischen West- und Mitteldeutschland wird das erste Anliegen jeder 
deutschen Regierung sein. Die Wiedervereinigung kann nur durch friedliche 
Mittel erreicht werden; aber ehe sie vollzogen ist, wird das ganze deutsche 
Volk keinen inneren Frieden und keine wirtschaftliche Lebensfähigkeit, 
das Volk in der sowjetischen Besatzungszone weder die Freiheit von Not 
noch die Freiheit des Denkens gewinnen. 

Die Bundesregierung wird den Weg der Partnerschaft mit der freien 
Welt, den sie bisher beschritten hat, mit gleicher Konsequenz weitergehen. 
Wiedervereinigung und europäisches Zusammenleben bedeuten ihr notwen¬ 
dige Teile einer und derselben Politik. Ihr Ziel ist ein in Freiheit wieder¬ 
vereinigtes Deutschland in einem geeinten Europa. 




VORWORT 


Die Deutsche Bundesregierung hat in diesem Buch den Ablauf der Jahre 
seit dem Zusammenbruch des Reiches im Mai 1945 festgehalten. Mit diesem 
Ausgangspunkt läßt sie sichtbar werden, was seither — sei es aus eigener 
Kraft oder mit fremder Hilfe -— geschaffen worden ist. Sie will dadurch dem 
deutschen Volk die Gewißheit geben, daß seine politische Führung in der Ver¬ 
gangenheit nichts versäumt hat, um sein soziales, staatliches und wirtschaft¬ 
liches Leben wieder aufzubauen, und daß seinen Mühen auch in Zukunft 
Erfolg beschieden sein wird. 

Dem Ausland aber, das diesem schnellen Wiederaufstieg Deutschlands ver¬ 
ständlicherweise zweifelnd und vielfach besorgt gegenübersteht, will die 
Bundesregierung durch eine nüchterne Darstellung der Tatsachen die 
Möglichkeit bieten, die einzelnen Stufen dieses Weges nachzuprüfen und 
mitzuerleben, um — wie es ihr vornehmstes Anliegen ist — Verständnis für 
das deutsche Volk und seine einzigartige Situation zu wecken. 

Nicht alle Lebensgebiete konnten in dieser Darstellung zu Wort kommen. 
Die Technik, alte und neuartige Industrien, Handel und Handwerk, Sport, 
Gesundheitswesen und soziale Einrichtungen hätten die Darstellung vielfach 
erweitern können; Ausführungen über die örtliche Selbstverwaltung, die 
Tätigkeit der Parteien und des Bundestages, über die deutschen Länder und 
ihre Regierungen hätten gewiß Interesse gefunden. Diese und andere 
Themen würden aber den Rahmen des Buches gesprengt haben. Sie könnten 
das Ergebnis nur vertiefen, nicht verändern: daß es in diesem wunderbaren 
Geschehen kein Wunder gibt, sondern daß sich darin der Wille eines ganzen 
Volkes manifestiert, sich gegenüber einem harten Schicksal zu behaupten 
und zugleich seine internationale Kreditwürdigkeit, Ansehen und moralische 
Geltung in der Welt zurückzugewinnen. Wenn die politischen Bindungen und 
die wirtschaftliche Verflechtung der Bundesrepublik mit dem Ausland und 
die ungezählten menschlichen Beziehungen über die Grenzen hinweg von 
diesem erreichten Ziel Zeugnis ablegen, wird das deutsche Volk dies als 
schönsten Lohn für seine unermüdliche Aufbauarbeit empfinden. 


Felix von Eckardt 

Bundespressechef 





Drr Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Professor I)r. Theodor ileuss 




Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer 
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Hüter der demokratischen Grund- 
Ordnung: Das Bundesverfassungs¬ 
gericht in Karlsruhe und sein Prä 
sident Dr. Dr. Höpker-Aschoff 
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DEUTSCHLAND 


Landesnatur 

In Deutschland 1 kann man im wesentlichen drei große Landschaftszonen 
unterscheiden: das Norddeutsche Tiefland, die Deutschen Mittelgebirge und 
das Alpengebiet mit seinem Vorland. Überall macht sich ein Übergang vom 
mehr ozeanischen Westen zum stärker kontinentalen Osten bemerkbar. Das 
norddeutsche Tiefland, das im einzelnen ein recht mannigfaltiges Relief 
aufweist, ist die Fortsetzung des nordfranzösischen und geht, sich allmählich 
verbreiternd, im Osten in das osteuropäische über. Die höchsten Erhebungen, 
meist Endmoränenzüge, erreichen 200 m bis über 300 m. Der Westen ist 
flacher als der Osten. Seen und Moore, Sand- und Schotterflächen bedingen 
eine reiche Gliederung des Norddeutschen Flachlandes, das in der Kölner, 
Münsterer, Sächsisch-Thüringischen und Schlesischen Bucht weit nach Süden 
in die Mittelgebirgszone eingreift. 

Von großer Mannigfaltigkeit sind die deutschen Mittelgebirgslandschaften, 
in denen sich mehrere geologisch-tektonische Zonen unterscheiden lassen. 
Zur vorwiegend aus devonischen und unterkarbonischen Gesteinen auf¬ 
gebauten Außenzone gehören u. a. das Rheinische Schiefergebirge (Haupt¬ 
teile Hunsrück, Eifel, Hohes Venn), der Taunus (880 m), der Westerwald, 
das Rothaargebirge und, weiter ostwärts, die paläozoische Gebirgsinsel des 
Harz, die sich im Granitgebiet des Brocken bis 1142 m heraushebt. Zur sog. 
saxo-thuringischen Zone rechnen der kristalline Teil des Odenwalds und 
Spessarts, der Thüringer Wald (982 m) und schließlich die Keilscholle des 
Erzgebirges (1243 m). Die höchsten Erhebungen liegen allerdings .in der 
„Zentralzone“, dem Oberrheinischen Gebirgssystem (Vogesen und Schwarz¬ 
wald, 1493 m) sowie den Sudeten, die im Riesengebirge eine Höhe von 
1493 m erreichen. Einen ganz anderen Charakter als diese Mittelgebirgs- 
schollen hat das Schwäbisch-Fränkische Stufenland mit der Schwäbischen 
und Fränkischen Alb. 

Im Süden ist den Alpen die aus der Schweiz über Oberschwaben und Bayern 
nach Österreich ziehende Oberdeutsche Hochebene vorgelagert, die sich nach 
Norden und Nordosten senkt und eine mittlere Höhe von 500 m besitzt. 
Uber tertiären Sedimenten liegen hier mehr oder weniger mächtig die von 
den in das Vorland hinausgequollenen diluvialen Alpengletschern und ihren 

1 „Deutschland“ ist in dieser einleitenden Darstellung als geographischer Begriff ohne 
Rücksicht auf die Grenzen der Bundesrepublik gefußt. Quelle: IRO-Atlas. 
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Schnielzwassern abgelagerten Bildungen, das heißt Moränen und Schotter. 
Dazu kommt in den nördlichen Randzonen auch Löß. Der Alpenanteil um¬ 
faßt nur einen schmalen Ausschnitt dieses jungen Faltengebirgs-Systems, 
dessen Bau im einzelnen sehr verwickelt ist. Auf eine Voralpenzone aus 
Sandsteinen folgen die zu den nördlichen Kalkalpen gehörenden Ketten, 
darunter die zwischen Oberrhein und Lech gelegenen Allgäuer Alpen (Hohes 
Licht 2652 m, Mädelegabel 2645 m, Hochvogel 2594 m), die reich an Wäl¬ 
dern und Wiesen sind, die sog. Bayerischen Alpen zwischen Fernpaß und 
Inn mit dem wilden Wettersteingebirge (Zugspitze 2968 m) und den zahl¬ 
reichen, malerischen Gebirgsseen (Walchensee, Kochelsee, Tegernsee) und 
schließlich prachtvolle Glieder der Salzburger Kalkalpen im Berchtesgadener 
Ländchen (Watzmann 2713 m, Königssee). 

Im Norden hat Deutschland Anteil an der am Geestrand steil abfallenden 
Nordseeküste mit ihren Marschen und Watten sowie an der Ostseeküste, 
die im Westen durch Förden reich gegliedert ist, während sie im Osten den 
Charakter einer Ausgleichsküste annimmt. Wichtigste Inseln sind Rügen, 
Usedom und Wollin (Ostsee) sowie die Ostfriesischen (u. a. Borkum, Norder¬ 
ney) und Nordfriesischen Inseln (mit Helgoland, Amrum, Föhr, Sylt und 
den Halligen). 

Das Klima nimmt von Westen nach Osten an Kontinentalität zu. Die wärm¬ 
sten mittleren Jahrestemperaturen besitzt die Oberrheinische Tiefebene. Die 
durchschnittliche Jahrestemperatur beträgt 9°, die jährlichen Temperatur¬ 
schwankungen sind im Osten bereits bedeutend. Durch Deutschlands Lage 
in der gemäßigten Zone sind Westwinde und Niederschläge zu allen Jahres¬ 
zeiten charakteristisch. Die Niederschlagsmenge beträgt im Gesamldurch- 
schnitt 690 mm, erreicht jedoch in den Alpen Werte von über 1000 mm. 
Nur der Süden gehört teilweise zum Einzugsgebiet des Schwarzen Meeres 
(durch die Donau, deren Laufstrecke im engeren Deutschland 977 km 
mißt, wovon 737 km schiffbar sind). Alle übrigen Landschaften werden zur 
Nordsee (Rhein, Ems, Weser, Elbe) oder Ostsee (Oder, Weichsel) entwässert. 
Wichtigster Schiffahrtsstrom ist der Rhein, der bei einer Gesamtlänge von 
1320 km auf einer Strecke von 698 km schiffbar ist. Die hauptsächlichen 
Kanalsysteme sind der Dortmund-Ems-Ranal, der Rhein und Elbe verbin¬ 
dende Mittellandkanal, die Elbe-Oder-Verbindungen und der im Ausbau be¬ 
griffene Rhein-Main-Donau-Kanal. Größter, allerdings nur teilweise zu 
Deutschland gehörender See ist der Bodensee (539 qkm). 

Durch die Forstwirtschaft hat der Nadelwald eine ungleich größere Verbreitung als 
früher gewonnen. Von Natur aus herrschte im Westen einst in den tieferen Lagen 
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Laubwald vor. Ostpreußen liegt zum größten Teil bereits außerhalb der Buchengrenze. 
Schöne Laubwälder finden sich vor allem im Odenwald, Spessart und an der Ostsee¬ 
küste. In den höheren Gebirgsregionen herrscht die Fichte, auf sandigem Boden die Kiefer. 

Mit Bodenschätzen ist Deutschland verhältnismäßig reich bedacht, wobei die 
Verteilung eng mit dem inneren Bau der einzelnen Landstriche zusammen¬ 
hängt. So ist das Norddeutsche Tiefland arm an Mineralien; Bedeutung 
haben hier nur Erdöllager im Nordwesten. In den südlichen .Ausbuchtungen 
finden sich allerdings in der Nähe der Mittelgebirge große Braunkohlenlager 
(Mitteldeutschland, Kölner Bucht). Weitaus am wichtigsten sind die karbo- 
nischen Steinkohlenvorkommen (Aachener und Ruhrgebiet, Saargebiet, 
Zwickauer Mulde, Waldenburger Revier, Oberschlesien). Im Süden gibt es 
nur Braunkohlenlager. Die Eisenerzvorkommen (Lahn, Sieg, Jura, Harz) 
decken den eigenen Bedarf nicht, auch Gold, Silber, Zink, Blei und Kupfer 
sind nur gering vertreten. Wesentlicher sind Steinsalz und Kalisalze. Die 
beachtlichen Wasserkräfte werden in großem Ausmaß der Licht- und Kraft¬ 
gewinnung nutzbar gemacht. 

Wirtschaft , Handel und Verkehr 

Deutschland ist in erster Linie ein Industriestaat , der sich auf die Auswertung 
der einheimischen Rohstoffe und eingeführter Grundstoffe stützt. Als Kohlen¬ 
produzent gehört Deutschland zur Spitzengruppe. Hauptindustriezweige sind 
nach wie vor Eisen- und Metallwarenindustrie sowie Maschinen- und Fahr¬ 
zeugherstellung, die elektrotechnische Industrie, Textilindustrie und Be¬ 
kleidungsgewerbe, Feinmechanik und Optik, Leder- und Papierindustrie, 
Papierherstellung und graphisches Gewerbe, Glas-, Porzellan- und Spiel¬ 
zeugfabrikation und eine sehr vielseitige landwirtschaftliche Industrie. Die 
Landwirtschaft findet nur teilweise günstige natürliche Bedingungen; an¬ 
gebaut werden vor allem Roggen, Weizen, Gerste, Kartoffeln, Hülsenfrüchte, 
Zuckerrüben und Gemüse. Örtlich sind Wein- und Obstbau von großer Be¬ 
deutung, desgleichen Hanf-, Flachs- und Ölsaatkulturen. Viehzucht und 
Milchwirtschaft sind hoch entwickelt, bedürfen aber der Einfuhr von Kraft¬ 
futter. Waldwirtschaft und Fischerei sind weitere wichtige Erwerbsquellen. 
Das Verkehrsnetz gehört zu den besten und dichtesten Verkehrseinrichtungen 
Europas. 

Geschichte 

Die Bewohner Deutschlands gehören zum germanischen Zweig der indoger¬ 
manischen Sprachfamilie. Die Grenze zum römischen Herrschaftsbereich 
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wurde in den ersten Jahrhunderten nach Christi Geburt wesentlich durch 
den Lauf des Rheins und der Donau bestimmt. Als Ergebnis der Völker¬ 
wanderungen des 3.—5. Jahrhunderts finden wir die Bayern, Alemannen 
(Schwaben), Thüringer, (Nieder-) Sachsen und Friesen weitgehend in ihren 
heutigen Sitzen, die Franken teilweise weit nach Westen ausgreifend. 

Der Anfang des „deutschen“ Staates (<diutisk zu diet „Volk“, lingua theodisca 
im Gegensatz zur lateinischen Sprache) ist im großfränkischen Reich Karls 
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DAS GEBIET DES EHEMALIGEN DEUTSCHEN REICHES 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1952 




des Grossen (768—814) zu suchen, der im Jahre 800 in Rom durch den 
Papst zum Kaiser gekrönt wurde. Die Blütezeit des mittelalterlichen Deutsch¬ 
lands fällt in die Epoche zwischen 911 und 1250. Von breiter Wirkung, vor 
allem in kultureller Hinsicht, war die Herrschaft der Staufer (1138—1254). 
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Nach dem Tode des Hohenstaufen Friedrich II. (1250) begann das „Inter¬ 
regnum“ ohne ein gemeinsames Oberhaupt. Mit der Krönung Rudolfs von 
Habsburg (1275) ging die Kaiserwürde auf die Habsburger über, in deren 
Händen sie bis zur Auflösung des „Heihgen Römischen Reiches Deutscher 
Nation“ (1806) zumeist geblieben ist. Die Macht lag allerdings mehr und 
mehr bei den Territorialfürsten, unter denen die Geschlechter der Wittels¬ 
bacher, Luxemburger, Wettiner und Hohenzollern in den Vordergrund 
traten. 

Von folgenschwerer Bedeutung waren die Reformation (nach 1520) und der 
Dreißigjährige Krieg (von 1618 bis 1648). In das 18. Jahrhundert fällt das 
Heranwachsen Brandenburg-Preußens zur Großmacht und die Blütezeit der 
„klassischen“ deutschen Dichtung. 

Nach den napoleonischen Kriegen wurde der Deutsche Bund (1815-—1867) 
gegründet, dem 28 Fürsten und 4 freie Reichsstädte angehörten. Er bedeu¬ 
tete keinen Schritt auf dem Wege zu einem deutschen Zusammenschluß, 
und die Frankfurter Nationalversammlung von 1848, in der sich die besten 
Vertreter demokratischen Gedankenguts zusammengefunden hatten, ver¬ 
mochte unter dem Einfluß des preußisch-österreichischen Gegensatzes keine 
greifbaren Erfolge zu erzielen. 

Dem Deutschen Bund folgte 1867 der Norddeutsche Bund als unmittelbare 
Vorstufe des Deutschen Reiches, das am 18. 1. 1871 entstand, als der preu¬ 
ßische König Wilhelm I. die Kaiserkrone annahm. 

Dieses Deutsche Reich wurde als Bundesstaat, getragen von der Idee des 
Föderalismus, errichtet. Die endlich erlangte Einigkeit brachte dem deut¬ 
schen Volk einen ungeahnten politischen und wirtschaftlichen Aufstieg, 
diesen vor allem auf dem Gebiet der industriellen Produktion. Die Ver¬ 
städterung setzte ein. Großstädte entstanden, und Berlin wurde als Reichs¬ 
hauptstadt zur Weltstadt. Das Reich schuf als erster Staat eine vorbildliche 
Sozialgesetzgebung. Der Lebensstandard des deutschen Volkes hob sich. 
Seine wissenschaftlichen, technischen und kulturellen Leistungen verschaff¬ 
ten ihm hohes Ansehen in der Welt. Bismarck, der erste Kanzler des Reiches, 
wußte das Reich durch Bündnisse im europäischen Mächtesystem zu ver¬ 
ankern. Es konnte sogar Kolonien erwerben. 

Deutschland war innerlich so gefestigt, daß seine Einheit keinen Augenblick ins 
Wanken geriet, als nach dem verlorenen Erstem Weltkrieg (1914-—1918) 
die Fürsten abtreten und der Republik Platz machen mußten. Die Präambel 
der Weimarer Verfassung (vom 11. 8. 1919) drückt den Willen des deutschen 
Volkes zur Einigkeit mit folgenden Worten aus: 
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„Das deutsche Volk, einig in seinen Stämmen und von dem Willen beseelt, sein 
Reich in Freiheit und Gerechtigkeit zu erneuern und zu festigen, dem inneren und 
äußeren Frieden zu dienen und den gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern, hat 
sich diese Verfassung gegeben.“ 

Noch einmal erhob der Partikularisrnus sein Haupt, der sich nun aber in 
politischen Parteien auswirkte, die sich gegenseitig bekämpften und immer 
weiter spalteten, so daß ihre Zahl auf über 30 anstieg. Durch die innere 
Schwäche der Republik war es einem Demagogen, Adolf PIitler, möglich, 
die Staatsgewalt an sich zu reißen und sie von 1933 bis 1945 auszuüben. Er 
hat 1939 den Zweiten Weltkrieg ausgelöst, der 1945 mit einer totalen Nie¬ 
derlage Deutschlands endete. 

Deutschland war seit dem Dreißigjährigen Krieg also von 
1648—1806 ein Staatenbund, aber kein einheitliches Reich, 

1806—1815 ohne gemeinsame Organisation, 

1815—1871 ein Staatenbund, 

1871—1918 ein Bundesstaat föderativer Art, 

1918—1955 ein Bundesstaat unilaristischer Art, 

1933—1945 ein Bundesstaat mit starkem Zentralismus, 

1945—1949 besetztes Gebiet ohne ein einheitliches Staatsgebilde. 

* 

Fläche und Bevölkerung 

Deutschland in den Grenzen von 1937 umfaßte 470500 qkm mit 69,3 Milli¬ 
onen Einwohnern. Durch die Maßnahmen der Siegermächte nach der Kapi¬ 
tulation der deutschen Wehrmacht am 8. 5. 1945 ist dieses Gebiet gegen¬ 
wärtig in 7 Teile zerrissen: 

1. Die 1949 aus der Britischen, Amerikanischen und Französischen Be¬ 
satzungszone gebildete Bundesrepublik Deutschland. 

1939: 39,35 Millionen Einwohner, 245289 qkm 

Das Gebiet der Bundesrepublik ist also etwas größer als das Großbritanniens 
mit Nordirland, aber nicht halb so groß wie das Frankreichs. 

2. IFest-Berlin, das zwar staatsrechtlich ein Land der Bundesrepublik ist, ihm 
aber derzeit nicht de jure angehören kann. 

1939: 2,75 Millionen Einwohner, 500 qkm 

3. Die Sowjetische Besatzungszone. 

1939: 15,16 Millionen Einwohner, 107200 qkm 

4. Ost-Berlin, das zwar praktisch zur Sowjetischen Besatzungszone gehört, 
aber mit Rücksicht auf die den Viermächtestatus der ehemaligen Reichs¬ 
hauptstadt Berlin betreffenden internationalen Abmachungen nach außen 
eine gewisse Sonderstellung hat. 1939: 1,59 Millionen Einwohner, 400 qkm 
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5. Das Saargebiet, das — als Teil der Französischen Besatzungszone — wirt¬ 
schaftlich an Frankreich angegliedert worden ist und auch politisch bei 
scheinbarer Selbständigkeit unter französischem Einfluß steht. 

1939: 0,91 Millionen Einwohner, 2440 qkm 

6. Die Gebiete östlich der Oder und Neiße , die nach dem Potsdamer Abkom¬ 
men vom 2. 8. 1945 „bis zur endgültigen Festlegung der Westgrenze Po¬ 
lens... unter die Verwaltung des polnischen Staates“ gestellt worden sind, 
von Polen aber — nach der Austreibung der deutschen Bevölkerung — als 
ein Teil seines Staatsgebietes behandelt werden. 

1939: 8,37 Millionen Einwohner, 100 663 qkm 

7. Das nördliche Ostpreußen. Dieses Gebiet steht nach den Bestimmungen des 

Potsdamer Abkommens unter sowjetischerVerwaltung, ohne indessen zur Sowje¬ 
tischen Besatzungszone zu gehören, und wird von der Sowjetunion — nach der 
Austreibung der deutschen Bevölkerung —als ein Teil ihres Staatsgebietes be¬ 
handelt. 1959: 1,19 Millionen Einwohner, 13 886 qkm 

Nach dem Vorkriegsstand entfallen auf die genannten Gebiete folgende An¬ 
teile an der Fläche und Bevölkerung des Deutschen Reiches: 




Bevölkerung % 

Fläche % 

Einw. je qkm 

Bundesrepublik mit West-Berlin .... 

60,8 ' 

52,5 

171 

Sovvjetzone mit Ost-Berlin . 


24,2 

22,9 

156 

Saargebiet . 


1,3 

0,5 

357 

Gebiete Östlich der Oder und Neiße . . 

15,8 

24,3 

83 

Die Bundesrepublik Deutschland hatte am 1. 10. 1952 eine Bevölkerung von rd. 

48 593 500 Einwohnern. Diese verteilen sich auf die neun Länder 

wie folgt: 

DIE BEVÖLKERUNG DER 

LÄNDER DER 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Land 

Hauptstadt 

Bevölkerung 1 
1952 

Bevölkern ngsveranderung 
1939 —1952 



Personen 

/o 

Schleswig-Holstein . . . 

Kiel 

2442900 

+ 855900 

+ 53,9 

Hamburg.. 


1677 500 

— 44500 

- 2,6 

Niedersachsen. 

Hannover 

6661 500 

+ 2121500 

+ 46,8 

Bremen. 


590100 

+ 27100 

+ 4,8 

Nordrhein-Westfalen . . 

Düsseldorf 

13800900 

+ 1867 900 

+ 15,8 

Hessen. 

Wiesbaden 

4 423100 

+ 944100 

+ 30,0 

Rheinland-Pfalz .... 

Mainz 

3157700 

+ 197700 

+ 6,6 

Baden-Württemberg. . . 

Stuttgart 

6 668 700 

+ 1132700 

+ 20,5 

Bavem. 

München 

9171000 

+ 2094000 

+ 29,5 

Bundesrepublik. 

Bonn 

48 595 500 

+ 9253500 

+ 23,6 

1 Die Bevölkerungszahlen sind Schätzungen 

zum 50. 9. 1952 (Grundlage 

: Volkszählung 


vom 15. 9. 1950). 
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Dazu kommt West-Berlin mit rund 2169500 Einwohnern (zusammen rund 
SO 763 000 Einwohner gegenüber rund 18,S Millionen in der Sowjetzone und 
Ost-Berlin ). 

Durch den Zustrom von Heimatvertriebenen und Flüchtlingen hat die Be¬ 
völkerungsdichte in der Bundesrepublik sich trotz den Kriegsverlusten be¬ 
trächtlich erhöht. Der auf der Bundesrepublik lastende Bevölkerungsdruck 
kommt deutlich bei Berechnung der Einwohnerzahl je Quadratkilometer 
landwirtschaftlicher Nutzfläche zum Ausdruck, die von 1959 bis 1951 eine 
Steigerung um 65,9°/ 0 (von 229 auf 580 Personen) erfahren hat. 


BEVÖLKERUNGSDICHTE 



SÜD-AFR +KÄ 


A U STRAL I E N 


N E U-SEE LA fflX 






Das Empire steht Groß¬ 
britannien zur Verfügung 


Größe in qkm 

Bevölkerung 
(in 1000) 

Bevölkerung 
je Quadrat¬ 
kilometer 

USA. 

7827680 

157015 

20 

Bundesrepublik. 

245311 

48 478 

198 

Großbritannien u. Nordirland 

243 999 

50 650 

208 

Kanada. 

9953471 

14430 

1 

Südafrikan. Union. 

1223712 

12912 

11 

Australischer Bund. 

7703867 

8 649 

1 

Neuseeland. 

267 837 

2003 

7 


2 
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DEUTSCHLAND 


BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG 
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Millionen Bevölkerungsstand 1 Millionen 



IV. I. II. III. IV. I. II. III. IV. I. II. III. IV. I. II. III. IV. I. II. III. IV. I. II. in. IV. 


Vierteljahr Vierteljahr Vierteljahr Vierteljahr Vierteljahr Vierteljahr 

1946 1947 1948 1949 1950 1951 1952 



1947 1948 1949 1950 1951 1952 

[xgJ Heim- Zuwanderungsüberschuß insgesamt 4 aus (von unten nach oben): |||| Geburten- 

kehrer* lH der Sowjetzone, den Ostgebieten, IRO-Lagern, Sonstige §§§1 Überschuß 


1 Ohne Ausländer in IRO-Lagern. — 8 Einschließlich Personen in Zivilinternierten-, Kriegsgefange¬ 
nen-, Flüchtlingsdurchgangslagern (ohne Hamburg und Bremen); ohne Ausländer in IRO-Lagern. — 
* Heimkehrer: auch zugezogene ehemalige Kriegsgefangene u. Zivilinternierte, die ein ziviles Arbeits¬ 
verhältnis mit einem östlichen Vertragsstaat abgeschlossen haben sowie ehemalige Fremdenlegionäre. 
‘Zuwanderungsüberschuß: Überschuß der Anzahl der zuziehenden Personen über die Anzahl der 
fortziehenden Personen in den Grenzen der Bundesrepublik Deutschland; ohne Heimkehrer. 
Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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ALTER UND FAMILIENSTAND DER BEVÖLKERUNG 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 1 


Endgültiges Ergebnis der Volkszählung vom 15. September 1950 


Bevölkerung der USA 1950 (zum Vergleich) Altersjahre 



|-,-1-1-1-,—.. I - - i-1-1-1 |-1-j- h -1--1-1-1-1-i 

500 400 300 200 100 0 0 100 200 300 400 500 

1000 Personen Männer Frauen 1000 Personen 


Ledige 


W/P/ßfa Verheiratete 
EnTiTTiUl Verwitwete 
I I Geschiedene 


1 Ohne Ausländer in IRO-Lagern. — 2 Die in Klammern () angegebenen 
Geburtsjahre sind nur als Hinweis zu werten, da Alters- und Geburtsjahre 
am 13. 9. nicht genau übereinstimmen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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DEUTSCHLAND 


BEVÖLKERUNG DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
NACH DER ERWERBSTÄTIGKEIT 
am 17. Mai 1959 und am 15. September 1950 

Millionen 



Angehörige ohne Hauptberuf 


Selbständige Berufslose 2 


Arbeitnehmer 


Mithelfende Familienangehörige 


Selbständige 


1 Ihrer Dienstpflicht genügende Soldaten, Arbeitsmänner und Arbeitsmaiden. a Selbständige Be¬ 
rufslose sind Personen, die ohne Ausübung einer hauptberuflichen Erwerbstätigkeit Einkommen 
irgendwelcher Art beziehen, wie Rentenempfänger u. ä., sowie die ständigen Insassen von Anstal¬ 
ten verschiedener Art. Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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DEUTSCHLAND 


DIE ALTERSGLIEDERUNG DER ERWERBSTÄTIGEN 
IM BUNDESGEBIET 
am 13. September 1950 


Altersiahra Männer Frauen 



Quelle: Zahlenbilder 


DIE BEVÖLKERUNG NACH DER STELLUNG IM BERUF SEIT 1882 


Selbständige 


Mithelfende 

Familienang. 


Beamte 


Angestellte Arbeiter 


Selbständige 

Berufslose 


Deutsches Reich a) Erwerbspersonen in Prozent aller Erwerbspersonen 

1882 26,1 10,2 5,0 58,7 — 

1907 19,0 15,3 11,7 54,0 — 

Bundesgebiet 

1950 14,8 14,4 4,0 15,9 50,9 — 

Deutsches Reich b) Berufszugehörige 1 in Prozent der Gesamtbevölkerung 

1882 37,1 4,4 6,2 47,6 4,7 

1907 25,1 7,1 12,2 47,4 8,2 


Bundesgebiet 



1 Das sind die Erwerbspersonen mit ihren Angehörigen ohne Hauptberuf. 
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DIE BEVÖLKERUNG DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
NACH WIRTSCHAFTSABTEILUNGEN AM 13. SEPT. 1950 

Millionen Personen 


Selbständige Berufslose 1 


Ohne Angabe der Be- 
triebszu gehör igkeit 


öffentlicher Dienst 
und Dienstleistungen 
im öffentl. Interesse 


V erkehrswesen 


Dienstleistungen 



Landwirtschaft u. Tier- 
zncht, Forst- u. Jagdwirt¬ 
schaft, Gärtnerei, 
Fischerei 

Bergbau, Gewinnung u. 
Verarbeitung von Stei¬ 
nen und Erden, Energie¬ 
wirtschaft 


Eisen- und Metallerzeu¬ 
gung und -Verarbeitung 


Verarbeitende Gewerbe 
ohne Eisen- und Metall¬ 
verarbeitung 


Handel, Geld- und Versicherungswesen Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 


1 Selbständige Berufslose sind Personen, die ohne Ausübung einer hauptberuflichen Erwerbstätig¬ 
keit Einkommen irgendwelcher Art beziehen, wie Rentenempfänger u. a., sowie die ständigen In¬ 
sassen von Anstalten verschiedener Art. Quelle: Statistisches Bundesamt. 


DIE BEVÖLKERUNG NACH DER ERWERBSTÄTIGREIT SEIT 1882 1 


Erwerbspersonen Selbständige Berufslose 
insges. männl. weibl. insges. männl. weibl. 


Angehörige 
ohne Hauptberuf 
insges. männl. weibl. 


Reichsgebiet 2 1882 

41,8 

60,4 

24,4 

3,1 

5,1 

3,1 

55,1 

56,5 

72,5 

1907 

45,2 

60,7 

30,5 

5,7 

5,4 

5,8 

49,1 

33,9 

65,7 

1925 

51,3 

68,0 

35,6 

6,2 

5,6 

6,7 

42,5 

26,4 

57,7 

1939 

50,8 

66,5 

36,3 

9,4 

9,1 

9,6 

39,8 

24,4 

54,1 

Bundesgebiet 1950 

46,5 

63,2 

31,3 

12,0 

13,5 

41,7 

26,5 

55,2 



1 In Prozent der Gesamtbevölkerung. 2 In den Grenzen von 1937. 


Der Bevölkerungsgewinn und -Verlust im Gebiet der Bundesrepublik ergibt sich 
gegenüber 1939 (in geschätzten, abgerundeten Zahlen) wie folgt 1 : 


Gesamtbevölkerung Stand Mai 1939 . 39340000 

Rriegsverluste . ..— 4 600000 

Heimatvertriebene und Zugewanderte 

Stand Ende September 1952 . . . -f- 10070000 
Sonstiger Bevölkerungszuwachs 

(vorwiegend Geburtenzuwachs) . . -f- 3784000 
Gesamtbevölkerung Stand Ende 

September 1952 . 48594000 
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DEUTSCHLAND 


Der Überschuß der Zuwanderung über die Abwanderung betrug im Jahre 

1947 881000 Personen 

1948 851000 „ 

1949 446000 

1950 375000 

1951 208000 

1952 148000 
(vorläufig) 

Zum Vergleich sei daran erinnert, wie stark um die Mitte des 19. Jahrhunderts die 
Auswanderung, vor allem nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika, noch war. 
1851/1860 betrug der Wanderungsverlust 0,90, 1861/1870 0,87 Millionen. 1881/1885 
wanderten nochmals fast eine Million Menschen mehr aus als ein. Dann flaute die 
Auswanderung stark ab. 

SÄUGLINGSSTERBLICHKEIT IM DEUTSCHEN REICH 1 
UND IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Auf 100 Lebendgeborene im 1. Lebensjahr Gestorbene 2 


Deutsches Reich Bundesrepublik Deutschland 



1 Gebietsstand vom 31. 12. 1937. Quelle: Statistisches Bundesamt. 

2 Bezogen auf die Lebendgeborenen des Berichtszeitraumes, ab 1946 unter Berücksichtigung der 
Geburtenentwicklung in den vorhergehenden 12 Monaten. 


Bevölkerungsstruktur 

Die Bevölkerung Deutschlands hat Ende 1816 22 Millionen, die des jetzigen 
Bundesgebiets zum gleichen Zeitpunkt 13,5 Millionen betragen. Die Ge¬ 
burtenhäufigkeit erreichte im Jahrfünft 1876/1880 mit durchschnittlich 
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DEUTSCHLAND 


39,3 Lebendgeburten je 1000 Einwohner und Jahr ihren höchsten statistisch 
festgestellten Stand. Bis 1933 war sie auf 14,7 abgesunken; 1952 betrug sie 
15,7. Die starke Zunahme der deutschen Bevölkerung beruht mindestens 
in den letzten 70 Jahren nicht mehr auf hoher Geburtenhäufigkeit, sondern 
auf sinkender Sterblichkeit. Hand in Hand mit ihr ging eine erhebliche Ver¬ 
längerung der Lebensdauer. Von 1871/1880 bis 1932/1934 stieg die durch¬ 
schnittliche Lebenserwartung des Neugeborenen beim männlichen Ge¬ 
schlecht von 35,6 auf 59,9 Jahre, beim weiblichen von 38,5 auf 62,8 Jahre. 
Die Überalterung im Bevölkerungsaufbau (siehe das Schaubild auf Seite 19) 
ist so stark, daß der Anteil der über 65 jährigen heute rund 10°/ 0 der gesamten 
Bevölkerung ausmacht gegenüber rund 7,3°/ 0 im Jahre 1939 und weniger 
als 5°/ 0 in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg. 

DIE NATÜRLICHE BEVÖLKERUNGSBEWEGUNG 1950 
(Internationale Vergleichszahlen) 

Lebend- Sterbe- Geburten- Lebend- Sterbe- Geburten¬ 
geburten fälle Überschuß gebürten fälle Überschuß 

auf 1000 Einwohner Westdeutschland = 100 

1 2 3 4 5 6 7 


Bundesrepublik Deutschland 

16,2 

10,4 

5,8 

100 

100 

100 

Belgien . .. 

16,5 

12,4 

4,1 

101,9 

119,2 

70,7 

Frankreich. 

20,4 

12,6 

7,8 

125,9 

121,2 

134,5 

Großbritannien. 

16,1 

11,7 

4,4 

99,4 

112,5 

75,9 

Italien. 

20,0 

9,7 

10,3 

123,5 

93,3 

177,6 

Niederlande. 

22,7 

7,5 

15,2 

140,1 

72,1 

262,1 

Österreich. 

15,1 

12,1 

3,0 

93,2 

116,3 

51,7 

Schweden. 

16,4 

10,0 

6,4 

101,2 

96,2 

110,3 

Schweiz. 

18,1 

10,1 

8,0 

111,7 

97,1 

137,9 

USA. 

23,4 

9,6 

13,8 

144,4 

92,3 

237,9 

Kanada . 

26,5 

9,0 

17,5 

163,6 

86,5 

301,7 

Japan . 

28,4 

11,0 

17,4 

175,3 

105,8 

300,0 


Die Bevölkerungsstruktur der Bundesrepublik muß also nicht nur gegenüber 
früheren Jahren, sondern auch gegenüber den Nachbarländern als ungünstig 
bezeichnet werden. Selbst in den Ländern Westeuropas ist die Geburten¬ 
häufigkeit mit wenigen Ausnahmen größer als in der Bundesrepublik, teil¬ 
weise — so in den Niederlanden, Frankreich und Italien — sogar sehr er¬ 
heblich; großenteils ist auch die Sterblichkeit geringer. Noch ausgeprägter 
ist der Unterschied gegenüber wichtigen überseeischen Ländern. Nicht nur 
Japan, sondern auch Kanada und die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
haben zweieinhalb- bis dreimal so hohe Geburtenüberschüsse auf 1000 Ein¬ 
wohner wie die Bundesrepublik. 
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Von der Ausschaltung Deutschlands aus der Weltpolitik bis zur Eingliederung 
der Bundesrepublik in die Gemeinschaft der freien Nationen. 

EINE ZEITTAFEL 1 

24. 1. 1943: 

Nach der Konferenz von Casablanca geben die Alliierten ihre Forderung auf 
bedingungslose Kapitulation Deutschlands bekannt. 

Sommer 1944: 

Der Schatzsekretär der Vereinigten Staaten, Henry Morgenthau, entwirft einen 
Plan für die Behandlung Deutschlands nach dem Kriege. Der Plan sieht u. a. die 
Vernichtung der gesamten Schwerindustrie, die Schließung der Bergwerke im 
Ruhrgebiet und die drastische Reduzierung der leichten Industrie vor. Deutsch¬ 
land soll im wesentlichen in einen Agrarstaat mit leichten Zubringerindustrien 
umgewandelt werden. Im August 1944 erklärt Präsident Roosevelt sich entgegen 
den schweren Bedenken des Außenministers Hüll und des Kriegsministers 
Stimson für den Plan. Am 15. 9. 1944, auf der 2. Konferenz von Quebec, gibt der 
britische Premierminister Churchill seine Zustimmung, wendet jedoch ein, 
man dürfe Großbritannien „nicht an eine Leiche ketten“. Am 11. 2. 1945 er¬ 
klären auf der Konferenz von Jalta die Sowjets ihre Übereinstimmung mit den 
Zielen des Morgenthau- Plans. 


19 4 5 

April 1945: 

Direktive JC 1067 des US- Wehrmachtgeneralstabes an den Oberbefehlshaber der 
Besatzungstruppen der Vereinigten Staaten, General Eisenhower, über die grund¬ 
legenden Ziele der Militärregierung in Deutschland. Die Anweisung enthält wesent¬ 
liche Elemente des MoRGENTHAU-Plans. 

7. —8. 5. 1945: 

Unterzeichnung der bedingungslosen Kapitulation der Deutschen Wehrmacht in Reims 
und Berlin-Karlshorst. Die Nazidiktatur in Deutschland ist zu Ende. Der „Führer“ 
Adolf Hitler hat sich durch Selbstmord der Verantwortung entzogen. 

Punkt 4 der Kapitulationsurkunde: „Diese Kapitulationserklärung stellt kein 
Präjudiz für an ihre Stelle tretende allgemeine Kapitulationsbestimmungen dar, 
die durch die Vereinten Nationen oder in deren Namen festgesetzt und Deutsch¬ 
land und die Deutsche Wehrmacht als Ganzes betreffen werden.“ 

8. 5. 1945: 

Nachrichtenagentur Reuter: „Deutschland ist ein unterworfenes, erobertes und 
besetztes Land, das keine unabhängige Existenz hat.“ 

5. 6. 1945: 

Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der Übernahme der 
obersten Regierungsgewalt hinsichtlich Deutschlands durch die Regierungen der vier 
Großmächte. 

1 Die Texte stellen wörtliche Auszüge aus den betrefienden Verlautbarungen dar, aber nicht 
immer fortlaufende Satzfolgen. — Die in den einzelnen Beiträgen genannten Daten werden 
im allgemeinen nicht wiederholt. 
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Feststellung seitens der Regierungen der vier Großmächte über das Kon troll - 
verfahren in Deutschland: Einsetzung des Alliierten Kontrollrats mit Sitz in Berlin. 
Die Entscheidungen „über alle Deutschland als Ganzes betreffenden wesentlichen 
Fragen“ müssen einstimmig getroffen werden. 

Feststellung seitens der Regierungen der vier Großmächte über die Besatzungs¬ 
zonen in Deutschland. Gemeinsame Besetzung von Groß-Berlin; Einrichtung der 
IComendatura. 

1. 7. 1945: 

Die von amerikanischen Truppen besetzten Länder Sachsen und Thüringen werden 
an die sowjetischen Behörden übergeben. 

17. 7 .—2. 8 . 1945: 

Konferenz von Potsdam. Das Potsdamer Abkommen bestimmt, „bei der Organisation 
des deutschen Wirtschaftslebens das Hauptgewicht auf die Entwicklung der Land¬ 
wirtschaft und der einheimischen für friedliche Zwecke arbeitenden Industrien 
zu legen.“ Als Richtschnur hierfür soll dienen, daß der Lebensstandard in Deutsch¬ 
land nicht hoher sein dürfe als in dem Durchschnitt aller europäischen Lander, 
ausschließlich Großbritanniens und der Sowjetunion, aber einschließlich der süd- 
und osteuropäischen Länder. Deutschland soll die Produktion aller seetüchtigen 
Schiffe verboten werden. Die Produktion von Metallen, Chemikalien, Maschinen 
und ,,anderen Gütern, die für eine Kriegswirtschaft unmittelbar notwendig sind“, 
soll einer strengen Kontrolle unterworfen bzw. demontiert oder zerstört werden. 
Reparationen sollen innerhalb von zwei Jahren in Sachwerten aus Deutschland ent¬ 
nommen werden. Reparationen sind Guthaben, Gold, Schiffe, Fabrikeinrichtungen 
und laufende Produktion. Kriegsbeute wird nicht zu den Reparationen gerechnet. 

30. 8 . 1945: 

Eine französische Kommission übernimmt die Verwaltung des Saargebiets. 
(Am 18. 7. 1946 werden dem Saargebiet 156 Gemeinden der Rheinprovinz ein¬ 
gegliedert. Nach den Wahlen vom 5. 10. 1947 beschließt am 9. 11. 1947 der 
Saarländische Landtag die wirtschaftliche Angliederung des Gebiets an Frank¬ 
reich, dessen Ansprüche am 11, 4. 1947 durch Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten sanktioniert worden waren. Am 10. 1. 1948 übernimmt ein Französischer 
Hochkommissar die bisherigen Befugnisse der Französischen Militärregierung an 
der Saar.) 

Herbst 1945: 

Der in Potsdam beschlossene zentrale deutsche Verwaltungsapparat scheitert an 
einem französischen Veto. 

20. 9. 1945: 

Proklamation Nr. 2 des Alliierten Kontrollrats über „Zusätzliche an Deutschland 
gestellte Forderungen“. 

Abschnitt III 8 b: Deutsche Behörden und Staatsangehörige haben alle Anord¬ 
nungen der Alliierten Vertreter zu befolgen, deutsche im Ausland wohnende 
Staatsangehörige zurückzurufen und alle von den Alliierten Vertretern bezeich- 
neten Personen aufzunehmen. 

6 . 11. 1945: 

Bildung des Länderrats der US-Zone in Stuttgart. 
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9.12.19+5: 

Der US-Außenminister Byrnes erwägt Zentralisierung von Verkehr und Währung 
in den drei Westzonen und erteilt dem Militärgouverneur entsprechende Weisungen. 
Großbritannien lehnt ab. 

19 4 6 

15.2.1946: 

Einrichtung eines Zonenbeirates in Hamburg zur Beratung der Britischen Militär¬ 
regierung durch eine Vertretung der deutschen Verwaltung, der Parteien und der 
Gewerkschaften. 

Februar 1946: 

Frankreich fordert vor Einrichtung einer Zentralverwaltung die International! - 
sierung der Ruhr oder völlige Zerstörung ihres Wirtschaftspotentials sowie 
ständige militärische Besetzung des Rheinlandes. 

28. 3. 1946: 

Erster Industrieplan für Deutschland (Ausarbeitung der Potsdamer Beschlüsse durch 
den Alliierten Kontrollrat). Die Höhe der Industrieproduktion soll etwa 50—55% 
der Produktionshöhe von 1938 betragen. Alle darüber hinausgehenden Produk¬ 
tionskapazitäten sollen entweder als Reparationsgüter ins Ausland geliefert oder 
an Ort und Stelle zerstört werden. Der Plan unterscheidet zwischen völlig ver¬ 
botenen Industrien (darunter neben der Waffen- und Munitionsproduktion auch 
Seeschiffe, zahlreiche Chemikalien, Funksendeausrüstungen, schwere Traktoren, 
schwere Werkzeugmaschinen, synthetische Treibstoffe, synthetischer Gummi 
und Kugel- und Rollager) und Industriezweigen, deren Produktion eingeschränkt 
werden soll. Die wichtigsten Industriebeschränkungen werden wie folgt fest- 
gelegt: 

Stahlkapazität 7,5 Millionen Tonnen jährlich; chemische Grundstoffe 40% der 
Kapazität von 1936; Werkzeugmaschinenindustrie 11,4% der Kapazität von 1938, 
Elektrofabrikation' 50% von 1938. Die Produktion von Transportmitteln soll 
beschränkt werden auf 40000 Personen- und Lastautomobile, 4000 leichte 
Straßenschlepper und 10000 Motorräder jährlich; landwirtschaftliche Maschinen 
30% von 1938, usw. 

25. 4.—19. 5. 1946: 

Erste Außenministerkonferenz in Paris. Der sowjetische Außenminister Molotow 
lehnt den Plan der Westmächte zur Vorbereitung eines Friedensvertrags mit 
Deutschland ab. Der US-Außenminister Byrnes gibt seinen Plan zur Entwaffnung 
und Besetzung Deutschlands auf 25 Jahre bekannt. Ein Kompromißvorschlag 
Frankreichs zur Einrichtung alliierter Zentralstellen mit deutschem Vollzugs¬ 
personal wird von Großbritannien und den Vereinigten Staaten abgelehnt. 

25. 5. 1946: 

Der stellvertretende US-Militärgouverneur General Clay befiehlt die (vorüber¬ 
gehende) Einstellung der Reparationslieferungen an die Sowjetunion wegen Aus¬ 
bleibens der Gegenleistungen. 

15. 6.—15. 7. 1946: 

Zweite Außenministerkonferenz in Paris. Der sowjetische Außenminister Molotow 
widerspricht dem Plan des Zusammenschlusses der vier Besatzungszonen. Der 
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US-Außenminister Byrnes tritt den sowjetischen Reparationsforderimgen ent¬ 
gegen. 

2. 7. 1946: 

Die US-Militärregierung nimmt die Jugend durch Generalamnestie von der An¬ 
wendung der Entnazifizierungsgesetze aus. 

20. 7. 1946: 

Der US-Militärgouverneur General McNarney lädt die Besatzungsmächte ein, 
„einheitliche Wirtschaftspolitik in allen Zonen“ durchzuführen. Am 1. 8. stimmt 
Großbritannien zu; am 10. 8. lehnt Frankreich ab. Die Sowjetunion enthält sich 
einer Antwort. Am 5. 9. erfolgt die Vereinbarung des Britischen mit dem US- 
Militärgouverneur über den wirtschaftlichen Zusammenschluß der beiden Zonen. 
Fünf Zentralstellen für die gemeinsame Verwaltung werden eingerichtet. Am 
2. 12. 1946 unterzeichnen die Außenminister James F. Byrnes und ErnestBevin 
das Abkommen über die wirtschaftliche Vereinigung der US- und Britischen 
Zone mit Wirkung vom 1. 1. 1947. 

6.9.1946: 

Rede des US-Außenministers James F. Byrnes in Stuttgart über die Notwendig¬ 
keit der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands und die Belebung seiner wirt¬ 
schaftlichen Kräfte sowie die Stärkung der deutschen Selbstverantwortung in 
Politik und Wirtschaft. Neuer Abschnitt der US-Deutschland-Politih. 

5. 9.—11. 9. 1946: 

Als erste gemeinsame Einrichtung der „Bizone“ wird ein „Wirtschaftsrat“ in 
Minden errichtet. (Mit Errichtung der „Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts¬ 
gebietes“ am 9. 8. 1947 aufgelost.) 

4. 10. 1946: 

Interzonenkonferenz der Regierungschefs der Länder und Städte der Britischen 
und US-Zone in Bremen. Vorschläge zur Bildung eines „Deutschen Länderrats“. 
2. 12. 1946: 

Verfassung des Freistaates Bayern (und andere, so: 15. 5. 1946 Hamburg, 15. 10. 
1946 Bremen, 11. 12. 1946 Hessen). 


Übergang der Wirtschaftsverwaltung der Britischen und der US-Zone von den 
Alliierten auf den „Verwaltungsrat für Wirtschaft“ (siehe 5. 9. 1946) in Minden. 
24. 1. 1947: 

Das erste Handelsabkommen zwischen der Doppelzone und den Niederlanden wird 
abgeschlossen. 

I. 3. 1947: 

Die US-Militärregierung überträgt durch Proklamation Nr. 4 den Ländern der 
US-Zone die legislative, exekutive und richterliche Gewalt. 

II. 3. 1947: 

Präsident Truman verkündet die Unterstützung der freien Völker im Kampf 
gegen die kommunistische Bedrohung. Die „Truman-Doktrin“ wird die Grund¬ 
lage des Atlantikpaktes. 
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26. 5. 1947: 

Der ehemalige US-Präsident Hoover fordert den Wiederaufbau der deutschen 
Produktion. Am 8. 5. 1947 spricht sich der stellvertretende US-Außenminister 
Dean Acheson für den Wiederaufbau Deutschlands als „der großen Werkstatt 
Europas “ aus. 

10. 5.-24. 4. 1947: 

Außenministerkonferenz in Moskau. Keine Einigung über die Frage einer deut¬ 
schen Zentralregierung. Scheitern der Friedensregelung. Am 25. 4. 1947 be¬ 
schließen die Außenminister die Rückführung aller deutschen Kriegsgefangenen 
bis zum 51. 12. 1948. Nach dem Mißerfolg der Konferenz beginnen die drei 
Westmächte mit der Ausarbeitung eines neuen Industrieplans für ihre Besatzungs¬ 
zonen. 

29. 5. 1947: 

Abkommen zwischen der Britischen und US-Militärregierung über die Ein¬ 
richtung eines Wirtschaftsrates für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet mit Sitz in 
Frankfurt am Main „bis zur Errichtung von Regierungs- und Verwaltungsstellen 
für ganz Deutschland“. 

5 . 6. 1947: 

Der US-Außenminister Marshall schlägt in einer Rede vor der Harvard-Univer¬ 
sität den Zusammenschluß der Völker Europas zu einem gegenseitigen wirtschaft¬ 
lichen Hilfs- und Wiederaufbauprogramm vor. Die Vereinigten Staaten seien 
bereit, die hierzu nötige Wirtschaftshilfe zu leisten; Deutschland soll in das 
Programm eingeschlossen sein. Auf der am 27. 6. 1947 in Paris zusammen¬ 
tretenden Konferenz der europäischen Länder versagt der sowjetische Außen¬ 
minister Molotow schon nach den ersten Verhandlungstagen die Mitarbeit der 
Sowjetunion und verläßt Paris. Polen und die Tschechoslowakei werden gezwungen, 
ihre Mitarbeit ebenfalls zu versagen. Der „Marshallplan“ wird damit praktisch 
auf Westeuropa begrenzt. Der Schlußbericht der Pariser Konferenz von 16 Nati¬ 
onen über den Marshall-Plan sieht am 22. 9. 1947 die Teilnahme der drei 
Besatzungszonen Westdeutschlands an der Durchführung des Planes vor. 

6 .-8. 6. 1947: 

Die einzige Konferenz aller deutschen Länderchefs in München scheitert: Die 
Ministerpräsidenten der Sowjetzone reisen ab, weil die Konferenz politische 
Propagandadebatten ablehnt. Innerdeutscher Bruch mit den SED-Regierungen 
der Sowjetzone. 

10. 6. 1947: 

Gemeinsame Anordnung der US- und Britischen Militärregierung über „die 
Einsetzung eines Wirtschaftsrates, eines Exekutivausschusses und von Direktoren, 
um die Lösung dringender wirtschaftlicher Probleme und den Aufbau des Wirt¬ 
schaftslebens durch dem Volke verantwortliche deutsche Stellen zu fördern.“ 

25. 6. 1947: 

Konstituierung des von den Landtagen der „Bizone“ gewählten Zweizonen-Wirt¬ 
schaftsrates in Frankfurt als oberstem Organ des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
zur Koordinierung der Wirtschaft beider Zonen. (Sogenannter „Erster Wirt- 
schaftsrat“; bis 9. 2. 1948.) 
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17.7.1947: 

Neue Richtlinien der US-Regierung an den Militärgouverneur General Lucius 
D. Clay an Stelle der Anweisungen von 1945: Entwicklung der deutschen 
Selbstverantwortlichkeit in den Ländern, Beschränkung des Industrieabbaus auf 
Kriegsindustrie. Allmähliche Erhöhung der Lebenshaltung; wirtschaftliche Un¬ 
abhängigkeit Deutschlands von Zuschüssen als Ziel. 

28. 8. 1947: 

Veröffentlichung des ,, Zweiten Industrieplans“ (Dreimächtekonferenz: Vereinigte 
Staaten, Großbritannien, Frankreich in London). Französische Vorbehalte hin¬ 
sichtlich bestimmter Industriezweige. Die deutsche Industrieproduktion in den 
Westzonen soll auf 90—95 % des Standes von 1936 gehoben werden. Im einzelnen 
wird festgelegt (vgl. 28. 3. 1946): 

Stahlproduktion 10,7 Millionen Tonnen jährlich; schwere Maschinen 80% der 
Vorkriegserzeugung, wovon aber 35% als Reparationen abgeführt werden sollen; 
Automobilindustrie 160 000 Personenwagen und 61500 Lastwagen; chemische 
Industrie 100% von 1936 (mit Ausnahme der verbotenen Produkte), usw. 
Trotzdem sollen nach diesem Plan (gemäß Liste vom 17. 10. 1947) noch 918 
Industriewerke demontiert werden, und zwar 338 als sogenannte Kriegsindustrien 
und 580 als sogenannte überschüssige Betriebe. Davon liegen allein 496 in der 
Britischen Zone, darunter Walzwerke, Eisenbahnzulieferungswerke, Röhrenwerke, 
Bergbauzulieferungswerke usw. (US-Zone 186, Französische Zone 236 Werke). 
25. 11.—15. 12. 1947: 

Außenministerkonferenz in London. Keine Einigung über eine Friedensregelung 
mit Deutschland. Der US-Außenminister Marshall lehnt Reparationen aus der 
laufenden deutschen Produktion ab. 
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7.1.1948: 

Konferenz der Militärgouverneure der Britischen und US-Zone mit den Länder¬ 
chefs der beiden Zonen über die Neuorganisation der Zweizonenverwaltung. Beschlüsse 
zur Umbildung des Wirtschaftsrates, Schaffung einer zweiten Kammer aus Ver¬ 
tretern der Lander, Errichtung eines Deutschen Obergerichtshofes und einer 
Zentralbank für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet. 


9. 2. 1948: 

Inkrafttreten der neuen Ordnung der Wirtschafts Verwaltung der „Bizone“. Schaf¬ 
fung eines Länderrats neben dem umgebildeten Wirtschaftsrat und eines Verwal¬ 
tungsrates als Oberleitung der Wirtschaftsverwaltungen: ,,Zweiter Wirtschaftsrat“ 
aus 104 Mitgliedern. Am 2. 3. 1948 wird Dr. Hermann Pünder zum Oberdirek¬ 
tor des Verwaltungsrates gewählt. 


6 . 3. 1948: 

Kommunique der Londoner Sechsmächtekonferenz (einschließlich der Benelux¬ 
staaten), die nach dem Scheitern der Londoner Viermächtekonferenz vom De¬ 
zember 1947 am 23. 2. 1948 begonnen hatte. Die Westmächte empfehlen 
Zusammenarbeit der drei Mächte in Westdeutschland, ein föderatives Regierungs- 
system für Deutschland und Deutschlands Teilnahme an der internationalen 
Ruhrkontrolle. 
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19. 5. 1948: 

Die Sowjets verlassen den Alliierten Kontrollrat für Deutschland (angeblich aus 
Protest gegen die Londoner Beschlüsse vom 6.3. 1948). 

1. 4. 1948: 

Beginn der Berliner Blockade. (30. 6.1948 : Errichtung der Luftbrücke nach West- 
Berlin. 12. 5. 1949: Ende der Berliner Blockade.) 

1. 6. 1948: 

Kommunique der Londoner Sechsmächtekonferenz (nach Wiederaufnahme der 
Besprechungen am 20. 4. 1948): Anerkennung der Notwendigkeit, „dem deut¬ 
schen Volke die Möglichkeit zu geben, auf der Basis einer freien und demokra¬ 
tischen Regierungsform die schließliche Wiederherstellung der gegenwärtig nicht 
bestehenden deutschen Einheit zu erlangen . . . Das deutsche Volk soll in den ver¬ 
schiedenen Ländern die Freiheit erhalten, für sich die politischen Organisationen 
und Einrichtungen zu schaffen, um diejenigen staatlichen Aufgaben übernehmen 
zu können, die mit den Mindesterfordemissen der Besetzung und der Kontrolle 
vereinbar sind und letzten Endes das deutsche Volk in die Lage versetzen werden, 
volle Regierungsverantwortung zu übernehmen. Es wird empfohlen, die Minister¬ 
präsidenten der westdeutschen Länder zu ermächtigen, eine verfassunggebende 
Versammlung einzuberufen . . .“ Gleichzeitg werden sehr weitgehende Sicherheits¬ 
maßnahmen beschlossen, darunter die Einrichtung einer militärischen Siclier- 
heits- und einer internationalen Ruhrkontrollbehörde. 

20. 6. 1948: 

Währungsreform in den drei Westzonen. 

Frühsommer 1948: 

Die Marshallplan-Organisation (OEEC 1 ) wird in Paris gegründet. Das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet, die Französische Zone und Berlin sind zunächst durch die 
Besatzungsmächte vertreten. 

1. 7. 1948: 

Die Militärgouverneure übergeben den elf westdeutschen Regierungschefs die 
,,Frankfurter Dokumente“. Am 26. 7.1948 wird mit den Militärgouverneuren über die 
Grundlagen eines westdeutschen Zusammenschlusses Übereinstimmung erreicht. 
10. 8.-23. 8. 1948: 

Tagung des vorbereitenden Verfassungsausschusses im Schloß Herrenchiemsee. 
1. 9. 1948: 

Beginn der Tagung des Parlamentarischen Rates in Bonn. Zum Präsidenten wird 
Dr. Konrad Adenauer gewählt. 

23. 11. 1948: 

Memorandum der westalliierten Verbindungsoffiziere beim Parlamentarischen 
Rat an Dr. Adenauer. Die Alliierten präzisieren darin ihre Ansichten vor allem 
hinsichtlich des von ihnen gewiinscb len föderativen Staatsaufbaues. 

10. 12. 1948: 

Beginn von Verhandlungen über den Abschluß einer nordatlantischen Allianz zwischen 
den Botschaftern der Mächte des Brüsseler Paktes und Kanadas sowie dem State 

1 Organization for European Economic Cooperation - Organisation für wirtschaftliche Zu- 
samrnenarbeit in Europa. 
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Department in Washington. Vorstufen: 5. 3.—17. 3. 1948: Fünfmächtekonferenz 
(Frankreich, Großbritannien, Beneluxstaaten) zur Bildung einer Westunion und 
Unterzeichnung des Brüsseler Paktes. 12.6.1948: Die Vandenberg-Resolution 
über militärische Hilfe der Vereinigten Staaten für regionale Bündnisgruppen 
und andere kollektive Vereinbarungen im Rahmen der Vereinten Nationen 
wird vom US-Senat mit 64:4 Stimmen gebilligt. 26.10.1948: Der Rat des 
Brüssel-Pakts einigt sich in Paris über die Grundsätze eines atlantischen Defensiv¬ 
paktes. 

Am 4. 4. 1949 wird der ,, Atlantikpakt “ in Washington durch die Außenminister 
von 12 Staaten unterzeichnet (Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, 
Island, Italien, Kanada, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Portugal, Ver¬ 
einigte Staaten); am 6. 10. 1949 unterzeichnet Präsident Truman den Mutual 
Defence Assistance Act. 

28. 12. 1948: 

Londoner Sechs-Mächte-Abkommen über die Einsetzung einer Internationalen 
Ruhrbehörde (Ruhrstatut ). Die drei Militärgouverneure vertreten Westdeutschland 
in der Behörde. 
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17.1.1949: 

Einrichtung des Alliierten Sicherheitsamtes zur Überwachung der Entmilitari¬ 
sierung in Westdeutschland. 

15. 3. 1949: 

Der US-Militärgouvemeur General Clay gibt den Abschluß der negativen Phase 
der US-Besatzungspolitik in Deutschland und den Beginn einer konstruktiven 
Politik bekannt. 

10. 4. 1949: 

Die Außenminister der USA, Großbritanniens und Frankreichs beenden ihre 
Konferenz in Washington über Deutschland. Ein Abkommen über die Fusion der 
drei Westzonen wird beschlossen, der Wortlaut des Besatzungsstatuts für West¬ 
deutschland bekanntgegeben. Damit endet das Bestehen der Militärregierungen 
als solche. Die Funktion der alliierten Behörden wird aufgeteilt; Kontrollbefugnisse 
werden von den Hohen Kommissaren und militärische Funktionen von den Ober¬ 
befehlshabern ausgeübt. Die Außenminister betonen, es sei das höchste Ziel der 
drei alliierten Regierungen, den festen Einbau eines demokratischen Bundes¬ 
staates in den Rahmen eines europäischen Zusammenschlusses zu ermutigen und 
zu fordern. 

Das Washingtoner Abkommen enthält gleichzeitig eine Revision des Demontage¬ 
programms. Von der Demontageliste werden 159 Fabriken in den Westzonen ganz 
oder zum größten Teil abgesetzt. Gerettet werden u. a. 32 Stahlwerke, 88 Metall¬ 
bearbeitungsfabriken, 32 chemische Werke usw. Die deutsche Stahlkapazität soll 
auf 13,3 Millionen Tonnen, die Produktion auf 11,1 Millionen Tonnen pro Jahr 
erhöht werden. Gleichzeitig werden die Listen der verbotenen und beschränkten 
Industrien revidiert. 

8 . 5. 1949: 

Der Parlamentarische Rat nimmt das Grundgesetz mit 53 gegen 12 Stimmen an; 
am 12. 5. 1.949 genehmigen es die Militärgouverneure. 
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10. 5. 1949: 

Wahl Bonns zur vorläufigen Bundeshauptstadt. 

18. 5. 1949: 

John McCloy wird Amerikanischer, am 19. 5. A. Francois-Poncet Französischer, 
am 1. 6. Sir Brian Robertson Britischer Hochkommissar in Deutschland. 
Am 20. 6. 1949 wird das Statut der Alliierten Hochkommission unterzeichnet. 
25. 5. 1949: 

Das Grundgesetz tritt in Kraft. 

14.8.1949: 

Wahlen zum ersten Bundestag (78,5 % Wahlbeteiligung). 

17. 8. 1949: 

Der britische Oppositionsführer Churchill fordert Deutschlands Aufnahme in 
den am 29. 1. 1949 gegründeten Europarat. 

22. 8. 1949: 

Marshallplan-Administrator Hoffmann kündigt bei einem Deutschlandbesuch 
die volle Teilnahme der Bundesrepublik am Marshallplan an. 

7. 9. 1949: 

Bundestag und Bundesrat der Bundesrepublik Deutschland konstituieren sich in 
Bonn. 

12. 9. 1949: 

Prof. Dr. Theodor Heuss wird durch die Bundesversammlung zum Bundes- 
präsideuten gewählt. 

15.9.1949: 

Der Bundestag wählt Dr. Konrad Adenauer zum Bundeskanzler. 

20.9.1949: 

Der Bundeskanzler gibt die von ihm gebildete Koalitionsregierung bekannt. 
21.9.1949: 

In Anerkennung der Gründung der Bundesrepublik Deutschland empfängt der 
aus den drei Hochkommissaren gebildete Rat der Alliierten Hochkommission 
Bundeskanzler Dr. Adenauer und Mitglieder seines Kabinetts auf dem Petersberg 
bei Bonn, dem Sitz der Alliierten Hochkommission. Am gleichen Tage wird das 
Besatzungsstatut , in dem die den Besatzungsbehörden vorbehaltenen Befugnisse 
festgelegt sind, verkündet. 

7. 10. 1949: 

Die Bundesregierung veröffentlicht eine Erklärung, in der die Schaffung der Sowjet¬ 
zonenregierung als rechtswidrig bezeichnet wird, da sie nicht auf freien Wahlen 
beruhe. Aus den gleichen Gründen erklärt die Alliierte Hochkommission in einem 
Communique vom 10. Oktober, die Sowjetzonenregierung sei nicht befugt, Mittel¬ 
deutschland oder Gesamtdeutschland zu vertreten. 

9. 11. 1949: 

Der ständige Ausschuß der Europaversammlung beschließt einstimmig Deutsch¬ 
lands Aufnahme. 

10. 11. 1949: 

Die Außenminister der drei Westmächte geben nach ihrer Besprechung in Paris 
ein Communique heraus, worin sie ihre im Besatzungsstatut zum Ausdruck ge- 
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brachte Politik, der Bundesregierung in der Führung deutscher Staatsgeschäfte 
weiten Spielraum zu lassen und eine allmähliche Eingliederung des deutschen 
Volkes in die europäische Gemeinschaft zu befürworten, erneut betonen. Am 
gleichen Tage ermächtigt die Alliierte Hochkommission die Bundesregierung, 
mit anderen Ländern Handels- und Zahlungsabkommen zu vereinbaren und ab¬ 
zuschließen. Vertreter der Alliierten werden an diesen Verhandlungen als Be¬ 
obachter teilnehmen. 

15.11.1949: 

Der US-Außenminister Acheson trifft in Bonn mit dem Bundespräsidenten und 
dem Bundeskanzler zusammen. 

20. 11. 1949: 

Beitritt der Bundesrepublik zur Ruhrbehörde (IAR). 

22. 11. 1949: 

Petersberg-Abkommen auf Grund der Verhandlungen des Bundeskanzlers mit den 
Hochkommissaren. Rettung wichtigster Industriewerke vor der Demontage. Im 
Januar 1951 wird der Bundesregierung offiziell von der Alliierten Hochkommission 
mitgeteilt, daß das Demontageprogramm beendet sei. 

15. 12. 1949: 

Der Bundeskanzler und der Amerikanische Hochkommissar unterzeichnen ein 
Abkommen, wonach die Bundesregierung an Stelle der Besatzungsbehörden 
Empfängerin der Marshallplan-Hilfe für Westdeutschland wird. Dieses zweiseitige 
Abkommen ist der erste Staatsvertrag der Bunderepublik. 
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26. 1. 1950: 

Die drei Hochkommissare fordern den Bundeskanzler auf, deutsche General¬ 
konsuln für London, Washington und Paris zu bestellen. 

27. 1. 1950: 

In einer Erklärung protestiert die Bundesregierung gegen die Zurückhaltung 
der Kriegsgefangenen. 

28. 2. 1950: 

Der US-Hochkommissar McCloy schlägt gesamtdeutsche Wahlen für den 15. 10. 
1950 vor. 

5. 3. 1950: 

Zwölf }f irtschaftskonventionen zwischen Frankreich und dem Saargebiet werden durch 
den französischen Außenminister Robert Schuman und den Ministerpräsidenten 
des Saargebiets, Johannes Hoffmann, in Paris unterzeichnet. Die Autonomie 
des Saargebiets wird — vorbehaltlich der Bestimmungen eines Friedensvertrages 
mit eutschland — anerkannt. Mit dem gleichen Vorbehalt werden die Saargruben 
für 50 Jahre an Frankreich verpachtet. Am 5. 5. 1950 protestiert die Bundes¬ 
regierung in einer Note an die Alliierte Hochkommission gegen die Konventionen 
und schlägt eine internationale Behörde für die Saar ähnlich der Internationalen 
Ruhrbehörde vor. 

7. 5. 1950: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer schlägt eine deutsch-französische Union vor. 
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8 . 3. 1950: 

Der Rat der OEEC in Washington beschließt die Aufnahme Großbritanniens 
und Deutschlands in die Europäische Zahlungsunion (EZU). Am 19. 9. 1950 
unterzeichnet die Bundesrepublik Deutschland in Paris gemeinsam mit den 
übrigen Mitgliedstaaten der OEEC die Vereinbarung über die Europäische 
Zahlungsunion, die am 24. 1. 1951 vom Deutschen Bundestag gebilligt wird. 

16. 3. 1950: 

Der britische Oppositionsführer Churchill tritt vor dem Unterhaus für Deutsch¬ 
lands Wiederbewaffnung ein. 

22. 3. 1950: 

Die Bundesregierung schlägt Wahlen zu einer verfassunggebenden National¬ 
versammlung in ganz Deutschland vor. Die Behörden der Sowjetzone lassen den 
Vorschlag unbeantwortet. 

31. 3. 1950: 

Der Ministerausschuß des Europarates in Straßburg lädt die Bundesrepublik 
Deutschland und das Saarland in aller Form ein, dem Rat als außerordentliche 
Mitglieder beizutreten. Am 7. 8. 1950 wird die Bundesrepublik Mitglied. 

2. 4. 1950: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer fordert in einem UP-Interview eine Sicherheits¬ 
garantie für die Bundesrepublik. 

9. 5. 1950: 

Der französische Außenminister Schuman legt den Plan zur Bildung einer west¬ 
europäischen Montan-Union vor. Die Verhandlungen über die Montan-Gemein¬ 
schaft dauern in Paris vom 20. 6. 1950 bis 19. 4. 1951. 

15. 5. 1950: 

Communique der drei westalliierten Außenminister nach der Londoner Kon¬ 
ferenz: X9eutschland soll „in fortschreitendem Maße wieder in die Gemeinschaft 
der freien Völker Europas eintreten. Wenn diese Situation voll eingetreten ist, soll es 
von den Kontrollen befreit werden, denen es gegenwärtig noch unterworfen ist, 
und es soll ihm seine Souveränität in dem größtmöglichen Maße, das mit der 
Grundlage des Besatzungsstatuts vereinbar ist, zuerkannt werden/ 4 Bildung eines 
Studienausschusses zur Vorbereitung der Überprüfung des Besatzungsstatuts. 

Die Außenminister stellen fest, daß ^die friedliche Wiedervereinigung Deutschlands 
das Endziel der Politik der Alliierten bleibt 44 , und einigen sich über die Grund¬ 
sätze, nach denen diese Wiedervereinigung erfolgen soll. 

23. 5. 1950: 

In gleichlautenden Noten an die Sowjetunion fordern die drei Westmächte die 
Auflösung der halbmilitärischen Formationen der sowjetzonalen „Volkspolizei 44 . 

1.6.1950: 

Das alliierte Gesetz zur Verhinderung einer deutschen Wiederaufrüstung tritt 
in Kraft. 

8 . 6. 1950: 

Das Britische und Amerikanische Außenministerium erklären, die Regierungen 
Polens und der Sowjetzone könnten nicht die endgültige deutsch-polnische Grenze 
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festlegen, da die endgültige Entscheidung gemäß dem Potsdamer Abkommen 
einem Friedensvertrag Vorbehalten bleiben müsse. Das Amerikanische Außen¬ 
ministerium weist auch darauf hin, daß der ostdeutschen „Regierung“ die 
demokratische Grundlage fehle, und daß sie nicht im Namen des deutschen 
Volkes spreche. (Die Erklärung bezieht sich auf das Grenzabkommen vom 
6 . 6. 1950.) Am 15. 6. 1950 verwahrt sich der Bundestag feierlich gegen die 
O der-Neiße-Grenze. 

25. 6. 1950: 

Ausbruch des Koreakrieges. 

11.8.1950: 

Der britische Oppositionsführer Churchill regt vor dem Europarat in Straßburg 
die Schaffung einer europäischen Armee unter Beteiligung Deutschlands an. 
Die weitere Behandlung wird vertagt. 

19. 8. 1950: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer fordert deutsche Verteidigungsgruppen als Gegen¬ 
gewicht zur sowjetzonalen Volkspolizei. 

5. 9. 1950: 

Der US-Hochkommissar McCloy, der am 22. 7. 1950 erklärt hat, die Selbst¬ 
verteidigung könne den Deutschen nicht verwehrt werden, teilt vor der Presse 
in Washington mit, er habe dem Präsidenten der Vereinigten Staaten die Teil¬ 
nahme der Deutschen an der Verteidigung Europas empfohlen. 

12. 9.-23. 9. 1950: 

New Yorker Konferenz der drei Außenminister Dean Acheson, Ernest Bevin 
und Robert Schuman unter teil weiser Hinzuziehung der Verteidigungsminister 
und der drei Hohen Kommissare. Besprechungen über den Aufbau europäischer 
Streitkräfte unter deutscher Beteiligung. Schuman und Bevin sind zunächst gegen 
deutschen Verteidigungsbeitrag; Bevin gibt jedoch unter Bedingungen nach. 
Neue Politik gegenüber der Bundesrepublik wird angekündigt. 

Die Außenminister erklären, daß sie und ihre Regierungen „den Wunsch des 
deutschen Volkes nach Wiedervereinigung Deutschlands unter Achtung der Grund¬ 
freiheiten teilen . . . Bis zu dieser Wiedervereinigung betrachten die drei Regie¬ 
rungen die Regierung der Bundesrepublik als die einzige nach Freiheit und Recht 
konstituierte deutsche Regierung , die deshalb allein berechtigt ist, als Vertreterin 
des deutschen Volkes . . . für Deutschland zu sprechen . Sie kündigen Schritte 
zur Beendigung des Kriegszustandes mit Deutschland und zur Verstärkung ihrer 
dort stationierten Streitkräfte an und werden jeden Angriff auf die Bundesrepublik 
oder auf West-Berlin als Angriff gegen sich selbst betrachten. 

16. 9.-26. 9. 1950: 

Der Rat des Atlantikpaktes in New York beschließt die Schaffung einer gemein¬ 
samen Armee mit zentralem Oberkommando unter einem Oberbefehlshaber. 
Aus dem Schluß-Communique: Deutschland soll „in die Lage versetzt werden, 
einen Beitrag zur Verteidigung Westeuropas zu leisten.“ 

1. 10. 1950: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer fordert freie Wahlen in allen vier Besatzungszonen. 
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26. 10. 1950: 

Regierungserklärung des Ministerpräsidenten Pleven vor der Französischen 
Nationalversammlung: Schaffung einer aus möglichst kleinen nationalen Einheiten 
bestehenden Europa-Armee unter einem europäischen Verteidigungsminister. 
Dieser soll der europäischen Versammlung verantwortlich sein. Deutsche Kon¬ 
tingente sollen nach Unterzeichnung des Schumanplans aufgestellt werden. 
Die Nationalversammlung stimmt der Regierungserklärung mit 543 gegen 225 
Stimmen zu („Pleven-Plan“). 

28. 10.—1. 11. 1950: 

Der Verteidigungsausschuß der NATO kommt in Washington angesichts des 
Plevenplans zu keiner Einigung über die Frage der deutschen Beteiligung. Die 
Frage wird an den Stellvertreterrat verwiesen. Dieser schließt am 7. 12. 1950 
seine Prüfung ah und nimmt den Spofford-Plan an (Kompromiß zwischen dem 
ursprünglichen amerikanischen Plan und dem Plevenplan). Am 13. 12. 1950 
billigen Militärausschuß und Stellvertreterrat der NATO in London Empfehlungen 
an den NATO-Rat zur Schaffung einer atlantischen Armee mit Einschluß deut¬ 
scher Kontingente. Am 18./19. 12. 1950 faßt der NATO-Rat in Brüssel nach 
gemeinsamer Tagung mit dem Verteidigungsausschuss den Beschluß zur Schaffung 
einer europäischen Armee mit deutschen Kontingenten gemäß obigen Empfeh¬ 
lungen. General Eisenhower wird Oberkommandierender. Aus dem Schluß- 
Communiqu6 : 

„Der Rat erzielte auch eine völlige Einigung über die Rolle, die Deutschland bei 
der gemeinsamen Verteidigung übernehmen könnte. Die deutsche Beteiligung 
würde die Verteidigung Europas stärken, ohne in irgendeiner Weise den rein 
defensiven Charakter der NATO zu verändern. Der Rat hat die Regierungen 
Frankreichs, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten ein¬ 
geladen, diese Frage gemeinsam mit der Regierung der Deutschen Bundes¬ 
republik zu prüfen.“ 

4. 11. 1950: 

Die Sowjets schlagen eine neue Viererkonferenz über Deutschland vor. 

4. 11. 1950: 

Die Bundesrepublik unterzeichnet die vom Europarat ausgearbeitete ,,Charta der 
Menschenrechte u auf der Ratstagung in Rom. 

8 . 11. 1950: 

Das Bundeskabinett befürwortet vor dem Bundestag einen deutschen Beitrag bei 
der Verteidigung Westeuropas. 

1 . 12. 1950: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer fordert die Ablösung des Besatzungsstatuts durch 
einen Sicherheitsvertrag. 

19. 12. 1950: 

Außenministerkonferenz der drei westlichen Großmächte in Brüssel. Es wird 
beschlossen, auf dem Verhandlungswege mit der Regierung der Bundesrepublik 
das Problem des deutschen Verteidigungsbeitrags zu verfolgen und das Besatzungs¬ 
statut durch ein System von Verträgen abzulösen. 
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27. 12. 1950: 

Der US-Hochkommissar McCloy erklärt, daß eine Ost-West-Einigung nicht auf 
Deutschlands Rücken ausgetragen werden wird. 


1. 1. 1951: 

Als erstes Land beendet die 
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Republik Indien den Kriegszustand mit Deutschland. 


2. 1. 1951: 


Großbritannien beschließt, seine Truppen in Deutschland dem Oberkommandie¬ 
renden der Vereinigten Streitkräfte der Atlantik-Mächte in Europa zu unterstellen. 

9. 1. 1951: 

Auf dem Petersberg beginnen zwischen Vertretern der Bundesregierung und der 
Alliierten Hochkommission informatorische Besprechungen technischer Art, um 
festzustellen, wie Deutschland an der Erhaltung des Friedens und der gemein¬ 
samen Verteidigung Europas teilnehmen kann. 

20. 1. 1951: 

General Eisenhower betont bei einem Besuch in der Bundesrepublik seinen 
Glauben an die Bereitschaft Deutschlands, für Kultur und Freiheit zu kämpfen. 
26.1.1951: 

Frankreich lädt die Bundesrepublik zur gleichberechtigten Teilnahme an der 
Konferenz über die Europa-Armee ein. Die „Pleven-Plan-Konferenz“ tritt am 
15. 2. 1951 unter Vorsitz von Außenminister Robert Schuman zusammen. Die 
deutsche Delegation verhandelt in voller Gleichberechtigung. 

27. 2. 1951: 

Die deutsche Bundesregierung beantragt beim Internationalen Währungsfonds 
und der Weltbank die Mitgliedschaft der Bundesrepublik. Ihre Aufnahme erfolgt 
am 29. 5. 1952. 

5. 5. 1951: 

Vertreter der vier Großmächte treten in Paris zusammen, um u. a. über ihre 
Deutschlandpolitik zu beraten (Vorkonferenz zu einer Außenministerkonferenz). 
Nach 75 unproduktiven Sitzungen werden die Besprechungen am 21. 6. ergebnislos 
abgebrochen, da keine Einigung über die Tagesordnung zustande kommt. Die 
drei Westmächte teilen der Sowjetunion mit, daß eine Fortsetzung der Bespre¬ 
chungen „keinen praktischen Zweck“ habe. 

6 . 3. 1951: 

Die Alliierte Hochkommission verkündet die Erste Revision des Besatzungsstatuts 
gemäß den New Yorker Beschlüssen vom 19. 9. 1950. 

15. 3. 1951: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer übernimmt Aufgaben und Titel eines Bundes - 
ministers des Auswärtigen. Professor Dr. Walter Hallstein, bisher Staatssekretär 
für innere und auswärtige Angelegenheiten in der Bundeskanzlei, wird zum 
Staatssekretär in dem neuen Außenministerium ernannt. 


18. 4. 1951: 

Unterzeichnung des Schumanplans und der europäischen Deklaration durch den 
Bundeskanzler in Paris. 
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In einem Briefwechsel stellen die Bundesregierung und die Französische Regierung 
fest, daß die Saarfrage nur in einem Friedensvertrag einer endgültigen Lösung 
zugeführt werden kann. 

2. 5. 1951: 

In Straßburg billigt der Ministerausschuß des Europarates die Aufnahme der 
Bundesrepublik als vollberechtigtes Mitglied. (Der saarländische Innenminister 
wird als Beobachter zugelassen.) 

10 . 5.-3. 8. 1951: 

Gemäß den Brüsseler Außenminister-Beschlüssen finden Vorbesprechungen 
zwischen Vertretern der Alliierten Hochkommission und der Bundesrepublik 
mit dem Ziel statt, Empfehlungen über die Neuregelung der gegenseitigen 
Beziehungen auf vertraglicher Grundlage auszuarbeiten. 

16. 5. 1951: 

Die Bundesrepublik wird in die Weltgesundheitsorganisation aufgenommen. 

15. 6. 1951: 

Die Generalkonsuln der Bundesrepublik in New York, Paris und London werden 
zu Geschäftsträgern ernannt. 

21. 6. 1951: 

Die Vollkonferenz der UNESCO in Paris beschließt die Aufnahme der Bundes¬ 
republik. 

9. 7. 1951: 

Großbritannien beendet den Kriegszustand mit Deutschland; die Staaten des 
Britischen Commonwealth schließen sich diesem Vorgehen an. Frankreich folgt 
am 15. Juli. Präsident Truman fordert den amerikanischen Kongreß auf, die 
gesetzliche Grundlage für die Beendigung des Kriegszustandes mit Deutschland 
zu schaffen; diese Maßnahme tritt am 19. 10. 1951 in Kraft. 

14, 9. 1951: 

Zum Abschluß ihrer Konferenz in Washington geben die Außenminister der Ver¬ 
einigten Staaten, Großbritanniens und Frankreichs eine Erklärung heraus, wonach 
ihre Regierungen ,,die Einbeziehung eines demokratischen Deutschland auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung in eine kontinental-europäische Gemeinschaft 
anstreben“, ebenso wie eine völlige Umgestaltung der deutsch-alliierten Be¬ 
ziehungen, unter anderem durch die Ablösung des Besatzungsstatuts durch ver¬ 
tragliche Abmachungen und eine Mitwirkung Westdeutschlands an der Ver¬ 
teidigung des Westens. Sie ,,glauben, die mit der Bundesregierung nunmehr zu 
treffenden Abmachungen sollten die Grundlage der Beziehungen zwischen ihren 
Ländern und der Bundesregierung bilden, bis eine Friedensregelung mit einem 
geeinten Deutschland möglich wird“. Die Alliierten Hochkommissare erhalten 
entsprechende Instruktionen. Es soll keine Einmischung in innerdeutsche An¬ 
gelegenheiten mehr stattfinden. 

Die Alliierten behalten sich einige Sonderrechte vor, die sich „nur auf die Sta¬ 
tionierung bewaffneter Streitkräfte, auf den Schutz dieser Streitkräfte sowie auf 
Fragen, die Berlin und Deutschland in seiner Gesamtheit einschließlich der 
eventuellen Friedensregelung und der friedlichen Wiedervereinigung Deutschlands 
betreffen, beziehen“. 
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27.9.1951: 

14-Punkte-Programm der Bundesregierung und des Bundestags zur Frage gesamt¬ 
deutscher Wahlen unter Überprüfung in allen Teilen Deutschlands durch eine 
internationale Kommission. Annahme eines Antrags der SPD, in dem freie Wahlen 
in ganz Berlin als erster Schritt auf dem Wege zur Wiedervereinigung Deutsch¬ 
lands und ein Appell an die vier Besatzungsmächte auf Ermöglichung gesamt¬ 
deutscher Wahlen gefordert werden. Am 2. 12. 1951 schlagen die Westmächte 
den Vereinten Nationen die Einsetzung einer solchen Kommission vor, die am 
20. 12. 1951 von der Vollversammlung beschlossen wird. 

28. 9. 1951: 

Bildung des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe. 

1.11.1951: 

Die Bundesregierung stimmt im Prinzip den französischen Vorschlägen für die 
Bildung einer Europäischen Agrar-Union zu und nimmt die Einladung zu einer 
vorbereitenden Konferenz an. Am 28. 5. 1952 erklären sich die Bundesrepublik 
und 14 weitere Staaten in Paris zur Bildung einer solchen Union grundsätzlich 
bereit. 

22. 11. 1951: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer trifft mit den Außenministern der drei West¬ 
mächte in Paris zu einer Konferenz zusammen. Die Minister stimmen dem 
Entwurf eines ,, Generalvertrages 11 zu, der die Grundlage für das an die Stelle des 
Besatzungsstatuts tretende vertragliche Verhältnis bilden soll. 

28.11.1951: 

Die Bundesrepublik unterzeichnet einen Auslieferungsvertrag mit Frankreich. 

3. 12. 1951: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer trifft zum Staatsbesuch in London ein, dem ersten 
offiziellen Besuch eines deutschen Regierungschefs in England seit 1925. Er wird 
auch von König Georg VI. empfangen. 

9. 12. 1951: 

Volksabstimmung über die Schaffung des ,,Südweststaats“ Baden-Württemberg. 

10. 12. 1951: 

Die Westmächte erklären sich zur Reduzierung der deutschen Nachkriegsschulden 
bereit. 

10.—11. 12. 1951: 

Auf einer Außenministerkonferenz der Schumanplanstaaten über die Europa- 
Armee erklärt Bundeskanzler Dr. Adenauer vor der Beratenden Versammlung 
des Europarats in Straßburg, daß die Errichtung einer gemeinsamen Streitmacht 
das beste Mittel zur europäischen Integration sei. Die Bildung einer politischen 
,,Hohen Autorität“ für diese Armee bezeichnet er als unbedingt notwendig. 

21. 12.1951: 

Aufhebung des Ruhrstatuts. 
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11. 1. 1952 
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Mit 252 gegen 145 Stimmen ratifiziert der Bundestag den Schuman-Plan. Am 
16. 6. 1952 ist die Ratifizierung von allen Teilnehmerstaaten vollzogen. Am 
25. 7. 1952 erklären die Außenminister in Paris, daß der Vertrag über die Montan¬ 
gemeinschaft in Kraft getreten ist; Saarbrücken wird als Sitz der Hohen Behörde 
vorgeschlagen. 

25. 1. 1952 


Ernennung Grandvals zum Chef der französischen diplomatischen Mission in 
Saarbrücken; am 28. 1. 1952 werden der Französischen Regierung die deutschen 
Bedenken dagegen vorgetragen. Am 26. 2. 1952 erklärt Außenminister Schuman 
die Bereitschaft Frankreichs, die Saarfrage noch vor Abschluß eines Friedens¬ 
vertrags mit Deutschland zu lösen. 

Am 29. 2. 1952 richtet die Bundesregierung an den Generalsekretär des Europa¬ 
rats ein Schreiben über die nicht gewährten politischen Grundfreiheiten an der Saar. 
Am 18. 5. 1952 finden gelegentlich der Tagung des Europarats Saargespräche mit 
Außenminister Schuman statt. Am 25. 4. 1952 bringt der Deutsche Bundestag in 
einer Entschließung erneut zum Ausdruck, daß das Saargebiet als deutsches Staats¬ 
gebiet zu betrachten sei und sein Schicksal nicht ohne deutsche Zustimmung 
entschieden werden könne. 

Von August bis Oktober 1952 wird die Saarfrage zwischen Bonn und Paris er¬ 
örtert. Diese Besprechungen scheitern am 24. 10. 1952 vorläufig, da über eine 
gemeinsame deutsch-französische Saarerklärung zwecks Verschiebung der Land- 
tagswahien an der Saar keine Einigung erzielt wird. Am 18. 11. 1952 verab¬ 
schiedet der Bundestag mit überwältigender Mehrheit eine Entschließung, in der 
die für den 50. 11. 1952 angesetzten Landtagswahlen an der Saar als „Schein¬ 
wahlen“ verurteilt werden. Dem neu zu wählenden Saarparlament wird die Legiti¬ 
mation als Volksvertretung ab gesprochen. Am 2. 7. 1955 verwahrt der Bundestag sich 
erneut gegen die Abtrennung des Saargebiets. 

6 . 2. 1952 

Außenminister Schuman erklärt vor der Französischen Nationalversammlung, 
Deutschland dürfe nicht in den Atlantikpakt (NATO) aufgenommen werden. 
14.—19. 2. 1952 

Londoner Außenministerkonferenz (Dean Acheson, Anthony Eden, Robert Schu¬ 
man, später auch der Bundeskanzler). Einigung über Empfehlungen an den 
NATO-Rat zur Frage der Beziehungen zwischen EVG und NATO gemäß den 
vom Rat des Atlantikpaktes am 28. 11. 1951 in Rom gefaßten Beschlüssen. 

10. 5. 1952 

Erste Sowjetnote an die Westmächte über gesamtdeutsche Wahlen, Friedens¬ 
vertrag usw. 25. 3. 1952: erste Antwortnote der Westmächte. 9. 4. 1952: zweite 
sowjetische Note. 15. 5. 1952: zweite Antwortnote der Westmächte. 24. 5. 1952: 
dritte sowjetische Note. 10. 7. 1952: dritte Antwortnote der Westmächte. 23. 8. 
1952: vierte sowjetische Note. 25. 9. 1952: vierte Antwortnote der Westmächte. 
Freie Wahlen werden als Vorbedingung für die Bildung einer gesamtdeutschen 
Regierung und die Wiedervereinigung Deutschlands gefordert. Diese Note blieb 
bislang unbeantwortet. 
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18. 3. 1952: 

Außenminister Schuman fordert Garantien der Vereinigten Staaten und Groß¬ 
britanniens gegen ein Ausscheiden deutscher Truppen aus der EVG. 

26. 5. 1952: 

In Bonn wird der „Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
und den drei Mächten 11 (Deutschlandvertrag), der das Besatzungsstatut ablosen 
und Westdeutschland zum gleichberechtigten Partner innerhalb der Gemeinschaft 
der freien Völker machen soll, unterzeichnet. 

27. 5. 1952: 

In Ergänzung des am Tage zuvor in Bonn Unterzeichneten Deutschlandvertrages 
wird der am 9. 5. 1952 paraphierte Vertrag über die Europäische Verteidigungs¬ 
gemeinschaft unterzeichnet. 

1. 7. 1952: 

Der US-Senat ratifiziert den Deutschlandvertrag. Am 1.8. 1952 ratifiziert nach 
der Zustimmung des Oberhauses das britische Unterhaus den Deutschlandvertrag 
und die gegenseitigen Garantien mit den Ländern der EVG. 

20. 8. 1952: 

Tod des Ersten Vorsitzenden der SPD, Dr. Kurt Schumacher. Am 27. 9. 1952 
wird Erich Ollenhauer zum Ersten Vorsitzenden der SPD gewählt. 

27. 8. 1952: 

Appell der USA an die Sowjetunion, zur Klärung des Schicksals der in den Ostblock- 
ländem vermißten 2,5 Millionen Deutschen, Japaner und Italiener beizutragen. 

8 . 9. 1952: 

In Luxemburg eröffnet Bundeskanzler und Außenminister Dr. Adenauer als erster 
Präsident die konstituierende Sitzung des Ministerrats der Montanunion. Beschluß, 
die erweiterte Versammlung der Montangemeinschaft zu bitten, den Entwurf 
eines Vertrages über die Gründung einer Europäischen Politischen Gemeinschaft 
auszuarbeiten. 

9. 12. 1952: 

Das Bundesverfassungsgericht gibt bekannt, daß das vom Plenum für den Bundes¬ 
präsidenten zu erstattende Gutachten über die Vereinbarkeit der deutsch-alliierten 
Verträge mit dem Grundgesetz bindend für beide Senate ist. 

10. 12. 1952: 

Bundespräsident Professor Heuss zieht sein Ersuchen vom 6. 6. 1952 an das 
Bundesverfassungsgericht zurück, ihm ein Rechtsgutachten über die Vereinbarkeit 
der deutsch-alliierten Vertragswerke mit dem Grundgesetz zu erstatten. 
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6. 2. 1953: 

Dr. James B. Conant, der Präsident der Harvard-Universität, wird vom Amerika¬ 
nischen Senat als neuer Hochkommissar in der Bundesrepublik bestätigt. 


10. 2. 1953: 

Die Hohe Behörde der Montanunion eröffnet den gemeinsamen Markt für Kohle, 
Schrott und Eisenerze in den sechs Ländern. 
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26. 2. 1953: 

Der europäische Verfassungsausschuß stellt den Entwurf einer Verfassung der 
Europäischen Politischen Gemeinschaft der sechs Staaten der Montanunion fertig. 
Am 10. 3. wird er von der Straßburger Sonderversammlmig angenommen. 

27. 2. 1953: 

Unterzeichnung der Abkommen über die Regelung der deutschen Auslandsschulden 
in London. Verbindlichkeiten der Bundesrepublik: rund 13730000000 DM. 

2. 3. 1953: 

Höhepunkt des Flüchtlingsstromes aus der Sowjetzone: 6000 Menschen suchen 
in Berlin um Asyl nach. 

4. 3. 1953: 

Der Bundestag verabschiedet das Flüchtlings-Notleistungsgesetz. 

18. 3. 1953: 

Der Bundestag nimmt mit großer Mehrheit das deutsch-israelische Wiedergut¬ 
machungsabkommen an. Am 27. 3. tritt es in Kraft. 

19. 3. 1953: 

Der Bundestag billigt in dritter Lesung die deutsch-alliierten Vertragswerke mit 
einer Mehrheit von über 60 Stimmen. 

25. 3. 1953: 

Der Bundestag verabschiedet mit großer Mehrheit das Bundesvertriebenengesetz. 
9. 4. 1953: 

Gemeinsames Communique über die Besprechungen des Bundeskanzlers mit 
Präsident ElSENHOWER in Washington. Das deutsch-amerikanische Kulturab¬ 
kommen tritt in Kraft. Am 3. 6. 1953 tritt der Freundschafts-, Handels- und Kon¬ 
sularvertrag zwischen Deutschland und den USA von 1923 wieder in Kraft. 
1.5.1953: 

Durch die Eröffnung des gemeinsamen Stahlmarktes der sechs Montanländer 
werden alle Beschränkungen des Stahlhandels innerhalb des gemeinsamen Marktes 
abgeschafft. 

5. 5. 1953: 

Das Saarmemorandum der Bundesregierung wird allen Mitgliedstaaten des Europa¬ 
rates überreicht. 

17. 6. 1953: 

Deutsche Arbeiter erheben sich gegen das Terrorregime in Ost-Berlin und der 
Sowjetzone (Juni-Aufstand). 

22. 6. 1953: 

Bundeskanzler Dr. Adenauer ersucht die drei Westmächte in einem dringenden 
Appell um verstärkte Bemühungen zur Wiedervereinigung Deutschlands. Die drei 
Regierungschefs sagen ihre Unterstützung erneut zu. 

1. 7. 1953: 

Der Bundeskanzler verkündet vor dem Bundestag ein sechs Punkte umfassendes 
Sofortprogramm zur Wiedervereinigung Deutschlands. 

16. 7. 1953: 

Die Westmächte entsprechen dem Wunsch der Bundesregierung nach einer Vierer¬ 
konferenz über die Frage der deutschen Wiedervereinigung. 
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DIE AUSSENPOLITIK DER BUNDESREGIERUNG 

EIN ÜBERBLICK ÜBER WEGSTRECKEN UND ZIELE 

I. 

Bei Amtsübernahme der Bundesregierung im September 1949 war das auf 

Grund der Washingtoner Beschlüsse vom April 1949 erlassene Besatzungs¬ 
statut in vollem Umfang in Kraft. Dies bedeutete für die Bundesrepublik 1 : 

1. Bevormundung durch die Besatzungsmächte auf innenpolitischem und 
außenpolitischem Gebiet; 

2. völkerrechtliche Handlungsunfähigkeit; 

3. völlige Abschließung von der Umwelt: 

Außenhandelsbeziehungen in den Händen der JEIA, 

keine diplomatischen oder konsularischen Beziehungen zu fremden Staaten, 
keine Mitgliedschaft in internationalen Organisationen; 

4. Überwachung der innerdeutschen Verwaltung; 

5. Vetorecht der Alliierten gegenüber der deutschen Gesetzgebung; 

6. schärfste Kontrolle der deutschen Wirtschaft, insbesondere der Produktion, 
der Währung und der Forschung; 

7. Verbot beziehungsweise Beschränkung wichtigster Industriezweige (Schiff¬ 
fahrt, Maschinenbau, chemische Industrie, Stahlproduktion, letztere auf 
5,6 Millionen Tonnen pro Jahr beschränkt), Demontage nicht nur der 
kriegsindustriellen Werke, sondern auch des sogenannten überflüssigen 
Potentials ( surplus production potential). 

8. Generalklausel der Alliierten, die zur Zurücknahme sämtlicher an deut¬ 
sche Instanzen abgetretenen Rechte berechtigte. 

II. 

Diese Fesseln werden erstmalig durch das von dem Bundeskanzler mit den 

Alliierten Hohen Kommissaren am 22. 11. 1949 geschlossene Petersberger 

Abkommen gelockert. 

Einzel-Ergebnisse : 

1. Rettung wesentlicher Industriezweige vor der Demontage (August- 
Thyssenhütte, Borsigwerke Berlin, Teile von Salzgitter, usw.). 

2. Genehmigung konsularischer Beziehungen zum Ausland. 

3. Berechtigung zur Mitarbeit in internationalen Organisationen. 

4. Ankündigung vorbereitender Arbeiten zur Beendigung des Kriegszu¬ 
standes. 

1 Die Reihenfolge drückt keine Rangordnung der Problemkreise aus. 
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5. Als Gegenleistung für diese Konzessionen: Beitritt der Bundesrepublik 
zum Ruhrstatut. 


III. 

Durch die Lockerung der alliierten Bestimmungen über die auswärtigen 
Beziehungen der Bundesrepublik wird es der Bundesregierung ermöglicht, 
innerhalb der europäischen Organisationen und auf Konferenzen aktiv am 
europäischen Einigungswerk mitzuwirken. 

Zeitplan: 

1. Am 20. 9. 1949 bestätigt die Bundesrepublik ihren Eintritt in die OEEC 
(Europäischer Wirtschaftsrat). 

2. Am 20. 7. 1950 erwirbt die Bundesrepublik die Mitgliedschaft beim Eu¬ 
roparat in Straßburg als assoziiertes Mitglied. Am 2. 5. 1951 erfolgt ihre 
Anerkennung als Vollmitglied. 

3. Am 18. 4. 1951 wird der Vertrag über die Gründung einer Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl durch den Bundeskanzler in Paris un¬ 
terzeichnet (siehe unten VII). 

4. Seit März 1952 ist die Bundesrepublik durch eine ständige Delegation in 
Paris an den Arbeiten zur Schaffung eines gemeinsamen europäischen 
Agrarmarktes beteiligt. 

5. Am 27. 5. 1952 unterzeichnet der Bundeskanzler den Vertrag über die 
Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft in Paris (siehe 
unten X). 

6. Mit deutscher Beteiligung wird ab Dezember 1952 (1. Vorkonferenz) über 
den Plan des französischen Gesundheitsministers Ribeyre zur Schaffung 
einer europäischen Gesundheitsorganisation verhandelt. 

7. Vertreter der Bundesrepublik nehmen seit Dezember 1952 an den Be¬ 
ratungen für eine europäische Verkehrsorganisation teil, die im Rahmen 
der OEEC aufgenommen wurden. 

8. Ein unter deutscher Mitarbeit entstandener Verfassungsentwurf für eine 
Europäische Gemeinschaft findet am 13. 3. 1953 die grundsätzliche Billi¬ 
gung des Europarates (siehe unten XI). 

IV. 

Durch die New Yorker Konferenz der drei westlichen Außenminister im 
September 1950 erfährt das Besatzungsregime in den folgenden Monaten 
eine erneute Auflockerung. 
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Einzelergebnisse: 

1. Recht zur Errichtung diplomatischer Vertretungen im Ausland; vorläufig 
Geschäftsträger in Paris, London und Washington. 

2. Genehmigung zur Errichtung einer Länderbereitschaftspolizei. 

3. Grundsätzliche Anerkennung des Sicherheitsbedürfnisses der Bundes¬ 
republik: Sicherheitsgarantie für das Bundesgebiet und die Westsektoren 
Berlins; Zusage der Verstärkung der alliierten Sicherheitstruppen. 

4. Anerkennung des alleinigen Rechts der Bundesregierung, für das gesamte 
Deutschland zu sprechen. 

5. Beschleunigung der Arbeiten zur Beendigung des Kriegszustandes. 

6. Erleichterungen auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung. 

7. Große wirtschaftliche Erleichterungen: 

Aufhebung der Beschränkungen auf dem Gebiet des Schiffsbaues und der Schiff¬ 
fahrt. Zulassung der Produktion von künstlichem Gummi und synthetischem 
Benzin. Erleichterungen auf allen Gebieten der chemischen Produktion. 

8. Am 6. 3. 1951 tritt ein revidiertes Besatzungsstatut in Kraft. 

V. 

Nach Entstehung der Bundesrepublik war es eine der dringendsten Aufgaben 
der Regierung, Deutschland aus der Isolierung, in welche es durch das natio¬ 
nalsozialistische Regime und den Krieg gekommen war, herauszuführen. Zur 
Anknüpfung normaler internationaler Beziehungen wurde der Wiederaufbau 
des Auswärtigen Dienstes mit besonderer Dringlichkeit in Angriff genommen. 

Zeitplan: 

1. Durch das Petersberger Abkommen vom November 1949 wird die Er¬ 
richtung konsularischer Vertretungen der Bundesrepublik im Ausland 
gestattet. 

2. Im November 1949 werden im Amtsbereich des Bundeskanzleramtes die 
„Verbindungsstelle zur Alliierten Hohen Kommission (AHK)“ und das „Or¬ 
ganisationsbüro für konsularische und wirtschaftliche Vertretungen im 
Ausland“ gebildet. 

5. Die im September 1950 auf der New Yorker Konferenz eingeleitete Re¬ 
vision des Besatzungsstatuts sieht das Recht zur Errichtung diplomatischer 
Vertretungen im Ausland vor. 

4. Im Juni 1950 wird die „Dienststelle für auswärtige Angelegenheiten“ im 
Bundeskanzleramt unter Zusammenlegung des Organisationsbüros, derVer- 
bindungsstelle zur AHK, des Sprachendienstes und des Protokolls geschaffen. 
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5. Am 22. 5. 1950 wird die erste deutsche Auslandsvertretung der Bundes¬ 
republik durch den Generalkonsul Dr. Schlange-Schöningen in London 
eröffnet. 

6. Am 16. 5. 1951 wird die „Dienststelle für Auswärtige Angelegenheiten“ 
im Bundeskanzleramt in ein selbständiges Ministerium, das „Auswärtige 
Amt“, umgewandelt. Bundeskanzler Dr. Adenauer übernimmt gleich¬ 
zeitig das Amt des Bundesministers des Auswärtigen. 

VI. 

Die immer mehr Wirklichkeit gewordene Eingliederung Deutschlands in die 
Gemeinschaft der freien Nationen wird unter anderem durch zahlreiche 
Staatsbesuche dokumentiert: 

1. Staatsbesuche des Bundeskanzlers im Ausland: 

Staatsbesuch in Italien vom 14.—18. 6. 1951 
Staatsbesuch in Großbritannien vom 5.—8. 12. 1951 
Staatsbesuch in den Vereinigten Staaten vom 1.—17. 4. 1955 
Staatsbesuch in Kanada am 17. und 18. 4. 1955 

2. Besuche ausländischer Staatsmänner in der Bundesrepublik. 

Der amerikanische Außenminister Dean G. Acheson am 15. 11. 1949 
Der französische Außenminister Robert Schuman am 14. 1. 1950 
Der niederländische Außenminister Dr. D. Stikker am 22. 2. 1950 
Der dänische Außenminister O. B. Kraft am 19. 3. 1951 

Der britische Außenminister Morrison am 19. 5. 1951 

Der Oberbefehlshaber der Atlantikpakt-Streitkräfte, General Dwight D. Eisenhower, 
am 2. 5. 1952 

Die Außenminister Dean G. Acheson, A. Eden, R. Schuman vom 24.—26. 5. 1952 

Der Oberbefehlshaber der Atlantikpakt-Streitkräfte, General Ridgwav, am 2. 9. 1952 

Der italienische Ministerpräsident A. de Gasperi vom 21.—24. 9. 1952 

Der amerikanische Außenminister John Foster Dulles vom 5.—6. 2. 1953 

Der Vizekönig des Yemen vom 18. 2.—4. 3. 1953 

Der norwegische Außenminister Halvard Lange vom 1.—5. 5. 1953 

Der österreichische Außenminister Dr. Karl Gruber vom 18.—21. 5. 1953 

VII. 

Durch die Unterzeichnung des Vertrages über die Gründung einer Euro¬ 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl am 18. 4. 1951 und seine An¬ 
nahme in den beteiligten Parlamenten wird einer der wesentlichsten Pfeiler 
eines geeinten Europas errichtet; denn durch ihn wurde erstmalig eine über¬ 
staatliche Gemeinschaft geschaffen. 
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Hauptaufgaben der Montangemeinschaft: 

1. Schaffung eines gemeinsamen Marktes für Kohle und Stahl unter Be¬ 
seitigung aller Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen sowie diskri¬ 
minierender Maßnahmen hinsichtlich der Preise und Lieferungsbedin¬ 
gungen. 

2. Sicherung einer geordneten Versorgung der Mitgliedstaaten (Frankreich, 
Italien, Deutschland, Belgien, Niederlande, Luxemburg) mit Kohle und 
Stahl. 

5. Hebung des allgemeinen Lebensstandes durch Produktionserweiterung. 

4. Sicherung des Friedens zwischen den europäischen Vertragspartnern durch 
Zusammenfassung ihrer Stahl- und Kohleproduktion. 

Der Montanvertrag ebnete außerdem für die Bundesrepublik den Weg zu 

einer weiteren Lockerung der Besatzungsfesseln; nach seinem Inkrafttreten 

am 25. 7. 1952 traten folgende Erleichterungen ein: 

a) Aufhebung des Ruhrstatuts, 

b) Abschaffung der Kohle- und Stahlkontrollgruppen, 

c) Fortfall sämtlicher anderer alliierter Eingriffsrechte in die deutsche Kohle- 
und Stahlwirtschaft, insbesondere die Beschränkung der Stahlerzeugung, 
die alliierte Investitionskontrolle. 


VIII. 

Im Zusammenhang mit der Ratifizierung des Schumanplanes im April 1951 
werden zwischen dem Bundeskanzler und dem damaligen französischen Außen¬ 
minister ScHUMAN grundlegende Besprechungen über das Saarproblem geführt. 
Das deutsch-französische Gespräch über die Saar geht seitdem ununterbrochen 
weiter, wobei eine Annäherung der Standpunkte, aber noch keine Lösung 
erreicht werden konnte. 

Leitgedanken der deutschen Lösungsvorschläge: 

1. Eine Lösung des Saarproblems muß im europäischen Geiste angestrebt 
werden, der die politischen und wirtschaftlichen Interessen Deutschlands, 
die wirtschaftlichen Interessen Frankreichs und vor allem die Interessen 
der Saarbevölkerung in Rechnung stellt. 

5. Jede Lösung des Saarproblems, sei sie vorübergehend oder endgültig, muß 
die Billigung der Saarbevölkerung finden. Daher ist die Wiederher¬ 
stellung voller demokratischer Freiheiten und die Wahl eines wirklich 
freien Landtages an der Saar erforderlich. 
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4. Die Bundesrepublik wird einen territorialen Verzicht auf das Saargebiet 
nicht aussprechen, weil dies ein Präjudiz für eine spätere Regelung der 
Ostgrenzen darstellen könnte. Eine endgültige Lösung des Saarproblems 
kann daher nur in einem Friedensvertrag mit Gesamtdeutschland ge¬ 
troffen werden. Bis dahin sind nur provisorische Lösungen möglich. 

IX. 

Nachdem auf der Brüsseler Konferenz im Dezember 1950 die deutsche Be¬ 
teiligung an der Verteidigung des Westens endgültig beschlossen worden 
war, erklärt der Bundeskanzler, daß eine solche Beteiligung stattfinden 
könne, wenn das Besatzungsstatut durch ein System freiwillig abgeschlossener 
Verträge ersetzt werde. Auf Grund dieser Forderung finden von Mai bis 
August 1951 auf dem Petersberg Expertenbesprechungen statt, welche die 
Ablösung des Besatzungsstatuts und seine Überleitung in ein Vertragssystem 
vorbereiten sollen. Diese Verhandlungen werden in Bonn festgesetzt. Sie 
finden ihren Niederschlag in dem am 26. 5. 1952 in Bonn von den Außen¬ 
ministern Frankreichs, Englands, der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und dem Bundeskanzler Unterzeichneten Deutschlandvertrag. 

Die politische Bedeutung des Vertragswerks: 

1. Beendigung des Besatzungsregimes. 

2. Grundsätzliche Wiedererlangung der deutschen Souveränität. 

5. Verteidigungsbeitrag anstelle der Besatzungskosten. 

4. Vertragliche Verpflichtung der Alliierten, an der Wiedervereinigung 
Deutschlands mitzuwirken. 

5. Ausschaltung der Möglichkeit einer Einigung der Alliierten mit Sowjet¬ 
rußland auf Kosten Deutschlands. 

Der Vertrag ist am 19. 3. 1953 in dritter Lesung vom Bundestag angenommen worden 
und hat am 15. 5. 1953 den Bundesrat passiert. 


X. 

Zur Förderung der europäischen Einigung und im Hinblick auf die Notwen¬ 
digkeit der Beteiligung der Bundesrepublik an der Verteidigung des TVestens 
unterbreitet der damalige französische Ministerpräsident Pleven am 24. 10. 
1950 der französischen Kammer einen Plan zur Schaffung einer Europa- 
Armee. Die Verhandlungen beginnen im Februar 1951 in Paris (Teilnehmer: 
Beneluxstaaten, Frankreich, Italien, Bundesrepublik). Am 27. 5. 1952 wird 
der Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
in Paris von den Außenministern der sechs Teilnehmerstaaten unterzeichnet. 
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Grundlegende Ideen des Vertragswerks: 

1. Rein defensiver Charakter. 

2. Uneingeschränkte Gleichberechtigung aller Mitglieder. 

Gleiche Rechte und gleiche Pflichten. 

3. Die Verteidigungsgemeinschaft ist ein automatisch wirkendes Vertei¬ 
digungsbündnis. Der Angriff gegen einen Staat wird als Angriff gegen 
alle angesehen. 

4. Durch Aufgabe der nationalen Souveränität auf militärischem Gebiet wird 
eine entscheidende Förderung einer umfassenden europäischen Föderation 
erreicht. 

5. Einschluß der EVG-Staaten als Ganzes in das Sicherheitssystem des Atlantik¬ 
paktes. Darüber hinaus vertraglich festgelegte militärische Hilfeleistung 
zwischen Großbritannien und den einzelnen EVG-Partnem im Falle eines 
Angriffs, somit erstes deutsch-englisches Ründnis. 

Der Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft ist vom 
Bundestag am 19. 3. 1953 in dritter Lesung angenommen worden. 

XI. 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß eine gemeinsame europäische Wirt¬ 
schaftspolitik und eine gemeinsame europäische Verteidigung nur Etappen 
auf dem Weg zu einer möglichst umfassenden europäischen Gemeinschaft 
sein können, und auf Grund des mit überwältigender Mehrheit gefaßten 
Rundestagsbeschlusses über einen europäischen Rundespakt vom 19. 7. 1950 
nimmt die Bundesrepublik aktiven Anteil an allen Bemühungen zur 
Schaffung einer Europäischen Politischen Gemeinschaft. 

Zeitplan: 

1. Beschluß der Außenminister der EVG-Staaten in Paris im Dezember 1951, 
die Ausarbeitung einer europäischen Verfassung beschleunigt in Angriff 
zu nehmen und einen dieses Ziel zum Ausdruck bringenden Artikel (38) 
in den Verteidigungsvertrag einzufügen. 

2. Am 10. 9. 1952 beschließen die sechs Außenminister der Staaten der Mon- 
tangemeinschaft, der Versammlung der Montangemeinschaft unter Zu¬ 
wahl von je drei Abgeordneten für Deutschland, Frankreich und Italien 
die Ausarbeitung einer Satzung der Europäischen Politischen Gemein¬ 
schaft als ad hoc-Versammlung zu übertragen. 

3. Auf der Gründungssitzung der ad hoc-Versammlung am 15. 9. 1952 wird 
Paul Henri Spaak, Belgien, zum Präsidenten gewählt. Ein von ihr ein- 


50 



WEGSTRECKEN UND ZIELE DER AUSSENPOLITIK DER BUNDESREGIERUNG 


gesetzter Verfassungsausschuß von 26 Mitgliedern, dem die Ausarbeitung 
eines Vorentwurfs übertragen wird, wählt den deutschen Abgeordneten 
Dr. von Brentano zu seinem Präsidenten. 

4. Die Beratende Versammlung des Europarates billigt auf ihrer Sitzung 
vom 7.—13. 5. 1953 grundsätzlich den Verfassungsentwurf. 

5. Die Außenminister der sechs Gemeinschaftsstaaten treten am 12. und 
13. 5. 1953 in Paris zu einer ersten Prüfung des Vertragsentwurfs zu¬ 
sammen und beschließen, die weiteren Arbeiten unverzüglich fortzu¬ 
setzen. 

XII. 

Die Bundesregierung hat seit ihrem Bestehen die Westmächte immer wie¬ 
der auf die Dringlichkeit der Wiedervereinigung Deutschlands hingewiesen. 

Sie geht dabei von dem Gedanken aus, daß diese Wiedervereinigung nur 

mit friedlichen Mitteln und unter freiheitlichen Vorzeichen erfolgen darf. 

Daher ist der Kernpunkt aller Forderungen der Bundesrepublik die Abhal¬ 
tung völlig freier Wahlen in ganz Deutschland. 

Zeitplan: 

1. Note an die Alliierte Hohe Kommission (AHK) vom 9. 3. 1951, in der die 
vier Besatzungsmächte ersucht werden, die Abhaltung freier Wahlen zu 
ermöglichen. 

2. Regierungserklärung vom 27. 9. 1951 vor dem Bundestag: 14 Punkte zur 
Sicherung der Wahlfreiheit und Vorschlag einer Untersuchungskommis¬ 
sion der Vereinten Nationen (UNO). 

3. Note der Bundesregierung an die AHK vom 4. 10. 1951 mit dem Ersuchen, 
die UNO um Einsetzung einer Untersuchungskommission zu bitten. 

4. Erklärungen der deutschen Vertreter Dr. von Brentano, Dr. Schäfer 
und Prof. Reuter vor der Politischen Kommission der UNO in Paris zur 
Unterstützung des Ansuchens der Bundesregierung hinsichtlich einer 
Untersuchungskommission (8. 12. 1951). 

5. Beschluß der Vollversammlung der UNO vom 20. 12. 1951 über Einsetzung 
einer Untersuchungskommission, bestehend aus Vertretern Hollands, Is¬ 
lands, Brasiliens, Pakistans und Polens (die polnische Regierung hat sich 
nicht beteiligt). 

6. Der Bundestag beschließt am 6. 2. 1952 mit großer Mehrheit ein Gesetz 
über die Grundsätze für die freie Wahl einer verfassunggebenden Deut¬ 
schen Nationalversammlung. Weiterleitung des Gesetzes durch Note an 
die AHK vom 16. 2. 1952. 
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7. Besuch der UNO-Kommission in der Bundesrepublik und in West-Berlin vom 
16.—25. 5. 1952. Die Sowjetzone verweigert Einlaß und Zusammen¬ 
arbeit. 

8. Die Bundesregierung leitet am 8. 8. 1952 eine Entschließung des Bundes¬ 
tages vom 10. 7. 1952 mit folgendem Inhalt an die AHK weiter: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, den Besatzungsmächten förmlich 
mitzuteilen: Bundestag und Bundesregierung erwarten, daß die Re¬ 
gierungen der vier Besatzungsmächte so bald wie möglich in Verhand¬ 
lungen über die Wiedervereinigung Deutschlands durch freie Wahlen 
eintreten.“ 


XIII. 

Am 27. 9. 1951 erklärt der Bundeskanzler vor dem Bundestag die Bereit¬ 
schaft der Regierung, das von dem Naziregime begangene Unrecht an den 
Juden in Form materieller Hilfe im Rahmen des Möglichen wiedergutzu- 
machen. Die Resolution findet fast einstimmige Zustimmung des Bundes¬ 
tages. 

Zeitplan: 

1. Beginn der Wiedergutmachungsverhandlungen mit Vertretern des Staates 
Israel und der Conference on Jewish Material Claims against Germany 
am 21. 5. 1952 in den Haag. 

2. Unterzeichnung des Wiedergutmachungsabkommens mit Israel und der 
Conference on Jewish Material Claims against Germany durch den Bun¬ 
deskanzler und den israelischen Außenminister Sharett in Luxemburg 
am 10. 9. 1952. 

5. Das Abkommen tritt nach Austausch der Ratifikationsurkunden und deren 
Hinterlegung bei der UNO in New York am 27. 5'. 1955 in Kraft. 

4. In dem Abkommen sichert die Bundesrepublik dem Staat Israel die Er¬ 
stattung der Eingliederungskosten zu, die Israel durch die Aufnahme jü¬ 
discher Flüchtlinge aus Deutschland erwachsen sind. In einem Protokoll, 
das ebenfalls in Luxemburg von dem Bundeskanzler unterzeichnet wurde, 
sind Grundsätze zur Verbesserung der geltenden Wiedergutmachungs- 
gesetzgebung der Bundesrepublik festgelegt. 

XIV. 

Da nach Abschneidung von den agrarischen Ostgebieten und nach Aufnahme 
von 10 Milhonen Flüchtlingen die Bundesrepublik mehr denn je Außen¬ 
handel treiben muß, wird der Förderung der Wirtschaftsbeziehungen mit 
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dem Ausland die größte Beachtung geschenkt. In Handelsverträgen mit 
45 Staaten (1948: 18 Staaten) wird der Außenhandel der Bundesrepublik 
wieder in normale Bahnen gelenkt. Allen 75 deutschen Auslandsvertre¬ 
tungen sind Wirtschaftsreferenten zugeteilt oder Wirtschaftsabteilungen an¬ 
gegliedert, die sich mit der Förderung der deutschen Außenhandelsbezie¬ 
hungen befassen. 

Wichtigste Tatsachen der Entwicklung des deutschen Außenhandels in den 
Jahren 1949—1952: 

1. Der Außenhandelsumsatz (Einfuhr und Ausfuhr zusammengrechnet) ist 
Jahr für Jahr gestiegen; 1952 betrug er 33,1 Milharden DM und war 
damit fast dreimal so groß wie 1949. Vergleichsweise erreichte der 
Außenhandelsumsatz des Deutschen Reiches: 

1929 26,9 Milliarden Mark, 

1957 11,4 Milliarden Mark. 

2. Während die Einfuhr sich von 1949—1952 etwas mehr als verdoppelt hat 
(von 7,8 auf 16,2 Milliarden DM), ist die Ausfuhr auf mehr als das Vier¬ 
fache gestiegen (von 4,1 auf 16,9 Milliarden DM). 

3. Infolgedessen ist der Einfuhrüberschuß, der 1949 3,7 Milharden DM oder 
nahezu die Hälfte (47,3°/ 0 ) der Einfuhr ausmachte, im Jahre 1951 auf 
149 Millionen DM gesunken, und 1952 wurde sogar ein Ausfuhrüber¬ 
schuß von 705 Milhonen DM erzielt. 

4. Die Zusammensetzung des Außenhandels nach Warengruppen hat sich 
wieder der Verteilung angenähert, die für ein hochindustrialisiertes Land 
wie die Bundesrepublik als normal gelten muß. Auf der Ausfuhrseite 
betrug der Anteil der industriellen Fertigwaren 1949 nur 48,4%, 1952 
hingegen 75,l°/ 0 . Auf der Einfuhrseite ist der Anteil der Rohstoffe der 
gewerblichen Wirtschaft in der gleichen Zeit von 26,2 auf 34,8% ge¬ 
stiegen. 
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In dem chaotischen Zusammenbruch des Frühjahrs 1945 ging jener deutsche 
Staat von gestern unter, der für viele seiner Nachbarn und zeitweilig für die 
ganze Welt ein Alpdruck gewesen war. Erst nach Jahren konnte ein neues 
Staatswesen aufgebaut werden — dieser geteilte, seines eigentlichen Mittel¬ 
punktes beraubte, von fremden Truppen besetzte und von Flüchtlingen und 
Vertriebenen überflutete deutsche Staat von heute, der sich mühsam die An¬ 
erkennung seiner Souveränität zurückzugewinnen sucht. Treten die im Augen¬ 
blick noch umstrittenen, im Mai 1952 Unterzeichneten Verträge in Kraft, so 
wird sich auf ihrer Grundlage ein deutscher Staat von morgen entfalten können. 
Zwar wird er immer noch auf ein Rumpfgebiet beschränkt sein, und das Erbe 
des verlorenen Krieges wird ihm weiterhin schwere Lasten und Probleme auf¬ 
bürden; aber dem Zustand souveräner Selbstbestimmung und internationaler 
Gleichberechtigung wird er schon wesentlich näher kommen. 

Als am 11. 11. 1918 der durch die militärische Niederlage Deutschlands 
herbeigeführte Waffenstillstand von Compiegne den Ersten Weltkrieg been¬ 
dete, war ihm zwei Tage zuvor eine Revolution voraufgegangen, die den 
deutschen Staat aus einem Kaiserreich in eine demokratische Republik ver¬ 
wandelt hatte. Als die deutschen Heere am 8. 5. 1945 kapitulierten, ging 
diesem Ende der Feindseligkeiten keine politische Umwälzung voraus. Kein 
vernünftiger Mensch in Deutschland und in der Welt aber konnte ernstlich 
daran zweifeln, daß dieser militärische Zusammenbruch zugleich das Schick¬ 
sal eines politischen Regimes besiegelte und notwendigerweise zu einer tief¬ 
greifenden Strukturwandlung des deutschen Staates führen mußte. Die For¬ 
men, in denen sich diese Strukturwandlung vollzog, waren neuartig und ohne 
Vorbild. Kaum jemals ist in der neueren Geschichte ein großes Volk infolge 
eines verlorenen Krieges seiner politischen Selbstbestimmung und seiner eigenen 
Regierungsgewalt so vollständig beraubt worden wie das deutsche Volk nach 
1945. Die Formel von der „bedingungslosen Kapitulation“ , welche die Alliier¬ 
ten 1943 auf der Konferenz von Casablanca in ihr Kriegsprogramm aufge¬ 
nommen hatten, ging nunmehr in Erfüllung und wurde zu Konsequenzen 
hingeführt, die sich keine noch so einfallsreiche Phantasie auf dem Gebiete 
völkerrechtlicher Gestaltungsformen hatte vorstellen können. 

Ein Regime von regionalen und lokalen Militärregierungen wurde errichtet, 
das mit rücksichtsloser Entschlossenheit das in Jalta am 11.2. 1945 be¬ 
schlossene Besatzungsziel — die „Vernichtung des deutschen Militarismus 
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und des Nazitunis“ — in Angriff nahm. Die Koordinierung dieser Be¬ 
satzungspolitik wurde einem Viermächte-Kontrollrat übertragen. 

Am 5. 6. 1945 regelten die vier Besatzungsmächte das Regime dieser Militär¬ 
verwaltungen durch eine Reihe von Deklarationen. An ihrer Spitze stand die 
Erklärung, daß es ,,in Deutschland keine zentrale Regierung oder Behörde 
gebe, die fähig wäre, die Verantwortung für die Aufrechterhaltung der Ord¬ 
nung, die Verwaltung des Landes und die Ausführung der Forderungen der 
siegreichen Mächte zu übernehmen“, und daß daher die „Regierungen des 
Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken und die Provisorische Regierung der Fran¬ 
zösischen Republik die oberste Regierungsgewalt in Deutschland (supreme au - 
thority ) einschließlich aller Befugnisse der deutschen Regierung, des Oberkom¬ 
mandos der Wehrmacht und der Regierungen, Verwaltungen oder Behörden 
der Länder, Städte und Gemeinden“ übernähmen. Zugleich wurde Deutsch¬ 
land „innerhalb seiner Grenzen, wie sie am 31. 12. 1937 bestanden, für Be¬ 
satzungszwecke in vier Zonen aufgeteilt“. 

Das von den Regierungschefs der Vereinigten Staaten, der Sowjetunion und 
Großbritanniens vereinbarte Potsdamer Abkommen vom 2. 8. 1945 bestätigte 
diese Regelung. Es wurde hinzugefügt, daß bis auf weiteres keine zentrale 
deutsche Regierung errichtet, Deutschland jedoch während der Besatzungs¬ 
zeit als eine wirtschaftliche Einheit betrachtet werden sollte. In den wirt¬ 
schaftlichen Bestimmungen dieses Potsdamer Abkommens fanden sich deut¬ 
liche Spuren des Morgenthau-Planes. Diesen Plan — der nie verwirklicht 
worden ist — hatten die Alliierten schon auf der Konferenz von Quebec am 
15. 9. 1944 erörtert. Er zielte auf die Umwandlung Deutschlands in ein 
Land ab, das sich in erster Linie von Ackerbau und Weidewirtschaft er¬ 
nähren sollte. Erst spät ist in Deutschland der Wortlaut jener Direktive des 
amerikanischen Generalstabs an den Oberbefehlshaber der US-Besatzungs- 
truppen in Deutschland vom April 1945 bekannt geworden, die ganz vom 
Geist des Morgenthau-Planes getragen war und in diesem Geiste Anwei¬ 
sungen für die amerikanische Besatzungspolitik in Deutschland gab 1 : 

„Es muß den Deutschen klargemacht werden, daß Deutschlands rücksichts¬ 
lose Kriegsführung und der fanatische Widerstand der Nazis die deutsche 
Wirtschaft zerstört und Chaos und Leiden unvermeidlich gemacht haben, 
und daß sie nicht der Verantwortung für das entgehen können, was sie 
selbst auf sich geladen haben. Deutschland wird nicht besetzt zum Zweck 
seiner Befreiung, sondern als ein besiegter Feindstaat. Ihr Ziel ist nicht die 

1 Diese Direktive ist hier im Wortlaut auszugsweise wiedergegeben. 
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Unterdrückung, sondern die Besetzung Deutschlands, um gewisse wichtige 
alliierte Absichten zu verwirklichen. Bei der Durchführung der Besetzung 
und Verwaltung müssen Sie gerecht, aber fest und unnahbar sein. Die Ver¬ 
brüderung ( fraternization ) mit deutschen Beamten in Ihrer Zone werden 
Sie streng unterbinden. Das Hauptziel der Alliierten ist es, Deutschland 
daran zu hindern, je wieder eine Bedrohung des Weltfriedens zu werden... 
Abgesehen von den für diese Zwecke (der industriellen Abrüstung) erforder¬ 
lichen Maßnahmen werden Sie keine Schritte unternehmen, die a) zur wirt¬ 
schaftlichen Wiederaufrüstung führen oder b) geeignet sind, die deutsche 
Wirtschaft zu erhalten oder zu stärken ... 

Sie werden Schätzungen darüber ansteilen, welche Zuschüsse notwendig 
sind, um Hungersnot und die Ausbreitung von Krankheiten und zivilen 
Unruhen zu vermeiden, welche die Besatzungsstreitkräfte gefährden könnten. 
Als Grundlage für diese Schätzungen soll ein Programm dienen, durch das 
die Deutschen selbst für ihre Versorgung aus eigener Arbeit und eigenen 
Hilfsquellen verantwortlich gemacht werden. Sie werden alle durchführ¬ 
baren wirtschaftlichen und polizeilichen Maßnahmen ergreifen, um sicher¬ 
zustellen, daß die deutschen Hilfsquellen voll ausgenutzt werden und der 
Verbrauch auf dem Mindestmaß gehalten wird. Sie werden nichts unter¬ 
nehmen, was geeignet wäre, den Mindestlebensstandard in Deutschland auf 
einem höheren Niveau zu erhalten als in irgendeinem benachbarten Mit¬ 
gliedstaat der Vereinten Nationen.“ 

Es bedurfte immerhin mehrerer Jahre, um deutlich werden zu lassen, daß 
eine Besatzungspolitik mit diesen Zielen weder sinnvoll noch durchführbar 
war. Gerade die mit der Durchführung dieser Besatzungspolitik beauftragten 
alliierten Befehlshaber selbst haben erkannt, daß die Zielsetzung verfehlt 
war. Sie mußten sich bald davon überzeugen, daß man ein Millionenvolk 
nicht durch eine autoritäre Militärbürokratie zu demokratischer Lebensjührung 
,,umerziehen “ kann, daß man seine wirtschaftlichen Lebensgrundlagen nicht 
von einem hoch differenzierten Industriesystem auf ein privates Agrarsystem 
umstellen kann, und daß die Drosselung des wirtschaftlichen Lebens nur zu 
einer unerträglichen Belastung der heimatlichen Steuerzahler führen mußte. 
Je länger der Kontakt mit der deutschen Bevölkerung dauerte und je intensiver 
er wurde, desto mehr wuchs auch die Einsicht in die schweren seelischen Kon¬ 
flikte und Probleme, die das Leben in einer totalitären Diktatur für jeden Ein¬ 
zelnen mit sich gebracht hatte, und die sich einer Erfassung durch die sche¬ 
matischen Kategorien einer moralisierenden Säuberungspolitik entziehen 
mußten. 
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Oben: Neujahrsempfang des Staatsoberhauptes. Der Doyen des Diplomatischen Corps, der Päpst¬ 
liche Nuntius Erzbischof Muench, bei der Ansprache an den Bundespräsidenten 

Unten: Das Bundeskabinett auf der Regierungsbank wiilirend einer Parlamentssitzung. Von rechts 
nach links: Bundeskanzler und Außenminister Dr. Adenauer, Staatssekretär des Auswärtigen Prof. 
Dr. Hallstein, Vizekanzler Blücher, Bundesinnenminister Dr. Dr. Lehr, Bundesjustizminister 
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Solche Einsichten, die sich mit einer wachsenden Ernüchterung in der 
Beurteilung des sowjetischen Bündnispartners verbanden, führten zu einer 
zunächst langsamen, später rascher fortschreitenden Auflockerung der Be¬ 
satzungspolitik ■— freilich erst in einem Augenblick, in dem man dem Wirt¬ 
schaftspotential des künftigen deutschen Partners in der Abwehrfront gegen 
den Kommunismus durch umfangreiche und wirtschaftlich unsinnige Demon¬ 
tagen schweren Schaden zugefügt und sein Solidaritätsbewußtsein auf eine 
harte Probe gestellt hatte. Das wirtschaftliche Hilfsprogrammdes Marshall-Pla¬ 
nes trat an die Stelle derMorgenthau-Politik. Die schematischen politischen Säu¬ 
berungsverfahren wurden allmählich abgebaut und die Bildung eigenständiger 
deutscher Orts- und Landesbehörden und schließlich auch einer deutschen 
Bundesregierung gefördert. Am Ende dieses ersten, sowohl für die Alliierten 
wie für die Deutschen wenig erfreulichen Abschnittes der Besatzungspolitik 
stand die Konstituierung der Bundesrepublik im Herbst 1949 und die Inkraft¬ 
setzung eines neuen Besatzungsstatuts , in dem die drei westlichen Besatzungs¬ 
mächte sich gewisse Selbstbeschränkungen in der Ausübung ihrer Re¬ 
gierungs- und Verwaltungsbefugnisse auferlegten. Schon beim Erlaß dieses 
Besatzungsstatuts waren sich die Besatzungsmächte darüber im klaren, daß 
auch dieses Statut nur eine Übergangslösung darstellen konnte, und nahmen 
seine Überprüfung nach Ablauf eines Jahres in Aussicht. Diese fand im März 
1951 ihren Niederschlag in einer Revision des Besatzungsstatuts, die den 
deutschen Behörden eine neuerliche Erweiterung ihrer Befugnisse ein¬ 
räumte. Ein Auswärtiges Amt sowie diplomatische und konsularische Ver¬ 
tretungen im Ausland wurden errichtet, fremde Diplomaten in Bonn akkre¬ 
ditiert. Die Bundesrepublik trat dem Europa-Rat in Straßburg bei und schloß 
mit fünf weiteren europäischen Ländern den Vertrag über die Gründung 
einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Der Kriegszustand 
mit den Westmächten, der bis dahin formell fortbestanden hatte, wurde 
durch ausdrückliche Erklärungen beendet. 

Auf dieser Grundlage arbeitet der deutsche Staat von heute. Aber die nächste 
Phase seiner Entwicklung hat sich bereits deutlich abgezeichnet. Während 
die deutschen Oppositionsparteien die sofortige Aufnahme von Viermächtebe¬ 
sprechungen fordern und darin den richtigen Weg zur Wiedergewinnung der 
deutschen Einheit und Freiheit sehen, hat die Politik der Bundesregierung 
und der hinter ihr stehenden Parteien ihren Ausdruck gefunden in den Ver¬ 
trägen, die am 26. 5. 1952 in Bonn und am 27. 5. 1952 in Paris unterzeichnet 
und am 19. 3. 1953 durch den Deutschen Bundestag ratifiziert wurden. Diese 
neue Phase steht unter dem doppelten Zeichen der vollständigen Liquidation 
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des Besatzungsregimes und der fortschreitenden Integration der Bundesrepu¬ 
blik in die europäische Gemeinschaft, zunächst auf dem Gebiet der gemein¬ 
samen Verteidigung. 

Daß das Besatzungsregime irgendwann einmal sein Ende finden mußte, 
liegt auf der Hand. Wenn es eine völkerrechtliche Grundlage hatte, so 
konnte diese nur in der Befugnis der Siegermächte gelegen haben, das 
besiegte Land bis zum Abschluß eines Friedensvertrages unter ihrer Kon¬ 
trolle zu halten. Die besondere und im Völkerrecht unbekannte Form der 
Besetzung, der Deutschland unterworfen wurde und die mit der vorüber¬ 
gehenden Übernahme der obersten Regierungsgewalt {„supreme authority“) 
verbunden war, ließ sich, wenn überhaupt, nur aus der Tatsache rechtferti¬ 
gen, daß Deutschland 1945 keine handlungsfähige Regierung mehr besaß. 
Eine Kontrollbesetzung zwischen Kriegsende und Friedensschluß kann 
jedoch, wenn der Friedensschluß in eine ungewisse Zukunft rückt, nicht für 
unbegrenzte Zeit aufrechterhalten werden. Und eine handlungsfähige 
deutsche Regierungsgewalt existierte in Westdeutschland seit langem. Die 
Alliierten hatten selbst daran mitgeholfen, sie zu organisieren und mit den 
erforderlichen Machtmitteln auszustatten. Die Gründe für die Aufrecht¬ 
erhaltung eines Besatzungsregimes und zumal dieser besonders umfassenden 
und intensiven Besatzungsherrschaft, wie sie in Deutschland bestand, waren 
demnach längst fragwürdig geworden. Es bedurfte jedoch eines weiteren 
politischen Anstoßes, um die Verhandlungen in Gang zu setzen. Ihn gab 
der Entschluß, Deutschland an der westlichen Verteidigung zu beteiligen. 
Zugleich mit diesem Beschluß erklärten die drei Westmächte auf der Brüs¬ 
seler Konferenz im Dezember 1950 ihre Bereitschaft, mit der Bundesregie¬ 
rung Vertragsverhandlungen aufzunehmen. 

Von Anfang an war damit klar, daß die Verhandlungen politisch an die 
Bedingung einer deutschen Beteiligung an der westlichen Verteidigung geknüpft 
waren. Die Form dieser Beteiligung blieb zunächst offen. Seit der Washing¬ 
toner Konferenz der drei westlichen Außenminister im September 1951 
stand fest, daß sie nur in der Form einer Teilnahme an der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft in Frage kam. 

Das Ergebnis der Verhandlungen, die im Mai 1951 in Gestalt von informa¬ 
torischen Besprechungen begannen und am 24. 9. 1951 mit den Beratungen 
zwischen dem Bundeskanzler und den drei Hohen Kommissaren in ihre 
entscheidende Phase traten, konnte nicht die volle, uneingeschränkte und 
unbelastete Souveränität der Bundesrepublik sein. Wie sich die internationale 
Lage mit ihren weltpolitischen Gegensätzen zwischen Ost und West ent- 
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wickelt hatte, würde dieses Ergebnis die vierte Besatzungsmacht in Deutsch¬ 
land herausgefordert haben. Die drei westlichen Besatzungsmächte üeßen 
von vornherein keinen Zweifel daran, daß sie nicht die Absicht hatten, den 
Konflikt mit der Sowjetunion in der deutschen Frage auf die Spitze zu treiben. 
Die Bundesregierung akzeptierte diesen Standpunkt; denn auch sie war nicht 
daran interessiert, die Vier-Mächte-Basis der Besetzung Deutschlands aus dem 
Jahre 1945 vollständig zu vernichten. Diese Basis war schließlich das letzte 
Bindeglied geworden, das Ost- und Westdeutschland, Berün und das Saarge¬ 
biet noch zusammenhielt. Auf dieser Basis beruht die Verantwortung, welche 
die drei Westmächte heute noch im Hinblick auf die Verhältnisse in der sowje¬ 
tisch besetzten Zone, in den deutschen Ostgebieten jenseits der Oder-Neiße- 
Linie und in Ostberlin geltend machen. Auf dieser Basis beruht den Sowjets 
gegenüber ihr Recht, weiterhin Truppen in Westdeutschland und Berlin zu 
stationieren, und ihre Verantwortüchkeit für die friedliche Wiedervereinigung 
Deutschlands. Durch diese Überlegungen wird auch der Status des deutschen 
Staates von morgen bestimmt sein, der sich aus den Verträgen ergeben soll. 
Drei bestimmende Momente der heutigen Lage Deutschlands können also 
auch durch diese Verträge nicht geändert werden: 

1. Fremde Truppen werden nach ihrem Inkrafttreten in beträchtlicher Zahl 
auf deutschem Boden verbleiben. 

2. Die politische Teilung Deutschlands kann durch die Verträge selbst nicht 
behoben werden. Die Sowjetzonenregierung wird aller Voraussicht nach das 
Inkrafttreten der Verträge sogar als Vorwand benutzen, um die Trennungs¬ 
linie zur Bundesrepublik noch schärfer als bisher zu ziehen. Sie wird wahr¬ 
scheinlich eine eigene Armee aufstellen oder, genauer gesagt, der schon 
vorhandenen militarisierten Volkspolizei auch nach außen hin den Charakter 
einer Armee geben. Das Schicksal der Gebiete östlich der Oder-Neiße-Linie 
wird sich zunächst nicht ändern. Auch Westberlin kann nicht formell der 
Bundesrepubük als zehntes Land beitreten. 

3. Der Abschluß eines echten, endgültigen Friedensvertrages bleibt weiter¬ 
hin aufgeschoben. 

Diese harten und jeder wirklichen Konsolidierung der Lage entgegen¬ 
stehenden Tatsachen lassen sich durch keine Übereinkunft zwischen den 
drei Westalliierten und der Bundesrepublik aus der Welt schaffen. Die drei 
Westmächte können zwar ihre Truppen aus Westdeutschland zurückziehen, 
aber sie können damit nicht die Gefahren beseitigen, die sie bisher veranlaßt 
haben, diese Truppen dort zu belassen und sogar zu verstärken. Form und 
Inhalt des sogenannten „Deutschlandvertrages“ und seiner Zusatzverträge 
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sind durch diese im Augenblick unabänderliche und hinsichtlich ihrer zeit¬ 
lichen Dauer unabsehbare besondere Lage Deutschlands bestimmt. 

Von diesem Blickpunkt her gesehen haben die Verträge vor allem drei Auf¬ 
gaben zu bewältigen: 

1. Das aus einer kriegerischenBesetzung ( occupatio bellica ) hervorgegangene und 
nur in den Formen seiner Ausübung gemilderte Besatzungsregime muß been¬ 
digt werden. Aufgabe der vertraglichen Regelung ist es daher, das Besatzungs¬ 
statut aufzuheben, das bisherige Besatzungsregime mit allen seinen Organen zu 
beseitigen und der Bundesrepublik volle Freiheit in ihren inneren und auswär¬ 
tigen Angelegenheiten zu geben, soweit die internationale Lage dies erlaubt. 

2. Da es im gemeinsamen Interesse der Bundesrepublik und der drei West¬ 
mächte unumgänglich ist, daß weiterhin alliierte Streitkräfte in beträcht¬ 
licher Zahl im Bundesgebiet stationiert bleiben, bedürfen die Rechtsstellung 
dieser Streitkräfte und die Fragen ihrer materiellen Versorgung und ihrer 
Unterbringung einer Neuregelung auf vertraglicher Grundlage. In dieser 
neuen Regelung soll zum Ausdruck kommen, daß es sich bei diesen Streit¬ 
kräften künftig nicht mehr um Besatzungstruppen handelt, sondern um eine 
bewaffnete Macht, die einer gemeinsamen Aufgabe zu dienen bestimmt ist: 
der „Verteidigung der freien Welt, zu der die Bundesrepublik und Berlin 
gehören“ (Art. 4 Abs. 1 des Deutschlandvertrages). 

5. Eine militärische Besetzung, die einem verlorenen Kriege nachfolgt, dient 
in der Regel den Siegermächten als Instrument zur Durchsetzung ihrer 
Kriegsziele; sie soll die Verwirklichung dieser Ziele im Friedensvertrag oder 
womöglich darüber hinaus bei der Erfüllung des Friedensvertrags verbürgen. 
Die Umwandlung des bisherigen Besatzungsregimes in eine Truppenstatio¬ 
nierung zum Zwecke der gemeinsamen Verteidigung beraubt die West¬ 
alliierten in gewissem Umfang dieses Instruments zur Durchsetzung ihrer 
Kriegsziele. Der Verzicht auf dieses Instrument war nur um den Preis 
gewisser vertraglicher Zusicherungen zu erlangen. Es mußten daher be¬ 
stimmte, aus Krieg und Besatzung entstandene Fragen geregelt werden, die 
unter normalen Umständen in einem Friedensvertrag zu regeln sind. 

Der „Deutschlandvertrag“ (Vertrag über die Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten) mit seinen Zusatz¬ 
verträgen 1 ist daher zwar kein separater Friedensvertrag zwischen den drei 

1 Das sind: der „Vertrag über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik Deutschland“; das „Abkommen über die steuer¬ 
liche Behandlung der Streitkräfte und ihrer Mitglieder“; der „Finanzvertrag“ und der 
„Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen“, 
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Westmächten und der Bundesrepublik; aber er ist immerhin ein vorläufiger 
Kriegsabschlußvertrag, der seiner Funktion nach einen vorübergehenden 
Ersatz für einen solchen Friedensvertrag bieten soll. 

Die Bundesrepublik wird in Zukunft volle Macht über ihre inneren und 
äußeren Angelegenheiten haben. Die Drei Mächte werden ihre Beziehungen 
mit der Bundesrepublik durch Botschafter unterhalten (Art. 1). Sie behalten 
lediglich im Hinblick auf die internationale Lage die bisher von ihnen aus¬ 
geübten oder innegehabten Rechte in bezug auf die Stationierung von 
Streitkräften in Deutschland und den Schutz ihrer Sicherheit, in bezug auf 
Berlin und auf Deutschland als Ganzes einschließlich der Wiedervereinigung 
Deutschlands und einer friedensvertraglichen Regelung (Art. 2 Abs. 1). Die 
Bundesrepublik wird ihre Politik in Einklang mit den Prinzipien der Sat¬ 
zung der Vereinten Nationen und mit den im Statut des Europarates auf¬ 
gestellten Zielen halten (Art. 3 Abs. 1). Bei Verhandlungen mit Staaten, 
mit denen die Bundesrepublik keine Beziehungen unterhält, werden die 
Drei Mächte die Bundesrepublik in Fragen konsultieren, die deren politische 
Interessen unmittelbar berühren (Art. 3 Abs. 3). Die Aufgabe der von den 
Drei Mächten im Bundesgebiet stationierten Streitkräfte wird die Verteidi¬ 
gung der freien Welt sein, zu der auch die Bundesrepublik und Berlin 
gehören. Die Bundesrepublik wird sich an der Europäischen Verteidigungs¬ 
gemeinschaft beteiligen, um zur gemeinsamen Verteidigung der freien Welt 
beizutragen (Art. 4). In Ausübung ihres Rechtes, die Sicherheit ihrer Streit¬ 
kräfte zu schützen, stehen den Drei Mächten in besonderen Fällen gewisse 
Notstandsbefugnisse zu (Art. 5). Die Bundesrepublik und die Drei Mächte 
sind darüber einig, daß ein wesentliches Ziel ihrer gemeinsamen Politik eine 
zwischen Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern frei vereinbarte 
friedensvertragliche Regelung für ganz Deutschland ist, welche die Grund¬ 
lage für einen dauerhaften Frieden bilden soll. Sie sind darüber einig, daß 
die endgültige Festlegung der Grenzen Deutschlands bis zu dieser Regelung 
aufgeschoben werden muß. Bis dahin werden sie Zusammenwirken, um mit 
friedlichen Mitteln ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: ein wiederver¬ 
einigtes Deutschland , das eine freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich 
wie die Bundesrepublik, besitzt und in die europäische Gemeinschaft inte¬ 
griert ist (Art. 7). Ein Schiedsgericht wird für alle Streitigkeiten zuständig 
sein, die sich aus den Bestimmungen dieser Verträge ergeben. Nur solche 
Streitigkeiten, die sich aus der Ausübung der Vorbehaltsrechte ergeben, 
unterliegen nicht der Gerichtsbarkeit dieses Schiedsgerichts oder eines an¬ 
deren Gerichts (Art. 9). 
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Gegen einige dieser Besti mm ungen wird von der Opposition eingewandt, daß 
sie die Souveränität des deutschen Staates in einer politisch unerträglichen 
oder verfassungsrechtlich unzulässigen Weise beschränkten. Die letzte Frage 
wird durch das Bundesverfassungsgericht geklärt werden. 

In Ergänzung dieses „Generalvertrages“, der die allgemeinen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und den Drei Mächten regeln soll, enthält ein 
besonderer,, Truppenvertrag“ die speziellen Bestimmungen, die künftig für die 
Rechte und Pflichten der ausländischen Streitkräfte und ihrer Mitglieder in 
Deutschland maßgeblich sein werden. Er wird allerdings keine Anwendung auf 
die französischen Streitkräfte finden, die als Bestandteile der europäischen 
Armee vielmehr nach dem besonderen Truppenstatut der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft leben werden. Hier wie in zahlreichen anderen 
Bestimmungen des Vertrags Werkes tritt der enge Zusammenhang zwischen 
dem Deutschlandvertrag und dem Europäischen Verteidigungsvertrag in Er¬ 
scheinung. 

Haben es die Bonner Verträge weitgehend noch mit Fragen der Vergangen¬ 
heit zu tun, so ist der Pariser Vertrag ganz auf die Zukunft gerichtet. Der ihm 
zugrunde liegende Entschluß zur gemeinsamen Verteidigung steht im eng¬ 
sten Zusammenhang mit der politischen Einsicht in die Notwendigkeit eines 
Zusammenschlusses der europäischen Völker. 

Er ist in gleichem Maße eine Wirkung dieser europäischen Idee wie auch 
eine Bedingung für ihre praktische Verwirklichung. Nach dem Zustande¬ 
kommen der europäischen Montanunion wird die Europäische Verteidigungs¬ 
gemeinschaft (EVG) ein weiteres dauerhaftes Element der europäischen Inte¬ 
gration darstellen. Die Eingliederung der Bundesrepublik in die Gemeinschaft 
der freien Nationen soll mit dem Aufbau dieser europäischen Gemeinschaft aufs 
Engste verknüpft werden; das ist das gemeinsame Ziel aller Unterzeichner¬ 
staaten dieses Vertragswerkes. Daß sich die EVG zunächst auf nur sechs eu¬ 
ropäische Nationen beschränkt, wird von allen Beteiligten bedauert. Das 
Fehlen Englands und Skandinaviens wird vor allem von den deutschen Oppo¬ 
sitionsparteien bemängelt. Ohne eine Änderung der politischen Haltung die¬ 
ser Staaten sind die sechs Mitglieder der EVG und der Montan-Union jedoch 
schwerlich in der Lage, diesem Mangel abzuhelfen. 

In der Konsequenz der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft liegt zu¬ 
gleich der weitere Schritt zur Bildung einer gemeinsamen politischen Autorität 
der europäischen Nationen, welche die Grundlage für die Verfolgung einer 
gemeinsamen Außenpolitik zu bilden vermag. Noch ehe die Verteidigungs¬ 
gemeinschaft in Kraft getreten ist, ist durch die Ausarbeitung der Europa- 
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Verfassung bereits mit der Inangriffnahme dieser weiteren Stufe der europä¬ 
ischen Integration begonnen worden. 

Niemand vermag zu sagen, wann jener deutsche Staat von morgen ins Leben 
treten wird, der auf den Verträgen vom 26. und 27. 5. 1952 beruhen soll. 
Erst recht läßt sich nicht übersehen, wie lang seine Lebensdauer sein wird. 
Er kann keine Dauerlösung sein, denn Deutschland und Europa können 
nicht ewig ohne echten Friedensvertrag, ohne eine echte Lösung der deut¬ 
schen Frage im Zustand eines Provisoriums leben. Aber jedes Provisorium 
ist besser als eine Lösung, die den Frieden bedroht. Nur eine Politik der 
Geduld, des Maßes und der Besonnenheit kann daher zur Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands, zur Gesundung Europas und zur Festigung des 
Friedens und der Freiheit der Welt führen. 



FORTBESTAND DES REICHES 


Der bedingungslosen Kapitulation der Deutschen Wehrmacht am 8.5.1945 folg¬ 
te am 23. Mai in Flensburg die Gefangennahme des „amtierenden Reichsober¬ 
hauptes“, des Großadmirals Dönitz, und der „geschäftsführenden Reichsregie¬ 
rung“ durch britischeMilitärpolizei. Mindestens von diesem Zeitpunkt ab gab es 
keine Deutsche Reichsregierung und keine Reichszentralbehörden mehr. 

Diese Situation führte zu der Yier-Mächte-Erklärung „in Anbetracht der Nie¬ 
derlage Deutschlands und der Übernahme der obersten Regierungsgewalt hin¬ 
sichtlich Deutschlands “, der sogenannten „Berliner Erklärung* I ,vom5.6.1945, 
mit der die Alliierten die oberste Regierungsgewalt in Deutschland auch ein¬ 
schließlich aller Befugnisse nachgeordneter Behörden übernahmen. 

Diese Gewalt wurde zunächst durch den Obersten Befehlshaber der Alliier¬ 
ten Expeditions-Streitkräfte ausgeübt. Später übten sie die vier Oberbefehls¬ 
haber aus, und zwar jeder für seine Zone und alle vier gemeinschaftlich 
als der „Alliierte Kontrollrat“, der „in allen Deutschland als ein Ganzes 
betreffenden Angelegenheiten“ zuständig sein sollte 1 . Die Abgrenzung der 
Besatzungszonen zwischen den Alliierten erfolgte durch eine Feststellung, 
die ebenfalls vom 5. 6. 1945 datiert. Der Kontrollrat hatte seinen Sitz in 
Berlin, das eine Vier-Mächte-Besatzung erhielt. 

Die Besatzungsmächte errichteten in Deutschland bis zur örtlichen Ebene 
einen Verwaltungsapparat, der zentral gelenkt bis in das letzte Dorf reichte. 
Das deutsche öffentliche Leben befand sich in einem solchen Zustand der Er¬ 
schütterung, daß erhebliche Zeit vergehen mußte, bis eigenständig gebildete 
deutsche Organe sich entfalten und Verwaltungsfunktionen und Regierungs¬ 
tätigkeit ausüben konnten. 

Nach den Weisungen der Militärregierungen und entsprechend den zunächst 
beschränkten Wirkungsmöglichkeiten der deutschen Bevölkerung begann der 
verwaltungsmäßige Wiederaufbau in allen Zonen schrittweise von unten nach 
oben. In dieser Zeit haben sich die Gemeindeselbstverwaltungen als staats¬ 
erhaltendes und staatstragendes Element erwiesen. 

Im Hinblick auf die Verschiedenheit des Vorgehens der Militärregierungen 
bei der Wiedererrichtung der staatlichen Ordnung waren Art und Schnellig¬ 
keit des Aufbaus in den einzelnen Zonen verschieden. 

1 Vgl. Feststellung über das Kontrollverfahren in Deutschland vom 5. 6. 1945, bestätigt 
durch das Potsdamer Abkommen vom 2. 8. 1945 und ergänzt durch die Proklamation 
betr. Aufstellung des Kontrollrats vom 30. 8. 1945. 
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In der Amerikanischen Zone wurden zahlreiche Verwaltungsfunktionen schon 
in den ersten Monaten nach dem Zusammenbruch auf deutsche Stellen über¬ 
tragen. Die Militärregierung beschränkte sich aber in der ersten Periode 
nicht nur auf die Überwachung, sondern nahm weitgehend Einfluß auf die 
Verwaltungstätigkeit selbst. 

Eine Regierung in Bayern wurde als erste Regierung eines Landes bereits am 28. 5. 1945 
von der amerikanischen Militärregierung eingesetzt. Die offizielle Bildung der Länder 
erfolgte durch Proklamation Nr. 2 der amerikanischen Militärregierung vom 19.9.1945. 
Es wurden die Länder Bayern , Württemberg-Baden und Hessen gebildet; später wurde 
auch das Land Bremen der Amerikanischen Zone zugeschlagen. Die Bildung der Ver¬ 
tretungskörperschaften wurde ebenfalls von unten nach oben vollzogen. Am 15. 11. 
1945 übertrug die US-Militärregierung den deutschen Kreisen und Gemeinden die Ver¬ 
waltung ihrer Angelegenheiten. Im Dezember 1945 erfolgte die Neuregelung des Ge¬ 
meinderechts. Die ersten politischen Wahlen nach Kriegsende waren die Wahlen zu 
den Gemeindevertretungen in den Landgemeinden: am 20. 1. 1946 in Hessen, am 
27. 1. 1946 in Bayern und Württemberg-Baden. Nachdem eine Reform des Kreis¬ 
rechts durchgeführt worden war, erfolgte am 28. 4. 1946 die Wahl der Kreistage, arn 
26. 5. 1946 die Wahl der Stadtvertretungen. Die zeitliche Reihenfolge zeigt die Aus¬ 
wirkung der praktischen Aufbauarbeit in den Stufen der Gemeinden und Gemeinde¬ 
verbände. Um die Mitte des Jahres 1946 fand auf Weisung der Militärregierung die 
Wahl von verfassunggebenden Landesversammlungen statt. Ende 1946 (in Bremen 
1947) wurden die Landesverfassungen angenommen und die ersten Landtage gewählt, 
so daß nunmehr Landesregierungen auf parlamentarischer Grundlage gebildet werden 
konnten. Die neuen Staaten übernahmen sämtliche den Deutschen überlassenen Staats¬ 
aufgaben; auch solche, die früher dem Reich zugekommen waren. 

In der Britischen Zone nahm zunächst die Britische Militärregierung die Be¬ 
fugnisse der Reichszentralgewalt wahr. Eine Normalisierung der Verhältnisse 
vollzog sich auch hier zuerst in den Gemeinden. Aber selbst in der Gemeinde¬ 
stufe nahm die Militärregierung starken Einfluß auf die Entwicklung der 
Verwaltung; so ernannte sie Bürgermeister und beratende Beiräte (Stadt¬ 
ausschüsse) aus Vertretern der neu konstituierten politischen Parteien. 

Am 1. 4. 1946 wurde die revidierte Deutsche Gemeindeordnung erlassen, die den verfas¬ 
sungsrechtlichen Aufbau nach englischem Muster — die Doppelköpflgkeit der Ver¬ 
waltung — auf das deutsche Gemeindewesen übertrug. Der Staat Preußen, der fak¬ 
tisch schon im Mai 1945 untergegangen war, wurde für aufgelöst erklärt. So wurde 
der Weg frei für eine territoriale Neugliederung der Besatzungszone. In der zweiten 
Hälfte des Jahres 1946 wurden schließlich die Länder Schleswig-Holstein, Niedersachsen 
und Nordrhein- Westfalen gebildet. Die freie Hansestadt Hamburg erhielt den Status 
eines Landes. 

Die ersten Landtage wurden durch die Militärregierung eingesetzt. Die ersten Ge¬ 
meindewahlen fanden am 15. 9. 1946, die Wahlen zu den Landtagen im Laufe des 
Jahres 1947 statt. Die Ausarbeitung von Verfassungsurkunden wurde als nicht vor¬ 
dringlich angesehen und bis zur Konstituierung der Bundesrepublik zuriickgestellt 
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(Schleswig-Holstein 1949, Nordrhein-Westfalen 1950, Niedersachsen 1951, Ham¬ 
burg 1952). 

In der Französischen Zone erfolgte die Bildung von Ländern (Rheinland- 
Pfalz, Baden und Württemberg-Hohenzollern 1 ) ebenfalls um die Mitte des 
Jahres 1946. 

Auch hier geschah der Aufbau der verfassungsmäßigen Ordnung von unten nach oben, 
zurückhaltender als im amerikanischen, aber doch rascher als im britischen Be¬ 
satzungsgebiet. Am 15. 9. 1946 fanden erste Gemeindewahlen, am 13. 10. 1946 Wah¬ 
len zu den Kreisversammlungen statt. Auf Grund des Ausgangs dieser Wahlen erfolgte 
die Bildung von verfassunggebenden Versammlungen. Am 18. 5. 1947 fanden Volks¬ 
abstimmungen über die Annahme der Verfassungen und zugleich die Wahl der Land¬ 
tage statt. So war auch hier die Grundlage für die normale Entwicklung eines demo¬ 
kratischen Verfassungslebens gelegt. 

Die staatsrechtliche und politische Entwicklung in der Sowjetischen Be¬ 
satzungszone erweckte zunächst den Anschein, als würde sie sich ähnlich 
vollziehen wie in den drei westlichen Besatzungszonen. Von Ende 1946 bis 
Anfang 1947 wurden fünf Länder gebildet ( Thüringen, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt, Brandenburg und Mecklenburg). 

Die Landesverfassungen wurden nach einem von der Sozialistischen Einheitspartei 
(SED) ausgearbeiteten Muster gestaltet. Trotz Verwendung überkommener demo¬ 
kratischer Begriffe wurde der beherrschende Einfluß der SED als der kommunisti¬ 
schen ,,Staatspartei“ im Rahmen dieser Verfassungen gesichert. Die Länder hatten 
keinen Staatscharakter, sondern wurden in der politischen Wirklichkeit zu Verwal¬ 
tungseinheiten, die durch die in Berlin errichteten und von der Sowjetischen Militär- 
Administration abhängigen Deutschen Zentralverwaltungen gelenkt wurden. In steigen¬ 
dem Maße setzten sich die sowjetischen Auffassungen durch und begannen alle Be¬ 
reiche des privaten und öffentlichen Lebens zu erfassen. Eine Darstellung dieser Ent¬ 
wicklung, die zu der tragischen Spaltung Deutschlands in ,,West a und „Ost“ führte 
(Eiserner Vorhang), findet sich an späterer Stelle dieses Buches. 

Der Gedanke an einen wieder zu konstituierenden deutschen Gesamtstaat ist 
in keinem deutschen Land aufgegeben worden. Da in den Jahren 1945 bis 
1947 die Zeit hierfür noch nicht reif war, gewann zunächst die Frage der 
Bildung von zentralen Organen über der Landesebene Bedeutung. Sie wurde 
in den westlichen Besatzungszonen unter dem Einfluß und mit der Hilfe 
der Besatzungsmächte — wenn auch unterschiedlich — in Angriff ge¬ 
nommen. 

Den Anfang machte die Britische Zone im März 1946 mit der Bildung des „Zonen¬ 
beirats“ mit dem Sitz in Hamburg. Seine Aufgabe war es, die Militärregierung zu 

1 Die Länder Baden und Württemberg-Hohenzollern schlossen sich mit dem Lande 
Württemberg-Baden (amerikanische Zone) auf Grund einer Volksabstimmung 1952 
zum ,,Südweststaat (( (Land Baden-Württemberg) zusammen. 
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beraten. Später wurden Zonenzentralämter, wie das Zentraljustizamt u. a. m. gebildet. 
Da die US-Zone von Anfang an ein mehr förderalistisches System hatte, wurden hier 
Zonenzentraleinrichtungen — wie der ,,Länderrat“ — nur mit koordinierenden Auf¬ 
gaben geschaffen. In der Französischen Zone wurde nur für einige wenige Sachgebiete 
eine zentrale Verwaltung zugelassen. 

Am 20. 7. 1946 erfolgte das Angebot der USA zur wirtschaftlichen Zonenver¬ 
schmelzung, das von Frankreich und der Sowjetunion abgelehnt wurde. Am 
29. 5. 1947 wurde das Abkommen zwischen der Britischen und Amerika¬ 
nischen Militärregierung über die Einrichtung eines Wirtschaftsrates für das 
„Vereinigte Wirtschaftsgebiet“ unterzeichnet. Gleichzeitig wurde die Ver¬ 
fassung dieser Zweizonenverwaltung durch Besatzungsrecht festgelegt. Sie 
galt nur für die Vereinigte Britische und Amerikanische Besatzungszone. 

Eine Ausweitung der ,Bizone‘ zur ,Trizone‘, die auch die unter französischer Besatzungs- 
holieit stellenden deutschen Länder umfaßte, ist politisch erst mit der Errichtung der 
Bundesrepublik Deutschland im Herbst 1949 erfolgt. 

Die Verfassung des Wirtschaftsrates, der seinen Sitz in Frankfurt hatte, 
wurde mehrfach umgestaltet. Neben dem Wirtschaftsparlament, dessen Ver¬ 
treter von den Landtagen der acht Länder der Doppelzone gewählt wurden, 
stand ein „Länderrat“ als zweite Kammer. An der Spitze der einzelnen Ver¬ 
waltungen standen Direktoren; die Aufgabe der Koordinierung lag bei einem 
Oberdirektor. Es handelte sich um einen Versuch, die deutsche Gesamtver¬ 
fassung vorzuformen, der materiell auf die Wirtschaftsverfassung und räum¬ 
lich auf die sogenannte „Bizone“ beschränkt war. Allerdings bedurften die 
vom Wirtschaftsrat beschlossenen Gesetze der Zustimmung des Bipartite 
Control Office der Amerikanischen und Britischen Militärregierung. 
Nachdem die Versuche, eine gesamtdeutsche Repräsentation zu schaffen, 
namentlich an den politischen Forderungen, die von den Regierungen der 
Sowjetischen Besatzungszone gestellt wurden, gescheitert waren 1 , und nach¬ 
dem auch der Kontrollrat als das Gemeinschaftsorgan der Besatzungsmächte 
im März 1948 funktionsunfähig geworden war, konzentrierten sich die Be¬ 
mühungen der drei westlichen Alliierten darauf, einen handlungsfähigen 
deutschen Staat in Westdeutschland ins Leben zu rufen. 

Am 1. 7. 1948 übergaben die Militärgouverneure der drei Westzonen den 
elf westdeutschen Regierungschefs in Frankfurt nach Maßgabe der ,, Londoner 
Beschlüsse “ vom 7. 6. 1948 drei Dokumente mit Vorschlägen zur Errichtung 
eines föderalistischen westdeutschen Zusammenschlusses, zur Änderung der 
Ländergrenzen und über die Grundsätze eines Besatzungsstatuts. 

1 Vgl. die Konferenz der Regierungschefs der vier Zonen vom 6.-8. 6, 1947 in München. 
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Die Richtlinien über den Inhalt der Verfassung forderten: „Eine demokra¬ 
tische Verfassung . . die für die beteiligten Länder eine Regierungsform 
des föderalistischen Typs schafft, welche am besten geeignet ist, die gegen¬ 
wärtig zerrissene deutsche Einheit schließlich wieder herzustellen, und welche 
die Rechte der beteiligten Länder schützt, eine angemessene Zentralinstanz 
schafft und Garantien der individuellen Rechte und Freiheiten enthält.“ 

Am 8. and 21. 7. 1948 wurden diese Vorschläge von den Regierungschefs und am 
26. 7. 1948 gemeinsam mit den Militärgouverneuren beraten. Dabei wurde eine Eini¬ 
gung über die Grundlagen des westdeutschen Zusammenschlusses erzielt. Die Minister¬ 
präsidenten der Länder setzten einen vorbereitenden Verfassungsausschuß ein, der vom 
10. 8. bis 25. 8. 1948 auf der Insel Herrenchiemsee in Bayern tagte und einen Ver¬ 
fassungsentwurf ausarbeitete. Dieser diente dem Parlamentarischen Rat als Arbeits¬ 
unterlage. 

Am 1. 9. 1948 nahm der Parlamentarische Rat, dessen 65 Abgeordnete (dazu 
5 Abgeordnete von Berlin mit beratender Stimme) von den Landtagen der 
beteiligten 11 Länder gewählt worden waren., termingemäß in Bonn seine 
Tätigkeit zur Beratung einer Verfassung für den westdeutschen Bundesstaat 
auf. Am 8. 5. 1949 beschloß er das Grundgesetz, das am 24. 5. 1949 in Kraft 
trat. Am 14. 8. 1949 wurde vom gesamten deutschen Volk der drei West¬ 
zonen der Deutsche Bundestag gewählt. Nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Grundgesetzes wurden im September 1949 der Bundespräsident und der 
Bundeskanzler gewählt und die Bundesregierung gebildet. Auch der Bundesrat 
konstituierte sich und wählte seinen Präsidenten. Damit war die Deutsche 
Bundesrepublik handlungsfähig. 

In diesem Zeitpunkt trat auch das Besatzungsstatut vom 12. 5. 1949 in Kraft. 
Es war noch „in Ausübung der von den Regierungen Frankreichs, der Ver¬ 
einigten Staaten und des Vereinigten Königreiches beibehaltenen obersten 
Gewalt' ‘ verkündet worden; dennoch bedeutete es den Abschluß der ersten 
Phase der Besatzungsherrschaft. Die Bundesrepublik erhielt weitgehende 
Entscheidungsbefugnisse. Das Verhältnis der Bundesrepublik zu den drei 
Besatzungsmächten, die durch die Hohen Kommissare repräsentiert wurden, 
wurde erstmalig rechtsförmlich festgelegt. 

Die wirtschaftlichen und politischen Beziehungen zwischen der Bundes¬ 
republik und den drei Westmächten festigten sich rasch. 

Marksteine auf diesem Weg sind das Petersberg-Abkommen vom 22. 11. 1949, das Ab¬ 
kommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit vom 15. 12. 1949, die Mitgliedschaft 
der Bundesrepublik im Europarat seit dem 20. 7. 1950 und ihre Mitgliedschaft in 
zahlreichen Spezialorganisationen der Vereinten Nationen, die auch Nichtmitgliedern 
der VN offeiislehen. 
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Dementsprechend hat auch das Besatzungsverhältnis rasch einen Wandel er¬ 
fahren. Die Revision des Besatzungsstatuts vom 6. 5. 1951 trug dem durch 
Einschränkung und Abschwächung der alliierten Kontrollbefugnisse Rech¬ 
nung. Het „Deutschland-Vertrag“ wird mit seinem Inkrafttreten das Besat¬ 
zungsstatut ablösen. Zugleich werden die aus Krieg und Besatzung entstan¬ 
denen Fragen im Vertragswege einer Regelung zugeführt. 

Bei der Festigung der inneren und äußeren Situation der Bundesrepublik 
hat die Verfassung von 1949, das Grundgesetz, seine Bewährungsprobe be¬ 
standen, obgleich es stets als eine nur vorläufige Regelung gedacht war, die 
durch eine gesamtdeutsche Verfassung abgelöst werden soll 1 . 

Das Grundgesetz stellt eine durchaus eigenständige Lösung dar. Es knüpft 
als eine republikanische und demokratische rechtsstaatliche Verfassung an 
die Tradition der Paulskirchenverfassung aus den Revolutionsjahren 1848/49 
und an die Weimarer Reichsverfassung von 1919 an. Der Parlamentarische 
Rat hat sich aber bemüht, die Fehler der Vergangenheit möglichst zu ver¬ 
meiden. Die starke Betonung der bundesstaatlichen Einrichtungen bedeutet 
eine entschiedene Absage an den Unitarismus und Zentralismus und bedeutet 
zugleich eine über die traditionelle Gewaltenteilung hinausgehende weitere 
Verteilung der Macht im Staate. Da bei der Bildung der Länder in den Jahren 
1945—1947 vielfach die Interessen der Besatzungsmächte bestimmend waren, 
ist allerdings eine Neugliederung des Bundesgebietes Vorbehalten 2 . Auf Grund 
einer Sonderregelung 3 sind die Länder Baden, Württemberg-Baden und 
Württemberg-Hohenzollern bereits im Jahre 1952 zu einem Bundesland ver¬ 
einigt worden. 

In dem Bundesrat besitzen die Länder ein Verfassungsorgan, durch das sie 
bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes in erheblichem Umfange 
mitwirken 4 . Bundestag und Bundesrat bilden eine Art Zweikammersystem, 
das aber weder mit den entsprechenden Institutionen der BlSMARCKschen 
Reichsverfassung von 1871 noch der Weimarer Reichsverfassung von 1919 
gleichgesetzt werden kann. Wenn auch der Bundestag als die unmittelbar 
vom Volk auf die Dauer von 4 Jahren gewählte Repräsentation 5 den Vorrang 
hat, so ergibt sich doch eine politische Machtbeschränkung dieses Organs aus 
der starken Stellung, die dem Bundeskanzler als dem Chef der Bundesregierung 
eingeräumt worden ist. Der Bundeskanzler wird vom Bundestag mit abso¬ 
luter Stimmenmehrheit gewählt; er kann aber nur durch ein sogenanntes 
„konstruktives“ Mißtrauensvotum abberufen werden; das heißt durch die 

1 Vgl. die Präambel und den Artikel 146 des Grundgesetzes (= GG.). 2 Art. 29 GG. 

3 Art. 118 GG. 4 Art. 50 GG; siehe unten S. 76. 5 Art. 39 GG. 
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erfolgte Wahl eines neuen Bundeskanzlers 1 . Der Bundespräsident, der von 
einer besonderen Versammlung für die Dauer von 5 Jahren gewählt wird 2 , 
ist im wesentlichen auf repräsentative Aufgaben beschränkt. Die Kompetenz, 
über Verfassungsstreitigkeiten zwischen den obersten Bundesorganen oder 
zwischen dem Bund und den Ländern zu entscheiden, die Gesetze auf ihre 
Verfassungsmäßigkeit zu überprüfen und in einer Reihe von weiteren Fällen 
als „Hüter der Verfassung“ zu fungieren, obliegt dem Bundesverfassungs¬ 
gericht 3 . 

Für den inneren Gehalt des Grundgesetzes ist -— außer dem Bekenntnis zum 
Sozialstaat 4 — die Flervorhebung und rechtliche Sicherung der Menschen¬ 
rechte und Grundrechte 5 und überhaupt der Ausbau der rechtsstaatlichen Ein¬ 
richtungen, insbesondere des Rechtsschutzes, kennzeichnend. Die Bundes¬ 
republik ist jedoch eine „wachsame Demokratie“: die tragenden Prinzipien 
des Staatsaufbaues — auch die föderalistische Grundlage der Verfassung — 
sind für unabänderlich erklärt worden 6 . Den Feinden der freiheitlichen de¬ 
mokratischen Grundordnung wird der Schutz der Grundrechte versagt 7 . Po¬ 
litische Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer An¬ 
hänger darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu 
beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik zu 
gefährden, sind verfassungswidrig. Über die Frage der Verfassungswidrigkeit 
entscheidet das Bundesverfassungsgericht 8 . 

Das Grundgesetz soll nach dem Willen des Verfassunggebers durch eine 
Verfassung abgelöst werden, die vom gesamten deutschen Volk in freier Ent¬ 
scheidung beschlossen worden ist 9 . Neben dieser gesamtdeutschen Tendenz 
ist dem Grundgesetz aber auch eine europäische Tendenz eigen. Die Bundes¬ 
republik erstrebt, wie es in der Präambel heißt, das Ziel, „als gleichberech¬ 
tigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen“. 
In Verfolg dieses Zieles hat die Bundesrepublik den Prozeß der europäischen 
Integration und Föderation in besonderem Maße unterstützt. Der Bund kann 
durch Gesetz Hoheitsakte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen 10 . 
Er kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger kollek¬ 
tiver Sicherheit einordnen und wird hierbei in die Beschränkungen seiner 
Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in 
Europa und zwischen den Völkern der Welt herbeiführen und sichern 11 . 

1 Art. 65 und 67 GG. 2 Art. 54 GG. 3 Art. 95 GG; Gesetz über das Bundesverfassungs¬ 
gericht vom 12. 5.1951. 4 Art. 1—19 GG. 6 Art. 20 und 28 GG. 6 Art. 79 Abs. 5 GG. 
7 Art. 18 GG. 8 Art. 21 Abs. 2 GG. 9 Art. 146 GG. 10 Art. 24 Abs. 1 GG. 11 Art. 24 
Abs. 2 GG. 


70 



FORTBESTAND DES REICHES 


Aus diesen Artikeln der deutschen Verfassung von 1949 wird deutlich, wie 
sehr alle demokratischen Parteien bestrebt waren, neue Wege des staatlichen 
Daseins und der zwischenstaatlichen Beziehungen zu finden — ohne aller¬ 
dings, ehe die angestrebte größere Gemeinschaft Wirklichkeit geworden ist, 
auf den eigenstaatlichen Rahmen verzichten zu können. 

* 

1945 mochte es freilich dem deutschen Volk scheinen, als sei mit der mili¬ 
tärischen Niederlage auch der Staat der Deutschen untergegangen. Eine 
Vernichtung des deutschen Staates ist aber von den Siegermächten nicht be¬ 
absichtigt gewesen. Aus dem Text und der Handhabung der von den Ver¬ 
tretern des Oberkommandos der deutschen Wehrmacht Unterzeichneten Kapi- 
tulatiousurkunden geht der rein militärische Charakter dieser Urkunden her¬ 
vor. Die Alliierten haben bereits nach den Konferenzen von Moskau (50. 10. 
1945) und Jalta (11. 2. 1945) ihre Beschlüsse hinsichtlich Deutschlands be¬ 
kanntgegeben und eine Annexion grundsätzlich abgelehnt. Ebenso heißt es 
in der Berliner Erklärung vom 5. 6. 1945: „Die Übernahme zu den vor¬ 
stehend genannten Zwecken der besagten Regierungsgewalt und Befugnisse 
bewirkt nicht die Annektierung Deutschlands An diesem Standpunkt haben 
die Alliierten später —- z. B. im Potsdamer Abkommen vom 2. 8. 1945 — 
grundsätzlich festgehalten. 

Deutschland hat also seine völkerrechtliche Rechtsfähigkeit behalten. Die Er¬ 
klärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands vom 5. 6. 1945 hat daran 
nichts geändert. Die Übernahme der obersten Regierungsgewalt erfolgte, wie 
oben wörtlich angeführt ist, mit der ausdrücklichen Begründung, daß es in 
Deutschland keine Regierung gebe, die geordnete Verhältnisse garantieren 
könne. Dieses „Interregnum“ ist in der gleichen Erklärung sogar als zeitlich 
begrenzt gedacht worden: 

„Während der Zeit , in der Deutschland die sich aus der bedingungslosen 
Kapitulation ergebenden grundlegenden Forderungen erfüllt, wird in 
Deutschland die oberste Gewalt von den Oberbefehlshabern Großbritanniens, 
der Vereinigten Staaten, Sowjetrußlands und Frankreichs auf Anweisung 
ihrer Regierungen ausgeübt, von jedem in seiner eigenen Besatzungszone 
und gemeinsam in allen Deutschland als ein Ganzes betreffenden Angelegen¬ 
heiten. Die vier Oberbefehlshaber bilden zusammen den Kontrollrat.“ 

Auch die Rochtslehre und Rechtsprechung des Auslandes haben ganz über¬ 
wiegend den Standpunkt vertreten, daß der deutsche Staat, das „Reich“ in 
den Grenzen von 1957, ununterbrochen fortbesteht. Dieses Reich ist — trotz 
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und abberufen. Die Abstimmung geschieht, wie oben darge- Bundeskanzler aufgelöst werden, sofern er nicht einen neuen 

stellt, länderweise, nicht nach Parteien. Gesamtzahl 38. Dazu Bundeskanzler wählt. Zahl der stimmberechtigten Abgeordne- 

4 beratende Stimmen von Berlin. Zur Zeit bestehen 14 Aus- ten 402,dazu 19 nicht stimmberechtigte Abgeordnete aus Berlin, 

schösse. Darunter der Vermittlungsausschuß (je 10 Mitglieder 
vom Bundestag und Bundesrat}. 
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vielfacher Umgestaltung der Verfassung — seinerseits identisch mit dem 
deutschen Staat, der zuerst 1867 in der Gestalt des Norddeutschen Bundes 
Wirklichkeit gewann. 

Die Aufforderung der drei westlichen Besatzungsmächte an die westdeutschen 
Länderchefs vom Juli 1948, eine Regierung zu bilden, bedeutete also nur die 
Erklärung einer Beendigung des Notstands, der sie nach der Kapitulation zur 
Übernahme der obersten Gewalt veranlaßt hatte. Daß diese Normalisierung 
des Zustandes auf die drei westlichen Zonen beschränkt werden mußte, hegt 
an den Verhältnissen, die nur im Einvernehmen aller vier Besatzungsmächte 
anders hätten gestaltet werden können. Es ist mithin kein neuer Staat ge¬ 
schaffen, sondern das vor 1941 bestehende Reich — in einer durch die politi¬ 
sche Entwicklung seit 1945 erzwungenen räumlichen Begrenzung — wieder¬ 
hergestellt worden. Die Bundesrepublik ist die legitime Gestalt des Deutschen 
Reiches, wenn auch die Staatsgewalt derzeit nur in einem Teil des Gebietes 
geltend gemacht werden kann. 

Politisch freilich ist dieser Anspruch nicht unbestritten. Auf dem Boden des 
alten Reiches ist noch ein ,,Staatsgebilde“ entstanden: die „Deutsche Demo¬ 
kratische Republik“ der Sowjetischen Besatzungszone. Auch sie erhebt An¬ 
spruch darauf, den gesamtdeutschen Staat darzustellen. Demgegenüber 
braucht nicht einmal Gewicht darauf gelegt zu werden, daß von der alten 
Reichsbevölkerung etwa drei Viertel in der Bundesrepublik leben und nur 
ein Viertel in der „DDR“. Völkerrechtlich ist entscheidend, daß nur die 
Bundesrepublik Deutschland eine demokratische Grundlage in freien Wahlen 
hat. Nur sie kann daher in der Gemeinschaft der freien Völker als der deutsche 
Staat auftreten und für das deutsche Volk verbindlich handeln. Die maß¬ 
gebenden Bundesorgane haben von Anfang an die Identität des Bundes mit 
dem Reich betont und der von der Sowjetunion gelenkten Regierung der 
Sowjetzone das Recht aberkannt, für ganz Deutschland zu sprechen und zu 
handeln (z. B. in der Frage der Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze!). 

Die Bundesregierung ist sich der weitreichenden innerpolitischen und inter¬ 
nationalen Auswirkungen bewußt, die sich aus der Identität des Bundes mit 
dem früheren deutschen Staat ergeben. Sie hat mehrfach den Beweis erbracht, 
daß sie gewillt ist, im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ihre 
Verpflichtungen zu erfüllen. Das bezieht sich sowohl auf die Einhaltung der 
in internationalen Verträgen des Reiches begründeten Verpflichtungen und 
auf die Anerkennung der Auslandsschulden des Reiches als auch auf den viel 
beachteten Komplex der Wiedergutmachungsfragen. 
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Die Bundesrepublik Deutschland ist, wie ihr Nenne sagt, ein föderativer 
Staat. Sie umfaßte zunächst elf Bundesländer. Im Jahre 1952 wurde aus 
den Ländern Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern ein 
neues Bundesland Baden-Württemberg gebildet. Seither besteht die Bundes¬ 
republik aus neun Ländern, zu denen, politisch betrachtet, West-Berlin 
als zehntes Land gerechnet wird. Dieser bundesstaatliche Aufbau ist kein 
künstliches Produkt, sondern er hat seine Wurzeln in der deutschen Ge¬ 
schichte. Zwar sprechen die Urkunden schon seit nahezu 1000 Jahren von 
einem deutschen „Reich“ ; aber dieses ist niemals ein Einheitsstaat gewesen. 
Während in Frankreich und England das Königtum, wenn auch unter 
schweren Kämpfen, sich durchsetzte und eine starke Zentralgewalt schuf, 
nahm die Reichsgewalt, die Macht des deutschen Kaisers, immer mehr ab. 
Etwa seit der Mitte des 13. Jahrhunderts bildeten sich auf dem Boden des 
„Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation“ ziemlich unabhängige 
Territorialstaaten , deren tatsächliche Souveränität im Westfälischen Frieden 
von 1648 bestätigt wurde. Das Deutsche Reich der folgenden Jahrhunderte 
war nur noch ein loser Staatenbund, dessen Mitglieder die Oberhoheit der 
habsburgischen Kaiser in Wien formal anerkannten. Im Jahre 1806 wurde 
dieses Schattenreich auch de jure aufgelöst. Auf dem Boden des heutigen 
Deutschlands blieb eine große Anzahl von souveränen Königreichen, Herzog¬ 
tümern, „freien Reichsstädten“ usw. zurück. 

Das neue Deutsche Reich entstand im Jahre 1871 als ein Bund der deutschen 
Fürsten und der drei Hansestädte Lübeck, Hamburg und Bremen. Diese 
Schöpfung BISMARCKS war ein echter Bundesstaat, nicht nur ein Staatenbund. 
Durch die Revolution von 1918 wurden zwar die monarchischen Spitzen 
beseitigt, aber die bundesstaatliche Verfassung blieb erhalten. Die Glied¬ 
staaten des Reiches hießen von jetzt ab „Länder“. Dem nationalsozialisti¬ 
schen Regime, das 1933 an die Macht kam, erschien diese föderative Ver¬ 
fassung als ein Anachronismus. Es begann die Eigenstaatlichkeit der Länder 
auszuhöhlen und auf einen zentralistischen Staat hinzusteuern; mit dem 
Zusammenbruch des „Dritten Reiches“ fand 1945 dieser Versuch jedoch 
sein Ende. 

Die Gestalter des neuen Deutschlands kehrten bewußt zum föderalistischen 
Prinzip zurück, was dem Willen der Besatzungsmächte, aber auch dem 
Wunsch des größten Teils der deutschen Bevölkerung entsprach. Das Grund- 
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gesetz stellt sicher, daß der fÖrderative Aufbau der Bundesrepublik auch nicht 
durch ein verfassungsänderndes Gesetz aufgehoben werden kann. 

Die Anhänger des Einheitsstaates wenden ein, daß die Bandesrepublik mit ihrer födera¬ 
tiven Verfassung eine Sonderstellung innerhalb der westeuropäischen Staatenwelt ein- 
nehme, wenn man von der Schweiz und Österreich absehe. Dem ist jedoch entgegen¬ 
zuhalten, daß auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika und mehrere latein¬ 
amerikanische Republiken Bundesstaaten sind, und daß sich die föderative staatliche 
Struktur dort durchaus bewährt hat. Im sowjetisch besetzten Teil Deutschlands wurde 
allerdings das föderalistische Prinzip aufgegeben, indem die bis Mitte 1952 dort be¬ 
stehenden fünf Länder aufgelöst und an ihrer Stelle 14 Verwaltungsbezirke geschaffen 
wurden, die der Zentralregierung unmittelbar unterstehen. 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland trägt dem föderalistischen 
Aufbau auch institutionell Rechnung, indem es neben dem Bundestag (dem 
Parlament), dem Bundespräsidenten als dem Staatsoberhaupt und der vom 
Bundeskanzler geleiteten Bundesregierung den Bundesrat als Vertretung der 
Länder geschaffen hat. 

Ein solches Organ, wenn auch teilweise mit anderem rechtlichen Charakter und 
anderen Befugnissen, hatte es — auch damals mit dem Namen Bundesrat — bereits im 
Kaiserreich von 1871 bis 1918 gegeben. Die Weimarer Republik behielt diese Ein¬ 
richtung im Prinzip mit der Bezeichnung „Reichsrat“ bei. 

In gewissem Sinne kann man den Bundesrat als eine zweite Kammer auf¬ 
fassen, wie sie in allen Bundesstaaten zu finden ist. Ein wesentlicher Unter¬ 
schied liegt aber darin, daß die 58 Mitglieder des Bundesrates von den 
Landesregierungen, denen sie angehören, ernannt werden und an deren 
Weisungen gebunden sind. Die Ländervertreter im Bundesrat haben deshalb 
nicht das Recht der persönlichen Entscheidung wie beispielsweise die Mit¬ 
glieder des USA-Senats, die überdies nicht delegiert, sondern in den einzelnen 
Mitgliedstaaten gewählt werden. Der Konstruktion des Bundesrats als einer 
,,Länderkammer u entspricht es, daß die präsidierenden Mitglieder der Landes¬ 
regierungen den Vorsitz im Bundesrat innehaben, und zwar im Turnus je 
ein Jahr lang. 

Der Bundesrat hat ganz allgemein die Aufgabe, die Mitwirkung der Länder 
bei der Gesetzgebung und der Verwaltung des Bundes sicherzustellen. Er kann 
eigene Gesetzentwürfe einbringen, macht jedoch von diesem Initiativrecht 
in der Praxis verhältnismäßig wenig Gebrauch. Jeder von der Bundes¬ 
regierung eingebrachte Gesetzentwurf muß den Bundesrat passieren, ehe 
er dem Bundestag vorgelegt wird („erster Durchgang“). Hat der Bundestag 
ein Gesetz beschlossen, so muß es nochmals dem Buudesrat im „zweiten 
Durchgang“ vorgelegt werden, bevor es vom Bundespräsidenten verkündet 
werden kann. 
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Bestimmte Bundesgesetze, die in das Finanzwesen der Länder eingreifen 
oder ihre Verwaltungsorganisation berühren, können ohne Zustimmung des 
Bundesrates keine Gesetzeskraft erlangen. In diesen Fällen bedarf es daher 
stets einer Übereinstimmung von Bundesrat und Bundestag. Bei allen an¬ 
deren Gesetzen kann der Bundesrat lediglich Einspruch erheben. Er übt 
damit eine Art auf schiebendes Veto aus, das aber vom Bundestag mit quali¬ 
fizierter Mehrheit überstimmt werden kann. Um im Falle der Ablehnung 
eines Gesetzesbeschlusses des Bundestages durch den Bundesrat die Vorlage 
im Wege eines Kompromisses dennoch zum Gesetz erheben zu können, ist der 
Vermittlungsausschuß geschaffen worden, der sich aus je zwölf Mitgliedern 
des Bundestages und des Btmdesrates zusammensetzt. Die letzten sind nicht 
an Weisungen gebunden. Diese im deutschen Verfassungsleben neue Einrich¬ 
tung hat sich durchaus bewährt. 

In Finanzfragen ist der Einfluß des Bundesrates von erheblicher Bedeutung, 
weil Bundesgesetze über Steuern, die den anderen Gebietskörperschaften 
ganz oder zum Teil zufließen, seiner Zustimmung bedürfen. Vor allem der 
Anteil des Bundes an der Einkommen- und Körperschaftssteuer, die von 
den Ländern erhoben wird, kann nur im Einvernehmen mit dem Bundesrat 
festgesetzt und geändert werden. Damit ist dem Bundesrat die Möglichkeit 
gegeben, die finanziellen Interessen der Länder zu wahren und einen un¬ 
mittelbaren Einfluß auf die Gestaltung des Bundeshaushalts auszuüben. 

Die Gegner einer solchen verfassungsrechtlichen Konstruktion wenden ein, 
daß sie geeignet sei, die Gesetzgebung und Verwaltung des Gesamtstaates 
ungebührlich zu komplizieren. Diese Gefahr ist nicht ohne weiteres von der 
Hand zu weisen. Bei einem zentralistischen Staatsaufbau würde jedoch 
die andere, weit größere Gefahr auftauchen, daß manche Landesteile sich 
von der Zentralregierung vernachlässigt oder gar vergewaltigt fühlen könnten. 
Die vielfältige Gliederung des deutschen Volkes nach Stämmen, Konfes¬ 
sionen und anderen Merkmalen hat sich in einer langen geschichtlichen 
Entwicklung herausgebildet und bewahrt. Es besteht keine Veranlassung, 
sie mit einem Federstrich zu beseitigen. 

Überdies haben die praktischen Erfahrungen seit 1949 bewiesen, daß die 
föderalistische Verfassung sich nicht als Hemmschuh für den politischen und 
wirtschaftlichen Fortschritt erweist. Es hat sich immer wieder gezeigt, daß 
der Bundesrat als das Kernstück dieser Verfassung sehr wohl die Interessen 
des Gesamtstaates vor denen der Länder zu berücksichtigen weiß; ungeachtet 
der Tatsache, daß einige Landesregierungen von den Parteien getragen 
werden, die in Opposition zur gegenwärtigen Bundesregierung stehen. So 
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hat der Bundesrat beispielsweise bei der Ratifizierung des Vertrages über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl keinerlei 
Einwendungen erhoben und damit die Lösung dieses Problems wesentlich 
erleichtert. 

Es versteht sich von selbst, daß die Länder im Bundesrat auch ihre eigenen 
Interessen vertreten. Soweit das Allgemeininteresse des Bundes nicht im 
Vordergrund steht, ist das ihr gutes Recht, ja sogar ihre Pflicht. Ein Land 
wie Nordrhein-Westfalen, in dem Bergbau und Schwerindustrie vorherr¬ 
schend sind, wird sich in wirtschaftspolitischen Fragen oft anders entscheiden 
als ein Land der Verarbeitungsindustrie, wie etwa Hessen, ein Agrarland 
anders als die beiden „Stadtstaaten“ Hamburg und Bremen. Es gibt aber 
auch Fragen, die alle Länder gemeinsam angehen, und in solchen Fällen 
wird der Bundesrat die übereinstimmenden Interessen der Länder gegenüber 
dem Bundestag und der Bundesregierung zur Geltung bringen. 

Trotz diesen möglichen Interessengegensätzen ist das Zusammenwirken 
zwischen Bund und Ländern seit 1949 im wesentlichen ohne schwere Konflikte 
vor sich gegangen. Das ist nicht zuletzt der ausgleichenden Tätigkeit des Bundes¬ 
ministeriums für Angelegenheiten des Bundesrates, kurz Bundesratsmini¬ 
sterium genannt, zu verdanken, das als koordinierende Stelle innerhalb der 
Bundesregierung gebildet worden ist. Dieses Ministerium soll den Bundesrat 
über die Arbeit und die Absichten der Bundesregierung unterrichten und 
umgekehrt dem Bundeskabinett die Wünsche und Auffassungen der Länder 
übermitteln. Es soll gemäß der Regierungserklärung vom 20. 9. 1949 den 
föderativen Charakter des Grundgesetzes sicherstellen, die Rechte der Länder 
wahren und die Arbeit des Bundesrates so mit der Tätigkeit des Bundestages 
und der Bundesregierung in Einklang bringen, daß ein harmonisches Zu¬ 
sammenwirken gewährleistet ist. 
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DER HANDEL WESTDEUTSCHLANDS MIT WEST-BERLIN 

seit Aufhebung der Blockade 

Millionen DM pro Monat 


300 



Lieferungen an West-Berlin 


Bezüge aus West-Berlin 


Quelle: 

Statistisches Landesamt Berlin. 


Bevölkerung. 1383 Maschinen brachten an diesem Tage in einem Abstand 
von jeweils 63 Sekunden zwischen den Landungen 12 849 t- Versorgungs¬ 
güter in die Stadt 1 . 

Der Aufstieg 

Man pflegt die fast 11 Monate (vom 23. 6. 1948 bis 11. 5. 1949) dauernde 
Blockade West-Berlins als die Bewährungsprobe der Berliner herauszustellen. 
Es war ohne Zweifel eine Manifestation des Widerstandswillens, die von 
jedem einzelnen Außerordentliches forderte. Nicht wenige sind an den Ent¬ 
behrungen und an Entkräftung buchstäblich verhungert und erfroren. Es 
war eine große Tragödie — und ein Sieg — der passiven Resistenz. 

1 Im Jahre 1938 belief sich die Frachtleistung- aller Luftfahrtlinien der Welt auf 
60000 t. Während der Blockade wurde die gleiche Menge alle 10 Tage allein auf 
der Strecke Frankfurt/Main-Berlin auf dem Luftwege befördert. 
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Der Zusammenbruch 

Nachhaltiger als die Zerstörungen des Krieges und die sinnlosen Verwüstungen 
aus den Kampfhandlungen der letzten Tage hat Berlin der völlige Verlust 
seiner einstmaligen Bedeutung getroffen. Aus der Reichshauptstadt, dem 
politischen und geistigen Zentrum Deutschlands, würde im April des Jahres 
1945 eine tote Stadt. Sie ist inzwischen zu neuem Leben gekommen und hat 
ihre alte Gestalt zu einem beachtlichen Teil zurückgewonnen, jedoch mit 
einementscheidenden Bedeutungswandel als Folge des Kriegsausganges. Diesem 
Wandel und den sich daraus ergebenden strukturellen Veränderungen ist 
es zuzuschreiben, wenn Berlin zu einem Problem geworden ist, das unlösbar 
zu sein scheint. 

Aus der knappen Darstellung der Ereignisse seit dem Zusammenbruch haupt¬ 
städtischer Aufgaben und Vorstellungen wird sich zeigen, was an die Stelle 
dieser verlorenen Eigenschaften getreten ist. Es ist nicht übertriebener Ehr¬ 
geiz der Bürger dieser entthronten Hauptstadt, wenn sie sich weiterhin im 
Mittelpunkt der deutschen Entwicklung sehen. Sie sind einfach davon über¬ 
zeugt, daß es wesentlich von ihrem Verhalten abhängen wird, ob die Wieder- 
zusammenführung der Teile ihres Vaterlandes ein erneuertes Deutschland 
schaffen wird. 

Die Spaltung Berlins 

Die ersten Wochen nach der Einnahme Berlins, die am 2. 5. 1945 abge¬ 
schlossen war, standen unter der Alleinherrschaft der sowjetischen Be¬ 
satzungsmacht. Sie ging bis zur Einführung der Moskauer Uhrzeit für 
Berlin. Alle Schritte zum Wiederaufbau einer städtischen Verwaltung be¬ 
ruhten auf dem Befehl des sowjetischen Stadtkommandanten, des General¬ 
obersten Bersarin, dessen Namen heute ein Platz im Zuge der Stalin-Allee 
in Ost-Berlin trägt. Dem politischen Leben war durch die Zulassung anti¬ 
faschistischer Parteien (Sozialdemokratische Partei, Christlich-Demokratische 
Union, Liberal-Demokratische Partei und Kommunistische Partei) und des 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes soweit Spielraum gegeben, wie die 
Sowjets zur Verankerung von — in ihrem Sinne — „demokratischen Ein¬ 
richtungen“ gewähren zu können glaubten. Die Stadtverwaltung war von 
den Sowjets ernannt und spiegelte in den Amtspersonen weitgehend deren 
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Interesse wider. In den ersten Julitagen 1945 erst erfolgte der Einzug von 
Truppen der Westmächte in die ihnen vorbehaltenen Sektoren und die Ein¬ 
setzung einer Alliierten Kommandantur. Damit war Berlin zu einer Vier¬ 
mächtestadt geworden. 

Die sowjetische Besatzungsmacht konnte nach den vorangegangenen Ab¬ 
sprachen in Jalta nicht damit rechnen, daß sie allein in Berlin befehlen 
würde. Trotzdem hatten alle Spannungen, die sehr bald unter den Alliierten 
in Berlin auftraten, ihren Ursprung in dem erzwungenen Verzicht des 
Berlin-Eroberers auf eine Vorrangstellung und in der gleichmäßigen Teilung 
der Gewalt unter alle vier Besatzungsmächte. Das sowjetische Veto in der 
Alliierten Kommandantur wurde, wie auch in anderen internationalen 
Gremien, zur letzten Zuflucht der Sowjets bei unerwünschten Entscheidungen 
und zu einem ständigen Hindernis für die Vertreter der Westrnächte, ver¬ 
nünftige Entschlüsse durchzusetzen. 

Tatsächlich ist es über die Anmaßung der sowjetischen Besatzungsmacht, die 
Verwaltung Berlins in ihrem Sinne zu beeinflussen und nur mit ihr ergebenen 
Leuten auszuüben, zur Spaltung der Stadt gekommen. Die wiederholte Be¬ 
hinderung des Stadtparlaments und die tätliche Bedrohung der gewählten 
Vertreter im Parlament durch kommunistische Demonstranten führten im 
Spätherbst 1948 zur Verlegung des Tagungsorts der Stadtverordneten¬ 
versammlung und der Dienststellen des Magistrats in den westlichen Teil 
der Stadt, während für den Ostsektor, ein neuer Magistrat eingesetzt wurde. 
Dienstsitz des rechtmäßigen Magistrats wurde das Schöneberger Rathaus, in 
dessen Turm Ende Oktober 1950 die vom „Nationalkomitee für ein Freies 
Europa“ gestiftete Freiheitsglocke aufgehängt wurde zur Erinnerung an die 
Verteidigung und Bewahrung der Freiheit in Berlin. Ernst Reuter konnte, 
nachdem die Sowjets die Bestätigung seiner früheren Wahl im Jahre 1947 
in der Alliierten Kommandantur abgelehnt hatten, nun zum Oberbürger¬ 
meister gewählt werden. 


Berlin im Bund 

Die staatsrechtliche Stellung Berlins ist die eines Bundeslandes der föderativen 
Bundesrepublik Deutschland, ohne daß Berlin jedoch derzeit als Land de jure 
dem Bund angehöron kann. Der (nur noch fiktive) Viermächtestatus Berlins 
verbietet die volle Eingliederung West-Berlins in die Bundesrepublik, aber 
auch die Ost-Berlins in die sowjetisch besetzte Zone Deutschlands, die soge¬ 
nannte Deutsche Demokratische Republik (DDR). Alle Bundesgesetze, die 
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auch für Berlin gelten sollen, müssen deshalb vom Berliner Stadtparlament 
ausdrücklich angenommen werden 1 . 

Die Regierung — der Senat von Berlin — besteht aus einem Regierenden 
Bürgermeister, einem Bürgermeister und 15 Senatoren. Das Westberliner 
Abgeordnetenhaus zählt 135 Mitglieder. Die Mandate der SED (Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands) werden nicht ausgenutzt. 

Aus der Rechtsangleichung Berlins an den Bund ergeben sich für die Bundes¬ 
republik die gleichen Verpflichtungen gegenüber Berlin wie gegenüber den 
Ländern des Bundes. Das bedeutet, daß der Bund alle finanziellen Lasten 
trägt, die aus der Anwendung von Bundesgesetzen in Berlin entstehen. 
Dafür beansprucht der Bund natürlich auch alle Einkünfte aus dem Auf¬ 
kommen von Bundessteuern in Berlin. Aus der an anderer Stelle geschil¬ 
derten sozialen Situation Berlins ergibt sich in der Praxis, daß der Bund auf 
unabsehbare Zeit hinzuzuzahlen haben wird. So beträgt der Zuschuß des 
Bundes aus dieser Regelung für Besatzungskosten, für Versorgung der Kriegs¬ 
beschädigten und Kriegshinterbliebenen, für ehemalige Beamte, für die 
Arbeitslosenversicherung und für Flüchtlingslasten im Jahr rund 170 Mil¬ 
lionen DM. Die Beihilfe des Bundes darüber hinaus für den Landesetat der 
Stadt Berlin ist mit 600 Millionen DM angesetzt. Mit allen sonstigen Zu¬ 
wendungen zur Stützung Berlins übersteigen die finanziellen Leistungen 
des Bundes eine Milliarde jährlich. Wichtiger noch als diese Zahlen ist die 
Solidarität der Deutschen in der Bundesrepublik mit ihrer alten Hauptstadt, 
die in der Bundeshilfe ihren Ausdruck findet. 

Die Sonderstellung Berlins im Bund hat zur Folge, daß weder die Bonner 
Verträge zur Ablösung des Besatzungsstatuts noch der Vertrag über die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft auf Berlin Anwendung finden werden. 
Berlin bleibt weiterhin unter einem— wenn auch gemilderten — Besatzungs¬ 
statut und unter Viermächte-Kontrolle. Gegen jede etwaige Beeinträchtigung 
seiner Freiheit durch die Sowjetunion ist West-Berlin durch eine Garantie 
der westlichen Besatzungsmächte gedeckt. 

Tief unten 

Als Erläuterung zu einem Überblick über die wirtschaftliche Entwicklung 
Berlins seit 1945 muß eine Feststellung vorausgeschickt werden. Berlin als 
ehemalige Reichshauptstadt war ein Verwaltungszentrum und weniger eine 

1 Die gleiche Regelung hält auch der Magistrat des Ostsektors von Berlin für die 
Übernahme von Gesetzen der DDR ein. 
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typische Industriestadt. Natürlich gab es eine beachtliche Anhäufung industri¬ 
eller Unternehmungen hier, und Namen wie Siemens, Borsig, AEG, Schwarz¬ 
kopf u. a. hatten — und haben wieder — Weltruf. Die Konfektion für Damen¬ 
kleidung hatte in Berlin ihren Tempel der Mode und ihr Fabrikationszentrum. 
Berlin war eben nicht nur Hauptstadt, sondern zugleich die größte deutsche In¬ 
dustriestadt. Selbst West-Berlin stand 1950 hinsichtlich der Zahl der in der In¬ 
dustrie Beschäftigten immer noch an der Spitze aller deutschen Großstädte (es 
hatte leider aber auch die geringste Ausnutzung seiner Arbeitskapazität). 
Trotzdem lag die Bedeutung Berlins in der Verwaltung. Die Reichsregierung 
und die Regierung des Staates Preußen mit ihren Ministerien, die Banken, 
Versicherungen, Konzerne, Berufsvereinigungen, Verbände usw. mit ihren 
Zentralen in Berlin waren die großen Arbeitgeber. Mit dem Verlust der 
Eigenschaft als Hauptstadt und der Auflösung Preußens verlor Berlin seine 
alte Bedeutung und die Masse der Angestellten ihre Arbeitsmöglichkeit. 

Mit der Verlagerung des Schwerpunktes auf die Industrie wird heute ver¬ 
sucht, den Ausfall einigermaßen wettzumachen. Den vielen Beamten und 
Angestellten, soweit sie nicht nach Westen abgewandert sind, kann damit 
kaum in dem erwünschten Maße geholfen werden. Daraus erklärt sich der 
hohe Anteil gerade dieser Schichten an der Arbeitslosigkeit. Außer den 
Arbeitslosen waren in West-Berlin noch Ende November 1952 161073 Wohl¬ 
fahrtsempfänger, 394842 Rentner der Landesversicherungsanstalt West- 
Berlin und rund 12000 Unfallrentner vorhanden. 

Anfang Mai 1945 waren von 1700000 Wohnungen etwa 550000 zerstört. 
Von der MillionenbeVölkerung war nur noch jeweils einer von zehn unter 
30 Jahren. Von etwa 150 Brücken, welche die verschiedenen Stadtteile ver¬ 
banden, waren 128 zerstört. Die Substanzverluste West-Berlins, die viel 
höher hegen als im Bundesgebiet, beruhen nicht entscheidend auf den Kriegs¬ 
einwirkungen; denn die Bombenschäden hielten sich in allen deutschen In¬ 
dustriestädten annähernd die Waage. Es waren vielmehr die Nachkriegs¬ 
schäden, die West-Berlin ausbluten ließen. 

Sofort nach ihrem Einzug sperrten die Sowjets alle Bankkonten. Die Bank¬ 
guthaben gingen dadurch restlos verloren. Von Mai bis Juli 1945 führte die 
Rote Armee Demontagen durch, denen 75 — 80 % aller maschinellen Anlagen 
Berlins zum Opfer finden. Maschinenbau, Stahl- und Eisenbau, Eisen- und 
Metallwarenindustrie verloren 90%, Elektroindustrie 85%, Feinmechanik 
und Optik 80%, Druckgewerbe 75% und Fahrzeugbau 70% ihrer Kapazität. 
Den Rest der Reserven kostete die Blockade, die überdies den Wiederaufbau 
West-Berlins um entscheidende 11 Monate verzögerte. 
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Die Zeit zwischen dem Zusammenbruch 1945 und der in Berlin seit Mitte 
1948 in mehrfachen Etappen erfolgten Währungsreform liefert keine gültigen 
Maßstäbe für die Ermittlung zuverlässiger Daten über wirtschaftliche oder 
arbeitspolitische Vorgänge, da dieser Zeitraum sich einer einwandfreien 
statistischen Erfassung entzieht. Die letzte Etappe der Währungsreform 
wiederum (nachdem alle Versuche einer einheitlichen Währung für West- 
Berlin und die Sowjetzone gescheitert waren), die Einführung der Westmark 
als älleiniges Zahlungsmittel in West-Berlin am 20. 3. 1949, lag noch in der 
Zeit der Blockade, die für die Wirtschaft Berlins keine echte Betätigung zu¬ 
ließ. Erst nach der Einstellung der Blockade tun 11. 5. 1949 um Mitternacht 
beginnt für Berlin der Zeitraum, von dem ab mit echten Maßstäben gemessen 
werden kann. 

So imposant und für die Erhaltung des Lebens der Stadt unerläßlich die 
Leistungen der von den Westmächten errichteten Luftbrücke waren, für 
eine ausreichende Versorgung auch der auf die Zufuhr von Rohstoffen an¬ 
gewiesenen Berliner Wirtschaft konnten sie nicht ausreichen. Es sei hier nur 
eine Zahl über die Luftbrücke genannt, die des 16. 4. 1949. Es war der 
Rekord tag dieser solidarischen Hilfe der Westmächte für die tapfere Berliner 
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ALTERSAUFBAU 

DER WOHNBEVÖLKERUNG WEST-BERLINS 

(Ende Dezember 1951) 


Alters] ahre 
über 



160 140 120 100 80 60 40 20 0 0 20 40 60 60 100 120 140 160 

Tausend Personen männlich weiblich Tausend Personen 

Quelle: Statistisches Landesamt Berlin. 


FLÄCHE UND BEVÖLKERUNG 



ZUM VERGLEICH: 



Fläche 
in qkm 

Einwohner 
(in Millionen) 

B e volkerungs di chte 
(Einwohner je qkm) 

Bundesrepublik. 

245 500 

48,7 

199 

West-Berlin. 

481 

2,2 

4574 

Hamburg. 

747 

1,7 

2503 

Bremen. 

404 

0,6 

1453 
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DIE ENTWICKLUNG IN WEST-BERLIN 
seit Aufhebung der Blockade im Mai 1949 


Zeitabschnitt 

Die Entwicklung des 
Arbeitsmarktes 1 

Proz. Anteil 
d. Arbeitslosen 
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288 

24,8 

6,6 

28 

35 

69 

106 

Okt. 

1165 

887 

278 

23,9 

5,5 

39 

49 

74 

121 

Dez. 

1164 

878 

286 

24,6 

7,5 

44 

55 

83 

138 

1951 










April 

1174 

884 

290 

24,8 


46 




Juli 

1188 

896 

292 

27,9 


41 




Okt. 

1173 

911 

262 

25,5 


46 




Dez. 

1174 

896 

278 

26,8 

10,2 

47 




1952 2 










Jan. 

1035 

754 

281 

27,2 


41 

51 



März 

1042 

773 

269 

26,1 

9,8 

49 

61 



Juni 

1039 

744 

295 

28,4 

7,6 

45 

56 



Sept. 

1032 

774 

258 

25,1 

- - 6,4 

58 

72 



Dez. 

1018 

750 

268 

26,3 


53 





1 Diese Angaben gelten für das Monatsende; außer Lohn- und Gehaltsempfängern 
sind Selbständige und mithelfende Familienangehörige inbegriffen. 

2 Seit Januar 1952 wird die Zahl der selbständigen Erwerbstätigen, zu denen auch, 
die mithelfenden Familienangehörigen gezählt sind, nicht mehr erfaßt. 

ARBEITSLOSE IN WEST-BERLIN 


31. 12. 1952: 123 408 männlich, 144 508 weiblich.. zusammen 267 916 

JUGENDLICHE ARBEITSLOSE 
(bis zu 18 Jahren) 

31. 12. 1952: 6 936 männlich, 7 672 weiblich ...... zusammen 14 608 
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Maschinenbau Stahl- und Eisenbau Chemische Industrie 


500 



1950 1951 1952 1950 1951 1952 1950 1951 1952 

Elektroindustrie Nahrungs- und Bekleidungsindustrie 
Genußmittelindustrie 


Industriestruktur (Lieferwerte 1952) 


übrige Industriezweige 

Stahl- und Eisenbau 
Chemische Industrie 
Maschinenbau 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie 
Bekleidungsindustrie 

Elektroindustrie 



18. 5 % 

4. 6 % 
4. 6 % 
10.9 % 

14. 9 % 

15. 4 % 

31. 1 % 


Quelle: Statistisches Landesamt Berlin. 
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PRODUKTIONSINDEX 

ohne Bau, Energieversorgung, Nahrungs- und Genußmittelindustrie (1936 =* 100) 



Bundesgebiet 


West-Berlin 


Mio. DM WEST-BERLINER AUSFUHR 



insgesamt 

davon Europa 


LIEFERWERTE UND BESCHÄFTIGTE DER WEST-BERLINER INDUSTRIE 

Betriebe mit 10 oder mehr Beschäftigten 



Lieferwerte in 
Millionen D M 


Beschäftigte 
in 1000 


Lieferwerte der 
Bekleidungs¬ 
industrie in 
Millionen DM 
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Heimatvertriebenc 1945— auf der Flucht, in Elendsquartieren, in Massenunterkünfte 







Soziale Betreuung in den Flüchtlingslagern: Untersuchung durch den Lagerarzt in Uelzen; Durch 
leuchtung in Gießen. Die Geräte sind Stiftungen des Schwedischen Roten Kreuzes 

Unten: Neubauten für Heimatvertriebene in Eckernförde 


X 












Der Bundeskanzler wohnt mit dem Regierenden Bürgermeister von Berlin, Professor Reuter, 
einem Aufnahmeverfahren fiir Flüchtlinge aus der Sowjetzone in West-Berlin bei 
In 24 Stunden wurden an diesem Tage 9. 5. 1955 über 1600 Flüchtlinge aus der Sowjetzone 
von West-Berlin in die Bundesrepublik ausgeflogen 
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Was danach kam, war ein Wunder. Man vergegenwärtige sich kurz die 
Situation. Westdeutschland hatte fast ein volles Jahr zuvor (am 20. 6. 1948) 
mit der Währungsreform sein Wirtschaftsleben in einigermaßen geordnete 
Verhältnisse gebracht, den Anschluß an den Weltmarkt gefunden und seine 
Betriebe auf rationelle Basis gestellt. Gegen diese westdeutsche Konkurrenz 
mußten nun die Berliner Unternehmungen antreten, seitdem die Grenzen 
mit der Aufhebung der Blockade wieder offen waren. War schon Berlin 
durch die nahezu totale Demontage seiner Werke und Werkstätten schwer 
benachteiligt, so hatte die Blockade die Substanz der Betriebe vollends auf¬ 
gezehrt. Rohstoffreserven waren so gut wie nicht vorhanden. 

Mit den ausgebluteten Betrieben und den ausgezehrten und erschöpften 
Menschen gab nun Berlin ein einmaliges Beispiel seiner unverwüstlichen 
Aktivität, indem es sich um den Anschluß an den Stand der westdeutschen 
Wirtschaft bemühte und ihn erreichte. Der Produktionsindex liegt zwar erst 
auf etwa einem Drittel des westdeutschen Index 1 , preislich und qualitäts¬ 
mäßig aber hat man sich dem Standard Westdeutschlands anpassen können. 
Es gelang sogar, trotz durchgreifender Rationalisierung der Betriebe, in den 
Jahren 1950/51 rund 70000 neue Dauerarbeitsplätze in der Industrie zu 
schaffen. Das ist das Berliner Wunder, das mindestens soviel Anerkennung 
verdient wie die Haltung in der Blockade. 

Die unvermeidliche Folge der Rationalisierung war eine zunehmende Ar¬ 
beitslosigkeit, die seither, d. h. mit der Einführung der Westmark, eine echte 
Arbeitslosigkeit ist. Die Ziffern bewegen sich saisonbedingt zwischen 250 000 
und 500000. Gemessen an westdeutschen Verhältnissen ist die Arbeitslosig¬ 
keit in Berlin über viermal so hoch. Rechnet man die rund 400000 Berliner 
hinzu, die als Rentner, Pensionäre und von sozialer Unterstützung abhängig 
der öffentlichen Fürsorge zur Last fallen, dann erhält man ein deutliches 
Bild der sozialen Struktur Berlins. Fast jeder dritte Berliner ist direkt oder 
indirekt auf öffentliche Hilfe angewiesen. Auf den Kopf der Bevölkerung 
hat Berlin mehr als viermal soviel an Soziallasten aufzubringen wie die 
Bundesrepublik. Die individuellen Fürsorgekosten (offene und geschlossene 
Fürsorge) betrugen im Jahre 1950/51 8,7 Millionen DM, 1951/52 etwa 
18,7 Millionen DM. Für 1952/53 wird mit dem Doppelten dieses Betrages 
gerechnet. 

Im Jahre 1925 betrug die Zahl der im Erwerbsleben Berlins Beschäftigten 1628 450. 
Nach 1945 waren es noch 470 316, davon im jetzigen West-Berlin 301930. Die In¬ 
dustrie zählte 1939 30069 Betriebe mit 604 072 Beschäftigten, 1945 noch 7345 Be- 

1 November 1952: 59 gegen 167 im Bundesgebiet (1936 = 100). 
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triebe mit 87842 Beschäftigten und 1950 8923 Betriebe mit 215571 Beschäftigten. 
Die Industrie in West-Berlin beschäftigte also am 13. 9. 1950 erst wieder etwas mehr 
als ein Viertel der Personen von 1939 in 8923 Arbeitsstätten, das sind 29,7% der 
Betriebe von 1939. Ende November 1952 waren von 1021669 unselbständigen Er¬ 
werbspersonen 249 410 arbeitslos. 


Die Wige nach Berlin 

Ein an Überraschungen reiches Kapitel in der neueren Geschichte Berlins 
ist das seiner geographischen Verbindungen mit Westdeutschland. 

An Landverbindungen bestehen heute drei Straßenübergänge, und zwar bei 
Marienborn/Helrnstedt auf der Autobahn Berlin-Hannover, bei Juchhoe/Toe- 
pen an der Autobahn nach Süddeutschland und bei Horst/Lauenburg an der 
Straße Berlin-Hamburg. Daneben bestehen Eisenbahnverbindungen im 
Interzonenverkehr mit täglich 6 (!) Personenzügen und 12 Güterzügen je 
Tag von und nach Berlin mit einer begrenzten Wagenzahl. Als Wasserwege 
gibt es den Mittellandkanal in das Ruhrgebiet und die Havel/Elbe nach 
Hamburg. 

Die Anfälligkeit dieser Verbindungswege ist erwiesen. Während der Blockade 
1948/49 fielen alle gleichzeitig aus. Zwischenzeitlich ergeben sich immer 
wieder Schwierigkeiten z. B. an der Mittellandkanal-Schleuse Rothensee oder 
an der provisorischen Autobahnbrücke bei Magdeburg, beide Stellen an dem 
Hauptweg nach Westdeutschland. Die Annahme, daß die vornehmlich bei 
politischen Differenzen mit den sowjetischen Behörden oder im Zuge irgend¬ 
welcher Kampagnen der Sowjetzone auftretenden Mängel an den Verkehrs¬ 
wegen nach Westdeutschland keine in der Beschaffenheit dieser Übergänge 
begründete Ursache haben, ist an zu vielen Beispielen erhärtet. 

Aus den Erfahrungen während der Blockade ist die sogenannte kommerzielle 
Luftbrücke beibehalten worden, die mit einer Kapazität von zur Zeit 90 bis 
100 t täglich diejenigen Güter transportiert, die auf den Landwegen der 
Beschlagnahme durch die sowjetzonalen Behörden verfallen würden. Mit die¬ 
ser kleinen Luftbrücke wird die Gewähr einer prompten Ausführung jeder 
Lieferung aus Berlin gegeben, ohne die eine Auftragsvergabe nach Berlin 
manchmal nicht möglich wäre. 

Aus den nach Kriegsende zwischen den Besatzungsmächten getroffenen Ab¬ 
machungen besteht noch einVerbot des Warentransportes aus Berlin für gewisse 
Güter mit sog. strategischem Wert, die in 17 Warengruppen zusammen¬ 
gefaßt sind. Für diese Güter ist zum Transport durch die Sowjetzone nach 
Westdeutschland oder dem Ausland ein Warenbegleitschein mit einer be- 
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sonderen sowjetischen Genehmigung notwendig. Wird diese Genehmigung 
verweigert, geht der Transport über die Luftbrücke. Die Frachtmehrkosten 
belasten weder den Empfänger noch den Absender, sondern sie werden vom 
Bund getragen. 

Die neue Aufgabe 

Das Interesse der Öffentlichkeit an Berlin ist groß, ihre Kenntnis jedoch 
weitgehend von Ereignissen geformt, die kaum ein richtiges Bild vermitteln 
können. Zwischenfalle, wie Menschenentführungen, Beschlagnahme von 
Autos und W T aren, Straßensperren und ähnliche provokatorische Übergriffe 
in zahllosen Varianten treffen zwar zu, sind aber nicht das tägliche Leben 
dieser Stadt. 

Angesichts der Schwierigkeiten, denen sich Berlin gegenübergestellt sah und 
die auch heute in stets abgewandelter Form noch bestehen, liegt die Frage 
nahe, woher Berlin den Optimismus ableitet, seine Lage nicht als hoffnungs¬ 
los anzusehen. 

Als Voraussetzung für die Erfüllung seiner politischen Aufgabe hat eine ge¬ 
sunde wirtschaftliche Existenz zu gelten. Mit der Kredithilfe der Vereinigten 
Staaten und vielfältigen Unterstützungen des Bundes, wie Steuervergünsti¬ 
gungen, Ausfallgarantien u. ä., konnte der entscheidende Schritt des Wieder¬ 
aufbaus der Industrie^ einer Ausweitung der Kapazitäten und der Ansiedlung 
neuer Produktionen getan werden. Das Tempo dieser Entwicklung ist außer¬ 
ordentlich, wenn auch den arbeitsuchenden Menschen die Fristen verständ¬ 
licherweise lang erscheinen. Die stärkere Umstellung Berlins zur Industrie¬ 
stadt, trotz den Standortnachteilen und trotz der Abschnürung von seinem 
natürlichen Hinterland, macht Fortschritte, die zu der Hoffnung berechtigen, 
daß auf die Dauer der Isolierung Berlins die Wirtschaft seine Existenzgrund¬ 
lage sein kann. Die Regierung von Berlin ist überzeugt, die Wertschöpfung 
aus der Gütererzeugung mit zusätzlichen Aufträgen von rund 3 Milliarden 
DM, auf mehrere Jahre verteilt, so ausbauen zu können, daß West-Berlin 
ohne Unterstützung von auswärts leben kann. 

Die politische Aufgabe Berlins ergibt sich aus seiner Lage hinter dem Eisernen 
Vorhang, mitten in der Sowjetzone. Das erste Auffangen des Flüchtlings¬ 
stroms, der seit dem Sommer 1952 ausschließlich über Berlin geht, ist nur 
ein Blitzlicht auf diese schwer zu beschreibende Mission. Seitdem im Sommer 
1952 die sowjetzonalen Behörden einen unüberschreitbaren Trennstreifen 
zwischen der Zone und der Bundesrepublik anlegten, ist eine neue Flüchtlings- 
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bewegung mitten in Deutschland entstanden. Sie wäre nicht möglich und 
damit der Weg in die Freiheit für Hunderttausende versperrt gewesen ohne 
die Existenz West-Berlins, das unter Bereitstellung allen verfügbaren Unter¬ 
bringungsraumes etwa hundert Aufnahmelager improvisiert hat. 

Es fehlt nicht an heroisierenden und wohlmeinenden Ausdrücken über das 
tapfere, kleine Berlin. Die Wirklichkeit ist sehr viel nüchterner und er¬ 
regender. Die Tatsache, daß Berlin seit 1945 mit Erfolg allen sowjetischen 
Pressionsversuchen standgehalten hat, ist von eminenter Bedeutung ge¬ 
worden, weil sie den Widerstand gegen alle Versuche der sowjetischen Politik 
gefestigt hat, Deutschland einer kommunistischen Diktatur zu unterwerfen. 
Das gilt nicht allein für die 18 Millionen Deutschen in der Sowjetzone, die 
in Berlin immer wieder Halt und neuen Mut finden, sondern diese „Insel der 
Freiheit“, das Vorhandensein eines freien Stückchens Erde mitten im Ost¬ 
blockraum, wirkt weit über den deutschen Bereich hinaus. Es darf sogar 
gesagt werden, daß der erfolgreiche Widerstand Berlins sich ausgewirkt hat 
bis in die Politik der Großmächte. Von dieser scheinbar unbedeutend 
gewordenen Stadt ging ein Impuls aus, der zu der Frage berechtigt, ob 
im gegenwärtigen Zeitpunkt eine Reichshauptstadt Berlin so sehr die Augen 
der Welt auf sich zu ziehen vermöchte wie die Insel West-Berlin jenseits des 
Eisernen Vorhangs. 
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Deutschland wurde zerrissen 

Der bedingungslosen Kapitulation der deutschen Streitkräfte folgte die Ver¬ 
treibung der Millionen Deutschen ostwärts einer Demarkationslinie, welche 
die Sieger westlich von Swinemünde und Stettin längs der Oder und Lau¬ 
sitzer Neiße zogen. Die deutschen Gebiete „östlich der Oder und Neiße“ 
wurden bis zum Friedensvertrag unter polnische, der nördliche Teil Ost¬ 
preußens unter sowjetische Verwaltung gestellt. Mitteldeutschland wurde der 
Sowjetunion als Besatzungszone überlassen, Westdeutschland in die Be¬ 
satzungsgebiete der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und Frankreichs 
aufgeteilt und Berlin in vier Sektoren unter Viermächtekontrolle gestellt. 
Aus den drei Westzonen ist die Bundesrepublik Deutschland hervorgegangen. 
Die Sowjetunion dagegen hat aus ihrem Besatzungsgebiet nach dem Vorbild 
der östlichen „Volksdemokratien“ die sogenannte Deutsche Demokratische 
Republik gebildet. Acht Jahre nach dem Ende des Krieges ist Deutschland als 
Ganzes noch ohne Friedensvertrag — ja ohne Aussicht auf den baldigen Ab¬ 
schluß eines solchen Vertrages. 

kVie war es möglich? 

Die Aufteilung Deutschlands in Besatzungszonen war schon vor dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges — vor allem durch die Konferenz von Jalta im 
Februar 1945 — festgelegt. Die Protokolle dieser Konferenzen sprechen zwar 
von der Übereinstimmung der drei großen Partner (der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, Großbritanniens und der Sowjetunion) auch hinsichtlich 
aller Maßnahmen nach dem angestrebten — und zur Zeit der Konferenz von 
Jalta schon greifbaren — Endsieg. Aber eine solche Übereinstimmung hat, 
selbst wenn die amerikanischen und britischen Staatsmänner an sie glaubten, 
nie bestanden. Man kann — auf eine sehr vereinfachende Formel gebracht —• 
sagen, daß es das Ziel der JVestalliierten war, Hitlerdeutschland zu entnazi¬ 
fizieren und zu entmilitarisieren, während die Sowjetunion sich die Ausgangs¬ 
stellung für ihre Politik in den kommenden Jahrzehnten schaffen wollte, und 
daß die Situation Deutschlands seither dieses Auseinanderklaffen zwischen 
Nahziel und Planung auf weite Sicht spiegelt. 

In diesem Plan der Sowjets hat das deutsche Volk einen dreifachen Platz: Die 
Vertreibung der Millionen von Deutschen und Volksdeutschen beseitigte den 
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in Jahrhunderten aufgebauten Wall gegen den panslawischen Imperialismus. 
Die Überfüllung mit entwurzelten, jeder materiellen Existenzgrundlage be¬ 
raubten Menschen vereitelte nach menschlichem Ermessen die Konsolidierung 
des westdeutschen ,,Vorfeldes “. Das menschliche und wirtschaftliche Potential 
des mitteldeutschen Raumes schließlich wurde zwar bis zur äußersten Grenze 
ausgenutzt, aber zugleich sollte es durch planvolle Sowjetisierung als Wider¬ 
standsfaktor ausgeschaltet, das heißt in den Ostblock eingeschmolzen und 
dadurch das unverrückbare Ziel: die Übertragung der Ergebnisse und Folge¬ 
rungen aus der bolschewistischen Revolution auf die ganze Welt, wieder um 
einen Schritt nähergebracht werden. 

So waren die Vereinbarungen der Sowjets mit ihren Verbündeten hinsichtlich 
ihrer Deutschlandpolitik in Jalta, Potsdam und dem Alliierten Kontrollrat 
lediglich als taktische Maßnahmen zur Durchsetzung ihrer politischen Pläne 
in den deutschen Gebietsteilen zu werten, die ihren Machtbefugnissen unter¬ 
stellt wurden. 

Ohne Zweifel haben die Westalliierten zu diesem Zeitpunkt die taktisch be¬ 
dingte Unaufrichtigkeit der Sowjets nicht erkannt. Sie standen unter dem 
Eindruck des Waffenbündnisses, in dem sie die Anstrengungen und Opfer 
des Krieges mit der Sowjetunion geteilt hatten, und gingen von den demo¬ 
kratischen und rechtsstaatlichen Gepflogenheiten ihrer Länder als von Selbst¬ 
verständlichkeiten aus. Erst allmählich — und zu spät, um die Zerreißung 
Deutschlands zu verhindern — haben sie erkannt, wie zäh und wendig die 
Sowjets als ihr Widerpart bei den Bemühungen um die Lösung der deutschen 
Probleme waren (und sind). 

Aus der gleichen Unwissenheit um sowjetische Praktiken, aus der allgemeinen 
Verwirrung und den bedrückenden Zuständen nach der Kapitulation ist es zu 
erklären, daß die Deutschen selbst die in der Sowjetischen Besatzungszone 
eintretende Entwicklung zunächst nicht abzuwägen vermochten. 

Das Potsdamer Abkommen nach der Konferenz vom 17. 7.-2. 8. 1945 bezweckte 
die Durchführung des Programmes der Siegermächte in Deutschland. Es zielte 
nach dem Willen der Westalliierten auf die wirtschaftliche Einheit Deutsch¬ 
lands ab, ließ aber bereits in der Formulierung der „politischen Grundlinien“ 
Möglichkeiten sichtbar werden, wie die Sowjets über die Aufteilung Deutsch¬ 
lands in Besatzungszonen hinaus zu einer immer schärferen Abgrenzung ge¬ 
langen konnten: 

„Die oberste Gewalt in Deutschland wird von den Oberbefehlshabern der Streitkräfte 
gemäß den Anweisungen der betreffenden Regierungen ausgeübt, und zwar von jedem 
von ihnen einzeln in seiner eigenen Besatzungszone und von allen in ihrer Eigenschaft 
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als Mitglieder des Kontrollausscliusses gemeinsam in Fragen, die Deutschland als Ganzes 
betreffen.“ Und weiter: ,,Soweit dies durchführbar ist , soll die deutsche Bevölkerung 
überall in Deutschland der gleichen Behandlung unterworfen werden.“ 

Nach derartigen Bestimmungen war eine weitgehende Zusammenarbeit der 
alliierten Träger der Verantwortung in Deutschland zwar möglich, aber nicht 
verpflichtend. 


Die Sowjets organisieren ihre deutschen Handlanger 

Der Befehl Nr. 1 der Sowjetischen Militäradministration (SMA) vom 10. 6. 
1945 leitete eine Politik ein, deren Grundsatz es war, durch Befehle oder 
unter Druck der Besatzungsmacht Einrichtungen und Verhältnisse in der 
Sowjetzone Deutschlands zu schaffen, die später durch den von der kommu¬ 
nistischen Organisation auszudrückenden „Volkswillen“ eine formaldemo¬ 
kratisch verbrämte Legitimation erhielten. 

Die Sowjetische Militäradministration hatte zur politischen Willensbildung 
zunächst vier Parteien zugelassen: die Kommunistische Partei Deutsch¬ 
lands (KPD), die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), die 
Christlich-Demokratische Union (CDU) und die Liberal-Demokratische Par¬ 
tei (LDP). Die SPD durfte jedoch bereits bei den ersten Wahlen keine Listen 
aufstellen, da sie Ostern 1946 mit der KPD zur Sozialistischen Einheitspartei 
(SED) vereinigt worden war. Außer der SED, CDU und LDP wurden so¬ 
genannte ,, antifaschistisch-demokratische Massenorganisationen “ wie die Ver¬ 
einigung der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB), die Freie Deutsche Jugend 
(FDJ), der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB), der Demokratische 
Frauenbund Deutschlands (DFD) und der Kulturbund zur demokratischen 
Erneuerung Deutschlands zur Listenaufstellung zugelassen. 

Die SPD wurde zu einer „Aktionseinheit“ mit der KPD gezwungen. Die 
Funktionen innerhalb der Einheitspartei SED wurden zunächst paritätisch be¬ 
setzt, gingen im Laufe der Zeit aber in steigendem Maße an „linientreue“ 
Kommunisten über. Dadurch glaubten die Sowjets ihre Ziele auf parlamenta¬ 
rischer Ebene durchsetzen zu können, zumal das politische Gewicht der SED 
durch die ebenfalls auf ihre „Anregungen“ hin ins Leben gerufenen „anti¬ 
faschistisch-demokratischen Massenorganisationen“ vergrößert werden sollte. 
Die Satzung des FDGB charakterisiert diese Gewerkschaftsorganisation offen 
als verlängerten Arm der kommunistischen Einheitspartei: „Die Freien 
Deutschen Gewerkschaften sind eine gesellschaftliche Massenorganisation, die 
parteipolitisch nicht gebunden ist. Sie stehen auf dem Boden des Klassen- 
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kampfes. Ihr Ziel ist die sozialistische Gesellschaftsordnung. — Der Freie 
Deutsche Gewerkschaftsbund erblickt in der Sozialistischen Einheitspartei die 
Partei der Arbeiterklasse; er ist ihr bewußter organisierter Vortrupp. 11 
Das gleiche gilt für die Freie Deutsche Jugend, die Vereinigung der gegen¬ 
seitigen Bauernhilfe, den Demokratischen Frauenbund usw. Alle diese Or¬ 
ganisationen sollten die Vormachtstellung der SED in den vorpolitischen 
Raum hinein ausweiten. 

„Freie und demokratische Wahlen“ 

Unter diesen Vorzeichen fanden im September 1946 die Gemeindewahlen in 
der Sowjetzone statt. SED-Ortsgruppen waren in allen 11623 Gemeinden, 
CDU- und LPD-Ortsgruppen nur in etwa 50°/ o der Gemeinden zugelassen. 
Trotzdem ergab sich nur ein Ergebnis von 52,4-°/ 0 für die SED gegenüber 
34,2°/ 0 für die CDU und LDP zusammen. Die „Massenorganisationen“ er¬ 
hielten nur 3,3°/ 0 . 

Für die Land- und Kreistagswahlen am 20. 10. 1946 hatte die SMA beispiels¬ 
weise für die Wahlpropaganda 900 t Papier allein für die SED zugeteilt, für 
die CDU und LDP nur 9 t. Von den 520 gewählten Abgeordneten entfielen 
auf die SED 249, CDU 133, LDP 122. Die VdgB mit 15 Sitzen und der 
Kulturbund mit einem Sitz ergänzten das Wahlergebnis zugunsten der SED 
auf 50,96°/ 0 gegen 49,04°/ 0 für CDU und LPD zusammen. 

Diese Wahlen erbrachten den Beweis, daß es der SED mit Hilfe ordnungs¬ 
gemäßer, das heißt für alle Parteien unter gleichen Voraussetzungen durch¬ 
geführter Wahlen nicht möglich sein würde, die erforderliche parlamentari¬ 
sche Mehrheit zur Durchführung der von den Sowjets geforderten Deutsch¬ 
landpolitik zu erlangen. So wurde auf außerparlamentarischem Wege die 
sogenannte Volkskongreßbewegung inszeniert. Jede legale politische Oppo¬ 
sition gegen die SED wurde gewaltsam ausgeschaltet. Dem ersten Volks¬ 
kongreß am 6./7. 12. 1947 folgte der zweite am 17./18. 3. 1948, der sich 
selbst zu einem „Deutschen Volksrat“ erklärte und auf Befehl Moskaus den 
Entwurf für eine „ gesamtdeutsche Verfassung “ ausarbeitete. Der dritte Volks¬ 
kongreß fand am 15./16. 5. 1949 statt. 

Die Wahlen zum dritten Volkskongreß waren noch weniger demokratisch als 
die Wahlen zuvor. Die Parteien SED, CDU, LDP und die Massenorgani¬ 
sationen standen auf einer gemeinsamen Liste. Die Verteilung der Mandate 
erfolgte, wie der Volksrat am 19. 3. 1949 bekanntgab, „nach dem in der bis¬ 
herigen Zusammenarbeit angewandten Verteilungsschlüssel“. Auch alle 
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anderen Fragen wurden im Rahmen der sogenannten „Blockpolitik“ unter 
Umgehung einer echten Entscheidung in den parlamentarischen Gremien so 
geregelt, wie es die SED mit der Rückendeckung der SMA wollte. 

Auf diese Weise erhielt die SED im dritten Volkskongreß 90 Sitze; CDU und 
LDP erhielten je 45 Sitze. Zwei neue Parteien, die National-Demokratische 
Partei Deutschlands (NDPD) und die Bauernpartei, die bisher in keiner Wahl 
aufgetreten waren, bekamen je 15 Sitze, und die Massenorganisationen teilten 
die restlichen 120 Mandate unter sich auf. Die starke Minderheit, welche die 
Einheitslisten abgelehnt hatte — sie betrug mit 57,2% mehr als ein Drittel —, 
wurde völlig ausgeschaltet und somit ihrer parlamentarisch-demokratischen 
Rechte beraubt. 


Ein neuer sowjetischer Satellitenstaat : die ,,Deutsche Demokratische Republik “ 

Am 5. 10. 1949 bildete sich der „Deutsche Volksrat“ auf Weisung der SMA 
zu einer „Provisorischen Volkskammer“ um, die eine „Provisorische Re¬ 
gierung“ mit Otto Grotewohl (SED) als Ministerpräsidenten und dem Gene¬ 
ralsekretär der SED, Walter Ulbricht, als stellvertretendem Ministerpräsi¬ 
denten ernannte. Auf dem gleichen „demokratischen“ Wege wurde aus den 
Landtagen und Länderregierungen die „Provisorische Länderkammer“ mit 
54 Vertretern gebildet. Beide Kammern bestellten den SED-Vorsitzenden 
Wilhelm Pieck, zum „Staatspräsidenten 11 . Diesen kommunistisch beherrsch¬ 
ten „Volksvertretungen“ übertrug die SMA formal die bisher von ihr ausge¬ 
übten Gesetzgebungs- und Verwaltungsfunktionen. 

Mit General TSCHUIKOW und seinem politischen Berater Semjonow an der Spit¬ 
ze wurde die Sowjetische Kontroll-Kommission (SKK) die Nachfolgerin der SMA. 
Moskau entsandte außerdem Botschafter Puschkin als „Chef der Diplomati¬ 
schen Mission der UdSSR“ nach Berlin, um den von Moskau eingesetzten Staat 
äußerlich als souverän darzustellen. Mit einem Telegramm Stalins vom 
13. 10. 1949 sanktionierte der Kreml die von der Volkskammer verabschiedete 
Verfassung der sogenannten „ Deutschen Demokratischen Republik“. 


Endgültige Festigung der „ Staatsmacht “ der SED 

Die politische Sowjetisierung des Staatsapparates wurde in den folgenden 
Jahren konsequent fortgesetzt. Die Wahlen am IS. 10. 19SO sollten nach 
einem Beschluß des Demokratischen Blocks vom 29. 5. 1950 „wahrhaft freie, 
demokratische Wahlen in einem freien Lande“ sein. Dabei war schon die 
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Aufstellung der Kandidaten dem Willen der Wahlberechtigten entzogen und 
somit die Gewähr für die Ausschaltung aller nach Meinung der Kommunisten 
politisch nicht zuverlässigen Elemente gegeben. 

„Über die Zuverlässigkeit der Kandidaten entscheidet der Block“, heißt es in 
einem Beschluß vom 16. 5. 1950 über die Aufstellung gemeinsamer Kandi¬ 
daten der ,, Nationalen Front des Demokratischen Deutschlands“. Diese Or¬ 
ganisation, eine erzwungene Verbindung der Parteien und Massenorganisati¬ 
onen in der Sowjetzone, hatte sich am 7. 1.1950 konstituiert und am 3. 2. 1950 
ein repräsentatives Organ, den ,, Nationalrat der Nationalen Front “, der in 
ganz Deutschland eine demokratische Volksabstimmung vorzubereiten vorgab, 
geschaffen. 

Bei den Oktoberwahlen 1950 war jedes Votum des Wählers ausgeschlossen. Auf 
einer Einheitsliste wurden die Kandidaten nach einem vorher festgelegten Ver¬ 
teilerschlüssel für die Gemeindevertretungen,Kreis- und Landtage sowie für die 
Volkskammer aufgeführt. Auf dem Stimmzettel war nicht einmal mehr die 
Möglichkeit einer Abstimmung mit „Ja“ oder „Nein“ vorgesehen. Das 
„Wahlergebnis“ stand von vornherein fest. Die „freien, wirklich demo¬ 
kratischen Wahlen“ wurden zur offenen Wahl ohne Stimmzettelumschlag 
und mit gemeinsamer Stimmabgabe von Hausgemeinschaften, Betrieben 
und Organisationen. Fernbleiben von der Wahl wurde als staatsfeindliche 
Gesinnung gewertet und gefährdete die persönliche Freiheit. Ungültig¬ 
machen des Stimmzettels war praktisch unmöglich. 

Das Wahlergebnis brachte dementsprechend 99,7°/ 0 der abgegebenen Stimmen 
für die Einheitsliste. Die „parlamentarische“ Herrschaft der SED war damit 
endgültig gesichert. 

Das „Gesetz über die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik“, 
das Ministerpräsident Grotewohl am 23. 5. 1952 vor der Volkskammer be¬ 
gründete, sicherte bei straffer Zentralisierung aller Verantwortlichkeiten die 
absolute Herrschaft der SED auch in Regierung und Verwaltung. 


,,A u flau des Sozialismus “ — aber keine Wiedervereinigung 

Die SED konnte nunmehr ihre „fortschrittlichen“ Bestrebungen dem End¬ 
ziel näher bringen. Dieses Ziel hieß „Aufbau des Sozialismus“ und bedeutete 
praktisch die planmäßige und konsequente Umwandlung der Sowjetzone 
Deutschlands in eine „Volksdemokratie“. 

Zur angeblichen Verteidigung der Heimat, zum Kampf gegen den Imperialis¬ 
mus sollen bewaffnete Streitkräfte dienen: die militärische Volkspolizei, deren 
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Stärke zur Zeit etwa 150000 Mann beträgt. Der Aufbau dieser Streitkräfte 
wurde bereits 1949 begonnen. 

Unmittelbar vor dem Anlaufen der Zwangssozialisierung hat die Regierung 
der Sowjetzone im Mai 1952 die Isolierung ihres Machtbereichs gegenüber 
dem Westen durch besondere Sperrmaßnahmen vervollkommnet. Es wurde 
ein 5 m breiter Kontrollstreifert und eine 5 km tiefe Sperrzone entlang der 
Zonengrenze geschaffen. In dieser Sperrzone, aus der die im Sinne der SED 
unzuverlässigen Volksteile zwangsweise ausgesiedelt wurden, gilt der Aus¬ 
nahmezustand. 

Durch eine Verwaltungsreform, in deren Verlauf die fünf Länder und Land¬ 
tage in der Sowjetzone aufgelöst und statt dessen 14 Bezirke und Bezirkstage 
eingerichtet wurden, wurde die Verwaltung völlig zentralisiert. Der Kampf 
gegen die Kirchen wurde verschärft. Nach sowjetischem Muster entstehen ein 
neues Straf-, Zivil- und Arbeitsrecht. Kunst und Wissenschaft, Sport und Ge¬ 
sundheitswesen werden im kommunistischen Sinne ausgerichtet. Die Mehrung 
staatlichen Eigentums soll durch eine immer radikaler werdende Sozialisierung 
der Industrie, des Einzelhandels, des Handwerks und der Landwirtschaft er¬ 
zwungen werden. Die Bildung von Produktionsgenossenschaften gab einen be¬ 
sonders charakteristischen Beweis dafür, daß der Aufbau des Sozialismus nach 
den Worten Ulbrichts unter den Bedingungen des verschärften Klassenkampfes 
durchgeführt werden sollte. Schon Lenin lehrte, daß die Bauernschaft die 
letzte kapitalistische Klasse sei. 

Der Forderung nach wirtschaftlicher Unabhängigkeit von westlichen Ein¬ 
fuhren steht die Forderung nach restloser Eingliederung der Sowjetzone 
Deutschlands in die Wirtschaft der Ostblockstaaten gegenüber. 


Die wirtschaftliche Ausblutung der Sowjetzone 

Die Ausblutung der Zone begann unmittelbar nachdem die Sowjettruppen 
deutschen Boden betreten hatten. Noch bevor zwischen den Siegermächten 
Vereinbarungen über Umfang und Art der von Deutschland zu leistenden 
Reparationen getroffen worden waren, begann die sowjetische Besatzungs¬ 
macht mit willkürlichen Beuteaktionen. Ein großer Teil der Viehbestände 
wurde nach dem Osten abgetrieben. Unersetzliche Kunstschätze aus Museen 
und Privatbesitz verschwanden. Der Inhalt der Banktresore , ganz gleich, ob 
es sich um öffentlichen oder Privatbesitz handelte, wurde geplündert. In den 
Industriebetrieben begannen noch vor Festlegung des alliierten Industrie¬ 
plans vom Frühjahr 1946 umfangreiche Demontagen von Fertigungsardagen 
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und Maschinen, die nach der Sowjetunion verfrachtet wurden. Mehr als 200 
der wichtigsten Großbetriebe wurden als ,, Sowjetische Aktiengesellschaften “ 
(SAG’s) mit deutschem Personal für ausschließlich sowjetischen Nutzen in 
Betrieb genommen. Etwa 15 Sowjetische Handelsgesellschaften begannen 
darüber hinaus als Zweigstellen ihrer Moskauer Zentralen mit Hilfe der 
Milliardenwerte erbeuteter Reichsbanknoten und des ebenfalls viele Milliar¬ 
den Mark betragenden Besatzungsgeldes — praktisch also ohne Gegenwert — 
Güter „aufzukaufen“, die nicht durch Demontagen oder Reparationen erfaßt 
waren. Seit 1945 entnimmt die UdSSR ohne Zustimmung der westlichen 
Alliierten hohe Reparationen aus der laufenden Produktion, ohne dafür dem 
Reparationskonto einen gerechten Gegenwert gutzuschreiben. Den Repa¬ 
rations-Lieferwerken müssen die Sowjetzonenbehörden hohe Subventionen 
zahlen. 

Seit 1946/47 betreiben die Sowjets in der Zone den Uranerzbergbau, bei dem 
zur Zeit etwa 200000 deutsche Arbeitskräfte eingesetzt sind, die in der 
Mehrzahl durch Zwangsmaßnahmen zu dieser Arbeit verpflichtet wurden. 
Die sich auf Milliarden belaufenden Kosten des Uranbergbaus müssen aus 
dem Finanzhaushalt der Sowjetzone bezahlt werden. 

Die Zwangsverpflichtungen deutscher Wissenschaftler, Ingenieure und Fach¬ 
arbeiter nach der Sowjetunion in den ersten Jahren nach Kriegsende, die 
Arbeit deutscher Wissenschaftler und Techniker in zahlreichen sowjetischen 
Konstruktions- und Entwicklungsbüros in der Sowjetzone, die Gewinne der 
sowjetischen Produktions- und Handelsbetriebe in der Zone, die weit über 
den reinen Besatzungsbedarf hinausgehenden Anforderungen der Wirt- 


DIE ERFASSBAREN SOWJETISCHEN ENTNAHMEN 1945-1952 

Milliarden Mark 


Sowjetische Beuteaktionen 1945 5,00 

Wert der Demontagegüter. 5,00 

Wert der beschlagnahmten deutschen Betriebe, die als Sowjetische 

Aktiengesellschaften weitergeführt wurden. 5,00 

„Aufkauf“ deutscher Erzeugnisse, Grundstücke usw. mit erbeuteten 

Reichsbanknoten und Besatzungsgeld. 10,00 

Wert der Reparationen aus der laufenden Produktion zu Stopp¬ 
preisen des Jahres 1944 . 23,00 

Preissubventionen an die Lieferbetriebe für Reparationen und „Ex¬ 
porte“ auf sowjetischen Befehl. 3,00 

51,00 
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Schaftsverwaltung der Besatzungstruppen, die bei unzureichenden Preisen 
von den Sowjets verlangten „Exporte“ nach den Ostblockländern sind 
Fakten, die seit Jahren das Ausmaß der wirtschaftlichen Ausblutung der 
Zone durch die sowjetische Besatzungsmacht bestimmen. Trotz allen Ver- 
schleierungs- und Täuschungsmaßnahmen kann der Umfang der Entnahmen 
mit ziemlicher Sicherheit bestimmt werden (siehe Seite 100). 

Diesen Zahlen müssen jedoch die nach ihrem Wert nicht erfaßbaren sonstigen 
Entnahmen der UdSSR aus der Sowjetzone hinzugerechnet werden, so vor 
allem: 

Wert der erbeuteten Patente und Herstellungsverfahren; 

Wert der nach 1945 neu angemeldeten Patente und Verfahren, die sämtlich 
den Sowjets zur Verfügung stehen; 

Wert der Arbeit deutscher Ingenieure und Techniker, die nach der Sowjet¬ 
union zwangsverpflichtet wurden; 

Wert der Arbeit deutscher Ingenieure und Techniker, die in den sowjetischen 
Entwicklungs- und Konstruktionsbüros in der Sowjetzone tätig sind; 

Kosten des Uranbergbaus und Arbeitseinsatz hunderttausender deutscher 
Arbeitskräfte dafür; 

Gewinne der sowjetischen Produktions- und Handelsgesellschaften, die in der 
Zone und beim Export der Erzeugnisse erzielt werden. 

Diesen nachweislichen Werten gegenüber ist es ohne Bedeutung, wenn die Sowjet¬ 
regierung Mitte Mai 1950 sämtliche Entnahmen aus der Zone bis Ende 1950 mit 
nur 3,7 Milliarden Dollar (das heißt bei dem von den Sowjets selbst angewandten 
Kurs von DM 2,50 je Dollar nur 9,25 Milliarden Mark) bezifferte und zugleich erklärte, 
nur noch 3,17 Milliarden Dollar (also 7,9 Milliarden Mark), verteilt auf 15 Jahre, 
als Reparationen entnehmen zu wollen. Nachweislich hat die Sowjetunion allein in den 
seither vergangenen zwei Jahren bedeutend mehr an Reparationen entnommen, als 
sie — nach ihrer Erklärung — innerhalb von 15 Jahren insgesamt zu entnehmen 
beabsichtigte. 

Die Beendigung dieser wirtschaftlichen Ausblutung der Sowjetzone ist an¬ 
gesichts der Aufgaben, die ihr im Rahmen des sowjetisch gelenkten „Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe “ zugewiesen sind, nicht abzusehen. Hand in 
Hand mit ihr geht eine grundlegende Veränderung der gesamten wirtschaft¬ 
lichen Struktur im mittel- und ostdeutschen Raum. Als Folge tun sich für 
die Wiedervereinigung Deutschlands Probleme auf, die sich über die Wirt¬ 
schaft hinaus auf das ganze öffentliche und gesellschaftliche Leben in der 
Zone erstrecken. 
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Opfer des Stalinismus 

Der Widerstandswille der Bevölkerung in der Sowjetzone ist bisher trotz 
allemTerror der Kommunisten ungebrochen. Die seit acht Jahren unter kommu¬ 
nistischer Herrschaft lebenden deutschen Menschen lehnen die Sowjetisierung 
ihrer Heimat mit überwiegender Mehrheit ab, obwohl eine neue Gestapo, 
der Staatssicherheitsdienst (SSDJ, jedermann verhaften und verschwinden 
lassen kann. Er unterliegt keinem Gesetz und nur der Kontrolle des sowje¬ 
tischen Sicherheitsdienstes. 

Die politischen Gegner dieses Regimes werden in die Zuchthäuser der Sowjet¬ 
zone oder in die Zwangsarbeitslager der Sowjetunion geworfen. Etwa 
50000 Menschen vegetieren in den sowjetzonalen Zuchthäusern unter men¬ 
schenunwürdigsten Bedingungen dahin. Der Strom der politischen Flücht¬ 
linge, die in der Bundesrepublik um Asyl nachsuchten, betrug im Jahre 1950 
142000, im Jahre 1951 161386. Im Februar 1952 waren es „nur“ 7551, 
nach der Anlegung des Sperrgebietes an der Zonengrenze (am 26. 5. 1952) 
im Juni 17 718, von Januar bis Mitte Juni 1953 über 210000 Deutsche! 


Wirtschaftliche Probleme der Wiedervereinigung 

Der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung haben sich immer wieder 
gemeinsam um die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands bemüht. 
Sie hatten nicht nur die politischen Voraussetzungen zu klären, sondern sich 
auch mit den wirtschaftlichen Problemen zu befassen, welche die Wieder¬ 
vereinigung aufwerfen muß. 

Drei Problemkreise sind es zunächst, um die sich — vorbehaltlich der späteren 
Entscheidung des gesamtdeutschen Gesetzgebers — die Bemühungen der 
Bundesregierung im Bereich der Wirtschaft vordringlich bewegen: 

1. Die Befreiung der sowjetzonalen Wirtschaft vom Zwang der staatlichen 
Planwirtschaft; 

2. die Sicherstellung der Versorgung in allen Wirtschaftsbereichen und 

3. die Anpassung an die Marktwirtschaft des Westens, die Schaffung einer 
gesamtdeutschen Wirtschaft und die Sicherung der Kontinuität des Wirt¬ 
schaftsprozesses. 

Um die Lösung dieser Probleme vorzubereiten, hat der Bundesminister für 
gesamtdeutsche Fragen im März 1952 den „Forschungsbeirat für Fragen der 
Wiedervereinigung Deutschlands^‘ berufen, der sich aus hervorragenden 
Kennern der Verhältnisse in der Sowjetzone zusammensetzt. 
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Der Beirat geht bei seiner Arbeit davon aus, daß die Wiedervereinigung 
Deutschlands in wirtschaftlicher Hinsicht gewissermaßen der Fusionierung 
zweier (allerdings in Entwicklungsstand und -richtung grundverschiedener) 
Betriebe gleichkommt. Ziel seiner Arbeit ist deshalb, nach Feststellung der 
wirtschaftlichen Tatbestände in der Sowjetzone eine Fusionsbilanz vorzu¬ 
legen. Als Voraussetzung für die Verwirklichung einer Fusion wird dabei 
die völlige Beseitigung der staatlichen Wirtschaftsordnung der sowjetisch be¬ 
setzten Zone für erforderlich gehalten, weil diese Wirtschaftsordnung sich dia¬ 
metral von der sozialen Marktwirtschaft der Bundesrepublik unterscheidet. 

Während hier selbständige Wirtschaftseinheiten über ihre Produktion und deren 
Verwendung im .großen und ganzen frei entscheiden, bestimmt dort der Staat, in 
dessen Besitz sich der überwiegende Teil der Produktionskapazitäten befindet, sowohl 
die Produktion als auch ihre Verwendung, und zwar durch den sogenannten „Plan“. 
Dieser Wirtschaftsplan ist andererseits wieder ein Teil der Gesamtplanung des Lebens 
der Gesellschaft und letzten Endes aus der politischen Ideologie entwickelt. Wenn 
also die beiden Teile Deutschlands nach der Wiedervereinigung ein einheitliches 
Wirtschaftsgebiet bilden sollen, muß die Wirtschaftsordnung der Sowjetischen Be¬ 
satzungszone in eine soziale Marktwirtschaft umgewandelt werden. 

Auf dem Gebiet der Ernährung bedeutet dies zum Beispiel die Beseitigung 
des rücksichtslosen Anbauplanes und. der zwangsmäßigen Erfassung. In der 
Produktion bedeutet es die Beseitigung der staatlichen Planauflagen und der 
Kollektivverträge mit ihren unerfüllbaren Normen. Weiter ist die völlige 
Abhängigkeit der Wirtschaft von der jeweiligen Gestaltung des Staatshaus¬ 
haltsplanes zu beseitigen. 

Gleichzeitig mit dem Problem der Herauslösung der Betriebe aus einer 
finanziellen Abhängigkeit vom Staat ergibt sich die Frage der Sicherstellung 
der Versorgung sowohl der Betriebe als auch der Bevölkerung allgemein; 
denn auch diese Funktion wird bisher ausschließlich vom Staat durchgeführt. 
Es wird eine der wichtigsten Aufgaben sein, den freien Handel als einen 
Träger des Marktes wieder aufzubauen, da ohne ihn eine Anpassung der 
Produktion an den neuen Wirtschaftsbedarf und eine Verbesserung der Ver¬ 
sorgung nicht möglich sein wird. 

Die Lösung der hier beispielsweise aufgezeigten Probleme auf gesamt¬ 
deutscher Ebene hat aber eine wesentliche Voraussetzung, nämlich die An¬ 
gleichung der heute unterschiedlichen Währungen in der Sowjetzone und 
in der Bundesrepublik. Nach Auffassung der Bundesregierung kann es nach 
dem Tage der Wiedervereinigung nur eine gesamtdeutsche Währung geben. 
Genau so notwendig wie die Einheitlichkeit der Währung ist nach der 
Wiedervereinigung eine einheitliche Preisgestaltung. 
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Während in der freien Marktwirtschaft die Preisbildung durch die innerbetriebliche 
Kostengestaltung und durch Angebot und Nachfrage erfolgt, nimmt die staatliche 
Planwirtschaft der Sowjetzone auf diese Faktoren keine Rücksicht, sondern setzt die 
Preise von sich aus fest. Hierbei läßt sich der Staat einmal vom eigenen Finanzbedarf 
leiten, indem er auf lebensnotwendige, aber verknappte Waren einen Haushalts¬ 
aufschlag als Akzise erhebt, wie es z. B. bei den HO-Waren der Fall ist. Andererseits 
benutzt er die Preisgestaltung als Lenkungsmittel der Produktion, indem er auf schwer 
produzierbare Waren hohe Aufschläge legt und dadurch den Absatz drosselt und die 
Produktion beschränkt, wie z. B. bei Schuhen. Nach Beseitigung dieser willkürlichen 
staatlichen Preismanipulationen werden sich die Preise im Rahmen der freien Markt¬ 
wirtschaft allmählich einspielen. 

Sinngemäß gilt das gleiche von den Löhnen. Während in der Marktwirt¬ 
schaft der Lohn ein Kostenfaktor ist, der auf einer erfüllbaren Durchschnitts¬ 
norm gebildet wird, ist der Lohn im sowjetischen System das Ergebnis einer 
Lohnsumme, die im Rahmen des Kollektivvertrags einem Betrieb zugebilligt 
wird. Für jeden Wirtschaftszweig wird von dem jeweiligen Fachministerium 
ein Lohngruppenkatalog aufgestellt, nach dem sich die Verteilung auf die 
jeweiligen Empfänger von Zeitlohn, Leistungslohn, Stücklohn oder Prämien¬ 
zeitlohn richtet. Diese Kontingentierung der Lohnsumme in einem Betrieb 
bedeutet, daß ein höherer Lohnbedarf in einer Gruppe zwangsläufig die 
Senkung der Lohnsumme einer anderen Gruppe herbeiführt, was letztlich 
zu einem Kampf aller gegen alle in einem Betrieb führen und bewußt 
die Solidarität der Arbeiter zerstören soll. Bei der Wiedervereinigung wird 
durch Beseitigung der Kollekti wer träge mit dem unerfüllbaren Lohnsystem 
die Lohngestaltung nach den Grundsätzen einer Marktwirtschaft im Zu¬ 
sammenwirken mit den zuständigen Organisationen, den Arbeitgeber¬ 
verbänden und Gewerkschaften, eine natürliche Regelung finden. 


Bundesregierung und Bundestag fordern: Einheit in Freiheit! 

Von Anfang an verlegten die Träger der politischen Verantwortung in der 
Bundesrepublik ihre Bemühungen um die Wiedervereinigung Deutschlands 
auf die internationale Ebene, weil sie nur durch ein Übereinkommen der 
Großmächte in Ost und West herbeigeführt werden kann. 

Die Entwicklung in der Sowjetzone Deutschlands hatte die völlige Abhängig¬ 
keit der Grotewohl- Regierung und der sogenannten Volkskammer von Mos¬ 
kau bewiesen. Ihre wiederholten Versuche, auf die Bemühungen der Bundes¬ 
regierung Einfluß zu nehmen — zuletzt erschien eine fünfköpfige Volks¬ 
kammerdelegation am 19. 9. 1952 beim Präsidenten des Deutschen Bundes¬ 
tages — blieben infolgedessen ohne jede konkrete Bedeutung. Bundeskanzler 
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Dr. Adenauer stellte in einer Regierungserklärung bereits auf der 15. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 21. 10. 1949 fest, daß die kommunistischen 
Machthaber in Mitteldeutschland angesichts der Unterdrückung aller demo¬ 
kratischen Freiheiten in der Sowjetzone das Recht verwirkt haben, im Namen 
der dort lebenden 18 Millionen Deutschen Erklärungen abzugeben. 

Am 22. 3. 1950 forderte die Bundesregierung den Erlaß eines Wahlgesetzes 
durch die vier Besatzungsmächte zur Durchführungfr eier gesamtdeutscher Wah¬ 
len zu einer verfassunggebenden Nationalversammlung. Als Voraussetzung für 
diese Wahlen forderte die Bundesregierung persönliche und politische Bewe- 
gungs- und Betätigungsfreiheit in ganz Deutschland; insbesondere: 

1, Betätigungsfreiheit für alle Parteien in ganz Deutschland und Verzicht aller Be¬ 
satzungsmächte, die Bildung und Betätigung politischer Parteien zu beeinflussen. 

2. Persönliche Sicherheit und Schutz vor wirtschaftlicher Benachteiligung aller für 
politische Parteien tätigen Personen. Diese Sicherheit muß von allen Besatzungs¬ 
mächten und deutschen Behörden vor und nach der Wahl gewährleistet sein. 

5. Zulassung und Vertriebsfreiheit für alle Zeitungen in ganz Deutschland. 

4. Freiheit des Personenverkehrs innerhalb ganz Deutschlands und Fortfall des Inter¬ 
zonenpasses. 

Die Alliierten Hohen Kommissare übermittelten am 26. 5. 1950 dem Sowje¬ 
tischen Oberkommandierenden, General Tschuikow, einen Plan zur Durch¬ 
führung gesamtdeutscher freier Wahlen, der sich im wesentlichen auf die 
Erklärung der Bundesregierung vom 22. 5. 1950 stützte, und forderten Be¬ 
sprechungen mit dem Ziel der Ausarbeitung einer Wahlordnung. Diese Be¬ 
mühungen wurden in der Sowjetzone mit den Scheinwahlen vom 1 J. 10. 19JO 
beantwortet. 

In einer Erklärung der Bundesregierung vom 14. 9. 1950 wurde festgestellt, 
daß die für den 15. Oktober angesetzten sowjetzonalen Wahlen ungesetzlich 
und nach demokratischer Auffassung null und nichtig sind. Am gleichen Tage 
forderte der Bundestag die Bundesregierung auf, die Besatzungsmächte in 
aller Form zu bitten, gesamtdeutsche freie Wahlen unter internationaler 
Kontrolle durchführen zu lassen. 

Am 9. 10. 1950 übermittelten die Alliierten Hohen Kommissare dem Vor¬ 
sitzenden der Sowjetischen Kontrollkommission für Deutschland, General 
Tschuikow, die Wünsche des Bundeskanzlers und des Deutschen Bundestages. 
Die Sowjets antworteten auf die wiederholten Vorstellungen der westlichen 
Besatzungsmächte nicht. Erst am 30. 11. 1950 nahmen die Behörden der 
Sowjetzone in einem Brief an den Bundeskanzler das Thema auf und schlugen 
vor, die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands durch einen „Konsti¬ 
tuierenden Rat“ vorbereiten zu lassen, der paritätisch aus Vertretern der 
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Sowjetzone und der Bundesrepublik zusammengesetzt sein sollte. Aml5.1.1951 
lehnte die Bundesregierung diesen Vorschlag ab, da die Kommunisten durch 
die Taktik der provisorischen und paritätischen Gremien in der Sowjetzone 
stets vollendete Tatsachen zu schaffen gewußt hatten, die in ihrer Auswirkung 
zu Unfreiheit und Terror führten. 

Der weitere Ablauf ist durch immer erneute — aber wegen der sowjetischen 
Reaktion erfolglose ■— Bemühungen von Bundestag und Bundesregierung mit 
Unterstützung der Vereinten Nationen gekennzeichnet. 

9. 3. 1951: Note der Bundesregierung an die Hohe Kommission über die Not¬ 
wendigkeit der baldigen Durchführung gesamtdeutscher freier Wahlen. 

15. 9. 1951: Neuer Versuch der Sowjetzonenbehörden, die Frage der gesamt¬ 
deutschen Wahlen aus dem Zuständigkeitsbereich der Besatzungsmächte her¬ 
auszunehmen und den Komplex in ,, gesamtdeutschen Beratungen“ zu erörtern. 
Auch diese „Beratungen“ lehnte die Bundesregierung ab, weil sie ohne ein 
Übereinkommen der vier Besatzungsmächte sinnlos gewesen wären, bloße 
Verzögerung bedeutet hätten und von den Sowjetzonenbehörden schließlich 
als Legitimation ihrer Funktionen ausgelegt worden wären. 

27. 9. 1951: Die Bundesregierung übergibt dem Bundestag eine 14 Punkte 
umfassende Wahlordnung für gesamtdeutsche freie Wahlen. Eine neutrale 
internationale Kommission unter Kontrolle der Vereinten Nationen soll die 
Möglichkeit gesamtdeutscher freier Wahlen in der Sowjetzone und auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik prüfen. 

20. 12. 1951: DieVollversammlungderVereintenNationenfaßtdenBeschluß, 
eine solche Kommission aus Vertretern Brasiliens, Islands, der Niederlande, 
Pakistans und Polens zu bilden. Die Tätigkeit der Kommission, der durch 
Gesetz des Bundestages vom 4. 4. 1952 jede Erleichterung in der Bundes¬ 
republik und in West-Berlin gewährt wird, scheitert daran, daß ihr die Ein¬ 
reise nach Ost-Berlin und in die Sowjetzone verwehrt wird. 

9. 1. 1952: Die sowjetzonalen Behörden lehnen den Beschluß der Vereinten 
Nationen ab und veröffentlichen ihrerseits einen Gesetzentwurf zur Durch¬ 
führung gesamtdeutscher „freier“ Wahlen. 

6. 2. 1952: Der Deutsche Bundestag nimmt das bereits im September 1951 
angekündigte Gesetz über die Grundsätze für die freie Wahl einer verfassung¬ 
gebenden deutschen Nationalversammlung mit großer Mehrheit an. Dieses 
Gesetz wird im Gegensatz zu dem sowjetzonalen Entwurf den tatsächlichen 
Gegebenheiten in Deutschland gerecht. 

Die beiden Gesetzentwürfe der Bundesregierung und der Sowjetzonen¬ 
behörden unterscheiden sich wesentlich voneinander: 
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Im Gegensatz zur sowjetzonalen Wahlkrciseinteilung nacK Ländern besagt der Bonner 
Entwurf, daß ganz Deutschland ein Wahlkreis ist und jeder Kandidat der demokratischen 
Parteien der Bundesrepublik (CDU, SPD, FDP usw.) die Möglichkeit erhalten soll, 
auch von den Bewohnern der Sowjetzone gewählt zu werden. Die Kommunisten wollen 
durch die Wahlkreiseinteilung in Länder erzwingen, daß in den Ländern Sachsen, 
Thüringen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Mecklenburg nur die Funktionäre des 
jetzigen Systems in der Sowjetzone auf den Stimmzetteln stehen und wählbar sind. Auch 
die 1,8 Millionen politischer Flüchtlinge aus der Sowjetzone hätten durch diese Be¬ 
stimmung keine Möglichkeit, in ihren Heimatbezirken zu kandidieren. 

Die entscheidende Bestimmung aber betrifft die Frage, wer die Wahl durch¬ 
führt. Nach dem sowjetzonalen Entwurf fiele dies einem „gesamtdeutschen Wahl- 
ausschitß“ zu, während Bonn die Vorbereitung und Durchführung derWahlen 
unter internationalen Schutz und internationale Kontrolle stellen will. Warum 
die Sowjetzonenmachthaber sich mit allen Mitteln dagegen sträuben, spricht 
§ 15 ihres Wahlgesetzentwurfes aus, wo es heißt: 

„Der zentrale Wahlausschuß wird von der gesamtdeutschen Beratung ge¬ 
bildet.“ 

Nach oft exerzierter Methode, parlamentarische Entscheidungen und demo¬ 
kratische Rechtsgrundsätze durch provisorische Gremien zu umgehen, soll 
hier aus einer „Beratung“ plötzlich eine Körperschaft mit exekutiven Befug¬ 
nissen entstehen, die entscheiden kann, wann und wie die Wahlen durch¬ 
zuführen sind. 

Notenwechsel der Westmächte mit Moskau 

In diesem Stadium griff die Sowjetische Regierung, die durch ihren Auszug 
aus dem Alliierten Kontrollrat im März 1948 die gemeinsame Verwaltung 
Deutschlands durch die vier Besatzungsmächte beendet hatte, selbst in die 
Auseinandersetzung um die deutsche Wiedervereinigung ein. In vier Noten 
zwischen dem 10. 3. und 23. 8. 1952 präzisierte sie ihre Haltung in der deut¬ 
schen Frage. Sie forderte die Einberufung einer Viermächtekonferenz zum 
Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland, zur Schaffung einer 
gesamtdeutschen Regierung und zur Durchführung gesamtdeutscherWahlen. 
Bei allen Verhandlungen sollen nach Ansicht der Sowjetunion die Prinzipien des Pots¬ 
damer Abkommens zugrunde gelegt werden. An der Viermächtekonferenz sollen Ver¬ 
treter der Sowjetzonen-Behörden und der Bundesrepublik Deutschland teilnehmen. 
Eine Kommission der Vereinten Nationen oder eine andere neutrale, unparteiische 
Kommission zur Prüfung der Voraussetzungen für die Durchführung freier Wahlen 
in Deutschland wird abgelehnt und stattdessen entweder eine Kommission der vier 
Besatzungsmächte oder eine Kommission, die sich aus Vertretern der Bundesrepublik 
und der Sowjetzonen-Behörden zusammensetzen soll, gefordert. 


107 



WIEDERVEREINIGUNG IN FREIHEIT 


Die Westmächte lehnten in vier Noten diese sowjetischen Vorschläge ab und 
schlugen eine Viermächtekonjerenz vor, die zunächst die Zusammensetzung 
und die Funktionen der zu bildenden neutralen, unparteiischen Unter¬ 
suchungskommission erörtern sollte. Eine Kommission aus Vertretern der Be¬ 
satzungsmächte oder aus Vertretern der Bundesrepublik und der Behörden 
der Sowjetzone, so stellen die drei Westalliierten fest, könne niemals neutral 
und unparteiisch sein. Zuerst müsse eine gesamtdeutsche Regierung auf Grund 
von freien Wahlen in ganz Deutschland gebildet werden, ehe über einen 
Friedensvertrag verhandelt werden könne. Die gesamtdeutsche Regierung 
müsse von vornherein gleichberechtigt an den Verhandlungen teilnehmen 
können. Deshalb sei als erstes die Bildung einer neutralen, unparteiischen 
Kommission zur Prüfung der Voraussetzungen für freie Wahlen notwendig. 
Die Westmächte lehnen ferner die Potsdamer Beschlüsse als Grundlage für 
die Verhandlungen als überholt und nicht mehr den jetzigen Gegebenheiten 
entsprechend ab. 

Bei der Beharrung auf diesen Standpunkten ist es bisher im Grundsätzlichen 
verblieben. DerZeitpunkt des direkten Eingreifens der Sowjetunion ließ klar 
erkennen, daß es dem Kreml darauf ankam, unter allen Umständen das Zu¬ 
standekommen einer europäischen Gemeinschaft zu verhindern. 

Nervenkrieg gegen die deutsche Integration. 

Seit dem 8. 5. 1952 begann unter Einsatz der gesamten kommunistischen 
Propaganda ein Nervenkrieg gegen die Vertrags werke. 

Die Kommunisten haben sich die größte Mühe gegeben, die Bevölkerung der 
Bundesrepublik gegen einen deutschen Verteidigungsbeitrag aufzuhetzen und 
sie für ihre Ziele zu gewinnen. Sie haben zahllose Tarnorganisationen und 
Zeitungen gegründet und große Summen ausgegeben. Trotzdem haben sie 
einen Mißerfolg auf der ganzen Linie einstecken müssen. Nur wenige Einzel¬ 
personen fielen auf die Täuschungsmanöver der Kommunisten herein. Bei 
allen Wahlen verlor die KPD unaufhaltsam Stimmen. Die unmittelbare Er¬ 
fahrung mit dem Bolschewismus, die Vertriebenen aus den deutschen Ge¬ 
bieten jenseits der Oder-Neiße-Linie und die Flüchtlinge aus der Sowjetzone 
haben die Anstrengungen der kommunistischen Propaganda zunichte gemacht. 

Der Widerstand in der Sowjetzone. 

Diese Feststellung trifft ebenso für die Sowjetische Besatzungszone zu. Mit 
dem Ausmaß der kommunistischen Unterdrückung wuchs die Kraft des Wider¬ 
standes der Bevölkerung gegen das SED-Regime. 
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Die Abberufung General Tschuikows, die Auflösung der Sowjetischen Kontroll- 
Kommission in Deutschland und die Ernennung Botschafter SEMJONOWS zum 
Hohen Kommissar ließen in Zusammenhang mit der angekündigten Ein¬ 
stellung des ,, Auf baus des Sozialismus“ auf einen Wandel der sowjetischen 
Deutschlandpolitik und eine gewisse Entspannung hoffen. Die Ausbeutungs¬ 
maßnahmen der SED jedoch wurden am 16. 6. 1953 der Anlaß zu einer 
Demonstration, wie sie nach acht Jahren sowjetischer Herrschaft nicht mehr 
denkbar schien. Die unbewaffnete Arbeiterschaft erhob sich gegen ihre Peiniger , 
gegen die „Arbeiter-Regierung“ der SED-Funktionäre Ulbricht und Grote¬ 
wohl. In Ost-Berlin und überall in der Sowjetzone klang ein machtvoller 
Ruf nach Freiheit auf. Er ist zwar vorübergehend im Feuer sowjetischer Panzer 
erstickt worden; aber er hat alle Beteuerungen der Pankower „Regierung“, 
ihre Politik sei nur dem Wohle des Volkes gewidmet, vor der Weltöffentlichkeit 
Lügen gestraft. 

Der Juni-Aufstand in den sowjetisch besetzten Teilen Deutschlands hat in 
der Freien Welt aufrichtige Bewunderung ausgelöst. Er sollte für alleMenschen, 
welche die Freiheit lieben, eine Mahnung sein, in Sorge um eine friedliche 
Entwicklung und die Festigung des sozialen Gefüges in den demokratischen 
Staaten das dringlichste Anliegen des ganzen deutschen Volkes auch als das 
ihre zu verstehen. Eine solche Solidarität wäre für die 18 Millionen Deutschen 
in der Sowjetzone eine ebenso verdiente wie überzeugende Anerkennung ihrer 
spontanen Willensäußerung für die Freiheit und Einheit ihres Vaterlandes. 
Denn sie haben mutig und durch die Tat bewiesen, daß sich auch die Deutschen 
jenseits des Eisernen Vorhanges der feierlichen Erklärung der Präambel des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet fühlen: 

,,Das gesamte deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstentscheidung 
die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden .“ 
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Als der Oberste Befehlshaber der alliierten Streitkräfte im Frühjahr 1945 die 
höchste gesetzgebende, rechtsprechende und vollziehende Gewalt übernahm, 
kam in Deutschland auch auf dem Gebiete des Rechtswesens eine Entwick¬ 
lung zum Abschluß, die ein kaum übersehbares Trümmerfeld hinterließ. 
Der Verwaltungsapparat des Staates war zerschlagen. Die Rechtspflege stand 
still. Eine Fülle ungerechter Normen, vom Nationalsozialismus zur Er¬ 
reichung seiner Ziele geschaffen, hatte das sachliche Recht zersetzt. Zahllose 
Akte staatlicher Willkür harrten der Wiedergutmachung. 

Dies war in großen Zügen die Lage, vor die sich die deutschen Juristen 
gestellt sahen, als es galt, aus dem Chaos des Zusammenbruchs einen Weg 
zum Aufbau einer neuen Rechtsordnung auf demokratischer Grundlage zu 
finden. Infolge der politischen Konzeption der Militärregierungen, die 
Wiedererrichtung deutscher Verwaltungsstellen, Gerichte und Gesetz¬ 
gebungskörperschaften von unten her durchzuführen, fehlte es zunächst an 
einer einheitlichen Spitze, die sich der Aufgabe einer umfassenden Rechts¬ 
erneuerung hätte unterziehen können. Die Arbeit der ersten Nachkriegs- 
jahre war deshalb durch die Zersplitterung von Gesetzgebung und Recht¬ 
sprechung außerordentlich erschwert. Fast schien es, als sei die vollständige 
Auflösung der Rechtseinheit in Deutschland unvermeidlich. In den Jahren 
1945 bis 1948 wurden nicht weniger als )6 Gesetzgeber konstituiert, deren 
Zuständigkeit sich in sechs verschiedenen Ebenen abstufte. 

Neben dem Alliierten Kontrollrat, den Zonenbefehlshabem und den Militärgouvemeuren 
der einzelnen Länder übten bizonale und zonale Behörden, die neu geschaffenen Länder 
und in der Britischen Zone vorübergehend sogar die Präsidenten der einzelnen Ober¬ 
landesgerichte Gesetzgebungsbefugnisse aus. Jeder dieser Gesetzgeber war selbständig, 
solange er den durch übergeordnete Stellen gesetzten Rahmen nicht überschritt. Damit 
konnte die Entwicklung in jeder Zone, teilweise in jedem Land, eigene Wege gehen. 
Gleichwohl gelang es, im Bürgerlichen Recht und im Strafrecht die Rechtseinheit im 
wesentlichen aufrechtzuerhalten; dagegen schritt die Auflösung des Staats- und Ver¬ 
waltungsrechts sowie des Verfahrensrechts unaufhaltsam fort. 

Mit allen unter den damaligen Verhältnissen zu Gebote stehenden Mitteln 
und mit wechselndem Erfolg versuchten deutsche Stellen, der Zersplitterung 
des Rechts entgegenzuwirken. In der Amerikanischen Zone schuf die Initia¬ 
tive der drei süddeutschen Länder und Bremens durch Zusammenfassung 
der Arbeit ihrer Justizministerien im Rechtsausschuß des Länderrats in 
Stuttgart ein Instrument, das zahlreiche, gleichen Zielen dienende Gesetz- 
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entwürfe koordinierte und damit die Verkündung zoneneinheitlicher Gesetze 
sicherstellte. In der Britischen Zone wurde unter Mitwirkung der alliierten 
Behörden das Zentraljustizamt errichtet, das auf dem Gebiete des Zivil- und 
Strafrechts umfassende Gesetzgebungsbefugnisse erhielt und damit in die 
Lage versetzt wurde, für alle Länder der Zone gleiches Recht zu schaffen 
und die vorher teilweise eingetretene Zersplitterung wieder aufzufangen. 
Eine weitere wichtige Etappe im Ringen um die Erhaltung der Rechtseinheit 
wurde mit der Konstituierung des Wirtschaftsrats für das Vereinigte Wirt¬ 
schaftsgebiet, dem die Länder der Britischen und Amerikanischen Zone 
angehörten, erreicht. 

Mit Hilfe dieses organisatorischen Zusammenschlusses, der die Grundlage für die Ver¬ 
einheitlichung des Wirtschafts-, Verkehrs- und Steuerrechts bildete und den Aufbau 
zweizonaler, für den weitaus größten Teil Westdeutschlands zuständiger Behörden, ins¬ 
besondere auch des Rechtsamts der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets, 
ermöglichte, konnte auch für die Konstituierung künftiger Bundesorgane wertvolle 
Vorarbeit insofern geleistet werden, als ein Stamm befähigter Mitarbeiter gewonnen 
wurde, der infolge seines späteren Übergangs in die Bundesbehörden deren alsbaldige 
Handlungsfälligkeit herstellte. 

Es war ein bedeutsames Kennzeichen dieser ersten Periode, daß dank dem 
unermüdlichen Einsatz aller an der Gesetzgebung Beteiligten sich ein in der 
Öffentlichkeit wenig beachteter Reinigungsprozeß vollzog. Die Besatzungs¬ 
mächte hatten nur eine Anzahl von Vorschriften aufgehoben, die offensicht¬ 
lich auf nationalsozialistischen Vorstellungen beruhten oder den Belangen 
ihrer Streitkräfte zuwiderliefen. Im übrigen hatten sie das von ihnen an¬ 
getroffene Recht in seiner Gültigkeit bestätigt. Eine im Besatzungsrecht 
enthaltene Generalklausel schränkte die Anwendbarkeit früheren Rechts nur 
insoweit ein, als es eine Privilegierung von Nationalsozialisten zur Folge 
hatte oder eine Benachteiligung von Personen wegen ihrer Rasse, ihrer 
Staatsangehörigkeit oder ihres Glaubens vorsah. Mit diesen Maßnahmen war 
jedoch nur ein erster Schritt zur Bereinigung des geltenden Rechts getan. 
Soweit es trotz dem Mangel an geeignetem Personal möglich war, wurde von 
deutscher Seite —teilweise in Zusammenarbeit mit den alliierten Behörden — 
die Umgestaltung der überkommenen Rechtsordnung mit aller Kraft in Angriff 
genommen. 

Dabei zeigte sich, daß die rechtspolitischen Konzeptionen der damaligen Zeit, 
soweit sie sich auf Nahziele richteten, zu einem erheblichem Teil dem Ge¬ 
danken der Restauration zuneigen mußten. Man strebte zurück zu dem Rechts¬ 
zustand der vornationalsozialistischen Zeit, um zunächst überhaupt eine 
Grundlage zu haben, die möglichst bald ein ruhiges und sicheres Arbeiten 
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der Praxis gewährleisten konnte. Die Gesetzgeber wuchsen jedoch verhält¬ 
nismäßig schnell über dieses ausschließlich an der Vergangenheit orientierte 
Denken hinaus. Die Verhältnisse des Krieges und der Nachkriegszeit hatten 
ganz neue Rechtslagen geschaffen, die ohne die Verwendung neuer Begriffe 
und neuer Methoden nicht gemeistert werden konnten. Neben der Wieder¬ 
herstellung altbewährten Rechts setzten sich deshalb auch neuartige Rechts¬ 
gedanken durch, die ihren Ursprung teilweise in ausländischen Vorbildern 
hatten, zum Teil aber auch aus den unmittelbaren Bedürfnissen des Augen¬ 
blicks entwickelt waren. Eine Fülle von Gesetzen entstand, die überwiegend 
der Liquidation des nationalsozialistischen Erbes dienten. 

Es sei hier nur verwiesen auf die Gesetze über die Wiedergutmachung nationalsoziali¬ 
stischen Unrechts auf dem Gebiet der Strafrechtspflege und über die Ahndung ungesühnt 
gebliebener nationalsozialistischer Straftaten und die Zusammenfassung des außerordent¬ 
lich zersplitterten Wirtschaftsstrafrechts in einem Wirtschaftsstrafgesetz des Wirtschafts¬ 
rates der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets, das die Grundsätze des Rechts¬ 
staates in vorbildlicher Weise verwirklichte und heute noch in der Bundesrepublik gilt. 
Hand in Hand mit der Bereinigung des sachlichen Rechts vollzog sich der 
Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Während die Gerichte der unteren 
Stufen schon bald nach dem Zusammenbruch ihre Arbeit wieder aufnehmen 
konnten, setzte die Tätigkeit der Oberlandesgerichte, deren Wirken gerade 
damals zur Wahrung der Rechtseinheit in größeren Bezirken wichtig war, 
infolge Mangels an geeigneten Richterpersönlichkeiten erst geraume Zeit 
später ein. In der Britischen Zone wurde der Gerichtsaufbau durch die 
Schaffung eines obersten Revisionsgerichts gekrönt, das die einheitliche An¬ 
wendung des gesamten Zivil- und Strafrechts für die Zone gewährleistete. 
Die von den Gerichten anzuwendenden Prozeßordnungen wurden — aller¬ 
dings in den einzelnen Zonen in verschiedener Weise —umgestaltet, um den 
Erfordernissen eines rechtsstaatlichen Verfahrens gerecht zu werden. 

Für den Aufbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit ergab sich eine Besonderheit, 
welche die Gesetzgeber der Zonen und Länder vor eine sehr schwierige 
Aufgabe stellte. Die Erfahrungen unter der nationalsozialistischen Herr¬ 
schaft hatten gezeigt, zu welch schwerwiegenden Folgen es führen kann, 
wenn der Staatsbürger unberechtigten Übergriffen der Staatsgewalt wehrlos 
ausgeliefert ist. Das im deutschen Verwaltungsrecht seit langem geltende 
Prinzip, wonach nur wenige genau bezeichnete Akte staatlicher Verwaltung 
gerichtlich nachgeprüft werden konnten, hatte sich als unzulänglich er¬ 
wiesen, um die Rechte des einzelnen gegenüber der Obrigkeit in ausreichen¬ 
dem Maße zu sichern. Es mußten deshalb neue Grundlagen für die Verwal¬ 
tungsgerichtsbarkeit erarbeitet werden, die weit über den Rahmen dessen 
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hinausgingen, was bisher in der deutschen Rechtsordnung verankert war. 
Dabei wurde in allen Zonen der theoretisch allein in Betracht kommende Weg 
gewählt, jegliche staatliche Tätigkeit der gerichtlichen Kontrolle zu unterwerfen. 
Die sogenannte Generalklausel im Verwaltungsprozeß gibt dem Bürger die 
Befugnis, gegenüber jeder ihn beeinträchtigenden Entscheidung einer staat¬ 
lichen Stelle die Nachprüfung durch ein unabhängiges Gericht zu verlangen. 
Angesichts des damals herrschenden Personalmangels war die Sorge berechtigt, ob 
diese weitreichende Zuständigkeit überhaupt durchführbar sein werde; denn sie stellte 
die wenigen vorhandenen Gerichte vor Aufgaben, deren Erfüllung von dem einzelnen 
Richter ein Übermaß an persönlicher Arbeitsleistung forderte. Die weitere Entwicklung 
hat jedoch dem Gesetzgeber recht gegeben. Es ist inzwischen zu einer Selbstverständ¬ 
lichkeit im Rechtsleben geworden, daß kein Bereich staatlicher Verwaltung , soweit diese 
sich an den einzelnen Bürger wendet, der Möglichkeit rechtlicher Kontrolle entzogen 
sein darf. 

Trotz allen Fortschritten in der Überwindung des nationalsozialistischen Un¬ 
geistes blieben die Ergebnisse der Rechtssetzung in den einzelnen Teil¬ 
bereichen Westdeutschlands Stückwerk. Erst nach der Konstituierung der Bun¬ 
desorgane im Herbst 1949 konnte der Aufbau des Rechtswesens nach einem 
einheitlichen und sorgfältig vorbereiteten Plan in Angriff genommen werden. 
Die inzwischen in Kraft getretene Verfassung — das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland — hatte bereits die Grundsatzfragen entschie¬ 
den und einen beträchtlichen Teil des Weges für die künftige Gesetzgebung 
vor gezeichnet. Sie hatte die Grundrechte des Staatsbürgers neu belebt und ihn 
durch eine Reihe unmittelbar geltender Vorschriften gegen ungesetzliche 
Übergriffe staatlicher Macht geschützt. Zugleich hatte sie die Errichtung 
des Bundesverfassungsgerichts als des Hüters der Verfassung und der Oberen 
Bundesgerichte als Wahrer der Rechtseinheit auf dem Gebiet der Recht¬ 
sprechung in den verschiedenen Zweigen der Gerichtsbarkeit vorgesehen. 
Für die einheitliche Entwicklung des bürgerlichen Rechts, des Strafrechts 
und des gerichtlichen Verfahrens hatte das Grundgesetz dadurch gesorgt, daß 
es diese Materien der Gesetzgebungskompetenz des Bundes unterwarf. 

Die gesetzgeberischen Pläne der Bundesregierung in diesem Bereich mußten 
danach streben, in der ersten Wahlperiode des Deutschen Bundestages vor 
allem drei Ziele zu erreichen, die sich bei Übernahme der Regierungs¬ 
geschäfte von selbst ergaben. Die durch die Zersplitterung der Gesetzgebung 
beeinträchtigte Rechtseinheit war wiederherzustellen, die Beseitigung national¬ 
sozialistischer Gedanken aus der Rechtsordnung zu vollenden und den For¬ 
derungen des Grundgesetzes durch den Erlaß der notwendigen Durchfüh¬ 
rungsgesetze Genüge zu leisten. 
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Den ersten großen Erfolg bedeutete das Gesetz zur Wiederherstellung der 
Rechtseinheit auf dem Gebiet der Gerichtsverfassung, der bürgerlichen 
Rechtspflege, des Strafverfahrens und des Kostenrechts. Es brachte für die 
ordentliche Gerichtsbarkeit wieder ein einheitliches Verfahren und schuf 
namentlich den Bundesgerichtshof, dem die wichtige Aufgabe höchstrichter¬ 
licher Rechtsprechung im Zivil- und Strafrecht zufiel. Entsprechende 
Gesetze für die anderen Zweige der Gerichtsbarkeit (Verwaltungs-, Ar- 
beits- und Sozialgerichtsbarkeit) sind in Vorbereitung, teilweise sogar bereits 
vollendet. 

Im Bereich des bürgerlichen Rechts, das durch gesetzgeberische Maßnahmen 
der nationalsozialistischen Zeit und durch die Rechtszersplitterung der Nach¬ 
kriegsjahre verhältnismäßig wenig getroffen war, hat die Rechtsvereinheit¬ 
lichung gute Fortschritte gemacht. Das Ziel, das bewährte Bürgerliche Ge¬ 
setzbuch wieder zu dem Grundgesetz allen bürgerlichen Rechtsverkehrs zu 
machen, ist nahezu erreicht. Nur der Entwurf eines Familienrechtsgesetzes 
mit der Aufgabe, die in der Verfassung vorgeschriebene Gleichberechtigung 
der Geschlechter durchzuführen, wird zur Zeit noch in den Ausschüssen der 
gesetzgebenden Körperschaften beraten. Mit seiner Vollendung wird das 
Bürgerliche Gesetzbuch wieder die alte umfassende Bedeutung haben und 
die von den nationalsozialistischen Machthabern angestrebte Auflösung des 
bürgerlichen Rechts in zahlreiche selbständige Teilgebiete erfolgreich abge¬ 
wehrt sein. 

‘Wesentlich schwieriger gestalteten sich die Arbeiten auf dem Gebiet des 
Strafrechts. Zur Sicherung der Existenzgrundlage des neuen Staates gegen 
die Wühlarbeit von Feinden der demokratischen Ordnung mußte eine Lücke 
geschlossen werden, die durch die Gesetzgebung der alliierten Behörden 
entstanden war. Ohne wirksame Strafvorschriften gegen Hochverrat, Staats¬ 
gefährdung und Landesverrat kann ein Staatswesen, besonders ein neu 
errichtetes, nicht auskommen. Das erste Strafrechtsänderungsgesetz brachte 
deshalb die erforderlichen Staatsschutzvorschriften, die nach streng rechts¬ 
staatlichen Gesichtspunkten ausgearbeitet sind. Sie dienen nur dem Ziel, den 
wirklichen Gegner der staatlichen Grundordnung zu treffen; der politischen 
Auseinandersetzung im Rahmen dieser Ordnung dagegen legen sie keine 
Fesseln an. 

Diesem ersten großen strafrechtlichen Gesetz ist ein zweites gefolgt, das 
dem Zweck einer Vereinhei tlichung und umfassenden Bereinigung des gesamten 
Strafrechts dient. Seine Verabschiedung ermöglicht es, den Text des geltenden 
Strafgesetzbuchs neu bekanntzumachen und damit alle Zweifel an der Fort- 
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geltung alten Strafrechts zu beheben. Außerdem hat es eine gesicherte Grund¬ 
lage geschaffen, um auf ihr mit der seit Jahrzehnten geplanten Strafrechts¬ 
reform beginnen zu können, deren Vollendung infolge der bewegten poli¬ 
tischen Verhältnisse seit Beginn des ersten Weltkrieges immer wieder miß¬ 
glückt ist. 

Das Jugendstrafrecht , seit 1925 in einem besonderen Jugendgerichtsgesetz kodifiziert, 
wurde ebenfalls einer Bereinigung unterzogen. Da durch die außergewöhnlichen Ver¬ 
hältnisse des Krieges und der Nachkriegszeit die Entwicklung der Jugend besonders 
hart betroffen war, erwiesen sich auf diesem Gebiet weiterreichende Reformen als not¬ 
wendig. 

Einen bedeutsamen Meilenstein auf dem Weg zu einem wirklichen Rechts¬ 
staat bildet das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht, das einen gegen¬ 
über allen Verfassungsorganen der Bundesrepublik unabhängigen Staats¬ 
gerichtshof konstituiert. Als Hüter der staatlichen Grundordnung soll das 
Bundesverfassungsgericht die Einhaltung der Vorschriften der Verfassung 
durch Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung gewährleisten. Die 
Einführung einer Gerichtsbarkeit, die das ganze Verfassungsleben durch¬ 
dringt, war ein sehr mutiger und in diesem Umfang in der deutschen 
Rechtsgeschichte noch nicht gewagter Schritt. Die Schöpfer des Gesetzes 
waren sich darüber klar, daß das Gericht nur dann seine Aufgabe voll 
meistern wird, wenn es mit wirklich unabhängigen Richterpersönlichkeiten 
besetzt ist und die unbestrittene Autorität einer absolut neutralen Instanz 
gewinnt. Kann es sich diese Stellung durch die Objektivität seiner Entschei¬ 
dungen erringen, so ist es das gegebene Instrument, um in den Auseinander¬ 
setzungen der Verfassungsorgane des Bundes und der Länder 'jeden Übergriff 
zu verhindern, der mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist. 

Vieles, was auf dem Gebiet des Rechtswesens in den Jahren seit dem Zu¬ 
sammenbruch geleistet worden ist, konnte in dem vorstehenden kurzen 
Überblick nicht oder nur andeutungsweise erwähnt werden. Es wäre aber 
ein Versäumnis, wenn nicht wenigstens noch der Maßnahmen gedacht 
würde, die zur Wiedergutmachung des unabsehbaren Schadens ergriffen 
worden sind, den die nationalsozialistische JVillkürherrschaft ihren Opfern 
zugefügt hat. 

Schon kurz nach dem Zusammenbruch haben auf diesem Gebiet verschiedene Länder 
die Initiative ergriffen und entsprechende Gesetzentwürfe vorbereitet. Ihrem Erlaß 
kam der alliierte Gesetzgeber zuvor, indem er kraft Besatzungsrechts die Rück¬ 
erstattung noch feststellbarer Vermögenswerte an die Berechtigten anordnete. Die 
Durchführung dieser Vorschriften ist heute weitgehend abgewickelt. Schwierigkeiten 
bestehen lediglich noch da, wo dem Staat zugefallene Vermögenswerte nicht in Natur 
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zurückgegeben, sondern nur durch Gewährung eines entsprechenden Schadensersatzes 
ausgeglichen werden können. Hier ist mit Rücksicht auf die Auswirkungen der Wäh¬ 
rungsreform noch eine Sonderregelung erforderlich. 

Auch die Wiedergutmachung von Verfolgungsmaßnahmen gegenüber An¬ 
gehörigen des öffentlichen Dienstes ist in vollem Gange. Sie wird bald zu 
einem erfolgreichen Abschluß kommen. Die Entschädigung wegen solcher 
Einbußen, die nicht durch Rückerstattung oder Rehabilition wiedergut¬ 
gemacht werden können, vor allem wegen unberechtigter Freiheitsent¬ 
ziehungen, ist in den Zonen noch unterschiedlich geregelt. Um auch in 
diesem Bereich alsbald zu einheitlichen Grundsätzen für alle Betroffenen 
zu kommen, steht die Verkündung eines Bundesentschädigungsgesetzes un¬ 
mittelbar bevor, das die verschiedenen zonalen Gesetze ergänzen und einen 
Rechtszustand schaffen soll, der ungefähr dem in der Amerikanischen Zone 
geltenden Entschädigungsgesetz entspricht. 

Zusammenfassend darf gesagt werden, daß die erste Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages das große Programm der Vereinheitlichung und 
Bereinigung der gesamten Rechtsordnung im wesentlichen vollendet hat. Nun¬ 
mehr ist der Weg frei, um auf allen Gebieten des Rechtswesens echte 
Reformen in Angriff zu nehmen, die in den vergangenen Jahrzehnten ver¬ 
säumt worden sind. 
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Es liegt im Wesen des demokratischen Staates, daß er von inneren Gefahren 
bedroht ist. Da er auf der Freiheit der Bürger begründet ist, muß sein Be¬ 
stand gegen den Mißbrauch der Freiheit besonders geschützt werden. So ist 
die Idee des Verfassungsschutzes eine Begleiterin des modernen freiheitlichen 
Staatsdenkens. Die immer reichere Entfaltung des demokratischen Staats¬ 
lebens hat zu einer entsprechenden Erweiterung und Vertiefung des Ver¬ 
fassungsschutzes geführt, wobei das charakteristische Hauptproblem darin 
besteht, die richtige Grenze zu finden, innerhalb derer zwar der Mißbrauch 
der Freiheit , nicht aber die Freiheit selbst als das unerläßliche Lebenselement 
der Demokratie bekämpft wird. 

Nach den bitteren Erfahrungen der nationalsozialistischen Zeit ist die Kost¬ 
barkeit des Gutes der Freiheit dem deutschen Volk besonders bewußt ge¬ 
worden. Im Grundgesetz der Bundesrepublik und in den diese vorläufige 
deutsche Verfassung ergänzenden Gesetzen ist daher ein reiches Maß von 
Garantien für die demokratische Staats- und Rechtsordnung unter gleich¬ 
zeitiger Sicherung der einzelpersönlichen Freiheit entwickelt worden, teils 
im System der Verfassung selbst und damit präventiver Natur ( institutioneller 
Verfassungsschutz ), teils gegen bereits zutage tretende Verletzungen ( repres¬ 
siver Verfassungsschutz ). Beide Formen des Verfassungsschutzes wären auf 
die Dauer nicht wirksam, wenn es nicht gelänge, im Bewußtsein und im 
Herzen des Volkes der Demokratie eine sichere Grundlage zu geben {er¬ 
zieherischer Verfassungsschutz). 

I. DER INSTITUTIONELLE VERFASSUNGSSCHUTZ 

Geschützt ist vor allem der Kerngehalt der staatlichen Ordnung. Das Grund¬ 
gesetz nennt ihn die ,, demokratische Grundordnung 11 . Was darunter zu ver¬ 
stehen ist, wurde in § 88 des Strafgesetzbuches in der Fassung des Strafrechts¬ 
änderungsgesetzes vom 30. 8. 1951 näher zu bestimmen versucht. Das Bun¬ 
desverfassungsgericht hat die demokratische Grundordnung in seiner Ent¬ 
scheidung vom 23. 10. 1952, dem gegen die Sozialistische Reichspartei er¬ 
lassenen Urteil, als eine Ordnung bestimmt, „die unter Ausschluß jeglicher 
Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf 
der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der je¬ 
weiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt“. Zu den grund- 
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legenden Prinzipien dieser Ordnung sind danach mindestens zu rechnen: 
,,die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor 
allem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und. freie Entfaltung, die 
Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der Regie¬ 
rung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, 
das Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle politischen Par¬ 
teien im Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Oppo¬ 
sition.“ 

Hitler und die NSDAP haben sich oft gerühmt, „legal“ zur Macht ge¬ 
kommen zu sein. Wenn auch diese Behauptung bei näherer Prüfung nicht 
zutrifft — die Weimarer Reichsverfassung bot nach ihrem Sinngehalt keine 
Handhabe für einen Übergang zur formlosen Despotie —, so war doch darin 
eine nicht überhörbare Mahnung gelegen, die Möglichkeiten solch scheinbar 
legaler Zerstörung der Demokratie noch wirksamer auszuschalten, also den 
institutionellen Verfassungsschutz zu erweitern und zu verstärken. 

Dieser Mahnung ist der Verfassunggeber vor allem dadurch nachgekommen, 
daß der in Art. 20 Abs. 2 GG 1 ausdrücklich verkündete Grundsatz der Ge¬ 
waltenteilung, der eine Zusammenballung von staatlicher Macht an einer 
Stelle verhindern soll, weit stärker als früher zur Geltung gebracht wurde. 
Hauptmerkmal ist im ganzen eine überwiegende Schwächung der Stellung 
der Exekutive zugunsten des Parlaments, eine Begrenzung und erhöhte 
Kontrolle der Legislative durch die Justiz und dementsprechend eine Stärkung 
der Justiz selbst in einem Maße, daß manchmal schon von einem Justizstaat 
gesprochen wurde. 

L Ausgangspunkt der nationalsozialistischen Diktatur war nach der tatsäch¬ 
lichen geschichtlichen Entwicklung die starke Stellung der Exekutive in ihrer 
obersten Spitze im Staate von Weimar. Diese verhängnisvolle Entwicklung 
war vorbereitet durch die extensive Anwendung der Notstandsrechte des 
Art. 48 WRV 2 im letzten Stadium der Verteidigung gegen den herauf¬ 
ziehenden Nationalsozialismus. Sie fand schließlich ihre scheinbar legale 
Plauptstütze im Ermächtigungsgesetz von 1935, in dem der Reichstag, unter 
dem Druck der Macht des Nationalsozialismus und das volle Ausmaß der 
Gefahr noch nicht erkennend, der Regierung Hitler eine umfassende Ge¬ 
setzgebungskompetenz sogar verfassungsrechtlicher Art unter Ausschaltung 
des Parlaments übertragen hat. 

Das Grundgesetz hat beide Möglichkeiten schärfstens beschnitten. 

1 GG = Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland. 

2 WRV — Weimarer Reichsverfassung. 
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Die Stellung des nicht mehr unmittelbar vom Volk, sondern vom Parlament 
gewählten Bundespräsidenten wurde im ganzen zugunsten des dem Parla¬ 
ment unmittelbar verantwortlichen Bundeskanzlers geschwächt. Ein dem 
Art. 48 WRV auch nur vergleichbares Notstandsrecht wurde bewußt nicht 
aufgenommen. Ein nicht unbedeutender Ausgleich zugunsten der Exekutive 
ergibt sich allerdings aus der Einführung des sogenannten konstruktiven 
Mißtrauensvotums (Art. 67 GG), das die Stellung des Bundeskanzlers sehr 
gefestigt und praktisch zu einem System der Wahl von Regierungen auf 
Zeit geführt hat. Die Möglichkeit, im Wege der Ermächtigung Gesetz¬ 
gebungsrechte vom Parlament auf die Regierung zu übertragen, wurde in 
Art. 80 GG in enge Grenzen gewiesen. Möglich sind im wesentlichen nur 
mehr gesetzesabhängige Ausführungs- und Durchführungsverordnungen. 
Keinesfalls mehr ist eine Generalvollmacht zur Ausschaltung der Legislativ¬ 
befugnisse des Parlaments auf weiten Lebensbereichen zulässig. 
Eingeschränkt ist die Exekutive ferner durch die verstärkte Kontrolle seitens 
der Gerichte. Die Exekutive kann von Organen der Legislative vor dem 
Bundesverfassungsgericht verklagt werden. Auch eine Präsidentenanklage 
ist vorgesehen. Die Verwaltung in ihren verschiedenen Stufen unterliegt 
einer fast unbeschränkten verwaltungsgerichtlichen Kontrolle. 

2. Aber auch die ohnehin schon auf Bundestag und Bundesrat verteilte Legisla¬ 
tive ist in ihrer Macht dadurch beschränkt, daß ihr nicht nur im Grundgesetz 
selbst inhaltliche Schranken verschiedener Art gezogen werden, sondern daß sie 
vor allem auch einer erhöhten gerichtlichen Kontrolle unterworfen wird. 

Die inhaltlichen Schranken bestehen zunächst darin, daß Verfassungsände¬ 
rungen sehr erschwert wurden. Nach Art. 79 Abs. 1 GG sind Verfassungs¬ 
durchbrechungen ohne Änderung des Wortlauts der Verfassung unzulässig. 
Wortlautänderungen der Verfassung aber bedürfen einer Zweidrittelmehr¬ 
heit nicht nur im Bundestag, sondern auch im Bundesrat. Die Änderung der 
wichtigsten Grundlagen der demokratischen Ordnung, wie namentlich des 
Prinzips der Gewaltenteilung, ist in Art. 79 Abs. 3 GG überhaupt verboten. 
Inhaltliche Schranken liegen ferner in den Grundrechten der Einzelnen 
(Freiheits- und Gleichheitsrechte); sie sind bewußt nicht mehr, wie in der 
WRV, durch einen allgemeinen Vorbehalt zugunsten des einfachen Gesetz¬ 
gebers geschwächt. Der Wesensgehalt der Grundrechte ist auch für den 
Gesetzgeber unverletzbar (Art. 19 Abs. 2). 

Die richterliche Kontrolle der Gesetzgebung ist durch ausdrückliche Anerken¬ 
nung des richterlichen Prüfungsrechts (Art. 100 GG), vor allem durch eine 
weitgehende Konzentration dieser Kontrolle bei dem Bundesverfassungs- 
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gericht verstärkt. Hierzu kommt als sehr bedeutsamer weiterer Schritt die 
Einführung der sogenannten abstrakten Normenkontrolle, die durch jedes 
Verfassungsorgan, unabhängig von einem anhängigen Rechtsstreit, an¬ 
gerufen werden kann (Art. 93 Abs. 1 Ziff. 2). 

3. Die vielfältigen Möglichkeiten richterlicher Kontrolle der Exekutive und 
Legislative erweisen die Stärkung der dritten Gewalt, der Rechtsprechung, 
namentlich in ihrer höchsten Form, der Verfassungsgerichtsbarkeit. Die sach¬ 
liche und persönliche Unabhängigkeit der Richter ist in Art. 97 GG feierlich 
garantiert. 

Da indes auch daraus für den Bestand der Demokratie Gefahr entstehen könnte, 
wenn der Demokratie feindlich gesinnte Richter gegen die Grundsätze des Grund¬ 
gesetzes oder gegen die verfassungsmäßige Ordnung eines Landes verstoßen sollten, 
steht die Rechtsprechung im Institut der Richteranklage (Art. 98 GG) ihrerseits 
unter einer beschränkten Kontrolle des Parlaments, jedoch wiederum nur unter Ein¬ 
schaltung richterlicher Garantie (Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts). 

4. Zu dieser Teilung der Staatsgewalt zwischen den Organen des Bundes kommt 
die kaum minder bedeutsame Teilung der Macht zwischen dem Bund und den 
Ländern. Auch die föderative Ordnung ist ein Schutz gegen Zusammen¬ 
ballung von Macht an einer Stelle; ja gerade hierin liegt mit ihre stärkste 
Legitimation. Die Teilung bezieht sich weniger auf die Legislative als auf 
die Exekutive, die hinsichtlich des Gesetzesvollzugs überwiegend in die 
Hände der Länder gelegt ist. Die Kompetenzaufteilung zwischen Bund und 
Ländern ist auch verfassungsgerichtlich geschützt (Art. 93 Abs. 1 Ziff. 3 und 
4 GG). Andererseits ist es gerade für die innere Sicherung des demokratischen 
Staates von großer Bedeutung, daß das Grundgesetz unmittelbar auch in den 
Ländern und Gemeinden eine demokratische Grundordnung und gemeind¬ 
liche Selbstverwaltung verlangt, und daß der Bund nach Art. 28 Abs. 3 GG 
sie gewährleistet. 

5. Die der Erhaltung der demokratischen Staatsordnung dienenden Rechts¬ 
normen der Verfassung greifen schließlich noch über die Träger staatlicher 
Hoheit hinaus auf die der staatlichen Willensbildung dienenden unql ihr 
vorausliegenden politischen Parteien. Erstmals in der deutschen Rechtsent¬ 
wicklung sind diese soziologischen Gebilde damit in das System der staats¬ 
rechtlichen Ordnung einbezogen, einerseits um ihre Freiheit zu garantieren, 
andererseits um ihrer Entwicklung im Interesse des Schutzes der Demo¬ 
kratie Grenzen zu ziehen. Ihre Gründung ist nach Art. 21 Abs. 1 GG frei, 
ihre innere Ordnung aber muß demokratischen Grundsätzen entsprechen. 
Die näheren Vorschriften hierüber müssen in dem vom Grundgesetz vor¬ 
gesehenen Parteiengesetz noch getroffen werden. 


120 





Oben: Yortriebenensiedlung in Münster-Fauerbach 
Siedlung des sozialen Wohnungsbaues der Gemeinde ( 



gm-'S 


ijr-— » 


jYy ■ ’-t?' s- 



vJQIHk 

£ ’f 

i.jT'j 

Sf •'W.i 

E»?#h 















J! n * *! VnvirriTrvvliriV 


w-Bv' r ™ 

- rÜEnityjitS 

f | 


Oben: Arbeiter- Wohnheim der Maffei-Werke in München 


haus zur Unterbringung von Blinkerbewohnern (Entbunkerungs« 
programm der Stadt Köln) 





Doppelhaus der Vertriebeneu-Siedlung in Miinster-Fauerbacli 


XVI 


DIE INNERE SICHERUNG DES DEMOKRATISCHEN STAATES 


Zusammenfassend kann wohl gesagt werden, daß der institutionelle Schutz 
der Verfassung in der ausgewogenen Verteilung der staatlichen Kompetenzen 
auf verschiedene Verfassungsorgane, namentlich in der starken Stellung der 
Justiz , jedenfalls für normale Zeiten ernstliche Gefahren für die Demokratie 
ausschließen wird. Für Notzeiten ist die starke Beschränkung der Notstands¬ 
befugnisse der Regierung ein Schwächemoment für die Exekutive, die unter 
Umständen starken Angriffen auf den demokratischen Staat entgegentreten 
soll. Hier haben jedoch das Grundgesetz und die ergänzende Gesetzgebung 
wirksame Mittel des repressiven Verfassungsschutzes geschaffen. 

II. DER REPRESSIVE VEFASSUNGSSCHUTZ 

Im Gegensatz zur Weimarer Verfassung, die infolge ihrer „Wertneutralität“, 
d. h. infolge der Toleranz auch gegenüber verfassungsfeindlichen Strömungen, 
dem durch sie getragenen Staat keinen ausreichenden Schutz zu gewähren 
vermochte, haben das Bonner Grundgesetz und ergänzende Gesetze wirksame 
Bestimmungen zum Schutz gegen Angriffe auf die demokratische Freiheit 
geschaffen. Die Bundesrepublik hat darüber hinaus inzwischen auch Be¬ 
hörden eingerichtet, die in der Lage sind, offen oder getarnt auftretende Ver¬ 
letzungen der demokratischen Ordnung im Wege des rejiressiven Verfassungs¬ 
schutzes mit Nachdruck zu bekämpfen. 

1. Wohl die weittragendste gesetzliche Vorschrift dieser Art ist der Art. 91 
GG. Er besagt, daß ein Land die Polizeikräfte anderer Länder, daß aber auch 
der Bund die Polizeikräfte aller Länder seinen Weisungen unterstellen kann, 
wenn dies zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die 
freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes 
erforderlich ist. 

Die Meisterung einer etwaigen revolutionären Lage erfordert bei der Größe 
des Bundesgebietes und dem Fehlen jeglicher deutscher militärischer Kräfte 
die Bereitstellung ausreichender, für einen Großeinsatz ausgerüsteter und 
geschulter Polizeiformationen. Als daher die New Yorker Außenminister¬ 
konferenz im September 1950 dem Bund und seinen Ländern die Aufstellung 
kasernierter und motorisierter Polizeieinheiten in der Stärke von insgesamt 
50000 Mann gestattete, hat die Bundesregierung bereits im Oktober 1950 
mit den Landesregierungen ein Verwaltungsabkommen über die Errichtung 
von Bereitschaftspolizeien der Länder in der Stärke von 10000 Mann 
abgeschlossen. In dem Abkommen verpflichtete sich der Bund, auf seine 
Kosten die Bewaffnung und das Gerät, insbesondere die Nachrichtenmittel 
und Kraftfahrzeuge, für die Bereitschaftspolizeien der Länder zu beschaffen. 
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Die Überwachung der Ausbildung dieser Verbände der Bereitschaftspolizei 
und der Vorbereitung ihres Einsatzes im Falle des Art. 91 GG steht nach 
dem Abkommen dem Bund zu. 

Da die Grenzlage des Bundesgebietes zum Machtblock der autoritären öst¬ 
lichen Staaten wegen der ständigen Einschleusung verfassungsfeindlicher 
Elemente und der starken Beunruhigung der Grenzbevölkerung durch Maß¬ 
nahmen des Kalten Krieges eine besondere Gefährdung der demokratischen 
Ordnung und inneren Sicherheit des Bundesgebietes mit sich bringt, die nicht 
ernst genug zu nehmen ist, hat der Bund, gestützt auf den Art. 87 Abs. 1 GG, 
durch das Gesetz vom 16. 5. 1951 über den Bundesgrenzschutz Bundesgrenz¬ 
schutzbehörden geschaffen, die ebenfalls mit 10000 Polizeibeamten aus¬ 
gestattet sind. Hiervon entfallen rund 1000 Mann auf den Bundespaßkontroll- 
dienst, der das Bundesgebiet durch die Ausübung der Paßnachschau gegen 
verbotene Grenzübertritte sichert. Die übrigen 9000 Mann sind ebenso 
kaserniert und ausgerüstet wie die Bereitschaftspolizeien der Länder. Sie sichern 
das Bundesgebiet gegen alle sonstigen die Sicherheit der Grenzen gefährden¬ 
den Störungen der öffentlichen Ordnung im Grenzgebiet bis zu einer Tiefe 
von 30 km. Im Falle des Art. 91 GG können sie auch im übrigen Bundes¬ 
gebiet zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheit¬ 
liche demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes eingesetzt 
werden. Da nach der New Yorker Konferenz noch weitere 10000 Mann für 
die Aufstellung von kasernierten und motorisierten Polizeieinheiten zur Ver¬ 
fügung stehen, hat der Bundestag am 19. 6. 1953 beschlossen, den Bundes¬ 
grenzschutz auf 20000 Mann zu erhöhen. 

Während alle diese Maßnahmen letzten Endes die Meisterung einer etwaigen 
bereits in das Revolutionäre abgleitenden Lage zum Ziele haben, schaffen 
die Art. 21 und 9 GG die Möglichkeit, zuzugreifen, bevor die Dinge so weit 
gekommen sind. Nach Art. 21 Abs. 2 GG sind Parteien , die nach ihren Zielen 
oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheitliche 
demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den 
Bestand der Bundesrepublik zu gefährden, verfassungswidrig. Die Entschei¬ 
dung über die Verfassungswidrigkeit steht dem Bundesverfassungsgericht zu. 
Mit der Feststellung der Verfassungswidrigkeit verbindet das Bundesverfas¬ 
sungsgericht auf Grund des seine Zuständigkeiten regelnden Gesetzes vom 
12. 3. 1951 die Auflösung der Partei — oder eines selbständigen Teiles der 
Partei — und das Verbot, eine Ersatzorganisation zu schaffen. Das Bundes¬ 
verfassungsgericht kann zugleich die Einziehung des Vermögens der Partei 
oder des selbständigen Teiles der Partei zugunsten des Bundes oder des Landes 
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zu gemeinnützigen Zwecken aussprechen. Vorsätzliche Zuwiderhandlungen 
gegen diese Entscheidungen oder gegen die zu ihrem Vollzug getroffenen 
Maßnahmen werden mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. Von 
dem ihr zustehenden Antragsrecht hat die Bundesregierung bisher in zwei 
Fällen Gebrauch gemacht. Sie hat im November 1951 den Antrag aus Art. 21 
Abs. 2 GG gegen die „Sozialistische Reichspartei“ und gegen die „Kommu¬ 
nistische Partei Deutschlands“ gestellt. Die Verfassungswidrigkeit und Auf¬ 
lösung der SRP hat das Bundesverfassungsgericht durch Urteil vom 23. 10. 
1952 ausgesprochen. Das Verfahren gegen die KPD ist noch im Lauf. 

Droben die Gefahren für den demokratischen Staat von anderen Organisationen als 
Parteien, dann ist Art. 9 Abs. 2 GG einschlägig. Nach dieser Bestimmung sind Ver¬ 
einigungen verboten, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwider¬ 
laufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung richten. Dieses durch das Grundgesetz selbst ausgesprochene 
Verbot ist unmittelbar anwendbares Recht. Eines besonderen Auflösungsaktes und 
eines besonderen Gerichtsverfahrens bedarf es daher nicht. 

Auch jedes Land der Bundesrepublik kann den Art. 9 Abs. 2 GG auf Organisationen 
anwenden, die nur in diesem Land bestehen. Die Entscheidung gilt dann nur im Bereich 
dieses Landes. 

Verstoßen Einzelpersonen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, dann 
können die durch sie herbeigeführten Gefahren durch Verwirkungsmaßnahmen und 
durch strafrechtliche Maßnahmen abgewendet werden. 

Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit, 
die Lehrfreiheit, die Versammlungsfreiheit, die Vereinigungsfreiheit, das 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis, das Eigentum oder das Asylrecht, 
zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung miß¬ 
braucht, verwirkt diese Grundrechte. Das Bundesverfassungsgericht spricht 
die Verwirkung und ihr Ausmaß durch Urteil aus. 

Als Verwirkungsmaßnahme gegen einzelne Personen kommt ferner die Entziehung 
der Versorgungsbezüge nach § 9 des Gesetzes zu Art. 151 GG in Betracht. Diese Ent¬ 
ziehung ist insbesondere dann geboten, wenn der Empfänger der Versorgungsbezüge 
sich durch aktive Förderung neonazistischer oder bolschewistischer Tendenzen gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung betätigt. Der Tatbestand muß in einem 
förmlichen Disziplinarverfahren festgestellt werden. 

Wirksame Handhaben zur Bekämpfung verfassungsfeindlicher Bestrebungen 
bietet auch das Strafrechtsänderungsgesetz vom 30. 8. 1951. Durch dieses 
Gesetz wird nicht nur der Hoch- und Landesverrat wieder unter Strafe ge¬ 
stellt, sondern es ist darüber hinaus eine besondere Tatbestandsgruppe 
„Staatsgefährdung“ geschaffen worden. 

Die Bestimmungen über den Hochverrat schützen die verfassungsmäßige 
Ordnung, den Gebietsbestand des Bundes und der Länder sowie die Person 
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des Bundespräsidenten und die Ausübung seiner verfassungsmäßigen Befug¬ 
nisse gegen jede Einwirkung mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt. 
Die Bestimmungen über die Staatsgefährdung erklären sonstige Angriffe auf 
den Bestand der Bundesrepublik oder die Verfassungsgrundsätze für strafbar, 
sofern deren Beeinträchtigung oder Beseitigung angestrebt wird, sei es durch 
Mißbrauch oder Anmaßung von Hoheitsbefugnissen, sei es durch Einwirkung 
auf öffentliche Verkehrsanlagen, Fernmeldeanlagen oder Versorgungsbetriebe 
durch Aussperrung, Streik oder sonstige Störmaßnahmen. Als Staatsgefähr¬ 
dung wird auch eine Einwirkung auf die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes angesehen, die in der Absicht erfolgt, die pflichtgemäße Bereit¬ 
schaft zum Schutze des Bestandes oder der Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland oder der verfassungsmäßigen Ordnung des Bundes oder eines 
Landes zu untergraben. 

Als Landesverrat wird der Verrat von Staatsgeheimnissen in jeder Form bestraft. 

Wichtig ist auch eine Bestimmung des Strafrechtsänderungsgesetzes, nach der gegen 
die Gründer, Rädelsführer und Hintermänner verfassungsfeindlicher Organisationen 
strafrechtlich eingeschritten werden kann. 

2. Für den repressiven Verfassungsschutz stehen der Bundesregierung mit 
wichtigen Zuständigkeiten ausgestattete Behörden zur Verfügung. 

Durch das Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes vom 27. 9. 1950 ist das Bundesamt 
für Verfassungsschutz errichtet worden. Das Amt kat keine Exekutivbefug¬ 
nisse. Es hat jedoch die wichtige Aufgabe, Nachrichten über verfassungs¬ 
feindliche Bestrebungen zu sammeln und auszuwerten und für eine gegen¬ 
seitige Unterrichtung des Bundesamtes und der Landesämter für Verfas¬ 
sungsschutz zu sorgen. Das Bundesamt hat die bei ihm anfallenden Erkennt¬ 
nisse den zuständigen Behörden des Bundes und der Länder zur Herbei¬ 
führung aller nach dem Gesetz zulässigen Maßnahmen zu übermitteln. Diese 
Behörden prüfen selbständig und in eigener Verantwortung, ob die vom 
Bundesamt beschafften Unterlagen ausreichen, um das Verbot einer Organi¬ 
sation, den Antrag auf Erlaß eines Haftbefehles usw. zu begründen. Erfolgt 
ein Angriff auf die verfassungsmäßige Ordnung des Bundes, dann kann die 
Bundesregierung den obersten Landesbehörden die für die Zusammenarbeit 
der Länder mit dem Bund auf dem Gebiet des Verfassungsschutzes erforder¬ 
lichen Weisungen erteilen. 

Das durch Gesetz vom 8. 5. 1951 errichtete Bundeskriminalamt dient dem 
kriminalistischen Erfahrungs- und Nachrichtenaustausch mit den Landes¬ 
kriminalämtern. Es kann eine eigene Exekutive entwickeln, wenn der Bun- 
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desminister des Innern die Verfolgung einer strafbaren Handlung aus schwer¬ 
wiegenden Gründen anordnet. Solche Gründe sind in der Regel gegeben, wenn 
es sich um die Verfolgung wichtiger Straftaten verfassungsfeindlichen Charak¬ 
ters handelt. Die Beamten des Bundeskriminalamts sind in diesem Fall Hilfsbe¬ 
amte der Staatsanwaltschaft und befugt, im ganzen Bundesgebiet tätig zu sein 
und jede Unterstützung von örtlich zuständigen Polizeistellen zu verlangen. 
Die durch das Gesetz vom 12. 9. 1950 geschaffene Behörde des Oberbundes¬ 
anwalts beim Bundesgerichtshof ist zuständig für die in erster Instanz beim 
Bundesgerichtshof zu erhebenden Anklagen des Hochverrats, der Staats¬ 
gefährdung und des Landesverrats, soweit sie nicht die Verfolgung dieser 
Strafsachen an die Landesstaatsanwaltschaften abgibt oder sie ihnen über¬ 
läßt. Da der Oberbundesanwalt an die Weisungen des Bundesministers der 
Justiz gebunden ist, kann die Bundesregierung ihren Einfluß auf die strafrecht¬ 
liche Verfolgung staatsfeindlicher Bestrebungen weitgehend geltend machen. 
Zusammenfassend kann gesagt werden, daß für den repressiven Verfassungs¬ 
schutz in der Bundesrepublik ausreichende gesetzliche Vorschriften und mit 
wirksamen Befugnissen ausgestattete, durch Gesetz errichtete Behörden zur 
Verfügung stehen. Daß die gesamte Tätigkeit des repressiven«-Verfassungs¬ 
schutzes auf streng gesetzlicher Grundlage vor sich geht, gehört zum Wesen 
der Bundesrepublik als eines demokratischen Rechtsstaates. 

III. DER ERZIEHERISCHE VERFASSUNGSSCHUTZ 

Institutioneller und repressiver Verfassungsschutz sind erforderhch, um die 
aktiven verfassungsfeindlichen Kräfte abzuwehren. Ein demokratischer Staat 
ist aber erst dann wirklich gesichert, wenn er auf dem unerschütterlichen 
Vertrauen seiner Staatsbürger beruht. Die Bundesregierung hat sich daher 
von Anfang an bemüht, auch das Verständnis der Bevölkerung für den 
demokratischen Staat und seine Einrichtungen zu vertiefen. 

Diese schwierige Aufgabe muß mit viel Behutsamkeit angefaßt werden. Die 
Bevölkerung und nicht zuletzt die Presse lehnen mit gutem Grund alles ab, 
was irgendwie den Anschein einer Staatspropaganda erweckt. Aber da die 
Bevölkerung ständig von rechts- und linksradikaler Seite antidemokratischen 
Einflüssen ausgesetzt ist, wäre es unverantwortlich, wenn die Bundesregie¬ 
rung davon abgesehen hätte, durch Verbreitung und Vertiefung des demo¬ 
kratischen Gedankens in der Bevölkerung das Volk zur Demokratie hin zu 
erziehen und damit gegen destruktive Einflüsterungen immun zu machen. 
Diese Aufgabe, in der Bevölkerung mit allen geeigneten und in einem nicht- 
totalitären Staat vertretbaren Mitteln den demokratischen (und den europä- 
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ischen) Gedanken zu festigen, ist der vor zwei Jahren errichteten ,, Bundes¬ 
zentrale für Heimatdienst “ übertragen worden. 

Der Name wurde in Anlehnung an die einstige Reichszentrale für Heimatdienst der 
Weimarer Zeit gewählt, die zu Ende des 1. Weltkrieges als Informationsstelle der 
Reichsregierung zu ähnlichen Zwecken gegründet wurde. 

Der Bundeszentrale und ihrem leitenden Direktor ist in dem Errichtungserlaß 
des Bundesministers des Innern völlige Überparteilichkeit aller ihrer Maßnah¬ 
men zur Pflicht gemacht. Das zur Kontrolle der Überparteilichkeit und derWirk- 
samkeit ihrer Maßnahmen tätige fünfzehnköpfige Kuratorium setzt sich wie ein 
Ausschuß des Bundestages aus Abgeordneten der großen Parteien zusammen. 
Die ehemalige Reichszentrale hatte in allen deutschen Ländern ihr unterstellte Landes¬ 
zentralen für Heimatdienst errichtet. Diese verteilten das von der Reichszentrale 
herausgegebene Informationsmaterial, standen in engem Kontakt mit allen inter¬ 
essierten Verbänden und Organisationen und hatten ein Netz von ehrenamtlichen 
Mitarbeitern (sogenannten Vertrauensleuten), die sich zuletzt im ganzen Reich auf 
40000 beliefen. Im Gegensatz hierzu ist die Bundeszentrale für Heimatdienst nach 
dem Grundgesetz auf die freiwillige Mitarbeit der Länder angewiesen. Einige Länder 
haben bereits den ehemaligen Landeszentralen vergleichbare Einrichtungen ge¬ 
schaffen, andere stehen im Begriff, es zu tun. Die Bundeszentrale wird sich darauf 
beschränken müssen, diesen Landesstellen ihre guten Dienste, insbesondere geeignetes 
Lehr- und Informationsmaterial, zur Verfügung zu stellen; sie wird bemüht sein, 
einen Erfahrungsaustausch der Landeszentralen untereinander zu vermitteln und die 
gesamten im Bundesgebiet anfallenden Aktionen und Planungen auf freiwilliger Basis 
zu koordinieren. 

Auch sonst wird es das Bestreben der Bundeszentrale sein, möglichst wenig 
in eigener Regie durchzuführen. Von staatlichen Stellen herausgegebene 
Broschüren und Schriften verlieren erfahrungsgemäß nur durch diese Tat¬ 
sache viel an Beweis- und Überzeugungskraft. Die Bundeszentrale soll daher 
ihre Publikationsaufträge an freie Journalisten, Schriftsteller und Verleger 
im ganzen Bundesgebiet vergeben. "Wer wertvolle Vorschläge und Initiative 
besitzt, den wird die Bundeszentrale unterstützen und fördern; Presse und 
Rundfunk werden in Fragen der staatsbürgerlichen Erziehung jede nur 
mögliche Hilfe finden. In enger Zusammenarbeit mit den Kultusministerien 
der Länder wird wertvolles Material zur politischen Bildung für Schüler, 
Studenten und Erwachsene ausgearbeitet. Es steht großen und kleinen Ver¬ 
bänden und Gruppen, die im Bewußtsein ihrer Verantwortung für das Ganze 
ihre Mitglieder zu loyalen und pflichtbewußten Staatsbürgern zu erziehen 
suchen, frei zur Verfügung. Dank dieser Mitarbeit der großen Organisationen, 
insbesondere der Kirchen, Gewerkschaften und Berufsverbände, kann einst¬ 
weilen das seinerzeit von der Reichs zentrale geschaffene Netz von Ver¬ 
trauensleuten entbehrt werden. 
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Die Wochenzeitung „Das Parlament“ wurde vor zwei Jahren auf Initiative des 
Bundesministeriums des Innern geschaffen und wird jetzt von der Bundeszen¬ 
trale für Heimatdienst herausgegeben. In den sitzungsfreien Wochen des Bun¬ 
destags werden auch Materialsammlungen zu wichtigen politischen Themen 
veröffentlicht (Wahlrecht, Montan-Union, EVG-Vertrag, Todesstrafe, Gleich¬ 
berechtigung der Frauen, Bundesjugendplan, Ernährung, Schulen u. a. m.). 
Die Sondernummer über den 20. Juli 1944 hat im In- und Ausland Anerken¬ 
nung gefunden. Die Überparteilichkeit der Zeitung wird von einem kleinen 
Beirat, der sich aus Bundestagsabgeordneten der großen Parteien des Bundes¬ 
tages zusammensetzt, laufend überwacht. 

Die Bundeszentrale ist auch bemüht, mit neuartigen psychologischen Methoden den 
politisch indijferenten und uninteressierten Massenmenschen unserer Tage anzusprechen. 
Versuche auf diesem Wege sind z. B. mancherlei Preisausschreiben, deren Thema 
unmittelbar oder mittelbar der demokratischen Erziehung dient. Da bekanntlich der 
Durchschnittsmensch vom Optischen her leichter erreichbar und beeinflußbar ist, 
soll insbesondere auch der Film für Zwecke der allgemeinen politischen Bildung ein¬ 
geschaltet werden. 

Alle diese Bemühungen können nicht darüber hinwegtäuschen, daß wirkliche 
Erfolge, einer Erziehung zur Demokratie nur bei der Jugend erzielt werden 
können. Wer als Erwachsener dem demokratischen Staat skeptisch oder 
gleichgültig gegenübersteht, wird sich — Ausnahmen bestätigen die Regel — 
in seiner Grundhaltung kaum noch ändern; er wird bestenfalls ein Mitläufer 
ohne Überzeugung und Einsatzbereitschaft sein. Die Jugend aber wird man 
nicht durch bloße Wissenserziehung für die Demokratie gewinnen können. 
Sicherlich ist eine gewisse Summe von Grundkenntnissen erforderlich, um 
das nicht einfache Funktionieren einer parlamentarischen Demokratie zu 
erfassen. Aber wichtiger als diese Kenntnisse ist, daß im Schulleben, im 
Familienleben, im Vereinsleben dem jungen Menschen die demokratischen 
Spielregeln zur selbstverständlichen Gewohnheit, die demokratischen Tu¬ 
genden zum selbstverständlichen Wertmaßstab geworden sind. Fairneß und 
Friedfertigkeit, Mäßigung und Bescheidenheit, Toleranz und darüber hinaus 
echte Nächstenliebe, Selbständigkeit und Selbstverantwortlichkeit, Diskus- 
sions- und Kompromißbereitschaft kennzeichnen eine andere Wertskala als 
autoritätsgläubige Einordnung und blinder Gehorsam, Forschheit und 
Kampfbereitschaft, Unduldsamkeit und Kompromißlosigkeit. Von hier aus 
ist kein weiter Schritt zu der Einsicht, daß Demokratie erst dort auf frucht¬ 
baren Boden gefallen ist, wo sie als Lebensform, nicht als bloße Staatsform 
empfunden wird. Nur in einem in diesem Geist erzogenen Volk ist der demo¬ 
kratische Staat auf die Dauer auch von innen her wirklich gesichert. 
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Nach 1933 hatte es Meinungen, die sich nicht mit der des Regimes deckten, 
nur im Geheimen gegeben. In der Öffentlichkeit konnten sie sich nicht frei 
bilden; denn Presse , Rundfunk und Film waren zu Instrumenten des Staates ge¬ 
worden , mit denen das „Dritte Reich“ die Gleichschaltung der öffentlichen Mei¬ 
nung im Sinne der nationalsozialistischen Zielsetzung erstrebte. Daher war es 
1945 eine vordringliche Aufgabe, schrittweise die Grundlagen für die Wie¬ 
derherstellung demokratischer Pressefreiheit zu legen. 

Am vierten Tage nach dem Waffenstillstand, dem 12. 5. 1945, erließen die 
Alliierten Militärregierungen die Nachrichten-Kontroll- Vorschrift Nr. 1. 
Diese Vorschrift machte die Herausgabe einer Zeitung von einer Lizenz ab¬ 
hängig und setzte damit den Schlußpunkt hinter eine Jahrhunderte alte Presse¬ 
tradition in Deutschland. Bereits während des Krieges waren die deutschen 
Zeitungen auf eine geringe Zahl ihres früheren Bestandes zusammen¬ 
geschmolzen ; nun aber wurde auch dem letzten der alten Blätter offiziell der 
Tod gegeben. Die Presse, im modernen Staat das Rückgrat der öffentlichen 
Meinung, sollte nach dem Willen der Alliierten in Deutschland von Grund 
auf neu geschaffen werden. 

Zunächst allerdings wurde die deutsche Bevölkerung ausschließlich durch 
Nachrichtenblätter der Militärbehörden über das Weltgeschehen unter¬ 
richtet. Es begann so, daß diese Organe irgendwo gedruckt und von Militär¬ 
lastern aus in Städten und Dörfern wahllos an die wißbegierige Bevölkerung 
geschenkweise verteilt wurden. Aus diesen Nachrichtenblättern entwickelten 
sich die von den Militärregierungen herausgegebenen oder von ihnen lizen¬ 
zierten Zeitungen und Zeitschriften. Drei Zeitungen ragten bald als große 
politische Organe über die andern hinaus: „Die Neue Zeitung“ in der 
Amerikanischen, „Die Welt“ in der Britischen und die „Tägliche Rund¬ 
schau“ in der Sowjetzone. Die „Tägliche Rundschau“, das Blatt der Sowjeti¬ 
schen Militäradministration, war die erste eigentliche Zeitung, die nach dem 
Zusammenbruch in Deutschland herauskam. Ihr folgte bereits sechs Tage 
später, am 21. 5. 1945, ebenfalls in Berlin, eine zweite deutsche Tages¬ 
zeitung mit sowjetischer Lizenz, die „Berliner Zeitung“. 

Beide Blätter kann man indessen kaum als deutsche Zeitungen bezeichnen. 
Das erste von Deutschen herausgegebene Blatt war die „Frankfurter Rund¬ 
schau“, die am 31. 7. 1945 die amerikanische Lizenz erhielt. Am 5. 9. 1945 
folgte ihr die „Rhein-Neckar-Zeitung“. Die Lizenzierung dieses in Heidel- 
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berg erscheinenden Blattes erscheint heute deshalb bemerkenswert, weil sich 
unter seinen Lizenzträgern THEODOR HEUSS befand, der auf diese Weise seine 
seit 1955 unterbrochene politische Tätigkeit wieder aufnehmen konnte. Ein 
anderer Lizenzträger des Blattes, Dr. AGRICOLA, neigte so stark den kommu¬ 
nistischen Gedankengängen zu, daß er später vorzog, in die Sowjetische Be¬ 
satzungszone überzusiedeln. 

Dieser Vorgang weist die Problematik auf, die mit den ersten Zeitungs¬ 
gründungen verbunden war. Frühere Berufsjournalisten, auch wenn sie der 
nationalsozialistischen Ideologie nicht erlegen waren, wurden zunächst von 
der Zeitungsarbeit ferngehalten ; ein Grundsatz, nach dem am schärfsten in 
der Amerikanischen Zone verfahren wurde. Milder urteilten die britischen 
Behörden, und am großzügigsten erwiesen sich hinsichtlich der „Vergangen¬ 
heit“ der Journalisten die Franzosen, die schon sehr frühzeitig alten deutschen 
Zeitungsmännern Gelegenheit gaben, Zeitungen herauszugeben. 

Auf die Verwertung der Berufserfahrung ist es also zurückzuführen, wenn 
die in der Französischen Zone herauskommende „Allgemeine Zeitung“ in 
Mainz sich damals den Ruf des „besten Blattes“ erwarb. Soweit bei der 
Lizenz- und Postenvergebung nach politischen Gesichtspunkten ausgewählt 
wurde, kamen beim Wiederaufbau der Presse manche Kommunisten zu Ein¬ 
fluß, während Demokraten, weil sie formell „belastet“ schienen, ausge¬ 
schaltet blieben. 

Daraus läßt sich erkennen, wie sehr der Wiederaufbau der deutschen Presse 
zunächst im Zeichen der Weltsituation von 1945 stand. Im übrigen zeigte 
die Presse selbst in den drei westlichen Besatzungszonen kein einheitliches Bild. 
In der Amerikanischen Zone wurden ,, überparteiliche Zeitungen “ lizenziert, 
indem in einer Lizenzträgergruppe Personen der verschiedenen politischen 
Richtungen vereinigt wurden. In der Britischen Zone, in der die Neuord¬ 
nung des Pressewesens erst im Frühjahr 1946 eingeleitet worden war, wur¬ 
den überwiegend parteigebundene Zeitungen zugelassen, das heißt, die Parteien 
brachten ihnen genehme Personen als Lizenzträger in Vorschlag. Die Fran¬ 
zosen lizenzierten ebenfalls „überparteiliche“ Blätter, ließen aber bereits 
im August 1946 auch drei Parteizeitungen zu, darunter ein Organ der Kom¬ 
munistischen Partei. In Mainz erscheint noch heute „Die Freiheit“ als offi¬ 
ziöses Organ der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. In der Ameri¬ 
kanischen Zone ist es den Parteien auch später nicht gelungen, parteieigene 
Blätter ins Leben zu rufen. 

Nachdem im Jahre 1946 zahlreiche neue Zeitungen und Zeitschriften ge¬ 
gründet worden waren, die bis zur Währungsreform zwar nicht über Leser- 
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mangel, aber um so mehr über Papierknappheit zu klagen hatten, erfolgte 
Anfang 1949 der für den Wiederaufbau des Zeitungswesens entscheidende 
Schritt. Am 4. 5. 1949 wurde in der Amerikanischen Besatzungszone mit der 
Generallizenz Nr. 5, der die übrigen Zonen folgten, der Lizenzzwang für 
Zeitungen und andere Druckwerke aufgehoben. Sofort setzte das Sprießen im 
Blätterwald ein. Zwar wuchsen, obwohl sie demokratischen, liberalen oder 
konservativen Geistes gewesen waren, so alte Zeitungsriesen wie die „Frank¬ 
furter Zeitung“, „Vossische Zeitung“, „Kölnische Zeitung“ und „Deutsche 
Allgemeine Zeitung“ nicht wieder, aber die stattliche Zahl der kleinen und 
mittleren Blätter aus dem Kreis der sogenannten Heimatpresse begann wieder 
zu erscheinen. 

Das Vorhandensein einer Vielzahl örtlicher Zeitungen, die selbst in Kleinstädten er¬ 
scheinen, ist für das deutsche Pressewesen im Vergleich mit dem der Nachbarländer 
immer charakteristisch gewesen. Man hat diesem Blättertypus zuweilen die Schuld 
am Aufkommen Hitlers zuschieben wollen. Dieser Vorwurf trifft die kleinen Heimat¬ 
zeitungen indessen nicht mehr als andere Organe. Es ist zudem eine Tatsache, daß 
Hitler die Massen weniger mit dem geschriebenen als mit dem gesprochenen Wort 
hinter sich gebracht hat. 

Als Spätling ist kürzlich noch die Berliner ,, Morgenpost “ aufgetaucht. Dieses Blatt 
war einst mit der höchsten Auflage unter den deutschen Tageszeitungen das Lieblings¬ 
blatt des Berliner Kleinbürgertums, Die „Morgenpost“, die der Ullstein-Verlag heraus¬ 
gibt, ist weniger eine politische Zeitung als ein Berliner Heimatblatt, das aber in dem 
umkämpften Berlin von heute nicht ohne Einfluß auf die Meinungsbildung sein wird. 
Zahlenmäßig gesehen hat die deutsche Presse ihre einstige Größe noch nicht 
wieder erreicht. Zur Zeit des Höchststandes der Tagespresse (1952) erschienen 
in Deutschland 4703 Tageszeitungen mit einer Gesamtauflage von 23 Mil¬ 
lionen. Bereits 1959 waren diese auf 2288 Blätter mit einer Gesamtauflage 
von 16 Millionen zusammengeschrumpft. Zur Zeit gibt es im Gebiet der 
Bundesrepublik 621 Tageszeitungen mit 607 Nebenausgaben und einer Ge¬ 
samtauflage von 12 710000. Bemerkenswert ist die Zunahme der illustrierten 
Zeitschriften nach 1945. Es gibt deren 22, die alle in gewisser Weise namhaft 
und von Einfluß sind. Früher hatte Deutschland nur zwei oder drei „Illu¬ 
strierte“ von mehr als örtlicher Bedeutung. Zur Meinungsbildung tragen die 
illustrierten Zeitschriften mit einer Auflage von 6802 000 und mit der Art, 
wie sie nach dem Prinzip des „human interest l ‘ die politischen Themen dar¬ 
bieten, heute zweifellos zu einem guten Teil bei. Eine Millionenauflage hat 
auch die Gewerkschaftspresse, die damit ebenfalls ein sehr starkes Element 
der öffentlichen Meinungsbildung darstellt und in dem Wochenblatt „Welt 
der Arbeit“ über ein repräsentatives Organ verfügt. Die außerordentlich 
zahlreichen Zeitschriften der Jugendverbände und die kirchliche Presse sind 
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an anderer Stelle dieses Buches gewürdigt. Zwar haben vor allem die Jugend¬ 
zeitschriften meist keine erhebliche Wirkung in die Breite; ihre politische 
Tiefenwirkung ist jedoch nicht zu unterschätzen. 

Ein Werturteil über die deutsche Presse hat der damalige Amerikanische 
Hochkommissar John McCloy 1951 in seinem siebenten Vierteljahresbericht 
abgegeben. Er stellt darin fest, der Einfluß der deutschen Presse auf die 
öffentliche Meinung sei schwer abschätzbar; sie trage aber relativ gut dazu 
bei, das demokratische Gedankengut zu verbreiten. Jedoch vermißte er eine 
größere Aufgeschlossenheit gegenüber dem Weltgeschehen in seiner Gesamt¬ 
heit und erklärte, hinsichtlich der Unterrichtung der Öffentlichkeit über das 
Weltgeschehen sei die deutsche Presse „gerade noch leidlich“. 

Wenn hier manches zu wünschen übrig bleibt, so darf nicht übersehen 
werden, daß die deutschen Zeitungsunternehmen sich vielfach noch in 
schlechter wirtschaftlicher Lage befinden. 

Viele Blätter werden noch im Lohndruek hergestellt und müssen Kapital für die Ein¬ 
richtung eigener Druckereien auf bringen. Im Sommer 1951 hat deshalb die Amerika¬ 
nische Hochkommission, „um die Unabhängigkeit der Zeitungen zu fördern“, IS 
Millionen DM aus GARIOA-Mitteln freigegeben. Mit diesem Betrag war es möglich, 
wenigstens einige Zeitungen finanziell zu sichern. 

Fast alle Zeitungen befinden sich in Privathand. Nur verhältnismäßig wenige 
dienen einer Partei oder einem Verband als offizielles Sprachrohr, wenn man 
von den periodisch erscheinenden „Mitteilungsorganen“ absieht. Sofern die 
Zeitungen nicht einer Partei, Gewerkschaft oder einem sonstigen Verband 
verpflichtet sind, ist ihre Gestaltung dem einzelnen Herausgeber frei über¬ 
lassen. Deshalb ist vor allem festzustellen, daß es in der Bundesrepublik 
keine öffentliche Meinung gibt, die „von oben 11 , das heißt von der Regierung, 
gemacht wird. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, das als Bindeglied zwischen 
Regierung und Presse fungiert, besitzt keinerlei Weisungsbefugnisse. Ihm liegt neben 
der Unterrichtung der Bundesregierung über die sich in Presse, Rundfunk und Film 
widerspiegelnde öffentliche Meinung die Aufgabe ob, Presse und Rundfunk über die 
Maßnahmen der Bundesregierung in sachlicher Form zu informieren. 

In der Deutschen Presse-Agentur (dpa) haben die Zeitungen eine zentrale 
Agentur, die sie mit Nachrichten aus Deutschland und der Welt versorgt. 
Wie die Presse selbst, mußte auch die Agentur seit 1945 verschiedene Ent¬ 
wicklungsstadien durchlaufen. Zunächst riefen die Besatzungsmächte in 
jeder der vier Zonen je eine eigene Agentur ins Leben, die unter der Direk¬ 
tive, Leitung und schließlich Aufsicht der Militärregierungen arbeiteten. 
1946 und 1947 wurden die beiden größten dieser Agenturen, die DENA 
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(Deutsche Nachrichten-Agentur) in der Amerikanischen und der dpd (Deut¬ 
scher Presse-Dienst) in der Britischen Zone, in deutsche Hände übergeführt. 
In der Französischen Besatzungszone gab es neben ihnen die Agentur 
SÜD ENA (Süddeutsche Nachrichten-Agentur). Am 1. 9. 1949 schlossen sich 
die drei Institutionen zur Deutschen Presse-Agentur zusammen. 

Die Agentur ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Ihre Anteile 
sind ausschließlich in den Händen deutscher Zeitungsverleger oder von Orga¬ 
nisationen der Verleger, die für den besonderen Zweck der Errichtung einer 
Nachrichten-Agentur gegründet wurden. Sie arbeitet nur mit deutschem 
Kapital und ist gegenüber jedermann unabhängig. In Deutschland und in 
der Welt steht sie im Wettbewerb mit den großen ausländischen Unterneh¬ 
men, wie AP, UP, Reuter und AFP, aber auch in guter vertraglich gesicherter 
Verbindung und in stetem Nachrichtenaustausch. Ihre Aufgabe sieht dpa 
darin, durch objektive Nachrichtengebung der deutschen Öffentlichkeit ein 
zutreffendes Bild von den Vorgängen in Deutschland selbst und außerhalb 
der Grenzen zu geben. 

Neben dieser großen Agentur gibt es einige kleinere Büros, die sich meist in 
Privathand befinden und die Presse mit Beiträgen vom Leitartikel und Kom¬ 
mentar über das Feuilleton bis zur Nachricht versorgen. Auch diese Büros, die 
sich meist als Korrespondenzbüros bezeichnen, haben sich wieder gut ent¬ 
wickelt. 

Von besonderer Bedeutung ist in der Bundesrepublik das Bestehen einer 
großen Zahl von Vereinigungen, die, wie u. a. der „Bund für Bürgerrechte“ 
in Frankfurt und die „Vereinigungfür Staatsbürgerliche Freiheiten “ in Bonn, 
sich zum Ziel gesetzt haben, die Bevölkerung über die ihr durch Verfassung 
und Gesetz gegebenen R.echte zu unterrichten. Sie wollen dem einzelnen 
Bürger das Rückgrat gegenüber der „Obrigkeit“ stärken und ihn zu einem 
wirklich demokratischen Staatsbürger machen, der die ihm gegebenen Frei¬ 
heiten zur Verbesserung seiner Stellung in der Gemeinschaft benutzt. 

Auch auf diese Weise wird zur Meinungsbildung beigetragen, und zwar zur 
Bildung einer grundsätzlichen Meinung über die Vorzüge des demokratischen 
Staates. Die „Bundeszentrale für Heimatdienst 1 ' unterliegt der Kontrolle durch 
ein vom Bundesminister des Innern berufenes Kuratorium aus 15 Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages. Sie ist bemüht, den Organisationen mit derarti¬ 
ger Zielsetzung durch die Ausarbeitung von Grundlagenmaterial behilflich zu 
sein. Die im Auftrag der „Bundeszentrale“ herausgegebene Wochenzeitung 
„Das Parlament 1 ‘ ist ein publizistisches Bindeglied zwischenParlament undVolk, 
das die Debatten des Bundestages und zuweilen auch anderer Parlamente ver- 
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öffentlicht und für das Geschichtsbewußtsein wichtige Ereignisse in Sonder¬ 
ausgaben behandelt. 

Die Aufgabe, im Volksbewußtsein ein echtes Verhältnis zur Demokratie 
und damit den bestehenden verfassungsmäßigen demokratischen Einrich¬ 
tungen eine tragfähige und dauerhafte Grundlage zu schaffen, hat teilweise 
neue Methoden der Menschenansprache und ihre Verwirklichung im poli¬ 
tischen Leben notwendig gemacht. Zu diesem Ziel bedient sich etwa die im 
Jahre 1952 in Bonn gegründete „Arbeitsgemeinschaft Demokratischer Kreise “ 
(ADK) der Veranstaltung überparteilicher Tagungen nach Art der in den 
Vereinigten Staaten bereits seit langem gepflegten „human relations“ und 
,,public relations 11 , das heißt sie bemüht sich, in ununterbrochener Klein¬ 
arbeit Begegnungen zwischen den verschiedensten Menschen und Menschen¬ 
gruppen herbeizuführen und die politische Aussprache auf menschlicher 
Ebene zu ermöglichen, in der Erkenntnis, daß es auf die vertrauensvolle 
Mitarbeit jedes Einzelnen ankommt, wenn die Funktion des demokratischen 
Lebens ausgebaut, vertieft und verankert werden soll. 

Der „Bund der Steuerzahler “ befaßt sich mit dem öffentlichen Haushalt und 
tritt mit eigenen Vorschlägen vor die Öffentlichkeit. Organisationen dieser Art 
gibt es in stattlicher Zahl. Manche von ihnen haben nur örtliche Bedeutung. 
Das mindert ihren Wert aber nicht; denn in der Bundesrepublik ist es zu 
einem allgemein anerkannten Grundsatz geworden, daß die Arbeit für den 
demokratischen Staat — in den ersten Jahren des Besatzungsregimes sprach 
man von „Erziehung zur Demokratie“ — auf der untersten Ebene, in den 
Gemeinden, beginnen müsse. 

Der staatsbürgerliche Unterricht in den Schulen vermittelt der heranwachsen- 
den Jugend ein politisches Wissen, das sie später befähigt, ihre Rechte als 
Staatsbürger wahrzunehmen. Mit gleicher Zielsetzung wenden sich die Volks¬ 
hochschulen in Abendkursen über staatsbürgerliche Fragen an die Erwachse¬ 
nen. Auch die Frauen- und Jugendverbände erblicken einen Teil ihrer Auf¬ 
gaben darin, das Verhältnis ihrer Mitglieder zur Demokratie durch die Er¬ 
örterung staatsbürgerlicher Fragen zu festigen. 

Als berufene Organisationen bemühen sich neben Presse und Rundfunk in 
erster Linie die politischen Parteien um die Bildung und Beeinflussung der 
öffentlichen Meinung. Ihr Einfluß auf die Bevölkerung wird unterschiedlich 
bewertet. Auf der einen Seite beklagen sich alle Parteien über einen geringen 
Mitgliederbestand. Mitverantwortlich für diese Tatsache ist zweifellos der 
Schematismus der Entnazifizierung gewesen, der weiten Kreisen der Bevölke¬ 
rung auch heute noch die Bindung an eine Partei gefährlich erscheinen läßt. 
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Andererseits muß festgestellt werden, daß die gesamte Bevölkerung bei 
Wahlen ein außerordentliches Interesse an den Tag legt. Das beweist die 
hohe Wahlbeteiligung , die selbst bei Kommunalwahlen bis zu 80°/ 0 der 
Wahlberechtigten erreicht. 

Die nach 1945 von den Besatzungsmächten Uzenzierten Parteien sind auch 
heute noch die Pfeiler des Parlaments. Verghchen mit der Zeit der Weimarer 
Republik hat sich insofern ein bemerkenswerter Wandel vollzogen, als nach 
1918 eine Parteigründung ein aussichtsreiches Unternehmen war. Wer mit 
einem Programm auftrat, fand Zulauf, und schheßüch kämpften 36 Parteien 
um Sitze im Reichstag. Heute ist die Abneigung der Wähler gegenüber so¬ 
genannten „Splitterparteien“ unverkennbar. Wie bisher jede Wahl erneut 
bewiesen hat, bekennen sie sich auch dann zu den bestehenden großen Par¬ 
teien, wenn sie darin nicht gerade Idealgebilde sehen. Diese führenden Par¬ 
teien sind die Christlich-Demokratische Union {CDU) mit ihrer bayerischen 
Schwesterpartei, der Christlich-Sozialen Union (CSU), die Sozialdemokra¬ 
tische Partei Deutschlands (SPD), die Freie Demokratische Partei {FDP), 
die in Württemberg-Baden Demokratische Volkspartei (DVP) heißt, die 
Deutsche Partei (DP) mit Schwerpunkt in Niedersachsen und die Bayern¬ 
partei {BP), die ihre Tätigkeit auf Bayern beschränkt. 

Neuerdings ist der namentlich in den Bundesländern mit hohen Vertriebenen- 
zahlen entstandene „Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten“ {BHE) 
bemüht, als ,, Gesamtdeutscher Block“ auf Bundesebene in Aktion zu treten. 
Die Kommunistische Partei {KPD) hat 1945 mit dem Anspruch auf „ganz 
Deutschland“ und von Moskau unterstützt wieder zu arbeiten begonnen. Die 
künftige Bedeutung der KPD in den westlichen Besatzungszonen war zu¬ 
nächst nicht abzusehen; doch erhielt sie schon bei den ersten Wahlen nicht 
die von ihr erwartete Stimmenzahl. Seither verlor sie bei jeder Wahl erneut 
Stimmen und liegt jetzt bei etwa X °/ 0 der Gesamtstimmenzahl . Trotz einem 
großen Propagandaaufwand ist es den Kommunisten also nicht gelungen, 
die öffentliche Meinung für sich zu mobilisieren. Das ist um so beachtlicher, 
als die kommunistische Propaganda auch durch eine größere Anzahl von 
Tarnzeitungen und Tarnorganisationen die Bevölkerung anspricht, in denen 
die kommunistischen Absichten hinter einem sozusagen „bürgerlichen Um¬ 
gangston“ verborgen werden. 

Nicht über die Bedeutung einer Splitterpartei hinausgekommen ist die ebenfalls wieder¬ 
gegründete Zentrumspartei, die einst in der Politik des Kaiserreiches und hernach in 
der Weimarer Republik eine Rolle von geschichtlichem Ausmaß gespielt hat. Ihre 
früheren Anhänger dürften jetzt zumeist Wähler der CDU sein. 

* 
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Eine besondere Stellung unter den Instrumenten der öffentlichen Meinung 
nimmt in der Bundesrepublik der Rundfunk ein. In der Bundesrepublik gibt 
es sechs Rundfunkanstalten, die heute Anstalten des öffentlichen Rechts 
sind. Sie begannen als Unternehmungen der Militärregierungen, die später 
teilweise und schließlich (1949) ganz in deutsche Hände übergeben wurden. 
Der innere Aufbau der Anstalten erfolgte nach dem System einer Drei¬ 
gliederung, das Unabhängigkeit und Neutralität garantieren soll: Rundfunk¬ 
rat, Verwaltungsrat, Intendant. Der Rundfunkrat (beim Nordwestdeutschen 
Rundfunk der „Hauptausschuß“) ist das Vertretungsorgan der Öffentlich¬ 
keit. 

Diese sechs Rundfunkanstalten wenden sich zur Zeit an 11122 800 zahlende 
Hörer. Hiervon entfallen allein 5935000 auf den Nordwestdeutschen Rund¬ 
funk. Als kleinster Sender steht dem Radio Bremen mit 160800 Hörern 
gegenüber. 

Die Konferenz von Kopenhagen brachte für das Bundesgebiet eine unzulängliche 
Wellenzuteilung, vor allem im Mittelwellenbereich. Um diesen Mangel zu überbrücken, 
wurde von den Sendeanstalten ein über das Bundesgebiet verteiltes Ultrakurzsendesystem 
aufgebaut, dessen Frequenzbereich zwischen 87,5 undlOOmHz liegt. Das Sendenetz 
umfaßt bereits 94 Stationen. Etwa 40 % aller Rundfunkhörer sind mit ihren Empfangs¬ 
geräten in der Lage, diese Sender zu empfangen. 

Während der Wiederaufbau der Presse längst zu einem gewissen Abschluß 
gekommen ist, steht der Rundfunk noch mitten in der öffentlichen Diskussion. 
Auf der einen Seite gab Staatssekretär a. D. Dr. Hans Bredow, der 1923 den 
deutschen Rundfunk ins Leben gerufen und bis 1933 geleitet hat, in einer 
Denkschrift der Meinung Ausdruck, die Rundfunkanstalten glaubten zu Un¬ 
recht, gleichberechtigt neben dem Staat zu stehen. Er hält eine in einem 
bestimmten Rahmen gehaltene Staatsaufsicht über den Rundfunk nicht nur 
für berechtigt, sondern sogar für notwendig. Aus Kreisen der Publizistik wird 
anderseits jede Art staatlicher Beaufsichtigung abgelehnt. 

Außerordentliche Beachtung hat ein Gutachten gefunden, das von Prof. 
Charles A. Siepmann 1 nach einer Untersuchung der deutschen Rundfunk¬ 
verhältnisse im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft der Intendanten erstattet 
wurde. Prof. Siepmann schrieb, der Rundfunk in Westdeutschland sei heute 
voll von Anomalien und Widersprüchen. Mit der Rückgabe der Punkhoheit 
an das deutsche Volk müßten die Rechte und Verantwortlichkeiten der Zen¬ 
tralregierung für den Rundfunk, die gegenwärtig zumindest zweifelhaft 
und zweideutig seien, in den Vordergrund treten. Klarheit auf diesem Gebiet 


1 Cbairman, Dept. of Communications, New York University. 
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wird erst ein künftiges Rundfunkgesetz bringen, über das die Beratungen 
noch andauern. 

Einen entscheidenden technischen Schritt hat der deutsche Rundfunk in 
jüngster Zeit mit der Aufnahme des Fernsehens getan. Weihnächten 1952 
erfolgte der Übergang vom Versuchs- zum Sendebetrieb. Eine positive Ent¬ 
wicklung des Fernsehens setzt besonders wegen der hohen Kosten eine ein¬ 
heitliche Regelung für das ganze Bundesgebiet voraus. 

Schon wegen dieser Kostenfrage wird das Fernsehen in der Bundesrepublik 
sich von dem in den Vereinigten Staaten stark unterscheiden. Es ist zunächst 
nicht an ein den ganzen Tag ausfüllendes Programm gedacht, sondern an 
Übertragungen in den Abendstunden. Der Vorsitzende der deutschen Fern- 
seh-Kommission, Intendant Eberhard Beckmann, hat das deutsche Pro¬ 
gramm dahin charakterisiert, daß er sagte: ,,. Fernsehen ist kein Heimkino, 
sondern höchste Aktualität'' 1 . Diesem Grundsatz entsprechend sollen vor allem 
Tagesereignisse übertragen werden. Ob die „Wochenschau“ der Lichtspiel¬ 
theater dadurch unaktuell werden wird, wird die Zukunft zeigen müssen. 
Bis jetzt spielen die Wochenschauen eine große Rolle im Filmprogramm. Sie 
vor allem sind es, die Einfluß auch auf die Meinungsbildung ausüben. 

* 

Die Entwicklung des deutschen Filmwesens nach dem Zusammenbruch läßt 
sich nur verstehen, wenn man berücksichtigt, daß das gesamte ehemalige 
Potential der deutschen Filmwirtschaft zunächst der Beschlagnahme durch 
die Besatzungsmächte verfallen war. Es dauerte geraume Zeit, bis auf dem 
Wege der Lizenzierung neuer Firmen eine eigene deutsche Filmproduktion 
wieder möglich wurde. 

Das Wochensehaumonopol haben die Besatzungsmächte bis 1950 voll in An¬ 
spruch genommen. Die Lichtspieltheater wurden also bis dahin ausschließlich 
mit Wochenschauen beliefert, die von den Besatzungsmächten oder in ihrem 
Auftrag her gestellt waren. Erst 1950 wurde als deutsches Unternehmen die Neue 
Deutsche Wochenschau GmbH. (NDW ) gegründet. Sie übernahm die Aufgabe, 
den Zuschauer in objektiver Weise mit dem Geschehen der Zeit, insbesondere 
aber mit den Vorgängen der jungen Staatsbildung in Deutschland vertraut zu 
machen. Die NDW versorgt heute etwa 60°/ 0 des Kinomarktes mit aktuellem 
Filmmaterial. Neben ihr teilen zwei weitere Wochenschauen sich in den Rest 
desMarktes. Eine von ihnen gehört zu dem20th-Century-Fox-Conzern 1 . Neben 

1 Die zweite ist die aus einer Einrichtung der französischen Besatzungsmacht hervor- 
gegangene Wochenschau „Blick in die Welt“. 


136 




DIE ÖFFENTLICHE MEINUNG UND IHRE INSTRUMENTE 


den Wochenschauen gibt es Schmalfilmorganisationen, die den Dokumentar- 
und Informationsfilm pflegen. Diese Filme sollen die Wochenschauen unter¬ 
stützen; auch ihnen kommt meinungsbildende Bedeutung zu. 

Die deutsche Filmwirtschaft, als Ganzes gesehen, ist noch nicht krisenfrei. 
Die mit der Lizenzerteilung ins Leben gerufenen Produktionsgesellschaften 
wurden in der Regel ohne nennenswertes Eigenkapital gegründet. Nach der 
Währungsreform strömten auch verstärkt amerikanische Filme auf den 
deutschen Markt. Es besteht eine starke Konkurrenz, die den jungen deut¬ 
schen Film allgemein als unterstützungsbedürftig erscheinen läßt. Der Zu¬ 
schußbedarf erklärt sich aus den verschiedenen Faktoren und Risiken, welche 
die Filmproduktion von der sonstigen industriellen Produktion unterscheiden. 
Im Sommer 1950 stellte die Bundesregierung ein Bürgschaftsvolumen von 
20 Millionen DM zur Verfügung; damit werden in der Regel 55°/ 0 der 
Spitzenfinanzierung bei einem durchschnittlichen Herstellungsaufwand von 
750000 DM gedeckt. Auch einzelne Bundesländer haben Bürgschaften in er¬ 
heblichem Umfang gegeben. 

Nach allgemeiner Ansicht kann die deutsche Filmindustrie ohne eine gewisse 
wirtschaftliche Hilfe von seiten des Staates nicht gesunden. Die Filmkritik, 
soweit sie künstlerische Maßstäbe anlegt, behauptet, die Filmkrise — man 
spricht offen von einer Filmkrise, die sich zum erstenmal um die Jahreswende 
1949/50 deutlich gezeigt hat — sei in erster Linie eine geistige Krise. Diese 
Feststellung ist aber nur bedingt richtig, wenn man die wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse in Betracht zieht, unter denen die Filmindustrie in der Bundes¬ 
republik neu aufgebaut werden mußte. 

* 

Auch in Deutschland ist die Meinungsforschung heute aus einer Darstellung 
der öffentlichen Meinung nicht mehr wegzudenken. Nach dem Vorbild von 
Gallup unternehmen es Soziologen, Psychologen und Statistiker, Monat für 
Monat den „Stand der öffentlichen Meinung“ festzustellen. Institute, die 
sich auf diesem Gebiet einen Namen gemacht haben, sind „EMNID“ in 
Bielefeld und das „Institut für Demoskopie“ in Allensbach. 

Aufschlußreich für die Beurteilung der Frage, welchen Wert die Deutschen 
auf das Recht der freien Meinungsäußerung legen, ist eine EMNID-Umfrage 
über die Bewertung der vier Freiheiten der Atlantik-Charta. Im Juli 1949 
noch hatten 55 °/ 0 der Befragten die Vordringlichkeit der Freiheit von Not 
betont. Im Sommer 1951 hingegen betonten 55°/ 0 die Vordringlichkeit der 
Freiheit der Meinung und des Glaubens. Das ist ein klares Bekenntnis zur Vrr- 
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fassung der Bundesrepublik, in der das Recht der freien Meinungsäußerung 
niedergelegt ist, und es ist darüber hinaus ein Bekenntnis zur Demokratie, 
die ohne freie Meinungsäußerung nicht denkbar ist. 

Freilich trifft das Gesagte nur auf einen Teil Deutschlands zu. Der Freiheit 
der Bundesrepublik steht das totalitäre System der Sowjets in Mittel- und Ost¬ 
deutschland gegenüber, das 18 Millionen Deutsche unter seiner Herrschaft 
hält. Presse, Funk und Parteien sind dort in einem noch stärkeren Maße zu 
Apparaten des Staates geworden, als dies jemals unter Hitler der Fall war. 
Die Deutschen in der Sowjetischen Besatzungszone haben nicht das Recht, 
frei zu sprechen. Könnten sie es tun, würden auch sie, das steht außer jedem 
Zweifel, sich zu einer Verfassung bekennen, welche die Freiheit der Meinung 
garantiert. 
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Mein Volk, vergiß es nicht: 
Es trägt ein jeder Toter 
des Bruders Angesicht. 

Zweimal innerhalb einer Generation hat der Tod eine Ernte gehalten, deren 
Folgen vor allem in den geburtenschwachen Ländern West- und Mittel¬ 
europas lange Zeit sichtbar bleiben werden. Dieser Verlust hat nicht nur die 
einzelne Familie, sondern das gefährdete Abendland als Ganzes betroffen. 
Daß die Schwächung im Kampf gegeneinander erfolgte, muß als besonders 
tragisch empfunden werden. 

Die deutschen Verluste können nur im Vergleich und in der Gegenüber¬ 
stellung mit den Verlusten der übrigen Welt gewogen werden. 


Verluste der deutschen Wehrmacht 1914—1918 . . . 1936897 Tote 

Vermißte der deutschen Wehrmacht 1914—1918 (als 

tot anzusehen). 100000 Tote 

Verluste der Wehrmacht der übrigen Welt 1914—1918 7200000 Tote 

Verluste der Zivilbevölkerung der Welt 1914-—1918 . 500000 Tote 

Menschenverluste im Ersten Weltkrieg. 9700000 Tote 

Verluste der deutschen Wehrmacht des Reichsgebiets 2 

1939—1945 . 3050000 Tote 

(einschl. der seit 1939 als verstorben anzunehmenden 
Vermißten und Kriegsgefangenen) 3 
Verluste der deutschen Wehrmacht an Volksdeutschen 

(ohne Österreich) 1939—1945 . 200000 Tote 

Verluste der deutschen Zivilbevölkerung (Wohnbevöl¬ 
kerung der späteren vier Besatzungszonen) durch 
Feindeinwirkung (vor allem Luftkrieg) 4 . 500000 Tote 

Zu übertragen: 3 750000 Tote 


1 Die Zahlen beruhen zumeist auf Schätzungen nach den neuesten Quellen. 

2 Reichsgebiet = innerhalb der Grenzen vom 51. 12. 1957. 

3 1 500000 Wehrmachtsangehörige werden vermißt (davon 1200000 im Osten, 100000 
im Westen); das Schicksal von 105000 deutschen Kriegsgefangenen ist ungeklärt. 

4 Nicht eingerechnet sind die 750000 deutschen verschleppten Zivilpersonen. 
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Übertrag: 3 750000 Tote 

Verluste der deutschen Zivilbevölkerung der Ostpro¬ 
vinzen des alten Reichsgebiets durch Vertreibung 

(einschl. der Luftkriegstoten) 1 1944—1946 . . 1550000 Tote 

Verluste der Volksdeutschen 2 durch Vertreibung 1944 

bis 1946 1000000 Tote 

Verluste der Deutschen (einschl. der deutschen Juden 3 ) 

durch polit.,rass. undrelig. Verfolgung 1939—1945 300000 Tote 

Deutsche Verluste insgesamt. 6600000 Tote 

Verluste der Wehrmacht Italiens und Österreichs 1939 

bis 1945 560000 Tote 

Verluste der Zivilbevölkerung Italiens und Österreichs 

1939—1945 . 190000 Tote 

Verluste der Wehrmacht der westlichen Alliierten (ohne 

die Vereinigten Staaten) 1939—1945. 610000 Tote 

Verluste der Zivilbevölkerung der westlichen Alliierten 

1939—1944 . 690000 Tote 

Verluste der Wehrmacht der ost- und südosteuropäi¬ 
schen Länder (ohne die Sowjetunion) 1939—1945 . 1000000 Tote 

Verluste der Zivilbevölkerung der ost- und südosteuro¬ 
päischen Länder (ohne die Sowjetunion) 1939—1945 8010000 Tote 


Verluste der sowjetischen Wehrmacht 4 . 13600000 Tote 

Verluste der Zivilbevölkerung der Sowjetunion . . . 6700000 Tote 

Verluste der Wehrmacht der Vereinigten Staaten von 

Nord-Amerika 5 . 229000 Tote 

Zu übertragen: 31589000 Tote 


1 Der Angriff auf die mit Flüchtlingen überfüllte Stadt Dresden am 13. 2. 1945 forderte 
allein etwa 250000 Tote. 

2 Über die Verluste der „umgesiedelten“ Wolgadeutschen u. a. geschlossener Volks¬ 
gruppen deutschen Ursprungs in der Sowjetunion liegen keine Schätzungen vor. 

a Die Zahl der umgekommenen Juden wird mit 170000 angegeben. 


4 Nach den Angaben des Obersten KaliNow: 

gefallen oder vermißt. 8500000 

an Verwundungen gestorben. 2 500000 

in Kriegsgefangenschaft verstorben ... 2 600 000 


6 Davon 174000 auf dem europäischen und nordafrikanischen und 55000 auf dem ost¬ 
asiatischen Kriegsschauplatz. 
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MENSCHENVERLUSTE IN ZWEI WELTKRIEGEN 


Übertrag: 31 589 000 Tote 

Verluste der Wehrmacht der übrigen Welt, insbeson¬ 


dere Ostasiens, 1939—1945 . 7600000 Tote 

Verluste der Zivilbevölkerung der übrigen- Welt, ins¬ 
besondere Ostasiens, 1939—1945 . 6000000 Tote 

Vermißte des Zweiten Weltkriegs, soweit als verstorben 

anzusehen 1 . 3000000 Tote 

Menschenverluste im Zweiten Weltkrieg . . . rund 54800000 Tote 2 


Menschenverluste zweier Kriege.rund 64500000 Tote 

Vermißte des Zweiten Weltkriegs (Schicksal ungewiß) 2000000 Vermißte 

Kriegsbeschädigte des Ersten Weltkriegs. 21100000 Verletzte 

Kriegsbeschädigte des Zweiten Weltkriegs 3 . 35000000 Verletzte 

In beiden Weltkriegen standen 170000000 Menschen unter den Waffen 
(60200000 bzw. 110000000 Einberufene, davon 13250000 bzw. 20000000 
Deutsche); von ihnen fielen mehr als 36000000 (9240000 und 26850000). 
In der gleichen Zeit hatte die Zivilbevölkerung über 25300000 Tote (500000 
und 24840000). 5000000 Soldaten und Zivilisten, von denen mehr als die 
Hälfte als tot anzunehmen ist, sind noch vermißt. 


1 Die deutschen Vermißten, soweit als tot anzusehen, sind in dieser Zahl nicht mehr 
enthalten. 

2 In den jeweiligen Totenzahlen der Zivilbevölkerung sind die durch nationalsozia¬ 
listische Maßnahmen umgekommenen Juden enthalten. 

3 Verwundet oder dauernd kriegsbeschädigt wurden 2 010 000 deutsche Zivilpersonen. 
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KRIEGSOPFER 


„Meine Fabriken werden vielleicht dem Kriege noch früher 
ein Ende machen als Ihre Kongresse: an dem Tag, da 
zwei Armeekorps sich gegenseitig in einer Stunde werden 
vernichten können, werden wohl alle zivilisierten Nationen 
zurückschaudern und ihre Truppen verabschieden.“ 

Alfred Nobel, 1892. 

Als nach der Kapitulation die Reichszentralbehörden beseitigt wurden, hörte 
auch die deutsche Reichsversorgung zu bestehen auf. Das bedeutete, daß es für 
die Milhonen der Opfer zweier Weltkriege, die Versehrten, Witwen, Eltern und 
Waisen, von einem Tag zum anderen niemand mehr gab, der sie betreute. 
Seit dem Militärpensionsgesetz vom 27. 6. 1871 war die Versorgung der 
Kriegsbeschädigten und ihrer Hinterbliebenen immer eine zentrale Aufgabe 
des Reiches gewesen. Die Auflösung der Versorgungsbehörden brachte Not 
und Verzweiflung über diejenigen, die dem Vaterland mit der eigenen Ge¬ 
sundheit oder mit dem Ernährer ihren Zoll entrichtet hatten. Zeitweise war 
durch Militärbehörden jede Versorgung untersagt. 

Die Gemeinden und Kreise, auf denen zunächst die Erhaltung des Staats¬ 
wesens überhaupt beruhte, konnten nur Almosen geben und Katastrophen 
verhüten. Erst als die Länder gebildet worden waren, konnten neue gesetz¬ 
liche Bestimmungen erlassen werden. Trotz gutem Willen gelangten die 
Länder weder zu einer allgemeingültigen Regelung, noch zu Gesetzen, die 
alle berechtigten Ansprüche befriedigten. 

In der Britischen Zone galten ab 1. 8. 1946 die Sozialversicherungsdirektiven Nr. 11, 
19 und 24, auf Grund deren Renten nach den Vorschriften der Sozialversicherung 
gewährt wurden. Die US-Zone schuf mit Wirkung vom 1. 2. 1947 ein besonderes 
„Gesetz über Leistungen an Körperbeschädigte“, das die Grundsätze der Unfallver¬ 
sicherung zugrunde legte. Dem entsprach ab 1. 8. 1947 in der Britischen Zone in etwa 
die Direktive Nr. 27. In der Französischen Zone dagegen fand teilweise weiterhin das 
alte Reichsversorgungsgesetz von 1920 und das Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungs¬ 
gesetz von 1958, in Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohenzollem dagegen seit 1949 
jeweils ein eigenes Versorgungsgesetz Anwendung. Sieben verschiedene Regelungen 
galten in den elf westdeutschen Ländern, und alle waren — sie konnten aus wirtschaft¬ 
lichen und teilweise politischen Gründen nichts anderes sein — nur Stückwerk. 

Die Bundesregierung hatte sich bereits in ihrer ersten Erklärung vor dem 
Bundestag verpflichtet, das Los der Kriegsopfer durch ein Bundesversor¬ 
gungsgesetz zu erleichtern. Eine solche Regelung, wie sie am 21. 12. 1950 
verwirklicht wurde, ließ sich nicht über Nacht schaffen. Zu schwer ist die 
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Verantwortung, zu groß die Zahl der Betroffenen, schwindelnd hoch die 
Summe, die das Gesetz erfordert — und unwahrscheinlich lang die Zeit, 
während der diese Leistungen aufgebracht werden müssen. 


DIE DEUTSCHEN KRIEGSBESCHÄDIGTEN 

(in Tausend) 



In den Weltkriegen *!;X; einberufene Soldaten 
Quelle: Zahlenbilder 


verwundete Soldaten 


Dieser Tatsache, daß die Ansprüche der Kriegsopfer auf lange Zeit befriedigt 
werden müssen, muß das Gesetz vor allem Rechnung tragen. Es ist eine 
erschütternde Erfahrung, daß diese Folge des Krieges noch fortdauern wird, 
wenn längst eine neue Generation aufgewachsen ist. Heute noch, mehr als 
ein Menschenalter nach dem Ende des Ersten Weltkrieges, leben allein in 
der Bundesrepublik mehr als eine Million versorgungsberechtigter Kriegs¬ 
opfer aus den Jahren 1914—1918! 
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KRIEGSOPFER 


Zahlen sind trocken. Angesichts der leidenden und schmerzerfüllten Men¬ 
schen aber, die hinter ihnen stehen, gewinnen die Ziffern Blut und Leben. 
Heute schon werden rund 4,4 Millionen Versorgungsberechtigte gezählt, ob¬ 
gleich noch 700000 Anträge unerledigt sind. Hinzu treten die 470000 Ver¬ 
sehrten, deren Beschädigung unter 25% liegt; diese erhalten zwar keine 
Rente, können aber jederzeit durch Verschlimmerung ihres Leidens Ver¬ 
sorgungsberechtigte werden. 

Trotz diesen Zahlen ist heute, acht Jahre nach Kriegsende, der Höhe¬ 
punkt der Versorgung noch nicht erreicht. Nach dem Ersten Weltkrieg 
lag er im Jahre 1930. Diesmal wird er vermutlich um 1955 und 1956 fallen. 
Erst dann werden die Waisen der geburtsstarken Jahrgänge 1937 und 1938 
allmählich aus der Versorgung ausscheiden und damit die Kurve langsam 
zum Sinken bringen. 1924 zählte das Reichsgebiet mehr als 2,3 Millionen, 
1938, also eine halbe Generation später, noch 1,6 Millionen Kriegsopfer. 
Aus den unerledigten Anträgen werden etwa 200000 Versorgungsempfän¬ 
ger hervorgehen. Daraus ergibt sich eine Höchstzahl von 4,6 Millionen, 
in denen auch die Opfer des Ersten Weltkrieges enthalten sind. Das bedeu¬ 
tet, daß im Jahre 1980 noch 2 MiZZiorcßrc Versehrte, Witwen, Waisen und Eltern 
auf die Leistungen des jetzt geltenden Gesetzes angewiesen sein werden. 
Viereinhalb Millionen Menschen! Jetzt schon sind es mehr als 1,4 Millionen 
Waisen, 1,1 Million Witwen und Witwer und 250000 Eltern. Vor allem aber: 
jetzt schon mehr als 1,5 Millionen Beschädigte, davon 131649 Beinampu¬ 
tierte, 44412 Armamputierte, 12345 Doppel-, ja sogar Drei- und Vierfach¬ 
amputierte, 56000 Hirnverletzte, 1400 Querschnittgelähmte, mehr als 
34000 Träger künstlicher Augen, ferner 6475 Kriegsblinde, davon 950 mit 
zusätzlichen schweren Beschädigungen, z. B. 142 Blinde ohne Hände —eine 
unendliche Summe des Leides und der Schmerzen. 

Eine nicht zu überhörende Mahnung an die Gesunden zugleich, äußerste 
Opfer zu bringen. Das Deutsche Reich gab für die Beschädigten und Hinter¬ 
bliebenen 1929 1,3 Milharden, 1938 900 Millionen, 1944 (Österreich ein¬ 
begriffen) 3,5 Milliarden Reichsmark aus. Zwei Drittel dieser Zahlen kann 
man auf das heutige Bundesgebiet rechnen. 1948 betrugen die Leistungen 
über 900 Millionen, 1949 schon 1,9 Milliarden DM. 1950, nachdem das 
Bundesversorgungsgesetz in Kraft getreten war, stieg diese Summe auf 
2,3 Milliarden und erhöhte sich 1951 auf etwas über 5,2 Milliarden einschließ¬ 
lich West-Bcr'lin. Für 1952 ist mit ebenso hohen Ausgaben zu rechnen. 

Wenn man die Leistung des Bundes für die Kriegsopfer während der mut¬ 
maßlichen Laufzeit des Gesetzes mit einem Durchschnitt von 2,5 Milliarden 
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DM jährlich annimmt, ergibt sich ein Betrag, der weit höher liegt als das 
gesamte Aufkommen, das aus dem Lastenausgleich erwartet wird. Daran 
ermißt sich, wieviel Mut und Verantwortungsfreudigkeit Bundesregierung 
und Bundestag mit diesem nahezu einstimmig angenommenen Gesetz be¬ 
wiesen haben. 

Das Ziel des Bundesversorgungsgesetzes vom 21. 12. 1950 mußte bestehen 
in der sozialen Sicherstellung aller Anspruchsberechtigten, der Gewährung 
materieller Leistungen, die den voll Erwerbsunfähigen das Existenzminimum 
sichern, und der weitgehenden Unabhängigkeit aller unverschuldet in einen 
sozialen Notstand geratenen Anspruchsberechtigten von Leistungen der 
öffentlichen Fürsorge. 

Das Bundesversorgungsgesetz entspricht diesen Forderungen. Als Kernstück 
der Versorgung stellt es heraus, daß dem Beschädigten alle Heilfürsorgemaß¬ 
nahmen zuteil werden, die zur Wiederherstellung seiner Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit dienen, einschließlich orthopädischer Versorgung nach 
modernen Gesichtspunkten. Auf dem Gebiet der Berufsfürsorge sichert das 
Gesetz dem Beschädigten außerdem einen Anspruch auf alle Maßnahmen, 
die der Erlangung und Wiedergewinnung der beruflichen Leistungsfähigkeit 
dienen und ihn befähigen, sich am Arbeitsplatz und im Wettbewerb mit 
Nichtbeschädigten zu behaupten. 


io 
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VON HAUS UND ACKER VERTRIEBEN 


Wir Heimatvertriebenen verzichten auf Rache und Ver¬ 
geltung. Dieser Entschluß ist uns ernst und heilig im Ge¬ 
denken an das unendliche Leid, welches im besonderen das 
letzte Jahrzehnt über die Menschheit gebracht hat. 

Wir werden jedes Beginnen mit allen Kräften unter¬ 
stützen, das auf die Schaffung eines geeinten Europas ge¬ 
richtet ist, in dem die Völker ohne Furcht und Zwang 
leben können. 

Wir werden durch harte, unermüdliche Arbeit teilnehmen 
am Wiederaufbau Deutschlands und Europas. 

Aus der „Charta der Deutschen Heimatvertriebenen“ vom 
5. 8. 1950. 

Das Potdsamer Abkommen vom 2. 8. 1945 zwischen den Vereinigten Staaten, 
Großbritannien und der Sowjetunion sagt im Artikel 13 zu der Massenaus¬ 
treibung deutscher Menschen aus dem Osten : „Die drei Regierungen haben 
die Frage unter allen Gesichtspunkten beraten und erkennen an, daß die 
Überführung der deutschen Bevölkerung oder von Bestandteilen derselben, 
die in Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind, nach 
Deutschland durchgeführt werden muß. Sie stimmen darin überein, daß jede 
derartige Überführung, die stattfinden wird, in ordnungsgemäßer und hu¬ 
maner Weise erfolgen soll. Da der Zustrom einer großen Zahl Deutscher 
nach Deutschland die Lasten vergrößern würde, die bereits auf den Be¬ 
satzungsbehörden ruhen, halten sie es für wünschenswert, daß der Alliierte 
Kontrollrat in Deutschland zunächst das Problem unter besonderer Berück¬ 
sichtigung der Frage einer gerechten Verteilung dieser Deutschen auf die 
einzelnen Besatzungszonen prüfen soll. Sie beauftragen demgemäß ihre je¬ 
weiligen Vertreter beim Kontrollrat, ihren Regierungen sobald wie möglich 
über den Umfang zu berichten, in dem derartige Personen schon aus Polen, 
der Tschechoslowakei und Ungarn nach Deutschland gekommen sind, und 
eine Schätzung über Zeitpunkt und Ausmaß vorzulegen, zu dem die weiteren 
Überführungen durchgeführt werden könnten, wobei die gegenwärtige Lage 
in Deutschland zu berücksichtigen ist. Die Tschechoslowakische Regierung, 
die Polnische Provisorische Regierung und der Alliierte Kontrollrat in Ungarn 
werden gleichzeitig von Obigem in Kenntnis gesetzt und ersucht, inzwischen 
weitere Ausweisungen der deutschen Bevölkerung einzustellen, bis die betrof¬ 
fenen Regierungen die Berichte ihrer Vertreter an den Kontrollausschuß ge¬ 
prüft haben.“ 
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Als diese Anordnung im August 1945 erging, hatten bereits 4,5 Millionen 
Deutsche infolge des Einmarsches der sowjetischen Armeen in die ostdeutschen 
Gebiete seit Monaten ihre Heimat verlassen und im Innern des Reiches Zu¬ 
flucht gesucht. Ihnen folgten seit Mai 1945 die zwangsweise Ausgewiesenen 
aus den deutschen Provinzen östlich der Oder-Neiße-Linie, aus Polen und 
anderen ost- und südosteuropäischen Ländern. Es war die größte Völker¬ 
wanderung der Geschichte. Von etwa 16,5 Millionen sind nur 14 Millionen 
mit dem Leben davongekommen. Von ihnen durften 2 Milhonen Deutsche 
und Angehörige der deutschen Volksgruppen zunächst in der Heimat bleiben 
oder wurden zwangsweise zurückgehalten 1 . Etwa 2,5 Millionen Deutsche fan¬ 
den auf der Flucht den Tod oder wurden in die Sowjetunion verschleppt. 

4 Millionen der Vertriebenen kamen aus der Tschechoslowakei, Ungarn, 
Jugoslawien und Rumänien; 4 Millionen Menschen, die großenteils vor Jahr¬ 
hunderten in diesen Ländern angesiedelt worden waren. Ihre Vorfahren 
hatten die von ihnen besiedelten Gebiete zu wirtschaftlicher Blüte geführt 
und auch zu ihrem politischen Ansehen nach besten Kräften beigetragen. 
Seit vielen Generationen waren sie Bürger ihrer Heimadänder, aber zu keiner 
Zeit—mit Ausnahme der durch Hitler 1939 in das Reich eingegliederten 
Sudetendeutschen — deutsche Staatsbürger gewesen. 

12 Millionen Deutsche und' Angehörige deutscher Volksgruppen wurden in 
das Gebiet der vier Besatzungszonen Deutschlands hineingepreßt, in dem es 
keine zentrale Verwaltung, keine Länderregierungen und überall erst ueu- 
gebildete Gemeindeverwaltungen gab. Die bisher stets ungestörten mannig¬ 
fachen wirtschaftlichen Verbindungen innerhalb des Reiches waren durch 
willkürliche Zonengrenzen der Besatzungsmächte zerschnitten. Gesetze wurden 
aufgehoben, Recht und Ordnung, die der Nationalsozialismus unterhöhlt hatte, 
befanden sich in voller Auflösung, der Wohnraum in den ausgebombten 
Städten war überwiegend zerstört, die Versorgungslage katastrophal. Plün¬ 
derungen durch Fremdarbeiter waren an der Tagesordnung. 

In dieser Lage traf Massentransport auf Massentransport von Osten ein. 
Züge, vollgestopft mit Vertriebenen, hielten irgendwo. Menschen stiegen 
aus, die nichts besaßen und Furchtbares durchgemacht hatten. Kranke waren 
dabei, verhungernde Kinder, Gebrechliche und Greise; in einem Transport- 

1 Nach den neuesten Schätzungen beläuft sich die Restzahl der Deutschen in den pol¬ 
nisch verwalteten Ostgebieten auf 1120000, und zwar: Schlesien 450000, Pommern 
175000, Südostpreußen 200000, Westpreußen 140000, Wartheland 110000, Ost¬ 
brandenburg 45 000. Im sowjetisch verwalteten nördlichen Teil Ostpreußens befinden 
sich anscheinend fast keine Deutschen mehr. 


BEVÖLKERUNGSBEWEGUNG NACH WESTDEUTSCHLAND 1945—1950 

(Stand: 15. 9. 1950) 


VON HAUS UND ACKER VERTRIEBEN 
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Anteil der Heimatvertriebenen am 13. 9.1950 an der Bevölkerung der Länder der Bundesrepublik 


VON HAUS UND ACKER VERTRIEBEN 


HEIMATVERTRIEBENE UND FLÜCHTLINGE 1 

im Bundesgebiet am 13. 9. 1950 2 



Heimatvertriebene 


Flüchtlinge 


1 In vielen Fällen als T , Zu gewanderte** bezeichnet, was der statistischen Gruppierung' entspricht. 
* Nach dem Wohnsitz am 1.9. 1939. 
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VON HAUS UND ACKER VERTRIEBEN 


Tabelle 1 


HEIMATVERTRIEBENE 1 UND ZUGEWANDERTE 2 



Stand: 13.Sept. 1950 

Stand: Ende 1952 



Heimat¬ 

vertriebene 

Zu¬ 

gewanderte 

Heimat¬ 

vertriebene 

Zuge- 

wanderte 


in 1000 

c M 

fei 5 

■a g C 

.50 > 

in 1000 

O &f 

L n c 

.So! 

in 1000 

in % der 

Gesamtbe- 

völkerung 

in 1000 

in % der 

Gesamtbe- 

völkerung 

Bundesgebiet. 

7876 

16,5 

1555 

3,3 

8 258 

17,0 

1896 

3,9 

davon: 









Schleswig-Holstein.I 

857 

33,0 

134 

5,2 

729 

30,1 

132 

5,4 

Hamburg . 

116 

7,2 

68 

4,2 

150 

8,9 

88 

5,2 

Niedersachsen. 

1851 

27,3 

369 

5,4 

1 746 

26,2 

384 

5,8 

Bremen. 

48 

8,6 

21 

3,8 

63 

10,6 

27 

4,6 

Nordrhein-Westfalen . . . . 

1332 

10,1 

379 

2,9 

1 665 

12,0 

536 

3,9 

Hessen. 

721 

16,7 

166 

3,8 

767 

17,5 

205 

4,6 

Rheinland-Pfalz. 

152 

5,1 

47 

1,5 

238 

7,5 

74 

2,3 

Bayern. 

1929 

21,1 

225 

2,5 

1 890 

20,6 

253 

2,8 

Baden-Württemberg (Länder 
Baden, Württemberg-Baden 









und Württemb.-Hohenzoll.) 

870 

13,4 

146 

2,3 

1 010 

15,1 

197 

2,9 

Außerdem: 









West-Berlin. 

Ost-Berlin. 





152 
49 3 

7,0 

4,1 

200 1 


Sowjetische Besatzungszone. . 





3 800 3 

ca.20,5 4 








12 259 4 





1 Heimatvertriebene sind Personen mit Wohnsitz am 1. 9. 1939 in den deutschen Ost¬ 
gebieten (Gebietsstand vom 31. 12. 1937) unter fremder Verwaltung, im Saargebiet 
oder im Ausland, letztere nur mit deutscher Muttersprache. 

2 Zugewanderte sind Personen mit Wohnsitz am 1. 9. 1939 in Berlin oder im Gebiet 
der sowjetischen Besatzungszone; im allgemeinen also Sowjetzonenflüchtlinge. 

3 Geschätzt. Nach anderen Angaben werden in der Sowjetzone nur noch 2345591 
Ostvertriebene (dort als „Umsiedler“ bezeichnet) registriert. 

1 Teilweise geschätzt. 

zug der Jüngste im Waggon geboren, der Älteste 103 Jahre. Für sie mußten 
Lager und Heime errichtet werden. Bekleidung, Nahrung, Medikamente 
und primitivster Hausrat fehlten. Der Flüchtlingsstrom staute sich vor¬ 
wiegend in den nächsterreichbaren Ländern Schleswig-Holstein, Nieder- 
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Tabelle 2 

DIE ENTWICKLUNG DER ZAHLEN DER HEIMATVERTRIEBENEN 
UND ZUGEWANDERTEN 


in der Bundesrepublik Deutschland vom 29. 10. 1946 bis 1. 10. 1952 
(in Tausend) 


Stichtag 

Bevölkerung 

davon 

Heimatvertriebene 

Zugewanderte 

1000 

O/ 

/o 

1000 

o/ 

/o 

29. 10. 1946 

43 996,8 

5955,4 

13,6 

1021,0 

2,3 

1. 7. 1948 

45 901,2 

6981,0 

15,2 

1172,0 

2,6 

1. 1.1950 

47 193,6 

7681,0 

16,3 

1420,0 

3,0 

13. 9.1950 

47 695,7 

7876,2 

16,5 

1555,1 

3,3 

1.10.1951 

48 195,3 

8082,5 

16,8 

1718,9 

3,6 

1. 4. 1952 

48 370,6 

8143,6 

16,8 

1785,7 

3,7 

1. 7. 1952 

48 478,1 

8174,5 

16,9 

1817,5 

3,7 

1. 10. 1952 

48 593,5 

8214,4 

16,9 

1857,1 

3,8 


Sachsen und Bayern, deren Bevölkerungsdichte dadurch in untragbarem Aus¬ 
maß erhöht wurde. 

Erst Ende 1946 war der Zustrom von Vertriebenen in Massentransporten zu 
Ende. Inzwischen waren in den Kreisen und Regierungsbezirken besondere 
Flüchtlingskommissare eingesetzt worden; aber diese standen häufig vor Auf¬ 
gaben, die kaum lösbar waren. Es wird in der Geschichte dieser ersten Nach¬ 
kriegsjahre immer als eine nicht nur organisatorisch, sondern vor allem auch 
sittlich hohe Leistung fortleben, in welcher Weise der überwiegende Teil der 
einheimischen Bevölkerung und der Heimatvertriebenen es verstanden hat, 
eine Katastrophe zu verhindern. Hierzu trugen der entschiedene Wille der 
Vertriebenen, die Existenz zu behaupten, ebenso bei wie die Hilfsbereitschaft 
der Einheimischen. 

Der Versuch, durch Selbsthilfe der Vertriebenen zum mindesten regional Ab¬ 
hilfe zu schaffen, scheiterte Ein dem Verbot der Besatzungsmächte, die jeden 
Zusammenschluß untersagten. 

Erst allmählich formten sich aus dem Chaos der ersten Monate nach der Kapitulation 
neue Verwaltungskörper, die sich mit der Not und der Verteilung der Vertriebenen 
beschäftigten. Als erste behördliche Organe auf höherer Ebene waren dies die Landes¬ 
flüchtlingsverwaltungen in der Amerikanischen Zone. Nach Errichtung des süddeutschen 
Länderrates in Stuttgart und der Landesregierungen der Britischen Zone erhielten diese 
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Flüchtlingsverwaltungen weitgehende Vollmachten. Das Jahr 1947 brachte die Arbeits¬ 
gemeinschaft der Flüchtlingsverwaltungen in den beiden angelsächsischen Besatzungszonen, 
die nun in ständigem Kontakt standen und ihre Maßnahmen miteinander abstimmten. 

Im Frühjahr 1947 wurde das erste gemeinsame Flüchtlingsgesetz für die 
Länder der US-Zone beschlossen. Ähnliche Gesetze für die Länder der Briti¬ 
schen Zone folgten. Darin wurde die völlige Gleichberechtigung der Heimat¬ 
vertriebenen mit der einheimischen Bevölkerung anerkannt. 

Seit 1948 finden wir Heimatvertriebene als Abgeordnete politischer Parteien im er¬ 
weiterten Wirtschaftsrat der Doppelzone. Sie gründeten einen Vertriebenen-Ausschuß, 
der sich vor allem für die Eingliederung seiner Leidensgenossen einsetzte. 

Entscheidend für die weitere Entwicklung war Ende 1948 der Beschluß des 
Wirtschaftsrates, ein eigenes Amt für die Fragen der Heimatvertriebenen 
zu schaffen. Im März 1949 wurde die Arbeitsgemeinschaft der Flüchtlings¬ 
verwaltungen in dieses Amt überführt, das alle Maßnahmen im Interesse der 
Vertriebenen zu koordinieren suchte. Hauptleistungen dieser Periode waren 
das Flüchtlingssiedlungsgesetz, die Einbeziehung der Vertriebenen in die 
Marshallplanhilfe, das Soforthilfegesetz und die Aufklärung des Auslandes. 

Als die Vorbereitungen zur Währungsreform 1948 in Gang kamen, wurde 
von deutscher Seite vorgeschlagen, die Währungsumstellung mit dem Lasten¬ 
ausgleich zu verbinden. Die Vertriebenen sollten dadurch die baldige Mög¬ 
lichkeit erhalten, sich mit den aus dem Lastenausgleich fließenden Mitteln 
eine neue Existenz zu gründen. Gleichzeitig sollten sie für ihre Vermögens¬ 
verluste entschädigt werden. Es ist heute unbestritten, daß dieser deutsche 
Vorschlag den psychologischen Moment erkannt hatte, in dem ein wirklicher 
Lastenausgleich am leichtesten durchzuführen gewesen wäre. Leider waren 
die Besatzungsmächte der Meinung, das Vertriebenenproblem und somit auch 
der Lastenausgleich gingen nur Deutschland an, während die Währungs¬ 
reform eine alliierte Angelegenheit war. Deshalb mußte zunächst das Sofort¬ 
hilfegesetz geschaffen werden, um den schlimmsten Notstand der Vertriebenen 
zu überbrücken, bis durch ein neues Gesetz ein wirklicher Lastenausgleich 
ermöglicht werden konnte. 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik vom Mai 1949 bestätigte in Artikel 116 
die völlige rechtliche Gleichstellung der Vertriebenen mit den Einheimischen 
und schuf gleichzeitig die Grundlage für weitere Maßnahmen im Interesse 
der Vertriebenen. 

Aus dem Amt für Fragen der LIeimatvertriebenen entstand das Bundes¬ 
ministerium für Vertriebene. Seine Wirksamkeit war von Anfang an durch 
den föderalistischen Auf hau des Bundes begrenzt. Nach wie vor ist es in erster 
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Linie Sache der Länder, die Vertriebenen zu betreuen und die von den 
Landesregierungen und der Bundesregierung beschlossenen Gesetze durch¬ 
zuführen. Der Leitgedanke der neuen Gesetzgebung war, die Vertriebenen 
in das Wirtschaftsleben der Bundesrepublik einzu gliedern und nicht nur zu 
beschäftigen, und sie in der neuen Heimat seßhaft zu machen. Die neuen 
Gesetze sollten also den Vertriebenen kein Sonderrecht bringen, sondern ihnen 
beim Aufbau einer neuen Existenz annähernd gleiche Startbedingungen mit 
den Einheimischen geben. Schließlich hatten sie auch den Zweck, Lasten, 
die durch das Einströinen der Vertriebenen entstanden waren, in gerechter 
Weise zu verteilen. 

Um die Vertriebenen zweckmäßig einzugliedern, waren zwei Voraussetzungen 
vordringlich: Man mußte sie an geeignete Arbeitsplätze bringen und dort für 
menschenwürdige Unterkunft sorgen; oder es mußten neue Arbeitsplätze an 
ihrem derzeitigen Wohnort geschaffen werden. Die langwährende Untätig¬ 
keit vieler Eleimatvertriebener in den Aufnahmeländern bedeutete, ebenso 
wie das demoralisierende Leben in den Lagern, auf lange Sicht eine schwere 
soziale Gefahr. Daher mußten die Hauptaufnahmeländer Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen und Bayern von der Überzahl der Vertriebenen entlastet wer¬ 
den, was nur im Wege der Umsiedlung geschehen konnte. Diese gehörte des¬ 
halb zu den wichtigsten Maßnahmen, die zu ergreifen waren. Seit dem Spät¬ 
herbst 1949 bis in naher Zukunft werden rund 600000 Vertriebene umgesie¬ 
delt worden sein. Ein drittes Programm, das nochmals 500000 Umsiedler 
umfaßt und schon weitgehend finanziert ist, wird bis 1954 durchgeführt 
werden. 

Um diese Leistung zu würdigen, sei zum Vergleich auf die Umsiedlung der Griechen 
und Türken im Jahre 1923 verwiesen. Nach den Bestimmungen des Friedens von 
Lausanne wurden damals im Verlauf von sieben Jahren insgesamt 1,7 Millionen Men¬ 
schen repatriiert. Zu diesem Zweck stellte der Völkerbund 50 Millionen Goldpfund, 
nach damaligem Wert eine Milliarde Mark, zur Verfügung. Der Transport wurde 
kostenlos durchgeführt. 

LIeu te betragen die Kosten einer Umsiedlung von je 300000 Heimatvertriebenen 
einschließlich des Wohnungsbaues bereits 1 Milliarde DM. Diese Ausgabe 
muß — neben dem allgemeinen Aufbau — nach dem verlorenen Krieg mit 
seinen schweren Folgelasten aufgebracht werden. Dazu wird die behördlich 
gelenkte Umsiedlung dauernd erschwert und gestört durch den ununter¬ 
brochenen Zustrom von Zuwanderern aus der Sowjetzone. Ihre Zahl beläuft 
sich jetzt im Durchschnitt auf rund 50000 im Monat. Insgesamt sind bisher 
über 1,9 Millionen Zugewanderte aus der Sowjetischen Besatzungszone re¬ 
gistriert worden; das macht mehr als 5,9% der Gesamtbevölkerung aus. Sie 
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Tabelle 3 

1. DIE WOHNPARTEIEN IM BUNDESGEBIET 
IN NORMAL- UND NOTWOHNUNGEN 
Stand: 13. 9. 1950 


Art der Unterbringung: 

Gesamtbevölkerung 

Heimatvertriebene 

i Übrige Bevölkerung 

Wohnpar¬ 
teien insges. 

Anteil 

Wohnpar¬ 
teien insges. 

Anteil 

Wohnpar¬ 
teien insges. 

Anteil 

Wohnungsinhaber 
in Normalwohnungen . 

9417229 

61,7 

581284 

23,0 

22,4 

8 835 945 

69,4 

Untermieter 
in Normal Wohnungen . 

5216644 

34,2 

1728936 

68,4 

66,6 

3 487 708 

27,4 

Wohnungsinhaber 
in Notwohnungen . . 

536801 

3,5 

184244 

■ 

7,1 

352557 

2,8 

Untermieter 
in Notwohnungen . . 

89 952 

0,6 

33576 


1,3 

56376 

0,4 

Summe. 

15260626 

100,0 1 

2528040 

100,0 

97,4 


100,0 

Außerdem: Wohnungslose 
Eingewiesene in Unter¬ 
künften außerhalb von 
Normalwohnungen . . 

135 228 

1 

66878 


2,6 

6835C 


Insgesamt. 

15395854 


2594918 

— 

100,1 

12800936 

— 


2. DIE WOHNPARTEIEN IM BUNDESGEBIET IN NORMAL- UND NOT¬ 
WOHNUNGEN NACH WOHNDICHTEKLASSEN AM 13. SEPTEMBER 1950 
Von je 100 Wohnparteien der Heimatvertriebenen und der übrigen Bevölkerung waren: 


Wohndichte je Raum 

Wohnungs¬ 
inhaber in 
Normal¬ 
wohnungen 

Untermieter 
in Normal¬ 
wohnungen 

Wohnungs¬ 
inhaber in 
Notwoh¬ 
nungen 

Untermieter 
in Not¬ 
wohnungen 

alle 

Wohnungs¬ 

gruppen 

zusammen 

» 

Ej 

2 fc 
> 

01 

•S?3 

Qca 

Heim.- 

vertr. 

CU 

2 •> 
ÜB 

Heim.- 

vertr. 

•E 

; g| 

üL, > 

<D A 

; gj 

H 

Übrige 

Bevölk. 

weniger als 1,25 Pers. 

8,2 

45,4 

22,1 

13,4 

1,4 

1,0 

I 


32,1 

60,0 

1,25 bis 2,00 Pers. . 

11,1 

20,7 

27,7 

9,6 

2,9 

1,1 



42,2 

31,5 

mehr als 2,00 Pers. . 

3,7 

5,3 

18,6 

4,4 

3,0 


19 


25,7 

8,5 

Summe ...... 

23,0 

69,4 

68,4 

27,4 

7,3 

2,8 

1,3 

0,4 

100,0 

100,0 


Quelle: Bundesministerium für Vertriebene 
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Tabelle 4 

VERTRIEBENENBETRIEBE IN DER LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 
(nach der Bodenbenutzungserhebung vom Mai 1952) 


Größenklassen in ha 

Land- und forstwirtschaftliche He triebe, deren Inhaber 
Heimatvertriebene sind 

Anzahl 

der 

Betriebe 

mit einer Betriebsfläche in ha 

insgesamt 

davon 

Ackerland 

sonstige 

landwirt¬ 

schaftlich 

benutzte 

Fläche 

sonstige 

Betriebs¬ 

fläche 

0,5 bis unter 2 ha ... 

8464 


5016 

2645 

969 

2 „ „ 5 „ ... 

5118 

16 482 


5 906 

1546 

5 ,, ,, 10 ,, ... 

4 502 

32 932 

18862 

10980 

3090 

10 „ „ 20 „ ... 

5198 

73 458 

42882 

22878 

7698 

20 ,, ,, 50 ,, ... 

2388 

70 396 

36568 

22 923 

10905 

50 „ „ 100 „ ... 

395 

26411 

13605 

7151 

5655 

100 und mehr ha. 

147 

29 820 

12630 

6208 

10982 

Zusammen. 

26212 

258129 

138593 

78691 

40 845 


Quelle: Bundesministerium für Vertriebene. 


Zu den in der Bodenbenutzungserhebung 1952 festgestellten Zahlen kommen noch 
diejenigen Betriebe, die auf dem Wege der Einheirat erworben worden sind. Das 
Soziographische Institut in Frankfurt am Main schätzt ihre Zahl auf 3800. Die bisher 
bekanntgewordene Ziffer über die Eingliederung der heimatvertriebenen Landwirte 
(ca. 40000 Betriebe) beruht im wesentlichen auf Feststellungen des Bundesministe- 
ri ums für Ernährung über die auf dem Wege des Flüchtlingssiedlungsgesetzesgewonuenen 
Siedlerstellen. Die methodischen Unterlagen (insbesondere hinsichtlich der Erfassung 
der Betriebe unter 0,5 ha) sind aber so verschieden, daß ein Vergleich beider Ergeb¬ 
nisse zur Zeit noch nicht gezogen werden kann. 


müssen zusätzlich zu den 8,2 Millionen Heimatvertriebenen in Arbeit und 
menschenwürdige Unterkunft gebracht werden. 

Der Wohnungsbau gehört deshalb zu den dringendsten Aufgaben der Bundes¬ 
republik. Wie unbefriedigend die Art der Unterbringung der Heimatver¬ 
triebenen und die Belegungsdichte ihrer Wohnungen noch Ende 1950 war, 
geht aus der Wohnungszählung 1950 hervor. Danach verfügten erst 22,4°/ 0 
der heimatvertriebenen Wohnparteien als Wohnungsinhaber über eine 
eigene Wohnung, während 77,6°/ 0 als Untermieter in Notwohnungen oder 

1 Siehe Tabelle 5. 
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als wohnungslose Eingewiesene in Notunterkünften untergebracht waren. 
Die Notunterkünfte und das enge Zusammenleben infolge der Überbelegung 
bedeuten eine große Gefahr für die Gesundheit und die Moral. 

Obwohl die Bundesrepublik mit ihrer jährlichen Bauleistung alle anderen 
europäischen Länder übertrifft, ist der Fehlbedarf an Wohnungen für Ver¬ 
triebene und Einheimische noch immer sehr groß. Zu dem überkommenen 
Bedarf tritt ein zusätzlicher infolge des natürlichen Bevölkerungszuwachses 
und des Zustroms aus der Sowjetzone. 

Die Volkszählung hat ergeben, daß noch etwa 5,3 Millionen Vertriebene in 
Notwohnungen und Notunterkünften (darunter rund 300000 in Lagern) sowie 
als Untermieter wohnen müssen, obwohl bisher für den Wohnungsbau bis 
zum Anlaufen des Lastenausgleichs allein im Rahmen der Umsiedlung von 
Bund und Soforthilfe etwa 800 Millionen DM aufgewendet worden sind. Der 
auf diese mehr als 5 Millionen Heimatvertriebenen entfallende Bedarf beträgt 
mindestens 1,5 Millionen Wohnungen. Dazu treten weitere 600000 Woh¬ 
nungen für die Sowjetzonenflüchtlinge. 

Die verantwortlichen Stellen sind deshalb ständig bestrebt, die Wohnver¬ 
hältnisse durch Neubau und Umsiedlung zu verbessern. Bis Ende 1952 wurden 
etwa 350000 Wohnungen für Heimatvertriebene neu gebaut. Bei einem Durch¬ 
schnittssatz von 4 Personen je Familie waren somit zu diesem Zeitpunkt 
1,4 MMionen Heimatvertriebene in Neubauten untergebracht. Außerdem haben 
rund 2 Millionen in 500 000 vorhandenen Wohnungen Unterkunft gefunden. 
Eine schwere Aufgabe ist die Wiederansiedlung der rund 300 000 vertriebenen 
selbständigen bäuerlichen Familien, während die 200 000 Landarbeiterfamilien 
zum größten Teil verhältnismäßig leicht eingegliedert und untergebracht 
werden konnten. Als gesetzliche Grundlage, um neue Bauernstellen schaffen 
zu können, wurde am 10. 8. 1949 das Flüchtlingsumsiedlungsgesetz erlassen, 
das bis zum 31.12.1952 die Übergabe von mehr als 35 000 landwirtschaftlichen 
Betrieben durch Kauf oder langfristige Pachtung an Heimatvertriebene ermög¬ 
licht hat 1 . An Mitteln wurden hierfür 564 Millionen DM aufgebracht. Durch 
das Lastenausgleichsgesetz und das Bundesvertriebenengesetz wird die Ansied¬ 
lung heimatvertriebener Bauern weiter erheblich gefördert werden. Im Mai 
1952 wurde im Rahmen der allgemeinen Bodenbenutzungserhebung die Zahl 
der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (mit mindestens 0,5 ha Betriebs¬ 
fläche), deren Inhaber Heimatvertriebene sind, festgestellt 1 . 

Die Vertriebenen eingliedern heißt in erster Linie, ihnen Arbeitsplätze von 
Dauer und entsprechend ihrer Qualifikation zu schaffen. Noch im Frühjahr 
1 Sie Ke Tabelle 3. 
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EINHEIMISCHE 

UND HEIMATVERTRIEBENE BEVÖLKERUNG 

Bevölkerung am 1. 10. 1952 


Einheimische 83 % Vertriebene 

17% 

Unter 100 Deutschen in der Bundesrepublik ........ sind rd. 17 Vertriebene 


Arbeitslose 


Einheimische Bevölkerung 69,9 % Vertriebene 30,1 % 

Unter 100 Arbeitslosen.sind rd. 30 Vertriebene 


Selbständige Erwerbs tätige 

Einheimische 94,6 % Vertriebene 5, 

Angestellte 



Beamte 



Arbeiter 

Einheimische 79,3 % Vertriebene 20,7 % 
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1950 betrug ihr Anteil an den Arbeitslosen im Bundesgebiet 53°/ 0 . Diese 
Zahl konnte bis Herbst 1952 auf 29°/ 0 gesenkt werden. An dem Rückgang 
der Arbeitslosigkeit insgesamt, der von Ende Februar bis zum 31. 10. 1952 
865000 Köpfe betrug, waren die vier Hauptflüchtlingsländer (Schleswig-Hol¬ 
stein, Niedersachsen, Bayern und Hessen) mit 68°/ 0 beteiligt: Ende Februar 
1952 hatten sie zusammen 1,25 Millionen Arbeitslose, Ende Oktober nur noch 
677000. In der Zeit vom 1. 11. 1951 bis 1. 11. 1952 nahm die Zahl der Ar¬ 
beitslosen im gesamten Bundesgebiet um 186000 ab; an dieser Abnahme wa¬ 
ren die Flüchtlingsländer mit 147000 Köpfen oder 80°j o beteiligt. 

Um die Heimatvertriebenen in Dauerarbeit zu bringen, wurden drei große 
Programme durchgeführt: das 300-Millionen-Schwerpunkt-Programm 19)0, 
das Sanierungsprogramm für die Notstandsgebiete und eine besondere Aktion, 
um Dauerarbeitsplätze zu errichten. Dieses letzte Programm wurde vom 
Hauptamt für Soforthilfe finanziert. Bis August 1952 waren für insgesamt 
rund 28000 Arbeitsplätze 90 Millionen DM bewilligt. Fliervon entfallen 
35 Millionen DM auf Yertriebenenbetriebe, die damit 10 700 Arbeitsplätze 
schufen. Die Bundesregierung beschloß im Mai 1951, vertriebene Unter¬ 
nehmer bei der Vergebung öffentlicher Aufträge besonders zu berücksich¬ 
tigen. Trotz all diesen Maßnahmen betrug im Juli 1952 die Zahl der arbeits¬ 
losen Heimatvertriebenen immer noch 340 000. 

Ein großer Teil der Vertriebenen, die wieder beschäftigt sind, hat allerdings, 
wie die Tabelle 5 zeigt, noch auf die frühere wirtschaftliche Selbständigkeit 
verzichten müssen. Während vor der Vertreibung rund 35°/ 0 selbständig 
waren oder in der Familie mithalfen, ist dieser Anteil auf 8°/ 0 abgesunken; 
der Anteil der Unselbständigen ist entsprechend von 65°/ 0 auf 92°/ 0 ge¬ 
stiegen. Von denjenigen, die in nichtselbständiger Tätigkeit arbeiten, sind 
etwa 20°/ 0 nicht mehr in ihren früheren Berufen tätig. Ein Zeichen des 
starken Arbeitswillens der Vertriebenen ist die Tatsache, daß sie überwiegend 
Stellungen angenommen haben, die wenig lohnend sind und deshalb von 
der einheimischen Bevölkerung weniger begehrt werden. Man schätzt, daß 
bisher etwa 33°l 0 erträglich in einen Beruf eingegliedert wurden, etwa 45°/ 0 
sich noch im Anfangsstadium der beruflichen Eingliederung befinden und 
etwa 20°/ 0 noch keine Aussicht auf eine solche haben. 

Die Gesamtzahl der Industrieunternehmen von Vertriebenen im Bundesgebiet 
wurde im Dezember 1932 mit 6070 festgestellt, die Zahl der Handwerksbetriebe 
auf 39 000 geschätzt (einschließlich der Handwerksbetriebe Zugewanderter). 
Die Eingliederung dieser Unternehmen hat eine beträchtliche Erhöhung des 
Sozialproduktes zur Folge gehabt. 
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Kanada 13,9 Mill. 


Heimatvertriebene 
in Deutschland 
12,2 Mill. 


8,2 Mill. Heimat- 
vertriebene 
1,9 Mill. Flüchtlinge 
in der B’republik; 
zusammen 10,lMilI. 


Schweiz Dänemark 
4,7 Mill. 4.3 Mill. 


BEVÖLKERUNGSGEWINN UND -VERLUST 
der Bundesrepublik Deutschland 1939 —1952 
Millionen Millionen 



Die gewerbliche Wirtschaft der 
Vertriebenen und die Gründung 
von Existenzen in freien Berufen 
wurde von der Bundesregieru ng 
durch Kredite nachhaltig geför¬ 
dert. Bisher wurden 409 Mil¬ 
lionen DM vom Bund und aus 
Soforthilfemitteln zur Verfü¬ 
gung gestellt. Weitere Mittel 
flössen aus dem Investitionspro¬ 
gramm der ECA, dem ERP- 
Sondervermögen und dem Ar¬ 
beitsbeschaffungsprogramm. 
Durch den Einsatz dieser Kre¬ 
ditmittel ist es gelungen, an¬ 
nähernd 200 000 Vertriebene 
wieder in eine selbständige Exi¬ 
stenz in Gewerbe, Handel und 
in freien Berufen zu bringen. 
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Tabelle 5 


DIE GLIEDERUNG DER ERWERBSPERSONEN UNTER DEN 
HEIMATVERTRIEBENEN VOR DER VERTREIBUNG UND 1950 


Stellung- im Beruf 

Erwerbs 
unter den Hein 
in 

vor der 
Vertreibung 

personen 

natvertriebenen 

o/ 

/o 

1950 

Selbständige... 

14,8 

5,2 

Mit helfende Familienangehörige. 

20,5 

1,8 

Beamte.. 

5,4 

5,7 

Angestellte.. 

10,5 

14,5 

Arbeiter. 

49,2 


Zusammen 

100,0 

100,0 


Aus der Erkenntnis, daß ein eigenes Finanzierungsinstitut notwendig ist, um die Ver¬ 
triebenen ausreichend mit Krediten zu versorgen, schlug der Bundesminister für Ver¬ 
triebene vor, eine Vertriebenen-Bank zu gründen. Sie wurde am 12. 5. 1950 mit einem 
Grundkapital von 5 Millionen DM errichtet, das aus Gegenwertmitteln des Marshall- 
Plans gegeben wurde. Diese Bank, die als Refinanzierungsinstitut wirkt, entwickelte 
sich so günstig, daß ihre Bilanzsumme sich inzwischen auf 800 Millionen DM beläuft. 
Infolge der engen Zusammenarbeit der Bank mit dem Hauptamt für Soforthilfe er¬ 
schien es zweckmäßig, ihren Aufgabenkreis auch auf die Kriegssachgeschädigten und 
andere durch die Soforthilfe oder den Lastenausgleich begünstigte Personenkreise 
auszudehnen. Seit der Verabschiedung des Lastenausgleichsgesetzes ist der Bank die 
Aufgabe zugefallen, alle im Rahmen des Lastenausgleiehes zu vergebenden Kredite 
zu verwalten. 

Um die Größenordnung der Probleme, die der Bundesregierung gestellt sind, 
ermessen zu können, muß man sich gegenwärtig halten, daß die Zahl der 
Heimatvertriebenen und Flüchtlinge in der Bundesrepublik die Einwohner¬ 
zahlen Australiens (8 Millionen) oder von Dänemark und der Schweiz zu¬ 
sammen (9 Millionen) inzwischen weit hinter sich gelassen hat. Vor dem 
Zweiten Weltkrieg lebten im heutigen Bundesgebiet 39350000 Einwohner. 
Heute sind es — trotz schwersten Kriegsverlusten — etwa 48 700000. Ein¬ 
schließlich West-Berlins sind auf einem Raum, der 52,3°/ 0 des früheren 
Reichsgebietes umschließt, 73°/ 0 der Bevölkerung Deutschlands aus dem 
Jahre 1939 zusammengedrängt. 

Durch die Heimatvertriebenen ist die Bevölkerung des Bundesgebietes auf 
196 Personen je Quadratkilometer angestiegen. Kein anderes Land Europas 
— außer vielleicht den Niederlanden —hat eine vergleichbare Bevölkerungs- 
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DER SONNE-PLAN 


Die Schaffung von 
110 000 neuen 
Arbeitsplätzen in 
Industrie und 
Handwerk; Ein¬ 
richtungen für 
Berufsschulung 


Die Einrichtung 
von Heimindu¬ 
strien und Han¬ 
delsgeschäften 



Die Entwicklung 
von lOOOoO neuen 
Landwirtschafts¬ 
betrieben ein- 
schlieülich Land- 
gewinuungs- 
pläuen 



Die Umsiedlung 
von 700000 
Flüchtlingen an 
andere Orte 
Deutschlands 


1 000000 oder 
mehr neue Häuser 


Vorhaben sozialer 
Wohlfahrtspflege 
Leitung und 
Schulung der 
Jugend 



dichte bei ähnlicher Wirt¬ 
schafts grundlage. Groß britan- 
nien und Belgien liegen zwar 
in den Heimatländern noch 
etwas darüber, haben aber 
Kolonien und Dominien als 
ergänzenden Wirtschafts¬ 
raum. Die Zahl von 196 Men¬ 
schen gewinnt erst Farbe, 
wenn man bedenkt, daß 
Frankreich (Mutterland ohne 
Kolonien) auf den Quadratki¬ 
lometer 76 Einwohner hat; 
die Vereinigten Staaten haben 
sogar nur 19, also genau ein 
Zehntel der deutschen Bevöl¬ 
kerungsdichte, und die So- 
wjetunionmit9Menschennur 
den zweiundzwanzigsten Teil 
aufzuweisen. Durch den Ver¬ 
lust der deutschen Ostprovin¬ 
zen stieg die Abhängigkeit 
Deutschlands von Lebensmit¬ 
teleinfuhren aus dem Auslande 
von 20 auf 40°l o . 

* 

ImMärz 1951 überreichte der 
amerikanische Bankier H. C. 
Sonne, der Leiter einer ECA- 
Kommission für Flüchtlings¬ 
fragen, dem Bundeskanzler 
einen Bericht mit Vorschlägen 
über die Eingliederung der 
Vertriebenen. Dieser Bericht 
ging auf den Wunsch der Bun¬ 


desregierung zurück und war von amerikanischen und deutschen Sachverstän¬ 


digen gemeinsam ausgearbeitet worden. Er stellt fest, daß eine Lösung der 
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Vertriebeilenfrage von einer entsprechenden Gesundung und Erweiterung der 
westdeutschen Wirtschaft abhängig sei. Das von Mr. SONNE entwickelte Pro¬ 
gramm sieht einen Zeitraum von 6 Jahren für seinen Ablauf vor. Den finan¬ 
ziellen Aufwand beziffert der Bericht auf etwa 12,3 Milliarden DM (nach dem 
Preisstand vom März 1951). Bis zu 30°/ 0 der erforderlichen Sondermaßnahmen 
sollen durch Ausländsanleihen finanziert werden. 

Die Bundesregierung hat die in dem Bericht aufgezeigten Wege verfolgt. 
Gegenüber dem Jahre 1951 haben sich jedoch die Zahl der Flüchtlinge und 
die zugrundegelegten Preise wesentlich erhöht. Die Erträge vorgeschlagener 
Steuerreformen mußten zum großen Teil für erhöhten Bedarf an Besatzungs¬ 
und Verteidigungskosten verwendet werden. Die Aussichten für eine Aus¬ 
ländsanleihe sind trotz allen Bemühungen der Bundesregierung noch nicht 
hinreichend geklärt. Zudem setzte die Verwirklichung des Planes die Rege¬ 
lung internationaler Fragen von grundsätzhcher Bedeutung voraus, wie der 
allgemeinen Schuldenregelung, des Abkommens zwischen Deutschland und 
Israel und der Normalisierung des Verhältnisses zu den Westmächten. 

Eine der Vorbedingungen, um den SONNE-Bericht zu verwirklichen, war die 
Annahme des Lastenausgleichsgesetzes als Zeichen des deutschen Willens zur 
Selbsthilfe bis zur höchstmöglichen Grenze. Dieses große, alle Schichten der 
Bevölkerung berührende Gesetz wurde schon bald nach Bildung der Bundes¬ 
regierung in Angriff genommen. Unzählige schwierige Fragen mußten in 
Kommissionen und Besprechungen geklärt und die berechtigten Forderungen 
der Vertriebenen und der übrigen Geschädigten mit den wirtschaftlichen 
Möglichkeiten in Einklang gebracht werden. Ende 1950 wurde der Regie¬ 
rungsentwurf zum Lastenausgleich den gesetzgebenden Körperschaften zu¬ 
geleitet, am 18. 8. 1912 das Lastenausgleichsgesetz endgültig verabschiedet. 
Es löst die Leistungen aus dem Soforthilfegesetz ab, in dessen Laufzeit an¬ 
nähernd 6,1 Milliarden DM für die Vertriebenen und Kriegssachgeschä- 
digten für verschiedene Zwecke ausgeschüttet wurden. 

Das Lastenausgleichsgesetz belastet jedweden Besitz abgestuft bis zu 10°f 
seines Wertes. Die Belastung ist zinstragend und in 27 Jahresraten abzu¬ 
zahlen. Die Beträge fließen in einen Spezialfonds außerhalb des Bundeshaus¬ 
halts und dienen dazu, den Heimatvertriebenen, Kriegssachgeschädigten und 
anderen geschädigten Bevölkerungsgruppen Hilfe und teilweise Entschädi¬ 
gung für ihre Verluste zuteil werden zu lassen. Das jährliche Gesamtauf¬ 
kommen beläuft sich auf ungefähr 2,7 Milliarden DM. 

Die Bemühungen des Bundesministeriums für Vertriebene um die soziale 
Betreuung der Vertriebenen , an der auch andere Stellen beteiligt sind, finden 
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ihren Ausdruck in dem Gesetz über die Versorgung der Kriegsopfer vom 
20. 12. 1950, der Berücksichtigung der Ansprüche aus betrieblichen Alters¬ 
versicherungseinrichtungen und der Förderung des Müttergenesungsuierks , 
in dessen Rahmen viele heimatvertriebene Mütter Erholung finden. Für 
heimatvertriebene Frauen, die auf eigenen Erwerb angewiesen sind, konnten 
Arbeitsplätze vermittelt werden. In Zusammenarbeit mit den Bundes¬ 
ministerien des Innern und für Arbeit sowie den Jugendverbänden und der 
UNICEF (dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen) wird ständig ver¬ 
sucht, der Berufsnot und der Arbeitslosigkeit der heimatvertriebenen Jugend 
entgegenzuwirken. Deutsche Kinder und Jugendliche, die in den letzten 
Jahren aus den polnisch besetzten deutschen Ostprovinzen oder aus Südost- 
Europa ausgewiesen wurden, werden besonders betreut. Aus Sonderzuwen¬ 
dungen und mit Hilfe der deutschen Länder konnten seit 1949 Rohstoffe im 
Werte von 11,5 Millionen DM in deutschen Betrieben zu Bekleidungsstücken 
verarbeitet werden. Nach Abschluß des vierten Hilfsprogramms der UNICEF 
werden etwa 2 Millionen Kinder hauptsächlich aus dem Kreis der Heimat¬ 
vertriebenen damit versehen sein. Von 1949 bis 1951 wurden je 5 Millionen 
Vertriebenen jährlich auf der Eisenbahn Fahrpreisermäßigungen gewährt. 
Für 1952/53 sind je etwa 2 Millionen solcher Ermäßigungsscheine vor¬ 
gesehen. 

Eine wirkliche Eingliederung der Vertriebenen ist keineswegs auf materielle 
Fragen beschränkt. Die Vertriebenen werden sich im Bundesgebiet erst dann 
heimisch fühlen, wenn sie auch kulturell wirksam betreut werden. Eine 
wichtige Aufgabe ist es, das große ostdeutsche Kulturerbe zu pflegen und 
kulturell schöpferische Kräfte aus dem Kreis der Heimatvertriebenen zu 
fördern. Damit soll gleichzeitig die besondere Notlage der heimatvertriebenen 
Künstler und Wissenschaftler gemildert werden. 

Durch ein Gesetz zu Artikel 131 des Grundgesetzes wurden die Rechtsver¬ 
hältnisse der verdrängten Personen des öffentlichen Dienstes geregelt. 

Im Zuge einer fortschreitenden Besserung der wirtschaftlichen Lage sollen gewisse 
Hechte, die jetzt noch eingeschränkt sind, erweitert und dem künftigen Beamtengesetz 
des Bundes angeglichen werden. Durch dieses Gesetz sollten vor allem die verdrängten 
Personen des Öffentlichen Dienstes einen klaren Versorgungsanspruch erhalten und 
wieder in ein festes Rechtsverhältnis gebracht werden. Die Dienstherren des öffent¬ 
lichen Rechtes wurden verpflichtet, 20 % ihrer Planstellen mit verdrängten Personen 
des öffentlichen Dienstes zu besetzen. Für die Berufsangehörigen der ehemaligen 
Wehrmacht wurden im gleichen Zusammenhang Sonderbestimmungen getroffen. 

Das ,, Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge'' ‘ — 
kurz Bundesvertriebenengesetz genannt — ist durch den Bundestag verab- 
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schiedet worden. Dieses Gesetz gehört zu den wichtigsten und grundsätz¬ 
lichen Regelungen, die für die Vertriebenen geschaffen worden sind. Es hat 
zunächst den Personenkreis rechtlich definiert. Die Sowjetzonenflüchtlinge 
werden in der Regel den Heimatvertriebenen gleichgestellt. Außerdem 
bringt das Gesetz Rahmenbestimmungen zur Durchführung der Umsiedlung 
und verpflichtet die Bundesregierung, alljährlich bis zum 1. September einen 
Plan für die Umsiedlung und die erforderliche Finanzierung aufzustellen. 
Die Eingliederung der vertriebenen Bauern und Landwirte als Siedler, Eigen¬ 
tümer oder Pächter soll beschleunigt werden. 

Der Emährungsminister und der Minister für Vertriebene erhalten das Recht, den 
Anteil dieser Gruppe nach Fläche und Zahl der Bauernstellen festzusetzen und Dar¬ 
lehen oder Beihilfen zu gewähren, die den Betrag von je 20 000 DM nicht übersteigen 
sollen. Bei der Verpachtung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke sollen Be¬ 
werber aus dem Kreis der Vertriebenen und der Sowjetzonenflüchtlinge Vorrang vor 
einheimischen Bewerbern haben. E twa 100000 Bauernfamilien sollen so ihrem Beruf 
wieder zugeführt werden. Gewerbliche Vertriebenenbetriebe erhalten besondere 
Steuervergünstigungen, um Investitionen bevorzugt abschreiben zu können. 

* 

Die gleichen Probleme wie für die 1Jeima t vertriebenen bestehen für die 
fast 2 Millionen Zuwanderer aus der Sowjetzone. Die verschärfte Spannung 
zwischen der westlichen Welt und der Sowjetunion hat seit Juni 1952 zu be¬ 
sonders hohen Flüchtlingszahlen aus der Sowjetzone geführt. Diese Zuwande¬ 
rer konzentrieren sich vorwiegend auf Berlin. Sie bestanden ursprünglich in 
der Hauptsache aus politischen Flüchtlingen, deren Verbleiben in der Sowjet¬ 
zone eine Gefahr für ihr Leben oder ihre persönliche Freiheit bedeutet hätte. 
Dieses Bild hat sich inzwischen stark verändert. Neben verhältnismäßig weni¬ 
gen alten und nicht mehr arbeitsfähigen Personen mit Rentenansprüchen 
kommen heute sehr viele Jugendliche und Angehörige mittlerer Jahrgänge 
über die Grenze, die nicht in der Volkspolizei dienen oder sich den sonstigen 
Zwangsmaßnahmen in der Sowjetzone — das gilt vor allem für die Bauern — 
nicht unterwerfen wollen. Die Abwanderung ist so stark, daß die Bevölkerungs¬ 
ziffer der Sowjetzone und Ostberlins seit 1946 nahezu unverändert bei etwa 
18,5 Millionen (17,2 ohne Berlin 1 ) stehengeblieben ist. 

In Berlin haben von 1949 bis 1950 rund 130 000 1 , von 1951 bis Januar 1952 59 264, in 
Gießen 1949 bis 1951 12G 916, in Ülzen 176099 Deutsche aus der Sowjetzone die Aufnah¬ 
me beantragt 2 . Im Jahre 1952 waren es bereits in Berlin 113 419, in Gießen nur 23 405, 
in Ülzen 30082. Inden ersten drei Monaten des Jahres 1953 standen knapp 3000 An- 

1 Schätzung; zuverlässige Angaben fehlen. 

® Siebe die Tabellen 1 und 2. 
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SOWJETZONEN-FLÜCHTLINGE ÜBER WEST-BERLIN 



tragstellem in Gießen und Ülzen zusammen fast 110 000 Anträge in Berlin gegenüber, 
das als einziges Tor nach Westen noch offen geblieben war. 

Im Januar 1953 wurden 10 439, im Februar 14679, im März 40832 Flüchtlinge aus 
Berlin in das Bundesgebiet ausgeflogen ; der Tagesdurchschnitt stieg also von 336 auf 
1317. Seit etwa Mitte März ist der tägliche Ausflug größer als die Zahl der Personen, 
die sich als Flüchtlinge beim Senat von Berlin melden. Der Abbau des Flüchtlings¬ 
staues in Berlin hat damit begonnen. 

Die Sowjetzonenfliichtlinge sind offenkundig Opfer des Kalten Krieges. Die 
materiellen Lasten können daher auf lange Sicht nicht nur von der Bundes¬ 
republik getragen werden. Die Zuwanderer müssen, wenn sie in Berlin ein- 
treffen, ausgestattet und zum größten Teil nach Westdeutschland ausgeflogen 
werden, weil West-Berlin sie nicht zusätzlich unterbringen und ernähren kann. 
Jeder Zuwanderer aus der Sowjetzone, der keine Arbeit findet, kostet nach den 
Wohlfahrtssätzen 1000 DM im Jahr. Daraus allein ergibt sich schon, mit wel¬ 
chen hohen Beträgen die Bundesrepublik zusätzlich dauernd belastet wird. 

* 

Schon frühzeitig (1948) haben sich die Heimatvertriebenen in eigenen Organi¬ 
sationen zusammengeschlossen. Die eine widmete sich vor allem wirtschaft- 
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liehen und sozialen Aufgaben, wie sie sich den Vertriebenen in der neuen Hei¬ 
mat stellten. Sie fand ihre Zusammenfassung im „Zentralverbandder vertriebe¬ 
nen Deutschen“ (ZvD). Die andere Organisation beschäftigte sich insbesondere 
mit kulturellen und heimatpolitischen Fragen. Sie war auf der Grundlage 
der landsmannschaftlichen Zusammengehörigkeit aufgebaut und förderte 
nach Möglichkeit die Wiederherstellung früherer heimatlicher Zusammen¬ 
hänge. Diese Landsmannschaften sind jetzt in dem ,, Verband der Lands¬ 
mannschaften“ (VdL) zusammengeschlossen. Erfreulicherweise sind die Vor¬ 
bereitungen zu einer Vereinigung dieser beiden Organisationen inzwischen 
gefördert, so daß die Errichtung eines zentralen ,, Bundes der vertriebenen 
Deutschen “ (BvD) vielleicht in naher Zukunft vollendet sein wird. 

Neben diesen Gruppen haben sich berufsständische Organisationen für die Landwirte, 
die heimatvertriebene Wirtschaft und die vertriebenen Beamten und Behörden¬ 
angestellten gebildet. Die heimatvertriebene Jugend hat sich in der „Deutschen Jugend 
des Ostens“ organisiert. Auch innerhalb der vertriebenen Kirchen haben sich besondere 
Organisationen gebildet. 

Ein großer Teil der Vertriebenen hat in den demokratischen Parteien eine 
politische Heimat gefunden. Diese sowie die Wohlfahrtsverbände haben schon 
sehr frühzeitig Betreuungsstellen errichtet, die eine hervorragende Arbeit 
geleistet haben-. , 

Von großer Bedeutung ist die Charta der deutschen Heimatvertriebenen , die 
am 5. 8. 1950 in Stuttgart-Bad Cannstatt von dem Zentralverband der ver¬ 
triebenen Deutschen und den Vereinigten Ostdeutschen Landsmannschaften 
feierlich verkündet wurde. In ihr erklären die Millionen von deutschen 
Heimatvertriebenen, daß sie auf Rache und Vergeltung verzichten, die 
Einigung Europas bejahen und fordern, daß das Recht auf die Heimat als 
menschliches Grundrecht anerkannt und verwirklicht wird. 

Seit im April 1950 das Internationale Arbeitsamt sich das erstemal mit der 
übermäßigen Bevölkerungsdichte beschäftigte, die durch den Zustrom der 
Vertriebenen nach Westdeutschland entstanden ist, haben zahlreiche inter¬ 
nationale Konferenzen nach Lösungen für das deutsche Vertriebenenproblem 
gesucht. Das Erwachen des internationalen Interesses für die deutschen Heimat¬ 
vertriebenen und für die politische Bedeutung dieser Frage ist ermutigend. 
Inzwischen hat sich die Erkenntnis verbreitet, daß das Problem der Heimatver¬ 
triebenen allein oder auch nur vorwiegend durch Auswanderung nicht zu lösen ist. 

In Deutschland ist heute die Zahl der Männer von 55— 54 Jahren noch nicht einmal so 
groß wie die der Männer von 65—66. Länder, die bereit wären, Auswanderer aufzuneh¬ 
men, wie z. B. Kanada und Australien, legen begreiflicherweise Wert auf junge Kräfteund 
möglichst auf Facharbeiter . Infolge der heutigen Bevölkerungsstruktur in Westdeutschland 
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kann aber die Bundesrepublik auf solche Kräfte nicht verzichten. Außerdem könnte es 
sich im besten Falle jährlich nur um eine Zahl von vielleicht 50 000 Menschen handeln, 
die durch Auswanderung ihr Leben neu gestalten können. Diese Zahl aber steht zusam¬ 
men mit den erforderlichen Kosten in keinem Verhältnis zu der Gesamtzahl von über 10 
Millionen Vertriebener und Flüchtlinge, welche die Bundesrepublik aufzunehmen hatte. 
Die Bundesregierung steht deshalb auf dem Standpunkt, daß sie zwar einem Deutschen, 
der aus freien Stücken auszuwandern wünscht, keine Hindernisse in den Weg legen, 
sondern im Gegenteil bestrebt sein wird, ihm die Wege zu ebnen. Eine Auswanderung 
in größerem Umfang und aus den in der Wirtschaft dringend benötigten Alters- und 
Berufsklassen liegt aber nicht im deutschen Interesse ; denn zu den bereits erwähnten 
Tatsachen werden in naher Zukunft noch das Absinken der Geburtsjahrgänge aus 
den Kriegsjahren und neue zu erwartende Anforderungen treten. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß sie seit 1949 den richtigen Weg 
beschritten hat, daß aber noch viel getan werden muß, um das Vertriebenen - 
problem in einer den Vertriebenen zumutbaren Zeit und Art zu lösen. Dabei 
ist Deutschland auf die zusätzhche Hilfe und das Verständnis des Auslandes 
angewiesen. Es hat viele Jahre gedauert, bis es gelungen ist, in der übrigen 
Welt die Erkenntnis zu verbreiten, daß dieses Problem nach Ursache und 
Auswirkungen keineswegs eine rein deutsche Frage ist. Während das deutsche 
Volk und seine Regierung bemüht waren, aus eigener Kraft soweit wie ir¬ 
gend möglich damit fertig zu werden, war die Bundesregierung unermüdlich 
bestrebt, durch aufklärende Arbeit um Verständnis im Ausland zu werben 
und die Wege für eine durchgreifende Hilfe zu ebnen. 

Das Ausland weiß, daß die beste Verteidigung Deutschlands und des Westens 
ohne gesicherte soziale Fundamente wertlos ist. Hierzu gehört vor edlem die 
Eingliederung und die gesicherte Existenz der Heimatvertriebenen. Stalin 
hat die Austreibung der Deutschen, durch die der natürliche Sperriegel 
zwischen Europa und Asien beseitigt wurde, und ihr Hineinpressen in den 
engen Raum der Bundesrepublik als einen wichtigen Faktor angesehen, um 
die soziale Not und Verzweiflung ins Ungemessene zu steigern. Auf diese 
Weise, hoffte er, werde der Kommunismus sich ausbreiten und leichtes Spiel 
haben. Wenn es auch bisher gelungen ist, diese Erwartungen zunichte zu 
machen, so ist doch noch vieles zu tun, ehe die Heimatvertriebenen in ihrer 
Existenz voll gesichert sind und sich als echte Bürger der freien Welt fühlen 
können. 

Der Präsident der Vereinigten Staaten, Dwight D. Eiseniiower, hat zu den 
Plänen des zaristischen und heute sowjetischen Imperialismus in seiner großen 
Rede in Chikago am 16. 10. 1952 erklärt: 

„Dieses Wissen rückt unser Problem in das rechte Licht. Wir lassen uns 
durch die Worte unseres Gegners nicht verführen. Aber wir müßten mehr 
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als die kalte Tatsache wissen, daß er Krieg in seinem Herzen trägt. Unsere 
Frage ist: Was hat er vor? 

Um diese Frage vernünftig zu beantworten, müssen wir uns einige historische 
Tatsachen in Erinnerung rufen, die für die Männer, die heute die sowjetische 
Politik bestimmen, Gewicht und Bedeutung haben. 

Die letzten 200 Jahre erzählen eine einfache, aber sensationelle Geschichte 
von Rußlands Beziehung zu Europa. Während all dieser Zeit kann man 
Rußlands Druck auf den Kontinent am einfachsten durch die Entfernung 
der russischen Grenze vom Mittelpunkt Europas in Berlin ausdrücken. Im 
Jahre 1750 lag diese Grenze 1200 Meilen von Berlin. Im Jahre 1800 betrug 
die Entfernung nur 750, 1815 nur noch 200 Meilen. Jetzt, nach unzähligen 
weiteren Grenzveränderungen, hat Rußland seine Grenze nach Westen vor¬ 
geschoben, bis es Berlin in sein Gebiet einschloß. So ist unter dem Impuls 
des Kommunismus die alte russische Vision von einem zwei Kontinente um¬ 
spannenden Reich — von Aachen bis Wladiwostok — der Wirklichkeit heute 
näher als der Phantasie.“ 

Diese Ausführungen zeigen den weiten Zusammenhang auf, in dem auch 
die Frage der deutschen Vertriebenen aus dem Osten ihren Platz findet: als 
ein Problem, das die Deutschen zuerst, aber keineswegs nur sie angeht. 
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STRANDGUT DER KRIEGE 


Der Strom der europäischen Flüchtlinge, die um ihres Glaubens, ihrer Rasse 
oder ihrer politischen Anschauung willen von Land zu Land wandern, ist 
seit dem Balkan-Kriege des Jahres 1912 nicht abgerissen. Viele sind seit Gene¬ 
rationen auf der Wanderschaft. Statt des Friedens, den sie in der neuen 
Heimat zu finden hofften, mußten sie meist mit wirtschaftlichen Schwierig¬ 
keiten kämpfen und gerieten nicht selten in das politische Spiel der Mächte. 

Als der Zweite Weltkrieg ausbrach, befanden sich in Europa bereits mehrere 
Millionen Menschen, die das Land ihrer Väter zwangsweise verlassen hatten. 
In den Jahren 1918—1922 flüchteten 1150000 Russen und 250000 Nicht¬ 
russen aus der Sowjetunion nach Westeuropa; dazu 200000 Balten und An¬ 
wohner ehemals russischer und österreichischer Landesteile der Nachfolge¬ 
staaten. Nach 1922 wurden 1,2 Millionen Griechen aus der Türkei nach 
Griechenland und 400000 Türken in die Türkei umgesiedelt. Aus Jugo¬ 
slawien, der Tschechoslowakei und Rumänien kamen 400000 Ungarn zwi¬ 
schen 1918 und 1924 nach Ungarn. Die Zahl der armenischen Flüchtlinge 
aus dem Nahen Osten nach Europa seit 1918 wird mit 360000 angenommen. 
Die Politik der faschistischen Regierungen zwang 400 000 Deutsche (darunter 
360000 Juden), 180000 Italiener und 210000 Spanier, ihre Heimat zu ver¬ 
lassen. 350000 Deutsche und Deutschstämmige mußten nach 1918 aus Elsaß- 
Lothringen, Eupen-Malmedy, dem Saargebiet und andern Ländern in das 
Reich aufgenommen werden. 

Diese eindrucksvolle Zahl von mehr als 5 Millionen Menschenschicksalen 
wurde durch die Kriegs- und Nachkriegszeit in den Schatten gestellt. Fast 
5 Millionen Polen haben nach 1939 —meist gezwungen —ihre Heimat ver¬ 
lassen. Von ihnen gelangten etwa 3,0 Millionen als Kriegsgefangene, Zwangs¬ 
oder freiwillige Arbeiter nach Deutschland. Der Rest verstreute sich nach der 
Flucht vor den einrückenden deutschen oder Sowjetarmeen in der ganzen Welt. 
1,8 Millionen Franzosen, 100000 Belgier, 100000 Niederländer, 60000 Skan¬ 
dinavier, 600000 Angehörige der Balkanstaaten, 2,5 Millionen Russen (ein¬ 
schließlich der Ukrainer und Angehörigen anderer Völker der Sowjetunion), 
750000 Tschechen und Slowaken und 100000 Balten bei Kriegsende in 
Deutschland: das ist das Fazit vom Mai 1945. In seiner Grausamkeit wird 
es nur — und bei weitem — übertroffen durch die Millionenzahlen der 
deutschen Staatsangehörigen und Volksdeutschen, die der Krieg und seine 
Folgen auf die Straße trieben. Die 9 Millionen Ausländer in Deutschland 
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bei Kriegsende waren zum großen Teil,, verschleppte Personen 1 ''. Dadurch ent¬ 
stand der Name „Displaced Persons“ (DPs), der in der Folgezeit international 
Gewicht und Bedeutung erhielt. Ein anderer Teil bestand aus Kriegsge¬ 
fangenen oder solchen Personen, die sich freiwillig dem Rückzug der deut¬ 
schen Truppen angeschlossen oder auch der früheren deutschen Wehrmacht 
angehört hatten. 

Um den entwurzelten Menschen zu helfen, gründeten die Alliierten 1943 die 
UNRRA (United Nations Relief and Rehabilitation Administration) . Bei der 
Gründung entstanden Meinungsverschiedenheiten über die Frage, welchen 
Ländern und welchem Personenkreis in Europa die Hilfe zugute kommen 
sollte. Der amerikanische Standpunkt, daß die ehemaligen Feindländer und 
alle Flüchtlinge deutscher Volkszugehörigkeit von der Hilfe durch diese Organi¬ 
sation ausgeschlossen sein sollten, setzte sich durch. Diese Entscheidung war 
wichtig, weil sie später von der Nachfolge-Organisation der UNRRA, der 
IRO, übernommen wurde. 

Die UNRRA, unterstützt von den Besatzungsmächten und internationalen 
Wohlfahrtsorganisationen, betrieb neben der materiellen Unterstützung als 
ihr Hauptziel die Rückführung der DPs in ihre Heimatländer und ihre An¬ 
siedlung im Ausland, soweit sie nicht in die Heimat zurückkehren wollten. 
Als sie 1947 ihre Tätigkeit beendete, hatte sie 7 Millionen Menschen aus 
Deutschland repatriiert bzw. neu angesiedelt, und zwar 2,1 Millionen nach 


FORTSCHRITTE DER REPATRIIERUNG AUS WESTDEUTSCHLAND 1 


(Jahresende) 1945 .4 857100 2 

1946 . 298200 

1947 . 87712 

1948 . 24121 

1949 . 7460 

1950 . 1650 

1951 (31. Okt.). 438 


Insgesamt 5256661 3 


1 Diese Zahlen wurden zusammengestellt auf Grund von Berichten der IRO, Genf, 
der drei westlichen Militärregierungen und der Abteilung für zivile Angelegenheiten 
beim Oberkommando der amerikanischen Armee in Europa. In einigen Fällen, ins¬ 
besondere für die Jahre 1945 und 1946, basieren sie auf Schätzungen. 

2 Darin ist nicht enthalten die Zahl der beim Vorrücken der alliierten Streitkräfte 
repatriierten Personen. Bis zum 51. 7. 1945 dürfte sie rund 3 Millionen betragen haben. 
Genaue Berichte darüber fehlen. 

3 Die Auswanderer (siehe Seite 172) sind darin nicht einbegriffen. 
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DIE RÜCKFÜHRUNG UND NEU ANSIEDLUNG DER 
VERSCHLEPPTEN PERSONEN 



1 In Deutschland neu angesiedelt (Schätzung; Stand vom 51. 10. 1951: 101400). 

2 In Europa neu angesiedelt. 

3 In Ubersee neu angesiedelt (davon in den Vereinigten Staaten 275 553). 

Rußland, 874 500 nach Polen, 1,6 Millionen nach Frankreich und 2,4 Mil¬ 
lionen nach 15 anderen Ländern. Sie hatte damit eine Aufgabe erfüllt, der im 
Hinblick auf die verworrenen Verhältnisse in Deutschland nach der Kapitulation 
eine besondere Bedeutung zukam. 1 Million weitere DPs, hauptsächlich Rus¬ 
sen, Polen und Franzosen, wurden von den Besatzungsarmeen unmittelbar in 
ihre Heimat transportiert oder schlugen sich ohne Hilfe nach Hause durch. 
Aber nicht alle DPs wollten in ihre Heimat zurückkehren. Praktisch war die 
Rückführungsaktion bereits Ende 1946 abgeschlossen, da schwerwiegende 
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politische Entwicklungen in Staaten des sowjetischen Einflußbereichs ein¬ 
getreten waren. Von den Balten haben nur 2% die Aufforderung zur Rück¬ 
kehr befolgt; denn für sie ist die Heimat noch heute verloren. Nicht anders 
steht es um den größten Teil der Polen aus Marschall Pilsudskis und der 
Jugoslawen aus König Alexanders Staat: auch sie haben kein Vaterland mehr. 
Von den 170000 Polen der unter westlichem Oberbefehl kämpfenden 
„Anders-Armee“ haben sich nur 60000 zur Heimkehr entschlossen. 

Zu solchen echten Flüchtlingen gehörte der größte Teil der Ende 1946 in 
Deutschland noch vorhandenen rund 1 Million nichtdeutscher Flüchtlinge. 
Als die IRO ( International Refugee Organisation) — eine Gründung der 
Vereinigten Nationen — ihre Tätigkeit 1947 begann, hatten sich die ihrer 
Betreuung zufallenden Menschen über den Kreis der früheren DPs damit 
bereits um jene Flüchtlinge vermehrt, die ihre Heimat wegen der dort an 
die Macht gelangten kommunistischen Regierungen verlassen hatten. Auch 
gab in Osteuropa wieder aufkommender Antisemitismus Grund zum Fliehen. 
Die IRO widmete sich besonders der Aufgabe, eine möglichst große Zahl 
von ausländischen Flüchtlingen zur Auswanderung zu bringen. Sie organi¬ 
sierte die Auswanderung auf breitester Grundlage, indem sie Abkommen mit 
Aufnahmeländern wie den Vereinigten Staaten, Kanada, Australien usw. ab¬ 
schloß, eine eigene Flotte zusammenstellte und Maßnahmen aller Art zur Vor¬ 
bereitung der Auswanderung (Sprachkurse u. a.) ergriff. Nach ihren Angaben 
hatte sie bis zum Herbst 1951 nach den Vereinigten Staaten 308491, Australien 
179501, Israel 131934, Kanada 113299, dem Britischen Reich 86094, Frank¬ 
reich 38317, Argentinien 32 162, Brasilien 27 583, Belgien 22447 Flüchtlinge 
zur Auswanderung gebracht usw. Insgesamt waren es aus dem westlichen 
Mitteleuropa 1 Million Menschen. 

Im Bundesgebiet stellte die IRO ihre Tätigkeit am 31.1. 1952 ein. Inzwischen 
waren ihr 18 Staaten beigetreten. Die IRO gewährte den Flüchtlingen auch 
juristischen und politischen Schutz und großzügige materielle Hilfe. Einen 
wesentlichen Teil der Ausgaben dafür trug die Bundesrepublik im Rahmen 
der Besatzungskosten. Es unterliegt keinem Zweifel, daß diese bevorzugte Be- 
handlungxmä sehr großzügige materielle Betreuung der DPs durch Besatzungs¬ 
mächte, UN-Organisationen und internationale Hilfsverbände in der deutschen 
Bevölkerung, die vom eigenen Vertriebenenproblem stark berührt war, zeit¬ 
weilig viele Ressentiments ausgelöst hat. Sie wurden in manchen Fällen durch 
die Haltung von ausländischen Flüchtlingen verstärkt, die im Nichtstun ihr Heil 
sahen oder gar kriminelle Delikte begingen. Doch sind Verallgemeinerungen 
hieraus ungerechtfertigt. Die Erkenntnis, daß das deutsche Volk zumindest 
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eine moralische Schuld abzugelten hat, gewann immer mehr Verbreitung. Da 
unter den ausländischen Flüchtlingen viele wertvolle Arbeitskräfte und geistig 
Hochstehende zu finden sind, deren Ansiedlung einen Gewinn für ihr Gast¬ 
land bedeutete, war die Art der IRO-Betreuung jener Ausländer, die nicht 
auswandern konnten, ihrer Eingliederung in Deutschland nicht förderlich. 
Mit dem 50. 6. 1950 übernahm die Bundesregierung auf Verlangen der 
Alliierten die Betreuung der IRO-Flüchtlinge, nachdem die Alliierte Ober¬ 
kommission ihr am 9. 2. 1950 mitgeteilt hatte, daß zu diesem Termin alle 
nicht in der Umsiedlung (d. h. Auswanderung) begriffenen DPs ihr finanziell 
und verwaltungsmäßig übergeben würden. Das deutsche Volk war sich be¬ 
wußt, daß ihm damit Gelegenheit zur sichtbaren Bezeugung seiner hohen 
Achtung vor den Menschenrechten gegeben war. Das menschliche Problem 
wurde durch die Art seiner Behandlung in die politische Sphäre gehoben. 

Mit diesem Blickpunkt schuf die Bundesregierung das ,, Gesetz über die Rechts¬ 
stellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet “ vom 25. 4. 1951, das der 
Bundestag (mit Ausnahme der Kommunisten) einstimmig annahm. Dieses 
Gesetz geht über die Bestimmungen des Internationalen Abkommens über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. 7. 1951 beträchtlich hinaus und 
hat in der ganzen westlichen Welt ein starkes Echo gefunden. Anerkennung 
haben ihm auch seinerzeit der Generaldirektor der IRO und der Hohe Kom¬ 
missar der Vereinigten Nationen für Flüchtlinge in Genf gezollt. 

In dem Bestreben, auch den Schatten des Verdachts einer Diskriminierung 
der „DPs“ zu vermeiden, hat die Bundesregierung als Grundlage für ihre 
Gesetzesarbeiten die Prinzipien des schon damals von den Vereinigten Na¬ 
tionen ausgearbeiteten Entwurfs einer Flüchtlingskonvention grundsätzlich 
überall als Mindestmaß der den heimatlosen Ausländern zu gewährenden 
Rechte angesehen. Im deutschen Gesetz ist den heimatlosen Ausländern der 
Zugang nicht nur zur Volksschule, sondern zum gesamten öffentlichen Bil¬ 
dungswesen gesichert worden. Sie haben damit ein Recht auf Besuch von 
mittleren und höheren Lehranstalten sowie wissenschaftlichen Hochschulen 
und Kunstschulen unter den gleichen Bedingungen wie deutsche Staats¬ 
angehörige. Nach Maßgabe des Landesrechts werden sie am Gebührenerlaß 
und an den Mitteln zur Förderung Begabter beteiligt. Auch die Ablegung 
von Staatsprüfungen ist wie für deutsche Staatsangehörige geregelt. Schließ¬ 
lich wird den heimatlosen Ausländern das Recht zur Errichtung von Privat¬ 
schulen gewährleistet. Damit gibt die Bundesregierung diesem Personenkreis 
die Möglichkeit, sich das Rüstzeug für den Lebenskampf anzueignen und die 
Basis für ein „Leben auf eigenen Füßen“ zu schaffen. 
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Hinsichtlich der Ausübung nichtselbständiger Arbeit sind die heimatlosen Ausländer 
den deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt, d. h. sie bedürfen keiner besonderen 
Arbeitserlaubnis, wie fremde Staaten sie in der Regel für Ausländer zum Schutze ihrer 
eigenen Angehörigen vorschreiben. Diese Gleichstellung ist auch in der Sozialver¬ 
sicherung, Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge ausgesprochen. Die hei¬ 
matlosen Ausländer erhalten in der öffentlichen Fürsorge Leistungen in gleicher Höhe 
wie deutsche Staatsangehörige. 

Das Gesetz räumt den heimatlosen Ausländern nicht nur das Recht der Frei¬ 
zügigkeit innerhalb des Bundesgebietes und das Koalitionsrecht (mit Aus¬ 
nahme politischer Zweckbildung) ein, sondern der Personenkreis genießt 
auch einen sehr weitgehenden Schutz vor Ausweisung. Sie kann nur aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erfolgen. Unter keinen 
Umständen darf der heimatlose Ausländer an einen Staat ausgewiesen, ab¬ 
geschoben oder zurückgesandt werden, in dem sein Leben oder seine Freiheit 
wegen seiner Rasse, seiner Abstammung, seiner Herkunft, seines Glaubens 
oder seiner religiösen oder politischen Anschauungen bedroht ist. 

Nach ihren Statuten war die IRO u. a. nicht für Personen zuständig, denen 
nachgewiesen werden konnte, daß sie ,,die feindlichen Streitkräfte seit Be¬ 
ginn des Zweiten Weltkrieges in ihren Kampfhandlungen gegen die Ver¬ 
einigten Nationen freiwillig unterstützt haben“. Die Bundesregierung hat 
mit dieser Einschränkung gebrochen und im Juni 1952 den bisherigen Per¬ 
sonenkreis auf Grund des Gesetzes vom 25. 4. 1951 erweitert, indem sie un¬ 
geachtet der IRO-Entscheidungen auch den Personen den Status eines heimat¬ 
losen Ausländers gab, die von der Vertretung des Flüchtlingskommissars 
der Vereinigten Nationen in Bonn als Mandatsflüchtlinge anerkannt werden, 
sofern die sonstigen Voraussetzungen des Gesetzes zutreffen. 

Nachdem die Massenauswanderung der heimatlosen Ausländer ihr Ende ge¬ 
funden hat, tritt das Ziel ihrer wirtschaftlichen Eingliederung in die Bundes¬ 
republik mehr und mehr in den Vordergrund. Bund und Länder sind sich 
darin einig, daß die Lager, häufig alte Kasernen, aufgelöst werden müssen. 
Hierfür wurden bereits von Seiten des Bundes rund 90 Millionen DM ver¬ 
ausgabt. Die Bundesregierung hat dem Fonds für Existenzaufbaudarlehen, 
der aus IRO-Mitteln schon mit 1,5 Millionen DM gespeist worden war, 2 Mil¬ 
lionen DM zugeführt. Sie strebt unter Bereitstellung von weiteren 2 Mil¬ 
lionen DM für den Wohnungsbau der Umzusiedelnden einen Ausgleich an, 
der dem zweckmäßigen Arbeitseinsatz von Lagerinsassen und einer besseren 
Verteilung der heimatlosen Ausländer im Bundesgebiet dienen soll. 

Das Thema der heimatlosen Ausländer oder IRO-Flüchtlinge muß ergänzt werden 
durch die Gruppe der asylsuchenden nichtdeutschen Flüchtlinge, d. h. solcher Aus-. 
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länder, die vom 1. 7. 1950 ab, besonders aus Ländern hinter dem Eisernen Vorhang, 
ins Bundesgebiet geflohen sind. Täglich kommen solche Flüchtlinge über die Grenze. 
Die Bundesrepublik bildet durch ihre zentrale Lage im politischen Spannungsfeld 
zwischen Ost und West einen besonderen Anziehungspunkt für sie. Für die Anerken¬ 
nung als Flüchtling und die Verteilung im Bundesgebiet trat am 7. 1. 1955 die Asyl¬ 
verordnung in Kraft. Ähnlich wie bei deutschen Sowjetzonenflüchtlingen werden auch 
diese Ausländer einem Verfahren unterworfen, nach dessen Abschluß feststeht, ob sie 
im Bundesgebiet als Zufluchtsstätte verbleiben können. 

Die so anerkannten Flüchtlinge werden nach der vorher erwähnten UNO-Flüchtlings- 
konvention vom 28. 7. 1951, an deren Abfassung die Bundesregierung mitgearbeitet hat, 
behandelt werden, sobald diese für das Bundesgebiet rechtskräftig geworden ist. Ein 
Gesetzentwurf zur Ratifikation liegt zur Zeit dem Bundestag vor. Ungeachtet der Be¬ 
stimmung im Art. 45 des Abkommens, daß die Konvention erst nach Hinterlegung der 
sechsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde internationale Gültigkeit erlangt, ist vor¬ 
gesehen, daß ihr Inhalt bereits einen Monat nach deutscher Ratifizierung im Bundes¬ 
gebiet anzuwenden ist. 

Die Bundesregierung hat auch der Entsendung eines Vertreters des Flücht- 
lingskoinmissars der Vereinigten Nationen ins Bundesgebiet zugestimmt, der 
seit Ende 1951 in Bonn amtiert. Ihm obliegt es, die Interessen der Flüchtlinge 
gegenüber deutschen Behörden wahrzunehmen, internationalen und deut¬ 
schen Wohlfahrtsverbänden bei der Hilfstätigkeit für Flüchtlinge zu helfen 
und erforderlichenfalls unmittelbaren Rechtsschutz für die nichtdeutschen 
Flüchtlinge zu übernehmen. 

Diese mit der Zustimmung aller demokratischen Parteien getroffenen Maß¬ 
nahmen, wobei nicht der deutsche Beitrag zu UNRRA und IRO mit 2,5 Mil¬ 
liarden Mark vergessen werden darf, beweisen, wie sehr der Bundesregierung 
an einer Lösung des Problems ausländischer Flüchtlinge gelegen ist, von 
denen gegenwärtig noch rund 200 000 im Bundesgebiet leben. Die Maßnah¬ 
men für die ausländischen Flüchtlinge verdienen bei den deutschen Bemü¬ 
hungen gewogen zu werden, die Weltöffentlichkeit davon zu überzeugen, daß 
das Flüchtlingsproblem einschließlich der deutschen Vertriebenenfrage eine An¬ 
gelegenheit ist, welche die ganze Welt angeht. 
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Die Situation der Ernährungswirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg war von 
der nach dem Ersten grundverschieden. Der Krieg von 1914—1918 hatte in 
Europa nur räumlich begrenzte Zerstörungen verursacht. Das staatliche Leben 
kam nach leichter Erschütterung wieder in Gang. Der grollte Teil Deutsch¬ 
lands war nicht Kriegsschauplatz gewesen und blieb nach Kriegsende un¬ 
besetztes Gebiet. 

Europa hatte 1915 (ohne Rußland) 35,4 Millionen t Weizen erzeugt. Im 
Jahre 1921 war die europäische Erzeugung zwar auf 33,1 Millionen t zurück¬ 
gegangen, aber die Weltproduktion — wiederum ohne Rußland — war von 
82,2 auf 84,6 Millionen t gestiegen. Gleichzeitig hatte die Reisproduktion der 
Welt von 67 Millionen t im Jahre 1913 auf 86 Millionen t im Durchschnitt 
der Jahre 1921/22 zugenommen. Ein Ernährungsproblem bestand also weder 
für Europa noch für Asien. Für Deutschland ergab sich allerdings die schwie¬ 
rige Lage, die eingeführten Güter zu bezahlen. Die Einfuhren waren aber, 
solange es sich nur darum handelte, die deutsche Bevölkerung am Leben zu 
erhalten, nicht einmal entscheidend; denn die östlichen Reichsprovinzen er¬ 
nährten aus ihren Überschüssen einen beträchtlichen Teil der übrigen Be¬ 
völkerung mit. Wenn das Deutschland von 1918 für einige Jahre auf einen 
noch tragbaren Ernährungsstandard von 2400 Kalorien zurückgegangen und 
die Erzeugung gleichmäßig verteilt worden wäre, hätte das deutsche Volk 
sich im Notfall aus eigener Scholle ernähren können. 

Ganz anders war die Lage bei Beendigung des Zweiten Weltkrieges. Weite 
Teile Europas, zumal Deutschland selbst, bluteten aus Kriegswunden. Der 
deutsche Staat und mit ihm Verwaltung und Organisation zerfielen über 
Nacht. Millionen ausländischer Arbeitskräfte, die bislang auf dem Lande und 
in allen Zweigen der Ernährungswirtschaft gearbeitet hatten, stellten ver¬ 
ständlicherweise ihre Tätigkeit ein, mußten aber weiterhin und sogar bevor¬ 
zugt aus deutschen Beständen ernährt werden. Millionen eigener Arbeits¬ 
kräfte waren in Gefangenschaft. Wichtige Versorgungs- und Transportein¬ 
richtungen waren zerstört oder standen nur den Alliierten zur Verfügung. 
Aber auch die ErnährungsSituation der Welt war eine ganz andere als 1918. 
Die Ernte Europas an Brotgetreide (Weizen und Roggen) war 1945 um 45%, 
die Futtergetreideernte (Hafer, Gerste und Mais) — die in bezug auf Fleisch, 
Fett, Milch usw. eine ebenso wichtige Rolle spielt — um 38°/ 0 geringer als 
im Jahresdurchschnitt 1934/1938: 
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Tabelle 1 

EUROPÄISCHE ERNTEN 

1934/1938 1 1945 


(in Millionen t) 

Weizenernte. 42,4 23,4 

Roggenernte. 19,1 10,6 

Brotgetreide. 61,5 54,0 

Gerstenemte. 14,5 9,9 

Haferernte. 23,0 15,9 

Maisernte. 17,4 8,5 

Futtergetreide. 54,9 54,3 


Noch gewichtiger war der Rückgang im Export der Reisanbauländer in Asien. 
Von 7—8 Millionen t, die vor dem Kriege ausgeführt wurden, fiel der Export 
auf knapp 2 Milhonen t im Jahre 1947. Damit es in Asien nicht zu einem 
Massensterben kam — in China, Indien, Japan usw. ist Reis das Haupt¬ 
nahrungsmittel — mußten 6 Millionen t. amerikanischer Weizen geliefert 
werden. Im ganzen betrug der Weizenzuschußbedarf der Welt 1946j47 : 42Mil- 
lionen t, und verfügbar waren in den Überschußländern nur 28 Millionen t. 
In solcher Weltlage ereignete sich der deutsche Zusammenbruch, und er 
führte nicht nur zur Besetzung des Landes durch die Heere der Sieger. 
Deutschland wurde zur gleichen Zeit überflutet von den Millionenheeren der 
aus seinen östlichen Provinzen Vertriebenen. Die Gebiete östlich der Oder¬ 
und Neiße-Linie gingen verloren. Darüber hinaus kam aber auch die sowje¬ 
tisch besetzte Zone für die ErnährungsWirtschaft Westdeutschlands nicht 
mehr in Frage. 

Vor dem Krieg erzeugte Ostdeutschland als vorwiegend landwirtschaftlich 
orientiertes Gebiet an Nahrungsmitteln erheblich mehr, als die einheimische 
Bevölkerung verzehrte. Infolge der Abtrennung der Ostgebiete fehlten 
Deutschland seit 1945 nicht nur die bislang aus diesem Gebiet in die west¬ 
lichen Provinzen ausgeführten Nahrungsmittel, sondern die ehemalige Be¬ 
völkerung der Überschußgebiete mußte zusätzlich ernährt werden. Praktisch 
bedeutete dies, daß aus den Erträgen allein der westdeutschen Landwirtschaft 
zusätzlich 8 Millionen Heimatvertriebene aus den deutschen Ostprovinzen und 

1 Die Zahlen der Tabelle 1 entstammen den Veröffentlichungen des Institut International 
Agrieole, 
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Tabelle 2 


FLÄCHEN UND BEVÖLKERUNG IM DEUTSCHEN REICH 1938 



Gesamtfläche 

Landw. 

Nutzfl. 

Wohn¬ 
bevölkerung 1 

BevÖlk.- 

Dichte 1 


1000 qkm 

O/ 

Jo 

1000 qkm 

1000 

! <y 

Jo 

Einw. 
je qkm 

Deutsches Reich . . . . j 

470,5 

100 

285,37 

69 314 

100 

147 

Bundesrepublik Deutschi. 2 

245,3 

52,1 

145,84 

39 338 

56,8 

160 

Sowjet. Besatzungszone. . 

Gebiete unter fremder 

107,2 

22,8 

66,49 

15 157 

21,9 

141 

Verwalt, östl. Oder/Neiße 

114,5 

24,4 

71,4 

9 560 

13,8 

84 

Saargebiet . 

2,6 

0,5 

1,4 

910 

1,3 

355 

Berlin. 

0,9 

0,2 


4 339 

6,3 

4908 


Quelle: Statistisches Jahrbuch. 

Gebietsstand: Ehemaliges Deutsches Reich: 1937; Bundesrepublik Deutschland, Berlin, 
Saargebiet: 1950; Sowjetische Besatzungszone: 1949; östlich Oder/Neiße: 1937. 
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

1 1939. 

2 Der Anteil der landwirtschaftlichen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung beträgt 
14,1 %, der Anteil an den Erwerbspersonen 22,2 %. 


Tabelle 3 

DIE WICHTIGSTEN ERNTEERGEBNISSE 1938 IM DEUTSCHEN REICH 1 

(in Millionen t) 


Gebiet 

Getreide 2 

Kar¬ 

toffeln 

Zucker¬ 

rüben 

Futter- 
hack- 
früchte 3 

Bundesgebiet. 

11,7 

21,4 

5,2 

26,2 

Sowjetische Besatzungszone. 

7,8 

14,6 

6,4 

9,6 

Gebiete östlich der Oder/Neiße .... 

6,6 

14,6 

4,0 

10,1 

Berlin. 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Saarland (altes Gebiet). 

0,1 

0,4 

0,0 

0,3 

Deutsches Reich. 

26,2 

51,0 

15,6 

46,2 


Quelle: Statistisches Handbuch von Deutschland (herausgegeben vom Länderrat). 

1 Gebietsstand vom 31.12.1937. — 2 Roggen, Weizen und Spelz, Gerste, Hafer, 

Menggetreide. - 3 Futterrüben, Kohlrüben, Futtermöhren. 
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Tabelle 4 

BESTAND AN RINDERN UND SCHWEINEN IM DEUTSCHEN REICH 1958 
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dem Ausland, dazu in der ersten Zeit mehrere Millionen „verschleppter Per¬ 
sonen“ (DPs) zu verpflegen waren. Während vor dem Ersten Weltkrieg in 
Deutschland auf den Quadratkilometer landwirtschaftlicher Nutzfläche im 
Durchschnitt 204, vor dem Zweiten 240 Menschen (im jetzigen Bundes¬ 
gebiet 270) kamen, waren es in den ersten Nachkriegsjahren im Bundes¬ 
gebiet 510—330, im Jahre 1950 bereits 340 Menschen. 

Durch den vor den westlichen Besatzungszonen heruntergehenden Eisernen 
Vorhang wurden 47°/ 0 der landwirtschaftlichen Nutzfläche und 33°j 0 des 
Ackerlandes , die das Deutsche Reich 1937 besaß, vom Westen abgetrennt, 
während von der Bevölkerung nur 27°/ 0 ostwärts des Vorhangs blieben. Auf 
die vom Westen abgetrennten Gebiete entfielen 58,8°/ 0 des Rindvieh- und 
47,8°/ 0 des Schweinebestandes des ehemaligen Reichsgebietes. 
Westdeutschland (das Gebiet der Bundesrepublik) erzeugte 46,0°/ 0 der 
deutschen Getreide-, 40,6°/ 0 der Kartoffel- und52,0°/ o der Zuckerrübenernte, 
Ost- und Mitteldeutschland dagegen 53,6°/ 0 bzw. 58,5°/ 0 bzw. 68,0°/ 0 . Auf je 100 
Personen entfielen im jetzigen Bundesgebiet 27 t Getreide, 50 t Kartoffeln 
und 11t Zuckerrüben, in Ost- und Mitteldeutschland dagegen 49 bzw. 117 
bzw. 35 t. Die Milcherzeugung (1938: 25,2 Millionen t im Reich) entfiel 
zu 59,4°/ 0 auf West-, zu 40,3°/ 0 auf Ost- und Mitteldeutschland. 

* 

Eine Katastrophe schien also in Westdeutschland unvermeidlich, als im Mai 
1945 das „Dritte Reich“ zusammenbrach. Daß dieser Zusammenbruch in den 
Sommer hinein erfolgte, bedeutete nur eine zusätzliche Frist von wenigen 
Monaten. Ein dramatisches Geschehen begann abzurollen. 

Soweit noch Vorräte vorhanden waren, wurden sie geplündert oder ver¬ 
schleudert. Der übergebietliche Ausgleich zwischen den landwirtschaftlichen 
Erzeugergebieten und den Industriestädten kam völlig zum Erliegen. Wenn 
es überhaupt noch einen Ausgleich zwischen Stadt und Land gab, spielte er 
sich innerhalb der Kreise ab, so daß die Zuschußbezirke nach dem Verzehr 
ihrer Restbestände bei Ausbruch des Winters vor dem Hunger standen. 
Dieser Winter 1945/46 ist als der „ Winter der Auflösung “ bezeichnet worden. 
Es war ein strenger Winter. Flüchtlinge strömten durch das Land. Heim¬ 
kehrer suchten ihre Familien. Schiebertum und Hamsterei machten sich 
breit. Selbstsucht vertrieb jeden Gemeinsinn. Die Kohlennot verschlimmerte 
die Lage. Der Normalverbraucher, wie der unglückliche Mitbürger ohne Zu¬ 
satzkarte hieß, fror bei leerem Magen. Die gewerbliche Wirtschaft hatte keine 
Kohlen für die Produktion. 
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Ernährungsmäßig stellte sich der Zusammenbruch erst jetzt voll heraus. Man 
hätte ihn sich nicht „totaler“ vorstellen können. Die Nahrungszuteilung 
schwankte in den Notbezirken zwischen 700 und 800 Kalorien, während bis¬ 
her 2000 als das Existenzminimum angesehen wurden. Jede Ordnung drohte 
zu zerfallen. Der überspitzte Zentralismus des Dritten Reiches wurde häufig 
nicht durch einen gesunden Föderalismus, sondern durch einen Partikularis¬ 
mus und Separatismus abgelöst, der sogar zur Abschließung einzelner Kreise 
und Gemeinden führte. Die Staatsautorität war erloschen, das Gemeinschafts¬ 
gefühl zerstört: so schienen alle moralischen Voraussetzungen für die Wieder¬ 
herstellung einer ordnungsmäßigen Ernährungswirtschaft vernichtet. 

Aber dieser Schein trog. Der überwiegende Teil des deutschen Volkes war 
immer noch diszipliniert und verantwortlicher Geist in ihm lebendig. Von 
den Gemeinden und Kreisen aus, zum Teil unter dem Druck der Militär¬ 
regierung, begann die Wiederherstellung der Ordnung. Am ehesten kam in 
Südwestdeutschland ein gewisser Ausgleich wieder in Gang. Die viel größeren 
Schwierigkeiten in den fünf norddeutschen Ländern führten zur Gründung 
der GIFAC ( German Interregional Food Allocation Committee) bei der Briti¬ 
schen Militärregierung, der wenig später das Zentralamt für Ernährung und 
Landwirtschaft in Hamburg folgte. 

Die neue übergeordnete Verwaltung stieß auf größte Schwierigkeiten. Sie 
mußte Teile wieder zusammenknüpfen, die der föderalistischen Idee soeben 
zum Opfer gefallen waren. An dem sich lockernden Gefüge des früheren 
Reichsnährstandes zerrten Erzeuger, die glaubten, nicht mehr abhefern zu 
brauchen, Verteiler, die Morgenluft des Liberalismus witterten, und Ver¬ 
braucher, die sich dem aufkommenden Schwarzhandel ergaben. 

Der Bergbau und die Schlüsselindustrien an der Ruhr mußten daher vor 
allem mit Lebensmitteln versorgt und überall da ernährungsmäßig erträg¬ 
liche Bedingungen geschaffen werden, wo der Ausbruch einer Hungersnot 
schwerwiegende Folgen für die Gesamtheit der Wirtschaft mit sich gebracht 
hätte. Es galt, um die notwendigen Einfuhren mit der Besatzungsmacht zu 
ringen und für eine gerechte, sinnvolle und schnelle Verteilung der an- 
kommenden Lebensmittel zu sorgen — eine Sisyphusarbeit, die in aller Stille 
geleistet w'urde, und die sich die schärfste Kritik der hungernden Bevölkerung 
gefallen lassen mußte. Denn inzwischen -war ein neuer Winter gekommen. 
Dieser Winter von 1946 auf 1947 war der schwerste. Das eisige Wetter ließ 
Stadt und Land erstarren. Hausbrandkohle gab es kaum. Die Industrie konnte 
nicht arbeiten. Die Verkehrsmittel schränkten von Tag zu Tag ihre Tätigkeit 
mehr ein. Eine Mißernte hatte die Ernährungsdecke weiter verkleinert. Die 
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mangelnde Autorität der Behörden setzte sich gegenüber ablieferungsunwil¬ 
ligen Bauern, eigensüchtigen Verteilern und hungernden Verbrauchern nicht 
mehr durch. Die Städte lagen aus Mangel an Kohle im Dunkeln. Ein See¬ 
mannsstreik in USA verzögerte die Einfuhr der notwendigen Güter. Selbst das 
trockene geschmacklose Maisbrot wnrde noch warm den Bäckern aus den Händen 
gerissen. Um einige Pfund Kartoffeln fuhr man tagelang in ungeheizten über¬ 
füllten Zügen, auf Trittbrettern und Waggondächern. Felder wurden geplün¬ 
dert, Eisenbahnzüge beraubt. Der Diebstahl schien nicht mehr ein Verbrechen, 
sondern eine Notwendigkeit zur Sicherung des Lebens und der Familie. 

In dieser furchtbaren Notzeit nahm — am 1.1. 1947 — der bizonale Er¬ 
nährung. 1 ;- und Landwirtschaftsrat in Stuttgart seine Tätigkeit auf. In zäher 
Arbeit ist es ihm gelungen, noch einmal eine Hungersnot zu verhüten und 
die geringen bei der Landwirtschaft erfaßten oder aus den Schiffen aus¬ 
geladenen und vor dem schwarzen Markt bewahrten Nahrungsmittel in den 
Westzonen einigermaßen gerecht zu verteilen. 

Trotz allen Mühen traten weitere Rückschläge ein. Statt einer erhofften guten 
Ernte verschlechterte der ungewöhnlich trockene Sommer 1947 die Ernäh¬ 
rungslage. Die Kartoffeln verdorrten, die Futtermittelnot ließ die Milch- 
quellen versiegen. Die Fleischversorgung war durch den in den Vorjahren 
befohlenen Abbau des Viehbestandes aufs Äußerste angespannt, und die 
Rationen hatten im Frühjahr 1948 noch einmal einen ungewöhnlichen Tief¬ 
stand. Die schwierige Ernährungslage kommt darin zum Ausdruck, daß der 
Index der Bodenproduktion im Jahre 1947/48 bis auf 76 zurückgegangen ist. 

* 

Der Frühsommer 1948 brachte die Wende. Genau drei Jahre waren seit dem 
Zusammenbruch vergangen, und so hatten — gewiß auch zum Staunen der 
Alliierten —- jene Weisen recht bekommen, die vorausgesagt hatten, daß 
drei Jahre Hunger als Züchtigungsmaßnahme an erster Stelle im alliierten 
Strafkalender für Deutschland stünden. Um so mehr muß an dieser Stelle 
die Frage aufgeworfen werden, die seit der Konferenz von Jalta immer wieder 
gestellt worden ist: Wollten die Westalliierten das deutsche Volk vernichten? 
Die Frage ist 1945 und später von hungernden und frierenden Menschen 
milhonenfach bejaht worden, denen es nach allen, auch den vermeidbaren 
Härten gegenüber dem deutschen Volk scheinen mußte, als habe erst die 
aufkommende Drohung aus dem Osten, der beginnende Kalte Krieg, die 
Westalliierten zu Scheinfreunden Deutschlands gemacht und ihren Ver¬ 
nichtungswillen gehemmt. 
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Die Dinge müssen so hart ausgesprochen werden, um ein klares Nein ent¬ 
gegensetzen zu können. 1945 lag es in der Hand der Westmächte, nach dem 
letzten Schuß gegen Hitler ihre Truppen zurückzunehmen und sich nicht 
weiter um das deutsche Volk zu kümmern. Das hätte zu einem Millionen¬ 
sterben und zu einer Unterernährung geführt, die innerhalb weniger Jahre 
die physische Ausmerzung des deutschen Volkes als biologischer Kräftefaktor 
in Europa bedeutet haben würden. 

Statt dessen haben die Sieger nicht nur Ruhe und Ordnung aufrechterhalten, 
sondern dem deutschen Volk trotz dem hohen Fehlbestand in der Getreidepro¬ 
duktion der Welt durch diese drei ersten kritischen Jahre hindurchgeholfen. 
Das aber bedeutete die Vorbedingung für das Weiterbestehen der Existenz des 
deutschen Volkes, die durch eine gewissenlose Führung schon verspielt war. 
Diese Erinnerung an die Siegermächte ruft zugleich die Betreuung vor allem 
der Heimatvertriebenen durch die ausländischen Wohlfahrtsverbände in das 
Gedächtnis. Caritas, Evangelisches Hilfswerk und Deutsches Rotes Kreuz 
konnten in einer Zeit schwerster Ernährungslage etwa 160000 t Lebensmittel 
aus dem Ausland verteilen. Dankbare Eltern und Kinder werden sich immer 
der Kinderfürsorge im Ausland und der für die ärztliche Betreuung durch 
Medikamente und Geldmittel gewährten Hilfe entsinnen. Drei Jahre hin¬ 
durch wurden vom Roten Kreuz 120000 Kinder aus Auslandsspenden er¬ 
nährt und insgesamt 1)0 Millionen Essensportionen verabreicht. Deutschland 
wird nicht vergessen, was diese Hilfe zu einer Zeit bedeutet hat, in der die 
Hand des Todes, der Seuchen, der Tuberkulose schwer auf dem unter¬ 
ernährten Volk lag. 

Im März 1946 begann (zunächst in der Britischen Zone) auf Anweisung der 
Militärregierung die organisierte Kinder Speisung. Ab März 1948 konnte die 
Zahl der gespeisten Kinder von 3,5 Milhonen auf 4,5 Millionen erhöht werden. 
Vom September 1948 ab wurde auch 150000 Studenten eine tägliche Zusatz¬ 
mahlzeit gewährt. 

Nach der Währungsreform stellten die Alliierten für diese Speisung die 
Lebensmittel kostenlos zur Verfügung. Vom 10. 5. 1949 ab, dem Tag der Ein¬ 
beziehung der Französischen Zone, betrug die Gesamtzahl der Verpflegten 
4882000 Kinder und 228000 Studenten, insgesamt 1110000 Menschen. 
Mengenmäßig handelte es sich um monatlich über 10000 t hochwertige 
Lebensmittel. Dieses Hilfswerk hat die Angehörigen der Kinder nicht nur 
materiell entlastet, sondern auch einen Teil des seelischen Druckes weg¬ 
genommen, der auf jeder Familie lastete. 

* 
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INDEX DER BODENPRODUKTION 
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
Durchschnitt 1935/36 bis 1938/39 = 100 



Durchschn. 1946 1947 1948 1949 1950 1951 1952 8 

1935/36 — — — — — — 

bis 1938/39 1947 1948 1949 1950 1951 1952 1953 


1 Landwirtschaftliche Nutzfläche: Acker-, Garten- und Rebland, Wiesen und Viehweiden. 2 Brutto- 
BodenProduktion je ha: Gesamte Ernte einschl. Saatgut und Futtermittel. In Getreidewert berechnet. 
a Vorschätzung 

Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
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LANDWIRTSCHAFTLICHE ERZEUGUNG IN DER BUNDES¬ 
REPUBLIK DEUTSCHLAND 

Nahrungsmittel und Erzeugnisse für gewerbliche Verarbeitung, 
nach Erzeugerpreisen berechnet 


in jeweiligen Preisen in Vor kriegspreisen 

billions billion Mrd. billion billions 

de frs. $- RM/DM $ de frs. 



1955/56 1948 1949 1950 1951 . 1955/56 1948 1949 1950 1951 
—58/59 1949 1950 1951 1952 —58/59 1949 1950 1951 1952 


——- Landwirtschaftliche Tierische av.vra Pflanzliche 

Erzeugnisse insgesamt Erzeugnisse 1 2 Erzeugnisse 1 

1 Unter Abzug der bei der gewerblichen Verarbeitung anfallenden Futtermittel. 
a Einschi, der Erzeugung aus der Futtermitteleinfuhr. 

Quelle: Bundes ministe rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
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Im Herbst 1949 wurde das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten gebildet. Seine vordringlichste Aufgabe war es, die landwirt¬ 
schaftliche Erzeugung zu steigern und den Verbrauch von Devisen für die 
Ernährung so weit wie möglich einzuschränken, gleichzeitig aber auch den 
Minderbemittelten den Kauf der Produkte zu tragbaren Preisen zu ermög¬ 
lichen. Obgleich die Voraussetzungen für den Start des Bundesministeriums 
nicht günstig waren, wurden von Jahr zu Jahr beachtenswerte Erfolge erzielt. 
Die Leistungen der Landwirtschaft sind aus nachstehender Übersicht er¬ 
sichtlich : 


Tabelle 5 

BRUTTO- BODEN PRODUKTION 



dz- Getreidewert 
je ha 

in Mill. t 
Getreidewert 

Index 1935/36 
bis 1938/39 = 100 

1955/36—1938/59 

28,2 

41,1 

100 

1946/47 

20,4 

28,8 

70 

1947/48 

16,4 

23,2 

56 

1948/49 

24,0 

54,1 

83 

1949/50 

26,0 

36,9 

90 

1950/51 

29,7 

42,0 

102 

1951/52 

31,4 

44,4 

108 


Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 


Die Bodenproduktion zeigt also in den ersten Nachkriegsjahren einen sehr 
starken Rückgang. Der Tiefstand liegt im Wirtschaftsjahr 1947/48, in dem 
die Ernte durch die langanhaltende Dürre noch besonders beeinträchtigt 
wurde. Seit dem Jahre 1948/49 erfolgte indessen ein so starkes Ansteigen der 
Produktion, daß es —begünstigt durch überdurchschnittlich gute Witterungs¬ 
verhältnisse — gelungen ist, die Vorkriegshöhe nicht nur wieder zu erreichen, 
sondern im allgemeinen zu überschreiten. 

Der Wiederaufbau der Viehbestände ging unerwartet rasch vor sich, wie die 
folgende Übersicht (Tabelle 6) zeigt. 

Daß die westdeutsche Landwirtschaft nach dem katastrophalen Rückgang der 
Ernteerträge und der Erträge der tierischen Produktion in den Jahren 1945 
bis 1947 heute Produktionszahlen der pflanzlichen und tierischen Erzeugung 
aufweisen kann, welche die Vorkriegsleistungen nennenswert überschreiten , 
stellt einen großen Erfolg dar. Seine volle Würdigung ist erst möglich, wenn 
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Tabelle 6 


ENTWICKLUNG DER VIEHBESTÄNDE 
(in Millionen Stück) 



1955/58 

1946 

1947 

1948 

1949 

1950 

1951 

1952 

Pferde insgesamt . . . 

1,54 

1,56 

1,58 

1,62 

1,63 

1,57 

1,45 

1,36 

Rindvieh insgesamt . . 

12,11 

11,19 

10,29 

10,57 

10,88 

11,15 

11,38 

11,64 

darunter Milchkühe . 

5,99 

5,76 

5,24 

5,26 

5,54 

5,73 

5,80 

5,82 

Schweine insgesamt . . 

12,49 

6,43 

5,52 

6,76 

9,70 

11,89 

13,60 

12,98 

Schafe insgesamt . . . 

1,89 

2,25 

2,35 

2,49 

2,02 

1,64 

1,67 

1,54 

Geflügel insgesamt . . 

54,59 


24,89 

28,23 

44,22 

51,80 

54,27 

54,77 

darunter Hennen . . 

48,10 



22,29 

36,58 

44,76 

47,47 

48,34 


Quelle: Statistisches Bundesamt. 


man berücksichtigt, daß in Westdeutschland die klein- und mittelbäuerlichen 
Betriebe vorherrschen und in diesen Betriebsgrößen eine schnelle Umstellung 
und eine rasche Wirkung von Förderungsmaßnahmen ungleich schwieriger 
ist als bei größeren Betrieben 1 . 

Aus der nachstehenden Tabelle Nr. 7 sind die starken Verschiebungen zu er¬ 
kennen, die sich in den letzten Jahren bei den pflanzlichen und tierischen 
Produkten ergeben haben. 

Das Schwergewicht der Erzeugungssteigerung liegt bei der Nahrungsmittel¬ 
produktion seit 1946 wieder, wie in der Vorkriegszeit, eindeutig bei den 
tierischen Erzeugnissen. Die Indexziffern der Nahrungsmittelproduktion liegen 
seit 1950/51 über 100 2 . 

Diese Leistungssteigerung kommt gleichfalls in der Entwicklung der Hektar¬ 
erträge zum Ausdruck. Wenn auch in den einzelnen Jahren erhebliche 
Schwankungen auftreten, die -weitgehend mit dem Witterungsverlauf Zu¬ 
sammenhängen, zeigt sich im ganzen doch eine beträchtliche Erhöhung der 
Erträge gegenüber der Vorkriegszeit 3 . 

Die Entwicklung des Zuckerrübenanbaues, der sich sehr ausgedehnt hat, 
kann als ein weiteres Zeichen für die verstärkte Intensivierung der west¬ 
deutschen Landwirtschaft angesehen werden 4 . 

Die große Steigerung der Ernteerträge wäre nicht möglich gewesen ohne den 
zunehmenden Einsatz von Miner aldüngemitteln^. 

1 Von knapp 2 Millionen Betrieben mit landwirtschaftlicher Nutzfläche sind drei 
Viertel unter 10 ha groß. Die durchschnittliche Betriebsgröße ist in Westdeutschland 
6,8 ha, in Dänemark 15,5 ha, in Frankreich 11,6 ha und in den Vereinigten Staaten 
78,5 ha. 2 Siehe Tabelle 7. 3 Siehe Tabelle 8. 4 Siehe Tabelle 9. 5 Siehe Tabelle 10. 
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NETTO- NAHRUNGSMITTEL PRODUKTION 
Tabelle 7 (einschließlich der Erzeugung aus Futtermi tteleinfuhren) 



in Millionen t Getreide wert 

Index 1955/56—58/59 = 100 

Li eit 

pflanzlich 

tierisch 

insges. 

pflanzlich 

| tierisch 

insges. 

1935/36—38/39 

8,23 

25,07 

55,50 

100 

100 

100 

1946/47 

7,52 

15,05 

22,57 

89 

60 

67 

1947/48 

6,95 

12,46 

19,59 

84 

50 

58 

1948/49 

8,99 

17,29 

26,28 

109 

69 

79 

1949/50 

8,75 

22,29 

51,04 

106 

89 

93 

1950/51 

9,51 

24,86 

34,37 

116 

99 

103 

1951/52 

10,10 

26,70 

36,80 

125 

107 

111 


Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 


Tabelle 8 ERTRÄGE JE HEKTAR IN 100 kg 


0 

1955/58 




1951 

.1952 

Getreide insgesamt (einschl. Mais) . . 

20,4 

18,8 

24,1 

23,2 

25,6 

24,6 

davon Brotgetreide. 

19,9 

19,8 

24,7 

25,7 

25,8 

25,1 

Futtergetreide (einschl. Mais) .... 

20,9 

17.6 

25,3 

22,5 

25,5 

24,1 

Kartoffeln. 

168,2 

204,6 

185,8 

244,9 

215,7 

208,0 

Zuckerrüben . 

327,2 

299,9 

285,5 

361,6 

327,3 

507,9 


Quelle: Statistisches Bundesamt. 


Tabelle 9 


ANBAUFLÄCHE DER ZUCKERRÜBEN 


1955/38 130000 ha 

1946 141000 ha 

1947 159000 1m 

1952 222000 ha 


DÜNGE MITTELABSATZ 
Tabelle 10 (in 1000 t Reinnährstoffen) 



1938/39 

je Hektar 
landw. 
Nutzfläche 

1947/48 

je Hektar 
landw. 
Nutzfläche 

1951/52 

je Hektar 
landw. 
Nutzfläche 

N 

545 

25,7 

261 

18,4 

586 

27,4 

PA 

41.5 

28,4 

215 

15,1 

472 

55,4 

K ä O 

633 

43,4 

405 

28,5 

723, 

51,2 
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Tabelle 11 AUFWENDUNGEN FÜR MASCHINENKÄUFE 

.. 1949/50 1950/51 1951/52 

508 Mill. DM 725 Mill. DM 1063 Mill. DM 

Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 


DURCHSCHNITTLICHER MILCHERTRAG 


Tabelle 12 IN KILOGRAMM JE KUH UND JAHR 


1935/38 1947/48 1948/49 

1949/5 

0 1.950/51 

1951/52 

2480 1560 

2017 

2400 

2560 

2725 

Quelle: Statistisches Bundesamt / Bundesernährungsministerium 




Tabelle 13 




VERBRAUCH AN NAHRUNGSMITTELN IN KILOGRAMM JE KOPF DER 

BEVÖLKERUNG IM BUNDESGEBIET EINSCHL. WESTBERLIN 


1955/38 1 

1946/47 

1947/48 | 

1950/51 

1951/52 

Getreideerzeugnisse in Mehl- | 






wert. 

110,5 

113,9 

126,3 

98,8 

98,1 

Kartoffeln. 

176,0 

188,0 

180,0 

184,0 

179,0 

Zucker (weiß). 

26,0 

9,5 

14,9 

27,4 

24,6 

Gemüse. 

51,9 

56,7 

59,4 

49,5 

45,5 

Frischobst und Südfrüchte . . 

42,0 

15,5 

27,5 

48,0 

52,0 

Fleisch (ohne Fette). 

51,0 

22,9 

20,3 

36,6 

38,0 

Nahrungsfette (Reinfett) . . . 

22,9 

6,4 

5,8 

20,6 

20,6 

davon Butter (Produktge- 






wicht).. . . : 

9,0 

4,8 

3,2 

6,5 

6,7 

Trinkvollmilch (einschl. Rahm) 

121,4 

66,4 

63,2 

110,0 

113,0 

Eier .. 

7,4 

2,5 

2,4 

7,4 

7,4 

Fische (Filetgewicht) .... 

6,8 

5,7 

7,0 

6,9 

7,1 

Das bedeutet je Kopf und Tag: 



1955/38 

1948/49 

1950/51 

1951/52 

Kalorien: a) Anzahl . . . 


3072 

2559 

2807 

2759 

b)Index. . . . 


100 

82,6 

91,4 

90,0 

Fette: a) Gramm. . . 


114,8 

51,5 

99,3 

100,4 

b) Index. . . . 


100 

44,9 

86,5 

87,2 

Protein : a) Gramm. . . 


84,0 

80,4 

75,6 

76,1 

b) Index. . . . 


100 

95,7 

90,0 

90,6 

Kohlehydrate: Gramm .... 


434,6 

451,6 

411,5 

397,0 


Quelle: Stat. Monatsbericht des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 1 Vorkrieg ohne Westberlin. 
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ERZEUGUNG UND EINFUHR VON NAHRUNGSMITTELN 


Tabelle 14 Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (in 1000 Tonnen) 




1948/49 

1949/50 

1950/51 

1951/52 

Brotgetreide 






Erzeugung. 

5689 

4828 

5954 

5792 

6145 

Einfuhr.. 


3580 

3347 

2615 


Futterge trei de 






Erzeugung. 

4798 

3097 

4267 

4414 


Einfuhr. 


1596 

1809 

1201 

2189 

Reinfett 






Erzeugung. 

467 

277 

397 

435 


Einfuhr. 


260 

445 

555 

526 

Weißzucker 






Erzeugung. 

500 

556 

554 

916 

951 

Einfuhr. 


368 

592 

551 

722 

Fleisch (ohne Schlachtfett) 






Erzeugung. 

1802 

836 

1450 

1642 

1880 

Einfuhr. 


62 

125 

193 

84 


Quelle: Statist. Bundesamt / Bundesernährungsministerium. 


millicrs thousand NAHRUNGSMITTELVORRÄTE 1 

de t short tons 


thousand Tausd. 
short tons t 


1500 



1949 50 51 52 49 50 51 52 49 50 51 52 49 50 51 52 



Brotgetreide a 



Futtergetreide 2 


Weißzucker 8 



r 1500 


1500 H 


H000 


1000 4 



0 


0 


Reinfett 4 8 


1 Stichtag jeweils 1. Juli. — 2 Getreidewert, ohne Bestände und Eigenverbrauch der Landwirtschaft* 
8 Weißzuckerwert. — 4 Ohne Schlachtfette aus Hausschlachtungen und ohne Buttererzeugung in 
landwirtschaftlichen Betrieben. — 5 Ohne Bestände beim Handel und auf dem Transport. 

Quelle: Bericht des amerik. Hochkommissars. 
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ÖFFENTLICHE HAUSHALTE UND FINANZEN 


12880 Millionen DM gegenüberstanden. Zur Deckung des Fehlbetrages 
wurde der öffentlichen Hand eine DM-Erstausstattung gewährt. 

Empfänger dieses Betrages von rund 2,22 Milliarden DM waren die Länder und Ge¬ 
meinden. Infolge der Einsetzimg dieser Erstausstattung der Gebietskörperschaften in 
die Haushaltseinnahmen verblieb ein Einnahmeüberschuß von rund 0,62 Milliarden DM. 

Die Währungsreform bot auch der Bank Deutscher Länder, die im März 
1948 gegründet worden war, die Grundlage für eine Zentralbankpolitik, deren 
Aufgabe es war, die Einführung der neuen Währung zu steuern, allerdings 
unter Kontrolle der Alliierten Bankkommission. Zur Sicherung der Währung 
war in § 28 des Umstellungsgesetzes das Verbot von Haushaltdefiziten aus¬ 
gesprochen worden. Diesem Verbot gerecht zu werden war sehr schwierig. 
Der Kaufkraftzuwachs der Bevölkerung nach der Währungsreform, der sich 
in kürzester Frist in Nachfrage nach Konsumgütern verwandelte und zu¬ 
nächst zu einem beunruhigenden Preisauftrieb führte, war eine Gefahr für 
die finanzielle Stabihtät. Diese Entwicklung konnte jedoch nach einem halben 
Jahr zum Stehen und zu einer allmählichen Rückbildung gebracht werden. 
Zur Sicherung gegen eine inflatorische Preis- und Lohnspirale wurde die 
Verteuerung der eingeführten Nahrungsmittel durch Subventionen über¬ 
brückt. Die gesamte Subventionslast machte im DM-Abschnitt des Rechnungs¬ 
jahres 1948/49 zwar erst 37 Millionen DM aus, stieg aber 1949/50 auf rund 
790 Millionen DM 1 . 

Steigende Anforderungen an den Bund 

Im Jahre 1949/50 blieben die öffentlichen Einnahmen stabil, aber die Aus¬ 
gaben stiegen stark an, besonders durch zwangsläufige Sonderausgaben, wie 
die Finanzhilfe für Berlin. Dieser Vorposten der freien Welt erforderte von 
Anfang an beträchtliche öffentliche Mittel. Einschließlich der Zuschüsse der 
Sozialversicherung usw. sowie der Mindereinnahmen des Bundes durch 
Steuervergünstigungen (aber ohne die kommerzielle Hilfe) wird die Berlin- 
Hilfe im Rechnungsjahr 1952j53 annähernd 1,1 Milliarden DM ausmachen. 
Zur teilweisen Deckung dieser Hilfe wurde durch Gesetz vom 8. 11. 1949 
die zunächst kurz befristete Abgabe „Notopfer Berlin“ eingeführt. Sie gliedert 
sich in eine Abgabe der Arbeitnehmer, der Veranlagten und der Körper¬ 
schaften sowie eine Abgabe auf Postsendungen. Im DM-Abschnitt 1948/49 
erbrachte sie nur 109,6 Millionen DM, im Rechnungsjahr 1949/50 aber 
schon 305,2 Millionen DM, 383,6 Millionen DM im Rechnungsjahr 1950/51 

1 Siehe Tabelle 1. 
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Die Stabilisierung der Ernährungslage spiegelt sich auch in den angelegten 
Vorräten an Nahrungsmitteln (vgl. das Schaubild). 

Freilich ist es nach dem Verlust der deutschen Ostgebiete und der Zuwande¬ 
rung von mehr als 10 Millionen Heimatvertriebenen und Flüchtlingen in 
das Bundesgebiet durch keine noch so eindrucksvolle Leistungssteigerung 
möglich, die Abhängigkeit von Nahrungsmitteleinfuhren aus dem Ausland zu 
beheben. Nach dem Stand der Jahre 1951/52 müssen bei Brot- und Futter¬ 
getreide 30°/ 0 , bei Fleisch 4°/ 0 , bei Weißzucker 43°/ fl und bei Reinfett sogar 
52°/ 0 des deutschen Verbrauchs durch Einfuhren gedeckt werden (im ein¬ 
zelnen siehe Tabelle Nr. 14). + 

Die beispiellose Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion wäre trotz 
dem unermüdlichen Fleiß der deutschen Bauern nicht möglich gewesen ohne 
die Marshallplanhilfe. Die Bereitstellung von EBJ?-Gegenwertmitteln brachte 
seit Mitte 1949 Erleichterungen für den Kapitalbedarf der Landwirtschaft. 
Von den 4414 Millionen DM, die der deutschen Wirtschaft aus ERP-Gegen- 
wertmitteln zuflossen, entfallen auf die Landwirtschaft und Ernährungs¬ 
industrie, einschließlich Westberlin, insgesamt S24 Millionen DM ; davon auf 
Kredite 404 Millionen DM, auf Zuschüsse 117 Millionen DM und auf Be¬ 
teiligungen (Grundkapital für die Deutsche Siedlungsbank) 3 Millionen DM. 
Die der Landwirtschaft gewährten Kredite fanden Verwendung zum Wiederaufbau 
kriegszerstörter Betriebe, als Landeskulturkredite, Flüchtlingssiedlungskredite, Inven¬ 
tarkredite, Produktionskredite für die landwirtschaftlichen Notstandsgebiete, zur 
Förderung und Verbesserung von Grünland und der Futtererzeugung, zur Mechani¬ 
sierung der Landwirtschaft, zur Förderung des Absatzes und von Absatzeinrichtungen 
sowie für die Emährungsindustrie. Die Zuschüsse wurden im Gegensatz zu den Krediten 
nicht an einzelne Landwirte gegeben, sondern dienten dazu, Förderungsmaßnahmen 
durchzuführen, die allen Teilen zugute kommen und die Erzeugung der Landwirtschaft 
nachhaltig beeinflussen. Sie wurden für den Ausbau des landwirtschaftlichen Schul¬ 
wesens und der Wirtschaftsberatung, für Forschungsaufträge und sonstige mit Krediten 
kaum zu fördernde Maßnahmen gewährt. 

Bei einer großen Zahl landwirtschaftlicher Betriebe in Westdeutschland ist 
die Beseitigung der Besitzzersplitterung Voraussetzung für eine Steigerung der 
Produktion. Die vor dem letzten Krieg bereits in Gang befindliche Flur¬ 
bereinigung war während des Krieges und in der ersten Nachkriegszeit fast 
zum Erliegen gekommen. Für den Abschluß der in Angriff genommenen 
Flurbereinigungsverfahren bedeuteten die ERP-Gegenwertmittel eine ent¬ 
scheidende Hilfe. 

Es wurden 21,9 Mill. DM zur Verfügung gestellt, von denen 6,9 Mill. DM als Kredite 
an die Länder für die Durchführung von Verfahren, 2,5 Mill. DM für das Bundes- 
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Aus den ERP-Förderungsmitteln wurden größere Betrage bereitgestellt, um der Land¬ 
wirtschaft den sachgemäßen Einsatz von Mineraldüngemitteln durch Bodenunter¬ 
suchungen, die Durchführung von Lehrfahrten usw. zu erleichtern. Diese Maßnahmen 
haben in Verbindung mit der Tätigkeit der Landwirtschaftsschulen und Wirtschafte - 
beratungssteilen zu einer erheblichen Zunahme des Düngemittelverbrauchs bei¬ 
getragen. 

Die zunehmende Intensivierung der Landwirtschaft kommt auch in einer 
Verstärkung der Mechanisierung zum Ausdruck 1 . 

In der Landwirtschaft waren 1949 90 000, 1950 116000 , 1951 160 000 und 
1952 2JJ 000 Schlepper und —- 1952 — etwa 2000 Mähdrescher eingesetzt. 
Besondere Bedeutung hatte die Mechanisierung für die klein- und mittelbäuerlichen 
Betriebe, in denen der gemeinschaftliche Schlepper- und Mähdreschereinsatz mit 
Hilfe von billigen mittelfristigen Krediten aus ERP-Mitteln sehr gefördert wurde. 
Damit erhielten auch kleinere und finanzschwachere Betriebe die Möglichkeit zur 
Mechanisierung und Rationalisierung bei tragbaren Belastungen. 

Eine der wichtigsten Maßnahmen auf dem Gebiete der tierischen Erzeugung 
ist die Bereitstellung von ERP-Mitteln in Höhe von 3,7 Millionen DM zur 
Förderung der Milchleistungsprüfungen. 

Während im Jahre 1951 rund 25% des gesamten Kuhbestandes unter freiwilliger 
Milchleistungsprüfung standen, ist durch diese Förderungsmaßnahme im Jahre 1952 
mit einem Anteil von 55 % zu rechnen. Damit steht das Bundesgebiet nach Dänemark 
und Holland an dritter Stelle. Dementsprechend konnte die durchschnittliche Milch¬ 
leistung je Kuh von Jahr zu Jahr gesteigert werden. 1951/52 war sie um rund 10% 
größer als in der Vorkriegszeit 2 . 

Die Verbesserung der Versorgungslage ermöglichte zu Beginn des Jahres 1950 
die Aufhebung der Rationierung , also den Abbau der Zwangswirtschaft auf 
ernährungswirtschaftlichem Gebiet, die schon im Vorjahr weitgehend illu¬ 
sorisch geworden war. Dadurch konnte das Interesse der Verbraucher sich 
von den einfachen Massengütern wieder den hochwertigen Nahrungsmitteln 
zuwenden. In welchem Umfang — begünstigt durch die Kaufkraftsteigerung 
der Verbraucherschaft — dies geschah, geht aus der Tabelle 15 hervor. 
Der in den Jahren der Unterversorgung mit tierischen Erzeugnissen und 
Fetten stark erhöhte Verbrauch an Getreide, Kartoffeln und Gemüse hat sich 
wieder normalisiert. Unter den Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs fällt 
besonders der im Vergleich zur Vorkriegszeit immer noch geringe Fleisch¬ 
verzehr auf. Er hat in den Hungerjahren, gemeinsam mit den Fetten, die 
stärkste Einschränkung erfahren müssen, zeigt aber in den letzten Jahren 
eine ständig steigende Tendenz. 

1 Siehe Tabelle 11. 

2 Siebe Tabelle 12. 
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zeugung gerichtet war. Das außerordentlich große und schnelle Ansteigen der 
Erträge seit dem Tiefstand im Wirtschaftsjahr 1947/48 genügte allein nicht, 
um die Rentabilität der landwirtschaftlichen Betriebe herbeizuführen. Das 
Fundament der Landwirtschaft wurde gefestigt durch den Aufbau einer Ord¬ 
nung der Märkte auf dem land- und ernährungswirtschaftlichen Gebiet. Für 
die landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse wurden vier Marktordnungs¬ 
gesetze erlassen, das 

Gesetz über den Verkehr mit Getreide- und Futtermitteln, 

Gesetz über den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten, 

Gesetz über den Verkehr mit Zucker und das 
Gesetz über den Verkehr mit Vieh und Fleisch. 

Damit ist ein System der Marktordnung geschaffen worden, das die Land¬ 
wirtschaft im Rahmen der sozialen Marktordnung instandsetzen soll, die Ver¬ 
sorgung Westdeutschlands mit Nahrungsmitteln soweit wie möglich zu 
sichern. Gleichzeitig sollen dadurch stabile und auskömmliche Preise als 
Grundlage für eine Erzeugungssteigerung erreicht werden. 

Als Schlußglied in der Kette der Marktordnungsgesetze und Grundlage für 
die Qualitätsverbesserung wurde im Jahre 1951 das Handelsklassengesetz ge¬ 
schaffen. Durch eine Gütesteigerung soll der Absatz der Waren erleichtert 
und damit der Landwirtschaft eine bessere Einnahmequelle verschafft wer¬ 
den. Zugleich soll der Verbraucher durch das Hervorheben der Mindest¬ 
anforderungen an die Beschaffenheit der Ware geschützt werden. 

Da sich in den letzten Jahren die Notwendigkeit zeigte, auch auf den Sektoren Obst 
und Gemüse sowie in der Fischwirtschaft eine Marktordnung herzustellen, sind auch auf 
diesen Gebieten vom Bundesemährungsministerium entsprechende Gesetzentwürfe 
ausgearbeitet worden. 

Die für die landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse geschaffenen Einfuhr- und 
Vorratsstellen dienen der Einfuhrregelung und Vorratsbildung (vgl. das 
Schaubild auf Seite 190). Diese Stellen sind nicht nur für die Erzeuger, sondern 
in gleicher Weise für die Verbraucher von größter Bedeutung; denn Vorrats¬ 
politik ist die beste Voraussetzung für die Sicherung der Ernährung. 
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DIE FINANZIERUNG DER EINFUHREN DER 
ERNÄHRUNGSWIRTSCHAFT IN DAS BUNDESGEBIET 1 
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programm (Lehrgänge, Anschaffung von Großgeräten usw.) und 12,5 Mill. DM als 
Zuschuß an die Länder verwendet wurden. 

Nach 1945 wurde die in den Kriegs] ahren unterbrochene landwirtschaftliche 
Siedlungstätigkeit von den Ländern wieder aufgenommen und insbesondere 
seit der Währungsreform in zunehmendem Maße durchgeführt. 

Von 1945 bis zum 51. 12. 1951 konnten für Zwecke der ländlichen Siedlung in der 
Bundesrepublik auf Grund des Reichssiedlungsgesetzes und des Bodenreformgesetzes 
insgesamt rund 144000 ha beschafft und davon, zum größten Teil über Siedlungsträger, 
rund 90000 ha zur Begründung von über 29000 Neusiedlerstellen (rund 71500 ha) 
sowie zur Vergrößerung von etwa 16200 landwirtschaftlichen Kleinbetrieben (rund 
18500 ha) verwendet werden. Von den neu gegründeten Siedlerstellen erhielten die 
heimatvertriebenen Landwirte bis zum 31. 12. 1951 rund 16 000 ha zugewiesen. 

Die Erzeugungssteigerung auf fast allen Gebieten wäre nicht möglich ge¬ 
wesen ohne eine zielbewußte Agrarpolitik, die auf die Herstellung der land¬ 
wirtschaftlichen Rentabilität und die Steigerung der landwirtschaftlichen Er- 
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Die Währungsreform vom 20. 6. 1948 beseitigte den inflatorischen Geld¬ 
überhang und enthüllte damit den vollen Umfang der Verarmung, die durch 
die Kriegszerstörungen, den Zustrom der Vertriebenen, die Zerreißung des 
deutschen Wirtschaftsgebietes und die Besatzungslasten eingetreten war. 
Auch die Massenarbeitslosigkeit wurde erst nach der Währungsreform sicht¬ 
bar. Schon zur Aufrechterhaltung des sozialen Friedens und zur Abwehr 
kommunistischer Einflüsse durfte aber in der Fürsorge für die Heimatver¬ 
triebenen, die Kriegsopfer und andere Hilfsbedürftige keine Unterbrechung 
eintreten. Diese sozialen Unterstützungen mußten größtenteils aus Haus¬ 
haltsmitteln der Gebietskörperschaften bezahlt werden. Besatzungs- und 
Besatzungsfolgekosten erforderten ebenfalls hohe Ausgaben. 

Für die Deckung dieser Ausgaben durch höhere Einnahmen war die Wieder¬ 
belebung der Wirtschaft die erste Voraussetzung. Einer solchen Belebung 
standen die Steuergesetze des Alliierten Kontrollrats, der die schon stark 
überhöhten Steuersätze 1946 nochmals drastisch hinaufgesetzt hatte, ent¬ 
gegen. Die Verwaltung für Finanzen plante deswegen eine Reform der 
Einkommensteuer zur Beseitigung der überhöhten Besteuerung. Sie drang 
damit jedoch bei den Alliierten nicht durch. 

Das Gesetz zur vorläufigen Neuordnung von Steuern brachte zwar Erleichterungen 
bei der Einkommen-, Vermögen-, Erbschaft-, Kraftfahrzeug- und Tabaksteuer sowie 
einen einheitlichen Satz von 50% bei der Körperschaftsteuer; das Ausmaß der deut¬ 
scherseits vorgeschlagenen Einkommensteuersenkung war indessen bei weitem nicht 
zugestanden worden. Nur die zum Ausgleich der Steuersenkungen vorgesehene Wieder¬ 
einführung der Kapitalverkehrsteuer und der Wechselsteuer mit 50%iger Erhöhung 
ihrer Tarife sowie die Einführung einer Kaffeesteuer wurde von den Militärregierungen 
voll zugestanden. 

Die Umstellung der Steuern und Außenstände der öffentlichen Hand durch 
die Währungsreform führte zu einem scharfen Rückgang der Steuerauf¬ 
kommen. Um der öffentlichen Hand beschleunigt zu den notwendigen Ein¬ 
nahmen zu verhelfen, waren wieder monatliche (statt der vierteljährlichen) 
Vorauszahlungen auf die Umsatzsteuer, monatliche Abschlagszahlungen auf 
die vierteljährlichen Vorauszahlungen zur Einkommen- und Körperschaft¬ 
steuer ab 10. 8. 1948 und vielfach sogar wöchentliche (statt monatliche) 
Lohnsteuerabführungen angeordnet worden. Trotzdem kamen die Steuer¬ 
einnahmen erst langsam in Fluß, während die Anforderungen an die öffent¬ 
lichen Haushalte sofort in unvermindertem Umfang einsetzten. So schlossen 
die Haushalte des Vereinigten Wirtschaftsgebiets sowie aller Länder, Ge¬ 
meinden und Gemeindeverbände im DM-Abschnitt des Rechnungsjahres 
1948/49 mit 14480 Millionen DM an Ausgaben, denen an Einnahmen nur 
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Die große Aufgabe 

Nach der Bildung der Bundesrepublik war es die Aufgabe der Bundes¬ 
regierung, aus den Ruinen und dem Elend die deutsche Wirtschaft wieder 
aufzubauen, die soziale Not zu beheben, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, 
die Wirtschaft stark zu machen, ihre sozialpolitischen Verpflichtungen zu 
erfüllen, durch gerechten Lohn die allgemeinen Lebensverhältnisse zu 
bessern, die Wohnungsnot zu beheben, eine deutsche Handelsflotte auf¬ 
zubauen, die deutsche Ausfuhr zu ermöglichen und zu fördern, einen deut¬ 
schen Kapitalmarkt zu schaffen, damit die deutsche Spartätigkeit wieder 
anzuregen, eine ruhige Entwicklung des Preisgefüges zu erreichen und 
außerdem besondere Aufgaben zu erfüllen, wie z. B. die seelische und wirt¬ 
schaftliche Widerstandskraft der Stadt Berlin zu erhalten und den finanziellen 
Zusammenbruch finanzschwacher Länder zu vermeiden und die außen¬ 
politischen Verpflichtungen des deutschen Volkes aus der Katastrophe des ver¬ 
lorenen Krieges zu erfüllen; und das alles unter der Voraussetzung, daß die 
sich notwendig ergebende Steuerbelastung nicht wirtschaftszerstörend und wi rt- 
schaftshemmend wirke und dabei die junge deutsche Währung erhalten und 
gestärkt und so das Vertrauen des In- und Auslandes in die Lebenskraft der jun¬ 
gen Bundesrepublik gewonnen werde. Diese Aufgabe war, ungeachtet der vor¬ 
aufgegangenen Bemühungen der westdeutschen Länder und der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, eine gigantische, und sie kann auch rück¬ 
schauend durch kein besseres Wort gekennzeichnet werden. 

Für dieses große Werk war die Schaffung geordneter öffentlicher Finanzen 
und Haushalte die Voraussetzung. Aber der Aufbau der öffentlichen Haushalte 
und Finanzen seit Mai 1945 bis zur heutigen Etatpolitik des Bundesministers 
der Finanzen vollzog sich unter ungewöhnlichen wirtschaftlichen und ver¬ 
waltungsmäßigen Schwierigkeiten. 

Bis zur Währungsreform war die Errichtung einer öffentlichen Finanz¬ 
wirtschaft die Aufgabe der bizonalen Verwaltung für Finanzen, die damit 
die Grundlage einer normalen Verwaltung zu schaffen hatte. Dem Aufbau 
einer gesunden Finanzpolitik standen jedoch die Folgen des Krieges mit den 
gewaltigen Schäden für die Menschen und für die Wirtschaft, die Not der 
Vertriebenen sowie die zerrüttete Währung entgegen, die Geld und Preise 
als Regulatoren der Produktion und Verteilung ausgeschaltet und katastro¬ 
phale wirtschaftliche und soziale Folgen herbeigeführt hatte. 
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SEIT DER WÄHRUNGSREFORM BIS 1952/53 
(in Milliarden DM) * 


^ Ausgabe- bzw. Einnahmeart 

tfH 

DM- 

Abschnitt 

1948/49 1 

1949/50 1 

1950/51 ß 

1951/52“ 

1952/55* 

B. Einnahmen 

12. Steuern und Zolle (einschl. 
Soforthilfe- bzw. Vermö¬ 
gensabgabe) . .. 

10,58 

19,09 

20,40 

27,95 

51,32 

15. Umstellungsgrundschulden 
bzw. Hypotheken- und 
Kreditgewinnabgabe.... 

0,15 

0,57 

0,41 

0,49 

0,44 

14. ERP-Zuschüsse (ohne ERP- 
Darlehen). 

_ 

_ 

0,50 

0,20 

0,13 

15. Gebühren, Beiträge u. dgl. . . 

1,59 

5,21 

5,87 

4,08 

4,28 

16. Ablieferungen des Erwerbs - 
Vermögens. 

0,42 

0,51 

0,58 

0,78 

0,78 

17. aus Münzprägung. 

— 

— 

0,44 

0,25 

0,12 

18. aus Schuldenaufnahme, Ver¬ 
mögen u. dgl. 

0,16 

0,62 

0,96 

1,05 

1,28 11 

Erstausstattung. 

2,22 

— 

— 

— 

— 

19. Saldo des Verrechnungsver¬ 
kehrs . 


0,15 



, 

20. Einnahmen insgesamt .... 


25,68 

26,96 


58,54 

21. Mehreinnahmen (+), Mehr¬ 
ausgaben (—). 

+ 0,62 



— 0,54 

—0,26 

22. Rücklagen des Gesamthaush.: 
Zuführung (—), Entn. (-J-) . 

— 0,41 

— 0,04 

—0,08 



23. Deckung von Fehlbeträgen aus 
Vorjahren. 

_ 

_ 

+ 0,01 12 

(—)0,44 

(—) 0,57 13 

24. Gesamtabschluß (einschließl. 
Deckung von Fehlbeträgen 

aus Vorjahren). 

Mehreinnahmen (+), Mehr¬ 
ausgaben (—•). 

4- 0,21 

+ 0,50 

—0,70 

— 0,98 

— 0,85 


* Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen. 


DM) und der Ist-Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren. — 13 Saldo 
der Haushaltsüberschiisse und Fehlbeträge aus dem Rechnungsjahr 1950/51; von den 
Fehlbeträgen der Länder ist ein Teilbetrag berücksichtigt, von dem 250,0 Mill. DM 
aus Anleihemitteln des Bundes gedeckt werden sollen. 
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Tabelle 1 


DIE AUSGABEN UND EINNAHMEN DER ÖFFENTLICHEN HAUSHALTE 
(Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und Soforthilfe bzw. Lastenausgleich) 


ü 

^ Ausgabe- bzw. Einnahmeart 

h1 

DM- 

Abschnitt 

1948 / 49 1 

1949 / 50 1 

1950 / 51 “ 

1 

1951 / 52 “ 

1952 / 53 » 

A. Ausgaben 

1. Soziale Kriegsfolgelasten 4 . . 

1,82 

3,73 

4,31 

4,87 

5,64 

2. Sonstige Soziallasten 5 . . . . ! 

0,80 

1,59 

2,15 

2,82 

3,01 

5. Schuldendienst: 

a) Verzinsung. 

0,20 

0,52 

0,61 

0,70 

0,86 

b) Tilgung. 

0,05 

0,05 

0,12 

0,20 

0,36 

4. Persönliche und sächliche Ver¬ 
waltungsausgaben . 

3,68 

5,47 

5,67 

6,80 

7,55 

5. Pensionen, Beihilfen .... 

0,68 

1,02 

1,05 

1,17 

1,25 

6. Subventionen. 

0,03 

0,79 

0,60 

0,84 

0,74 

7. Allgemeine Haushalts- und 
Zweckausgaben. 

1,75 

2,39 

2,54 

3,47 

3,81 

8. Investitionen 6 . 

1,75 

3,46 

5,31 

6,01 

5,73 

9. Finanzhilfe Berlin. 

0,22 

0,43 

0,52 

0,74 7 

1,03 7 

10. Besatzungs- und Verteidigungs¬ 
lasten 8 * . 

3,52 

3,90 

4,71 

7,72° 

8,63° 

11. Reiner Finanzbedarf 10 .... 

14,48 

23,35 

27,60 

35,34 

38,61 


1 Ergebnisse der Finanzstatistik. — 2 Vorläufiges Ergebnis. —- 3 Schätzung. — 4 Kriegs¬ 

opferversorgung, Versorgung des Personenkreises nach Art. 131 des Grundgesetzes, 

Kriegsfolgenhilfe, Unterhaltsleistungen im Rahmen des Lastenausgleichs, jedoch ohne 

Wohnraumhilfe und Eingliederungsdarlehen (vgl. Nr. 8). — 5 Arbeitslosenhilfe, Zu¬ 
schüsse zur Sozialversicherung, allgemeine Fürsorge. — 6 Einschi. Darlehensgewährung 
und Rücklagenbildung sowie Wohnraumhilfe und Eingliederungsdarlehen im Rahmen 

der Soforthilfe bzw. des Lastenausgleichs. — 7 Einschl. Besatzungskosten Berlin 
1952/53, ferner einschl. Zuschuß zur Durchführung des Lastenausgleichs in Berlin. 
IVicht berücksichtigt sind die kommerzielle Hilfe an Berlin, die Leistungen der Sozial¬ 
versicherungsträger einschl. Arbeitslosenversicherung aus eigenen Mitteln, Mittel der 

Bundesanstalt aus dem Sofortprogramm zur Arbeitsbeschaffung, Zuschußbedarf der 

Bundespost in Berlin und voraussichtliche Lasten aus dem Flüchtlingsrentengesetz. •— 

8 Ohne Berlin. — ® Unmittelbare* Verteidigungsausgaben, d. h. Besatzungs- und Be¬ 

satzungsfolgekosten vor und Ausgaben für stationierte Truppen und deutsche Kon¬ 

tingente der EVG nach Inkrafttreten des Vertrages, jedoch ohne sonstige nach NATO - 

Regeln anrechenbare Beträge. — 10 Ausgaben nach Ausschaltung von Doppelzählungen. 
— 11 Die zur Deckung des ao. Haushalts des Bundes durch Kreditermächtigung vor¬ 
gesehene Anleihe ist hier nur insoweit enthalten, als ihr Eingang gesichert ist (vgl. 

Anm. 13). —• 12 Saldo der Ist-Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre (156,6 Mill. 
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ÖFFENTLICHE HAUSHALTE UND FINANZEN 


und 645,8 Millionen DM im Rechnungsjahr 1951/52. Für 1952/53 ist das 
Notopfer mit 790 Millionen DM veranschlagt, womit es freilich immer noch 
weit unter den Ausgaben für Berlin bleibt. 

Aber nicht nur Berlin war zu sichern. Auch einzelne Länder mußten zur 
Wahrung der finanziellen Stabilität und wegen der großen Unterschiede in 
ihrer Belastung und Steuerkraft finanziell gestützt werden. Entsprechend 
ihrer Steuerkraft und ihren Ausgabeverpflichtungen standen einer Gruppe 
von finanzkräftigen Ländern die finanzschwacheren Länder Schleswig-Hol¬ 
stein, Niedersachsen, Bayern und Hessen gegenüber. Im Rechnungsjahr 
1949/50 kam deshalb ein Finanzausgleich unter den Ländern zustande, der 
die Umleitung von 586 Millionen DM vorsah. Dieser „horizontale Finanz¬ 
ausgleich“ sollte die Leistungsfähigkeit der steuerschwachen Länder sichern 
und die unterschiedliche Belastung der Länder mit Ausgaben ausgleichen 1 . 

Als mit der Währungsreform die Grundlage einer neuen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik in Westdeutschland geschaffen wurde, lag die Verantwortung 
für die Erfüllung der staatlichen Aufgaben noch bei den Ländern. Erst das 
Grundgesetz regelte die Finanzverantwortung zwischen Bund und Ländern, 
so daß mit Wirkung vom 1. 4. 1950 an die Überleitung der bisher von den 
Ländern aufgebrachten Kriegsfolgelasten und der Zuschüsse zur Sozialver¬ 
sicherung sowie der Arbeitslosenfürsorge auf den Bund gemäß Artikel 120 
des Grundgesetzes durchgeführt werden konnte. Zum Ausgleich dafür 
wurden dem Bund bisherige Einnahmequellen der Länder überwiesen, und 
zwar außer den Zöllen und den Verbrauchssteuern (mit Ausnahme der Bier¬ 
steuer) die Umsatz- und die Beförderungssteuer. Die Finanzautarkie der 
Länder fand damit ihr Ende. Diese Überleitung war eine bedeutende Opera¬ 
tion der Finanzgeschichte. 

Da die Ausgaben des Bundes z. B. für Sozialaufwendungen und Besat- 
zungskosten zwangsläufig stiegen, war es notwendig, die Länder an den 
auf den Bund übergegangenen Lasten in Form einer Interessenquote von 
10—25°/ 0 zu beteiligen. Die Finanzkraft der Länder wies jedoch so große 
Unterschiede auf, daß ab 1. 4. 1951 anstelle der starren Interessenquote 
(mit Ausnahme einer Interessenquote von 15 °/ 0 an der Kriegsfolgenhilfe, 
die überwiegend von den Stadt- und Landkreisen getragen wird) eine In¬ 
anspruchnahme der Einkommen- und Körperschaftsteuer der Länder durch 
den Bund festgesetzt wurde; eine Regelung, die sich elastisch der Steuer¬ 
kraft der Länder anpaßt. Einige Länder leiden aber immer noch unter 
drückenden Zahlungsrückständen und schwebenden Schulden, die aus ihrer 
1 Siehe Tabelle 2. 
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Tabelle 2 


HAUSHALTSEINNAHMEN UND HAUSHALTSAUSGABEN DER LÄNDER 

(in Millionen DM) 


Art der Einnahmen 
und Ausgaben 

DM Abschnitt 
1948/49 * 

Rechnungs¬ 

jahr 

1949/50 * 

Rechnungs¬ 

jahr 

1950/51 * 

Rechnungs¬ 

jahr 

1951/52 1 * 

Rec 

April/ 

Juni 

1952 

iinungs 

1952/53 

Juli./ 

Sept. 

1952 

ahr 

Okt./ 
Dez. 
1952 

Haushaltseinnahmen 









Erstausstattung .... 


1 767,6 

— 

—. 

. — 

— 

— 

— 

Landessteuern 2 .... 


8 363,8 

14 404,6 

6 323,8 

7 190,1 

1984,6 

1825,5 

2070,0 

Darlehen vom Bund u.\ 









Soforthilfe. 




607,1 

762,2 

139,6 



Nettoeinnahmen aus 







378,2 

310,3 

Umstellungsgrund- 









schulden. 


1 852,7 

3 107,9 

351,7 

421,1 

65,1 



Kreditmarktmittel . . 




136,3 

441,8 

15,7 

146,1 

225,4 

Sonstige Einnahmen. . 




2 758,5 

3 508,8 

930,9 

974,5 

950,3 

Reineinnahmen 6 insges. 


11 984,1 

17 512,5 

10 177,4 

12 324,0 

3135,9 

3324,3 

3556,0 

Haushaltsausgaben 









Kriegsfolge- und Sozial- 









lasten 3 . 


5 715,1 

7 854,1 

1 046,8 

193,4 

18,9 

35,7 

56,5 

Finanzausgleichszahlg. 









an Gemeinden und 









Gemeindeverbände . 


943,4 

1 330,1 

1 046,0 

1 072,2 

254,9 

300,1 

269,0 

Personl. u. sächl. Ver- 









waltungsausgaben 4 


2 575,8 

3 706,5 

3 765,4 

4 439,8 

1228,9 

1222,0 

1283,0 

Investitionsausgaben. . 


t 

1 817,3 

2 747,4 

3 131,2 

531,9 

865,5 

930,8 

Schuldentilgung . . . 



37,5 

76,6 

117,5 

23,5 

18,2 

198,2 

Zinsen dienst. 


144,1 

400,6 

427,2 

462,1 

215,5 

21,0 

241,8 

Sonstige Ausgaben . . 


2 562,3 

3 502,6 

1 626,1 

2 295,0 

495,0 

655,8 

545,6 

Reinausgaben 6 insges. . 

11 940,7 

17 648,7 

10 735,5 

11 711,2 

2768,6 

3118,3 

3504,9 


* Ohne Einnahmen aus Umstellungsgrundschulden und die daraus geleisteten Abgaben, 
f In „Sonstigen Ausgaben“ mitenthalten. 

1 Vorläufiges Ergebnis. — 2 Ab 1. 4. 1951 nach Abzug des abgeführten Bundesanteils 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer. — 3 Ab Rechnungsjahr 1950 Interessen¬ 
quoten und zusätzliche Kriegsfolge- und Soziallasten. — 4 Einschi. Versorgung und 
Zuweisungen für das Schulwesen. Ab Rechnungsjahr 1951 ohne persönliche und säch¬ 
liche Ausgaben des Erwerbsvermögens. — 5 Nach Ausschaltung von Doppelzählungen. 

Quelle: Bank Deutscher Länder. 
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Tabelle 5 


HAUSHALTSEINNAHMEN UND HAUSHALTSAUSGABEN DES BUNDES 
(BZW. DER VERWALTUNG DES VWG) 

(in Millionen DM) 



4_> 



. 

Re chnungs j ahr 

Einnahme- und 

o er, 

tUD -i 

a S» 

fco 

§ - 

5 

1952/53 


Ausgabeart 

£ SL 

QO 

£ - 

Q ^ 

p 

rd . CD 

o b "ä- 

, f5 ers 

PH -Ss-rH 

a m 

-P u o 

U ft vo 

Ph An 

5 l" 

p b m 

<l> CT5 

April/ 

Juni 

1952 

Juli/ 

Sept. 

1952 

Ukt./ 

Dei. 

1952 

Haushaltseinnahmen 
Bundessteuem u. Zolle 3 
Bundesanteil an der Ein- 

212,5 

963,9 

9 849,7 

13 908,2 

3631,1 

3824,8 

4027,6 

kommen- und Kör¬ 
perschaftsteuer . . . 




2 278,4 

634,7 

1199,3 

1101,6 

Interessenquoten der 








Länder. 

— 

— 

917,1 

81,7 

11,1 

3,9 

— 

Ablieferungen von Bahn 








und Post. 

242,8 

152,9 

139,0 

160,6 

39,0 

39,0 

39,0 

Münzwesen. 

— 

-. 

441,3 

295,8 

— 

50,7 

66,8 

Anleihen. 

— 

— 

196,2 

36,6 

0,2 

182,9 

98,5 

ERP-Zuschüsse .... 

— 

— 

300,5 

59,6 

7,5 

15,4 

10,7 

Sonstige Einnahmen. . 

57,2 

422,7 

583,4 

1 060,6 

79,1 

210,9 

158,5 

Insgesamt 4 

512,3 

1539,5 

12 427,2 

17 879,5 

4402,7 

5526,9 

5502,7 

Haushaltsausgaben 
Besatzungs- und Be¬ 
satzungsfolgekosten . 
Sonstige Kriegsfolge- u. 

9,9 

55,0 

4 645,9 

7 915,3 

849,2 

1707,5 

1961,4 

Sozialisten .... 

— 

— 

5 055,8 

6 876,6 

1789,8 

1946,6 

1978,7 

Finanzhilfe Berlin 5 . . 

218,5 

431,0 

520,5« 

550,0 

137,5 

157,5 

157,5 

Schuldendienst .... 
Förderung des Woh- 

52,6 

103,0 

148,9 

260,3 

101,3 

15,9 

92,0 

nungsbaues 7 . . . . 

9,2 

26,0 

596,6 

396,2 

68,0 

203,4 

217,0 

Sonstige Ausgaben . . 

222,0 

1168,3 

1 916,4 

3 190,1 

532,2 

1007,5 

802,6 

Insgesamt 4 

512,2 

1785,3 

12 684,1 

19 188,5 

5478,0 

5018,4 

5189,2 


1 Einschi. Auslaufperiode. — 2 Vorläufiges Ergebnis. — 3 Zuzüglich der den Bundes¬ 
haushalt durchlaufenden Kohlenbergbauabgabe (ab Dezember 1951). — 4 Ohne ERP- 
Kredite. — 5 Ab 1951 erscheinen die Bundeseinnahmen und Bundesausgaben in Berlin 
bei den einzelnen Einnahme- und Ausgabearten. — 6 Einschi. Zuschüsse aus ERP- 
Mitteln in Berlin. — 7 Zuzüglich des aus der Kohlenbergbauabgabe finanzierten Berg¬ 
arbeiterwohnungsbaues (ab Januar 1952); jedoch ohne ländliche Siedlung. 

Quellet Bundesministerium der Finanzen 
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Überbelastung mit Kriegsfolgelasten und Sozialaufwendungen stammen. Zu 
ihren Gunsten wurde im Rechnungsjahr 1952 eine Umschuldungsaktion 
im Umfang von 250 Millionen DM mit Hilfe des Bundes und einiger besser¬ 
gestellter Länder durchgeführt. 

In das Haushaltsjahr 1949/50 fällt die Verkündung des Grundgesetzes der Bun¬ 
desrepublik, die Wahl zu den gesetzgebenden Körperschaften und die Bildung 
der Bundesregierung. Um der entstehenden Bundesrepublik die notwendige 
Grundlage für eine geordnete Haushalts- und Wirtschaftsführung zu geben, 
wurde der Haushalt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes im September 1949 
in den ersten provisorischen Bundeshaushalt übergeleitet. Dieser Übergangs¬ 
haushalt des Bundes für September 1949 bis 31. 3. 1950 schloß in Einnahmen 
und Ausgaben mit 512,3 Millionen DM, der Haushalt für das ganze Rech¬ 
nungsjahr 1949/50 (also für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet und den Bund) 
bei 1783,3 Millionen DM Ausgaben mit einem Fehlbetrag von rund 250 Mil¬ 
lionen DM. Der Gesamtaufwand der Gebietskörperschaften betrug dagegen 
23,68 Milliarden DM in Einnahmen und 23,35 Milliarden DM in Ausgaben; 
darunter für Besatzungskosten 3900 Milhonen DM, für soziale Kriegsfolge¬ 
lasten 3730 Millionen DM. Für die Deckung wurden allein aus Steuern 
und Zöllen (einsclil. Soforthilfe bzw. Vermögensabgabe) 19 090 Millionen DM 
aufgebracht. 

Das Rechnungsjahr 1950/51 zeigte noch stärker als das vorhergehende, wie 
sehr die öffentliche Finanzwirtschaft seit der Währungsreform unter dem 
Druck eines steigenden Ausgabenbedarfs steht. Der Bundeshaushalt schloß 
in Einnahmen mit 12427,2 Millionen DM und in Ausgaben mit 12684,1 Mil¬ 
lionen DM ab. Dieser erste Bundesetat spiegelt die schwierigen Probleme, denen 
sich die Bundesrepublik gegenübersah; ebenso aber auch die Aufbauleistungen, 
die trotz diesen Schwierigkeiten vollbracht wurden. Der Bundesfinanzminister 
konnte auf der Einnahmeseite ein Steueraufkommen von rd. 9849,7 Millionen 
DM einsetzen, weil sich die deutsche Wirtschaftskraft stark erholt hatte. 

Auf der Ausgabenseite sind die Folgen des Krieges durch Milliardensummen 
belegt: 4645,9 Millionen DM allein für Besatzungskosten; für sonstige 
Kriegsfolge- und Soziallasten über 5000 Millionen DM, für Finanzhilfe Berlin 
520 Millionen DM, zur Förderung des Wohnungsbaues fast 400 Millionen 
DM> für sonstige Ausgaben über 1900 Milhonen DM. Flierbei sind die Ein¬ 
nahmen und Ausgaben des Soforthilfefonds noch nicht berücksichtigt. 

Dieser Soforthilfefonds ist zur Deckung bestimmter Kriegsfolgelasten eingeführt worden. 
Die Mittel werden erbracht durch eine besondere Abgabe auf das im Bundesgebiet 
belegene Sachvermögen^ das am Stichtag der Währungsreform vorhanden war. 
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Soziale Kriegsfolgelasten, Besatzungskosten und Berlinhilfe erreichten in 
diesem Jahr die 10-Milliarden-Grenze und überschritten damit die Einnahmen 
des Bundes aus Steuern und Zöllen 1 . 

Trotzdem hat die Bundesregierung die Mittel für dringliche Investitionsauf¬ 
gaben, Arbeitsbeschaffungs- und Wohnungsbauprogramme aufgebracht, ohne 
die Steuern zu erhöhen oder eine Inflation einzuleiten. 


Steuerpolitik der Wirtschaftsbelebung 

Entsprechend ihrem sozialpolitischen Grundgedanken, daß die Steuersätze 
wirtschaftlich und sozial tragbar sein sollen und die Wirtschaftsinitiative 
des Einzelnen nicht ersticken dürfen, versuchte sie, die erforderlichen Steuer¬ 
änderungen den volkswirtschaftlichen Gegebenheiten anzupassen. 

Eine Fortführung der auf alliierten Gesetzen beruhenden, stark fiskalischen 
Finanzpolitik würde trotz Marshall-Plan und Währungsreform in eine ver¬ 
hängnisvolle Entwicklung hineingeführt haben. Wegen des herrschenden 
Kapitalmangels hätten die überhöhten Steuersätze einen wirtschaftlichen 
Schrumpfungsprozeß eingeleitet. Dadurch wären die Soziallasten gestiegen 
und aus einem rückgängigen Steueraufkommen und Sozialprodukt zu tragen 
gewesen. 

In richtiger Weiterentwicklung der Konzeption des Marshall-Plans, daß die 
freie Welt durch Schaffung wirtschaftlicher und sozialer Wohlfahrt, die es 
zu verteidigen lohnt, gegen den Kommunismus immun gemacht werden 
müsse, hat die Bundesregierung daher — wie schon der Verwaltungsrat des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes —- in der ersten Phase ihrer Steuerpolitik 
durch Steuersenkung den einzig möglichen Weg aus dieser Zwangslage be¬ 
schritten. 

In erster Linie galt diese Politik den Personalsteuern im allgemeinen und der Ein¬ 
kommenbesteuerung im besonderen. Zunächst wurde die Kapitalbildung in Form des 
nichtentnommenen Gewinns und die Investitionstätigkeit durch Erweiterung der Be¬ 
wertungsfreiheit für Ersatzbeschaffungen und erhöhte Abzugsfähigkeit unverzinslicher 
Darlehen zur Förderung des Wohnungsbaues erleichtert. Da aber die Tarifsätze der 
Personalsteuern, zu denen noch die „Soforthilfeabgabe“ und die Abgabe zum „Not¬ 
opfer Berlin“ getreten waren, oft mehr als das gesamte Einkommen ausmachten, be¬ 
mühte sich die Bundesregierung um die Senkung des Einkommensteuertarifs und 
konnte sie durch Gesetz vom 29. 4. 1950 verwirklichen. Außerdem wurde eine Senkung 
der Verbrauchssteuern trotz der hohen sozialen Ausgabeverpflichtungen durchgeführt, 
wenn auch nur in geringerem Maße, als die Bundesregierung wünschte. Sie galt den 
Steuersätzen für Zucker, Bier und Zigarren, die Erzeugung und Absatz stark gelähmt 
hatten. 

1 Siehe Tabelle 5. 
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Die Senkung des Einkommensteuertarifs kam den Wirtschaftsunternehmen, 
aber auch dem kleinen Steuerzahler zugute; sie hat auch zur erfolgreichen Be¬ 
kämpfung der Arbeitslosigkeit beigetragen. Der Aufschwung der Wirtschaft der 
Bundesrepublik hat dieser ersten Phase der deutschen Steuerpolitik in vollem 
Umfang recht gegeben; denn dank der Wirtschaftsbelebung war das gesamte 
Steueraufkommen von Bund, Ländern und Gemeinden im Rechnungsjahr 
1950/51 höher als im Vorjahr. Diese mutige Initiative, die Steuer- und 
Finanzpolitik in weitem Umfang unter wirtschaftsfördernde Gesichtspunkte 
zu stellen, hatte die Bundesregierung entfaltet, obgleich der zwangsläufige 
Anstieg der öffentlichen Ausgaben seit der Währungsreform zu einem immer 
bedeutsameren Problem wurde. 

Der Bundeshaushalt für 1951/52 zeigte wiederum erhöhte Mehrausgaben. 
Die Besatzungskosten stiegen (einschl. Berlin) auf 7915,3 Millionen DM. 
Der Ausbruch des Korea-Konflikts mit seinen weltpolitischen und wirtschaft¬ 
lichen Folgen führte zu zusätzlichen Ausgaben, die zur Aufgabe der bis 
dahin verfolgten Politik der Erleichterung der steuerlichen Lasten zwangen. 
Die notwendig gewordenen Steuererhöhungen standen unter dem Leit¬ 
gedanken einer verstärkten Besteuerung des Verbrauchs sowie des Abbaus 
der steuerlichen Vergünstigungen für die Eigenfinanzierung. 

Die Umsatzsteuer, die in ihrer volkswirtschaftlichen Wirkung einer allgemeinen Ver¬ 
brauchssteuer gleichkommt, wurde (mit Ausnahme der Umsatzsteuer auf Nahrungs¬ 
mittel) um 33 1 / 3 % und mehr erhöht, was ein Jahresmehraufkommen von annnähemd 
1,4 Milliarden DM bedeutet. Die Beförderungssteuer wurde erhöht und zur Förderung 
des Bergarbeiter-Wohnungsbaues eine Kohlenabgabe eingeführt, die in Form eines 
Preisaufschlags auf Kohle erhoben wird. Für die Grundstoffindustrien wurde eine 
durch Gesetz geregelte Investitionshilfe der übrigen Wirtschaft von 1 Milliarde DM 
beschlossen. Die Körperschaftsteuer wurde 1951 von 50 auf 60% des steuerpflichtigen 
Gewinns heraufgesetzt und gleichzeitig die steuerliche Begünstigung der Selbstfinan¬ 
zierung bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer eingeschränkt. Der Einkommen¬ 
steuertarif selber wurde zur Aufrechterhaltung des Leistungswillens nicht erhöht; 
denn bei der Einkommensteuer spielt es eine besondere Rolle, daß die Steuersätze 
progressiv sind und mit steigendem Einkommen ein immer größerer Teil des Ein¬ 
kommenzuwachses von der Steuer erfaßt wird. 

Durch diese steuerpolitischen Maßnahmen und die wirtschaftliche Belebung 
stiegen die Steuer- und Zolleinnahmen stark an. Aber trotz der stark erhöhten 
Steuerbelastung ergaben sich bei der öffentlichen Verwaltung haushalts¬ 
mäßig ungedeckte Jahresausgaben. So schloß der Bundeshaushalt 1951/52 
mit einem Fehlbetrag von über 1,3 Milliarden DM ab. Im Rechnungsjahr 
1952/53 ist eine erneute Steigerung des Steueraufkommens veranschlagt 
worden; aber nach der neuesten Entwicklung muß damit gerechnet werden. 
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daß die in den Tabellen 1 und 2 und dem Schaubild auf Seite 202 wieder¬ 
gegebenen Schätzungen nicht erreicht werden. 

Verteidigungsbeitrag und soziale Sicherheit 

Das Rechnungsjahr 1952/53 begann im Zeichen der Verhandlungen über 
die Höhe des deutschen Verteidigungsbeitrages , der an die Stelle der Be¬ 
satzungskosten treten soll. Die Ausgangsposition dafür war nicht nur mit 
dem Fehlbetrag des Haushaltsjahres 1951/52 in Höhe von 1,3 Milliarden 
DM, sondern auch damit belastet, daß der Begriff der deutschen Verteidi¬ 
gungsleistungen von den Alliierten viel enger gefaßt wird, als er in Wirk¬ 
lichkeit ist; denn zur Verteidigung gehört neben der unmittelbar militäri¬ 
schen auch die mittelbare wirtschaftliche und soziale. Versagt die mittelbare 
Verteidigung im Inneren, dann verliert die militärische Abwehrbereitschaft 
ihren Wert. Die Frage der sozialen Sicherheit ist mit der militärischen 
Sicherheit so unmittelbar verbunden, daß der Block der sozialen Aufwen¬ 
dungen stets ein wesentlicher Ausgangspunkt für die Festsetzung der Finan¬ 
zierung des deutschen Verteidigungsbeitrags sein wird. Dieser darf weder die 
Wirtschaft noch die Geldordnung bedrohen. Wenn es nach der Vernichtung 
des Geldvermögens gelungen ist, die innere finanzielle Stabilität unter 


BESATZUNGSLASTEN 

(in KM/DM je Kopf der Bevölkerung) 
Westzonen bzw. Bundesrepublik Deutschland 



1945 19«> 1947 194-8 19k9 1950 1951 195a 
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größten Schwierigkeiten aufrechtzuerhalten, darf dieser Erfolg nicht durch 
eine übertriebene Festsetzung der Höhe des deutschen Verteidigungsbeitrages 
zunichte gemacht werden. 

Die Bundesregierung ist bereit, das Äußerste an wirtschaftlicher und finan¬ 
zieller Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik einzusetzen unter dem Ge¬ 
sichtspunkt, daß alle Nationen im Verhältnis das gleiche leisten, was vom 
deutschen Volk als Verteidigungsbeitrag erwartet wird. 

In der Zeit vom Mai 1945 bis zum 30. 9 . 1950 haben die Länder (und ab 
1. 4. 1950 der Bund) in ihren Haushalten an echten Besatzungslasten 1 ins¬ 
gesamt rund 24819 Millionen RM und DM ausgegeben. In der Zeit vom 
1. 10. 1950 bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1952 betragen die Auf¬ 
wendungen des Bundes an echten Verteidigungs- und Besatzungslasten ins¬ 
gesamt 19274 Millionen DM, davon 8800 Millionen DM im Haushalt 1952. 
Im Haushalt 1953/54 waren die Verteidigungs lasten mit 9910 Millionen DM 
eingesetzt, und zwar 9000 Millionen DM als Nettoverteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik an die Europäische Verteidigungsgemeinschaft, der Rest für 
anrechnungsfähige Verteidigungsausgaben, die unmittelbar mit der Verteidi¬ 
gung Zusammenhängen, darunter die Besatzungskosten für Berlin. 

Die vom Bundesfinanzminister inzwischen in Paris geführten Verhandlungen 
über die Höhe des Verteidigungsbeitrages für 1953/54 ergeben für den 
Bundeshaushalt folgende Ausgaben: 

Für die Zeit vom 1. 4. bis 31. 10. 1953 

monatl. je 600 Millionen DM = 4200 Millionen DM 
Für die Zeit vom 1. 11. 1953 bis 31. 3. 1954 

je 950 Millionen DM = 4750 Millionen DM 

Daraus ergibt sich die Jahresbelastung 

1953/54 (Haushaltsjahr) von = 8950 Millionen DM 
Für April bis Juni 1954, also für das letzte Quartal des NATO-Jahres, wurde 
gleichfalls eine Zahlung von monatlich 950 Millionen DM vereinbart. Damit 
wurde aber kein Präjudiz für das nächste NATO-Jahr geschaffen. 

Im nächsten Jahr wird geklärt werden müssen, inwieweit die Ausgaben für 
Berlinhilfe, Aufwendungen für Sowjetzonenflüchtlinge, für Bewachung der 
Zonengrenze, für Besatzungsschäden usw. als anrechnungsfähige Verteidi¬ 
gungsausgaben anerkannt werden. Der Verteidigungsbeitrag für das Jahr, 
das am 1. 7. 1954 beginnt, ist unter Berücksichtigung dieser anrechnungs- 

1 Nach den gültigen Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung von 1907 dürfen 
Besatzungsleistungen „nur für die Bedürfnisse des Besatzungsheeres“ und nur in ei¬ 
nem Ausmaße verlangt werden, das ,,im Verhältnis zu den Hilfsquellen des Landes it stellt. 
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fähigen Verteidigungsausgaben nach den grundlegenden Verträgen ent¬ 
sprechend der volkswirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit der 
Bundesrepublik festzulegen. 

Rechnet man alle Ausgaben zusammen, so betragen die Leistungen des 
deutschen Volkes für den Verteidigungsbeitrag, für anrechnungsfähige Ver¬ 
teidigungsausgaben und für die in unmittelbarem Zusammenhang damit 
stehenden Ausgaben mehr als 10°/ o des deutschen Bruttosozialproduktes zu 
Faktorkosten. Darin kommt die auf das Höchste angespannte Leistungs¬ 
fähigkeit des deutschen Steuerzahlers und der deutschen Volkswirtschaft zum 
Ausdruck. 

Außer dem Verteidigungsbeitrag steht im Vordergrund der finanzpolitischen 
Gesetzgebung des Rechnungsjahres 1952/55 der Lastenausgleich. Dieses poli¬ 
tisch, sozial, wirtschaftlich und finanziell gleich bedeutsame Problem der 
Entschädigung der Vertriebenen und Kriegsgeschädigten hatte als Vorläufer 
das „Gesetz zur Milderung dringender sozialer Notstände“ ( Soforthilfegesetz) 
vom 8. 8. 1949. Aus der nach dem Soforthilfegesetz jährlich zu entrichtenden 
allgemeinen Soforthilfeabgabe von 2°/ 0 und 5°/ 0 des abgabepflichtigen Sach¬ 
vermögens, aus der Soforthilfesonderabgabe von 4°/ 0 und 15°/ 0 des Vorratsver¬ 
mögens am Tage der Währungsreform und aus den Umstellungsgrund¬ 
schulden sind in den drei Rechnungsjahren 1949/50 bis 1951/52 bereits an¬ 
nähernd 5,6 Milliarden DM verteilt worden 1 . 

Nach dem am 14. 8. 1952 verkündeten Lastenausgleichsgesetz tritt an die 
Stelle der Soforthilfeabgabe eine 50%ige Vermögensabgabe, die dreißig Jahre 
lang, und zwar vom 1. 4. 1949 bis 51. 3. 1979, in Vierteljahresbeträgen zu 
tilgen und zu verzinsen ist. Dem Soforthilfefonds flössen in den Rechnungs¬ 
jahren 1950/51 und 1951/52 Einnahmen von reichlich 2 Milliarden DM im 
Jahre zu. Die Einnahmen des Lastenausgleichsfonds werden (nach einem 
leichten Rückgang im Übergangsjahr 1952/55) auf jährlich knapp 2,5 Mil¬ 
liarden DM geschätzt. Die Ausgaben bauen stärker als bei der Soforthilfe 
auf dem Entschädigungsgedanken auf 2 . 

Die Erträge aus den Lastenausgleichsabgaben fließen einem Lastenaus¬ 
gleichsfonds zu. Dieser Fonds, aus dem die Leistungen aus dem Lastenaus¬ 
gleichsgesetz erfolgen, ist vom Bundeshaushalt getrennt. Trotzdem greift das 
Gesetz sehr stark auch in die Haushalte des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden ein, weil der öffentlichen Hand im Interesse der Geschädigten 
weit höhere zusätzliche Abgaben auferlegt werden als im früheren Sofort- 

1 Siehe Tabelle 4. 

2 Tm einzelnen siehe Tabelle 5. 


14 
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Tabelle 4 

EINNAHMEN UND AUSGABEN DER SOFORTHILFE IM BUNDESGEBIET 

(vorläufige Ergebnisse) 

(in Millionen DM) 

Einnahme- und Ausgabeart 

RJ 1949 

RJ1950 

RJ 1952 
RJ 1951 (1.4. bis 
31. 8. 52) 

i 

2 

3 

4 

5 

Einnahmen 

1. Soforthilfeabgabe 

a) Allgemeine Soforthilfeabgabe . . . 

. . 1041,4 

1537,3 

1530,8 

583,0 

b) Soforthilfesonderabgabe. 

. . 259,6 

102,5 

40,0 

7,0 

c) Übrige Einnahmen 2 3 . 

. . 5,8 

57,2 

97,3 

41,5 

2. Umstellungsgrundschulden (brutto) 1 

. . 488,8 

414,5 

488,6 

193,3 

Einnahmen insgesamt®. 

. . 1795,6 

2111,5 

2156,7 

824,8 

Ausgaben 

3. Konsumtive Ausgaben 

a) Unterbaitshilfe und -Zuschüsse . , . 

. . 393,0 

735,7 

713,6 

310,3 

b) Hausrathilfe. 

. . 197,1 

249,3 

84,3 

29,8 

c) Ausbildungshilfe. 

. . 4,2 

32,8 

56,0 

18,6 

d) UNICEF. 

. . - 

5,0 

2,5 

— 

Konsumtive Ausgaben insgesamt . . . 

. . 594,3 

1022,8 

856,4 

358,7 

4. Investitionen 

a) Wohnungsbau. 

. . 538,9 

660,4 

1120,5 

215,0 

b) Gemeinschaftshilfe, Heime . . . . 

. . 1,4 

15,0 

31,9 

17,4 

c) Flüchtlingssiedlung. 

. . 15,0 

61,5 

89,4 

44,4 

d) Existenzaufbau . 

. . 0,6 

197,4 

160,4 

55,1 

e) Schaffung von Dauerarbeitsplätzen . 

. . — 

13,3 

26,1 

27,7 

f) Sonstige Investitionen 4 . 

. . - 

3,3 

56,1 

25,0 

Investitionen insgesamt. 

. . 555,9 

950,9 

1484,4 

384,6 

5. Verwaltungskosten der Umstellungs- 

grundschulden. 

. . 49,6 

34,7 

32,3 

13,2 

Ausgaben insgesamt. 

. . 1199,8 

2008,4 

2373,1 

756,5 


1 Nur VWG (Zinsentilgung und vermischte Einnahmen). 

2 Bruttoaufkommen aus Umstellungsgrundschulden; im Rechnungsjahr 1949 einschl. 
der Einnahmen des Rechnungsjahres 1948. 

3 Ohne „Übrige Einnahmen“ der Französischen Zone. 

4 Depfa-Gemeinschaftshilfe, Vertriebenenbank, Schlüchtern und Reinsehlen. 

Quelle; Bundesmimsterium der Finanzen. 
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Tabelle 5 

EINNAHMEN UND AUSGABEN DES AUSGLEICHSFONDS 
FÜR DAS RECHNUNGSJAHR 1953/54 1 
(in Millionen DM) 


Einnahmen 

Vermögensabgabe.1150 

Hypothekengewinnabgabe. 320 

Kreditgewinnabgabe. 140 

Abführung der Vermögensteuer durch die Länder 

(§ 6 Abs. 1 LAG). 150 

Zuschüsse von Bund und Ländern (§ 6 Abs. 3 LAG). 410 

Erstellung von Vorauszahlungen für Teuerungszuschläge (§ 355 LAG) 

durch Bund und Länder. 66 

Erträge aus Maßnahmen der Vorfinanzierung. 200 


Summe der Einnahmen: 2436 

Ausgaben 

Eingliederungsdarlehen. 356 

Hausratshilfe. 500 

Härtefonds und sonstige Förderungsmaßnahmen. 150 

Wohnra umhilfe. 320 

Unterhaltshilfe. t . . . 890 

Entschädigungsrente. 150 

Währungsausgleich für Vertriebene. 50 

Rückstellungen für Bürgschaften. 20 


Summe der Ausgaben: 2436 


1 Voranschlag. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen. 


hilfegesetz. So muß die öffentliche Hand unter anderm die Vermögensabgabe 
für einen großen Teil ihres eigenen Vermögens, besonders für das gewerb¬ 
liche und das land- und forstwirtschaftliche Vermögen entrichten. Die Be¬ 
lastungen für die öffentlichen Haushalte werden in den ersten Jahren zu¬ 
sätzlich gegenüber dem Soforthilfegesetz etwa 800 Millionen DM jährlich 
ausmachen. 

Auch diese Opfer dienen der sozialen Befriedung. Sie sind deshalb im Zu- 
sammenhang mit den hohen Leistungen zu betrachten, welche die öffentliche 
Hand in diesem und in den kommenden Jahren für die äußere und innere 
soziale Sicherheit aufbringen muß. Da jede soziale Aufwendung der Bundes¬ 
republik ein Beitrag -zur Stärkung der Widerstandskraft der Europäischen 
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Tabelle 6 

DIE AUFWENDUNGEN FÜR DIE SOZIALE SICHERHEIT 1 

IM GEBIET DER BUNDESREPUBLIK (OHNE WEST-BERLIN) 


Soziale Einrichtung 

Beiträge 

der Ver- der Ar- 
sicherten beitgeber 

Einnahmen 
aus Vermö- 

öffentl. genser- 

Mitteln trägnisse 

Sonstige 

Ein¬ 

nahmen 

Gesamt- 

Ein¬ 

nahmen 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

1. 

Rentenversicherung 1949 

752 3 

722 3 

375 

4 

4 

1857 


der Arbeiter 2 1950 

Ulis 

991 3 

572 

10 


2 684 


1951 

1372 3 

1200 3 

672 

34 


3278 


1. Hj. 1952 

737 

641 

465 

24 


1867 

2. 

Rentenversicherung 1949 

571 3 

301 3 

95 

4 

4 

775 


der Angestellten 2 1950 

520 3 

410 3 

59 

6 


995 


1951 

604» 

514 3 

102 

11 


1231 


1. Hj. 1952 

345 

297 

115 

9 


766 

5. 

Knappschaftliche 1949 

135 3 

238 3 

120 

1 

1 

495 4 


Rentenversicherung 1950 

169 3 

296 3 

121 

1 

1 

588 4 


1951 

207 3 

363 3 

176 

3 

43 

792 4 


1. Hj. 1952 

115 

207 

110 

1 

1 

454 4 

4. 

Kranken- 1949 

1103 

659 

15 

3 

5 

1785 


Versicherung 5 1950 

1115 

869 

17 

7 

5 

2013 


1951 

.1311 

1004 

19 

13 

30 

2 377 


1. Hj. 1952 

690 

515 

11 

5 

4 

1223 

5. 

Unfallversicherung 1949 

— 

487 

— 

1 

9 

497 


1950 

— 

658 

5 - 

2 

16 

656 


1951 

— 

745 

— 

7 

18 

768 


1. Hj. 1952 

— 


-•••- 

— 



6. 

Arbeitslosen- 1949 

560 7 

560 7 

— 

3 

5 

1126 


Versicherung 1950 

515 7 

515 7 


5 

10 

1045 


1951 

623 7 

623 7 


22 

10 

1278 


1. Hj. 1952 

340 

540 

— 

23 

7 

710 

7. 

Arbeitslosenfürsorge 1949 

— 

— 

470 

— 

— 

470 


1950 

— 

— 

954 

— 

— 

954 


1951 

— 


1035 

— 

— 

1035 


1. Hj. 1952 

— 


553 

- . 

- , 

555 

8. 

Versorgung der 1949 

— 

— 

1915 

— 

— 

1915 


Kriegsopfer 11 1950 

— 

— 

2167 

— 

— 

2167 


1951 

■- 

— 

2642 

— 

— 

2 642 


1. Hj. 1952 

t- 

— 

1456 

— 

- . 

1456 

9. 

Öffentliche 1949 

- - - 


1236 

— 

— 

1236 


Wohlfahrt 1950 

— 

— 

934 

-t 

— 

954 


1951 

— 

— 

904 

— 

-. 

904 


1. Hj. 1952 

— 

— 

440 

— 

— 

440 


(Fortsetzung auf Seite 214) 
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«_ IN DEN JAHREN 1949, 1950 UND 1951 SOWIE IM 1. HALBJAHR 

(in Millionen DM) 

1952 

Soziale Einrichtung 

Sachlei¬ 

stungen 

Geldlei¬ 

stungen 

Ausgaben 

^unes*" Sonstige Gesamt¬ 
kosten Ausgaben ausgaben 

0 bersch, 
der Ein¬ 
nahmen 
über die 
Ausg. 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

1. Rentenversicherung 1949 

221 

1417 

44 

11 

1693 

164 

der Arbeiter 2 1950 

260 

1976 

50 

8 

2294 

390 

1951 

365 

2419 

42 

10 

2836 

442 

1. Hj. 1952 

222 

1409 

25 

4 

1660 

207 

2. Rentenversicherung 1949 

69 

602 

13 

2 

686 

87 

der Angestellten 2 1950 

80 

788 

17 

2 

887 

108 

1951 

110 

981 

14 

3 

1108 

123 

1. Hj. 1952 

66 

585 

8 

1 

660 

106 

3. Knappschaftliche 1949 

33 

438 1 

12 

3 

486 4 

9 

Rentenversicherung 1950 

44 

508 4 

13 

4 

569 4 

19 

1951 

60 

635 4 

17 

3 

715 4 

77 

1. Hj. 1952 

32 

373 4 

10 

1 

416 4 

18 

4. Kranken- 1949 

1059 

443 

113 

46 

1661 

124 

Versicherung 6 1950 

1178 

562 

130 

45 

1915 

98 

1951 

1376 

670 

161 

11 

2218 

159 

1. Hj. 1952 

764 

384 

92 

20 

1260 

37 

5. Unfallversicherung 1949 

61 

336 

38 

26" 

461 

36 

1950 

82 

432 

42 

28« 

584 

72 

1951 

103 

469 

51 

34« 

657 

111 

1. Hj. 1952 

57 

253 

29 

17« 

356 


6 . Arbeitslosen- 1949 

60 

542 

155 8 

66 ° 

821 

305 

Versicherung 1950 

62 

573 

19 1 8 

72° 

898 

147 

1951 

64 

578 

251 8 

74° 

947 

331 

1. Hj. 1952 

50 

437 

153 ° 

78° 

698 

12 

7. Arbeitslosenfürsorge 1949 

40 

418 

2 

10 ° 

470 

— 

1950 

80 

770 

3 

101 ° 

954 

— 

1951 

90 

860 


85 ° 

553 

— 

1. Hj. 1952 

52 

481 


20 ° 

1035 

— 

8 . Versorgung der 1949 

217 

1624 

74 

— 

1915 

— 

Kriegsopfer 10 1950 

150 

1934 

83 

0 

2167 

— 

1951 

145 

2359 

130 

8 

2642 

— 

1. Hj. 1952 

94 

1287 

68 

7 

1456 

— 

9. Öffentliche 1949 

466 

770 

— 

— 

1236 

— 

Wohlfahrt 1950 

313 

621 

— 

— 

934 

— 

1951 

538 

566 

- • 

— 

904 

— 

1. Hj. 1952 

185 

255 

— 

— 

440 

— 


(Fortsetzung auf Seite 215) 
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Tabelle 6 


Fortsetzung DIE AUFWENDUNGEN FÜR DIE SOZIALE SICHERHEIT 1 2 * 4 5 6 -> 
IM GEBIET DER BUNDESREPUBLIK (OHNE WEST-BERLIN) 


Soziale Einrichtung 

Beiträge 

der Ver- der Ar- 
sicherten beitgeber 

Ein nahmen 
aus Vermö- 

öffentl. genser- 
Mitteln trägnisse 

Sonstige 

Ein¬ 

nahmen 

Gesamt 

Ein¬ 

nahmen 


1 2 

3 

4 

5 

6 


10. Dienstzeitversorgung 


der Beamten des öf- 1949 

— 

— 

1850 

— 

— 

1850 

fentliehen Dien- 1950 

— 


2231 

— 

— 

2231 

stes 11 1951 

-- 

— 

2324 

— 

- - 

2 324 

l.Hj. 1952 

— 

— 

1365 

— 

— 

1365 

11. Dienstzeitversorgung 







ehemaliger Berufs- 1949 

— 

— 

20 

— 

— 

20 

Soldaten 1950 

— 


150 

— 


150 

1951 

— 

— 

130 


...... 

130 

1. Hj. 1952 

— 

— 

86 

— 

— 

86 

Zusammen 1949 

2921 

2967 

6094 

16 

26 

12024 

1950 

5430 

3719 

7205 

51 

52 

14417 

1951 

4117 

4447 

8004 

90 

101 

16759 

1. Hj. 1952 

2227 

— 

4601 

— 




1 Ohne Zusatzversicherung der Angestellten im öffentlichen Dienst sowie ohne Soforthilfe. 

2 Die Zahlen für die Jahre I960 und 1951 sowie für das 1. Halbjahr 1952 sind noch 
nicht vollständig und somit als vorläufige Angaben zu betrachten. Wesentliche Ände¬ 
rungen sind jedoch nicht zu erwarten. 

8 Einschi, der Zuschüsse von der Arbeitslosenversicherung, die, um Doppelzählungen 
zu vermeiden, hier zugesetzt und bei den Beiträgen der Arbeitslosenversicherung ab- 
geeetzt worden sind. 

4 Ausschi, der Erstattungen und Aufwendungen für Wanderversicherte der Invaliden- 
und Angestelltenversicherung; 1949 = 5 Millionen DM, 1950 = 47 Millionen DM, 
1951 = 47 Millionen DM, 1. Hj. 1952 = 27 Millionen DM. 

5 Die Einnahmen und die Ausgaben der Krankenkassen bei der Durchführung der 
Krankenversicherung der Rentner, der Krankenversicherung der Kriegshinterbliebenen 
und der Krankenversicherung der Unterstützungsempfänger der Arbeitslosenversiche¬ 
rung und der Arbeitslosenfürsorge sind, um Doppelzählungen bei der Summenbildung 
zu vermeiden, hier abgesetzt worden; sie erscheinen unter „Sachleistungen“ als Aus¬ 
gaben der Rentenversicherung, der Versorgung der Kriegsopfer, der Arbeitslosenver¬ 
sicherung und der Arbeitslosenfürsorge. Überschüsse in der Krankenversicherung der 
Rentner oder in der Krankenversicherung der Kriegshinterbliebenen werden unter den 
„sonstigen Einnahmen“, Defizite unter den „sonstigen Ausgaben“ in der Kranken¬ 
versicherung nachgewiesen.. 

6 Einschi, der Aufwendungen für Unfallverhütung, Finanzdienst und Verfahrenskosten. 
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IN DEN JAHREN 1949, 

1950 UND 1951 SOWIE 

(in Millionen DM) 

IM 1. HALBJAHR 1952 

Fortsetzung 


Soziale Einrichtung 

Sach¬ 

leistungen 

A 

Geldlei¬ 

stungen 

u s g a b e n 

Y erwal - Sonstige 
teta Ausgaben 

Gesamt¬ 

ausgaben 

Übersch. 
der Ein¬ 
nahmen 
über Ausg. 



7 

8 

9 

10 

11 

12 

10 . 

Dienstzeitversorgimg 1949 

— 

1850 

— 

-- 

1850 

— 


der Beamten des 1950 

— 

2231 

—- 

-' 

2231 

— 


öffentlichen 1951 

— 

2 324 

— 

— 

2 324 

— 


Dienstes 11 1. Hj. 1952 

— 

1365 

— 

— 

1365 

— 

11 . 

Dienstzeitversorgung 1949 

— 

20 

— 

— 

20 

— 


ehemaliger 1950 


150 

— 

— 

150 

— 


Berufssoldaten 1951 

— 

130 

— 

— 

130 

—. 


1. Hj. 1952 

— 

86 

— 

— 

86 

— 



2226 

8 460 

449 

164 

11299 

725 



2249 

10545 

529 

260 

13583 

834 



2651 

11991 

646 

228 

15516 

1243 



1522 

6915 

365 

148 

8950 



7 Ausschl. der Beträge, die als Zuschüsse an die Rentenversicherungen gegeben worden 
sind, und die, um Doppelzählungen bei der Summenbildung zu vermeiden, hier ab¬ 
gesetzt und zu den Beträgen der Rentenversicherung zugesetzt worden sind; 1949 — 
73 Millionen DM, 1950 = 21 Millionen DM, 1951 = 2 Millionen DM. 

8 Einschi, der Verwaltungskosten der Arbeitsvermittlung, der Berufsberatung und der 
Arbeitslosenfürsorge, sofern diese nicht dort ausgewiesen werden. 

9 Aufwendungen zu Förderung von Notstandsarbeiten und der Arbeitsaufnahme (einschl. 
Sofortprogramm 1951) sowie für die Heimkehrerfürsorge. 

10 Ausschl. der Zuschüsse an die Rentenversicherung und an die Krankenversicherung 
(ohne die für die Durchführung der Krankenversicherung der Kriegshinterbliebenen 
aufgewendeten Beträge), die zur Vermeidung von Doppelzählungen bei der Summen¬ 
bildung hier unberücksichtigt blieben: 1951 = 95 Millionen DM, 1. Hj. 1952 = 
145 Mill. DM. 11 Einschl. der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost. 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit. 


Gemeinschaft ist, sollten sich auch die Forderungen des Auslandes nach der 
wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit Westdeutschlands rich¬ 
ten. Dafür war die Londoner Konferenz über die deutschen Auslandsschidden 
ein Prüfstein. Ihr Ergebnis lehnt sich allerdings eng an die alten Verträge 
mit dem Deutschen Reich an und enthält meist keine Herabsetzung der 
Kapitalbeträge. 


215 




ÖFFENTLICHE HAUSHALTE UND FINANZEN 


Tabelle 7 

DAS VOLKSEINKOMMEN UND DIE AUFWENDUNGEN FÜR DIE SOZIALE 
SICHERHEIT IM BEREICHE DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

(ohne West-Berlin) 

1. Halbjahr 


1936 

1949 

1950 

1951 

1952 

1 

2 

3 

4 

5 


1. Volkseinkommen in 
Millionen RM/DM 
(Netto-Sozialprodukt zu 
Faktorkosten). 

37724 

64 549 

72 432 

90200 

47160 

2. a) Gesamtausgaben für die 
soziale Sicherheit in Mil¬ 
lionen RM/DM. 

4762 

11299 

13 583 

15516 

8 950 

b) Gesamtausgaben für die 
soziale Sicherheit in Prozen¬ 
ten des Volkseinkommens . 

12,6 

17,5 

18,8 

17.2 

19,0 

3. a) Ausgaben der Renten-, 
Kranken- und Unfallver¬ 
sicherung sowie der Ar¬ 
beitslosenversicherung, - für- 
sorge und Kriegsopferver¬ 
sorgung in Millionen KM/ 
DM. 

3 226 

8193 

10268 

12158 

7 059 

b) Ausgaben der Renten-, 
Kranken- und Unfallver¬ 
sicherung sowie der Ar- 
beitslosenversicherung,-für- 
sorge und Kriegsopferver¬ 
sorgung in Prozenten des 
Volkseinkommens .... 

8,6 

12,7 

14,2 

15,5 

15,0 


1 Ohne Zusatzversicherungen der Angestellten im öffentlichen Dienst sowie ohne 
Soforthilfe (diese ist gesondert als Tabelle 4 aufgeführt). 

Quelle: Bundesministerium für Arbeit. 


Die im Londoner Abkommen vereinbarten hohen Zahlungen können nur 
sehr schwer aufgebracht werden. Es müßte daher als selbstverständlich be¬ 
trachtet werden, daß die von der Bundesrepublik erwarteten Zahlungen 
eine Handelspolitik der Gläubigerländer voraussetzen, die es Deutschland 
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Tabelle 8 


DIE SOZIALLEISTUNGEN DES BUNDES 
Beträge in Millionen DM bzw. RM (sämtlicbe Beträge ohne Verwaltungskosten) 



| Reichsgebiet 

Bundesgebiet 


Rech- 

Rech- 

Rech- 

Rech- 

Rech- 

Rech- 

Rech- 


nungs- 

nungs- 

nungs- 

nungs- 

nungs- 

nungs- 

nungs- 


jahr 

jahr 

jahr 

jahr 

jahr 

jahr 

jahr 


1913 

1929 

1958 

1949 

1950 

1951 

1952 

Leistungen der sozialen Selbst¬ 
verwaltungen . 

900 

4 755 

3 398 

4 990 

6 200 

7 244 

8 112 

Renten-, Unfall-, Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung 








Soziale Leistungen der Gebiets - 








kÖrper schäften . 

Kriegsfolgenhilfe,Allgemeine Für¬ 
sorge, Umsiedlung und Auswande¬ 
rung, Verdrängte Beamte, Ehern. 

493 

5 487 

2 652 

4 597 

5 635 

7 541 

8 375 

Wehrmachtsangeh., Kriegsopfer- ! 
ve rsorg ung, A rbei tslose nfü rsorge, 

Zuschüsse zur Sozialversicherung, 
Betriebl. Altersfürsorge, Zuschüsse 








an den Lastenausgleichsfonds, So¬ 
zialleistungen an Berlin 








Sozialleistungen von Sonderver- 
mÖgen . 

Unterhaltshilfe j SoforthilTe» 
Hausratsliilfe > gesetz bzw. 

— 

— 

— 

589 

1 030 

849 

1 010 

Ausbildungshilfe J giSchsges“ 
Sozialleistungen insgesamt . . 

1 393 

8 222 

6 050 

10 176 

12 865 

15 407 

17 497 

Steuern 1 . 

4 064 

13 509 

22 907 

19 118 

20 459 

27 924 

31 279 

Beiträge zur Sozialversich. 

1 296 

4 304 

3 956 ; 

4 900 

6 741 

8 047 

8 700 

Beiträge zur Arbeitslosenvers. 

— 

869 

1 746 

1 120 

1 098 

1 287 

1 400 

Abgabenbelastung insgesamt 
Sozialleistungen in % der Ab- 

5 360 

18 682 

28 609 

25 158 

28 298 

37 258 

41 579 

gabenbelastung. 

Nettosozialprodukt zu Faktor- 

26,0 

43,6 

21,1 

40,5 

45,5 

41,4 

42,0 

kosten 2 . 

45 600 

73 300 

79 800 

65 740 

76 540 

92 370 

98 400 

Sozialleistungen in % des 
Nettosozialproduktes .... 

3,1 

11,4 

7,6 

15,9 

16,8 

16,7 

17,8 

Bruttosozialprodukt zu Markt¬ 
preisen 2 . 


88 800 

100 900 

80 800 

96 000 

117 100 

123 500 

Sozialleistungen in % des 
Bruttosozialproduktes . . . 

— 

9,3 

6,0 

12,6 

13,4 

13,2 

14,1 


1 Ab 1949 Bundesgebiet einschl. Soforthilfeabgabe und ab 1951 Kohlenbergbauabgabe. 

2 Für das Reichsgebiet im jeweiligen Kalenderjahr, für das Bundesgebiet auf Rech¬ 
nungsjahre umgerechnete Werte. 


Quelle: Bundesministerium der Finanzen. 
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ermöglicht, aus einem echten Außenhandelsüberschuß zahlen zu können. 
Da der Bundesrepublik weder Vermögen im Ausland -— die Bundesregierung 
hat immer den Standpunkt vertreten, daß deren Beschlagnahme mit den 
Normen des Völkerrechts nicht vereinbar ist —• noch Währungsreserven zur 
Verfügung stehen, können Rückschläge in der Außenhandelsentwicklung 
nicht aus eigener Kraft aufgefangen werden. 

Die Bundesregierung hat sich im Interesse der Wiederherstellung der deut¬ 
schen Kreditwürdigkeit dennoch mit diesem Schuldendienst einverstanden 
erklärt. Sie hat jedoch nachdrücklich betont, daß diese Schuldenregelung 
gefährdet würde, wenn die Bundesrepublik noch weitere Zahlungsverpflich¬ 
tungen aus der Vergangenheit dem Ausland gegenüber übernehmen müßte. 
Vor dem Ersten Weltkrieg war Deutschland ein Gläubigerland. Die Ein¬ 
nahmen aus Dienstleistungen und die Erträge aus deutschem Auslands¬ 
kapital (1,5 Milliarden Mark) überdeckten den Einfuhrüberschuß (1,4 Milli¬ 
arden Mark). Nach dem Ersten Weltkrieg führten vor allem die Reparationen 
zu einer Verschuldung durch kurzfristige Kredite, nach deren Abzug im 
Jahre 1931 der Ausgleich durch Einfuhrkontingentierung und Devisen¬ 
bewirtschaftung angestrebt werden mußte. Für die Zahlungsbilanz nach dem 
Zweiten Weltkrieg ist —■ neben den Demontagen, Produktions verboten* 
Kriegszerstörungen und allen sonstigen ungünstigen Faktoren — vor allem 
die Tatsache bestimmend, daß durch die Zerreißung des deutschen Gebiets 
der Selbstversorgungsgrad von 80°/ o auf 60°/ o abgesunken ist. 

In dem am 27. 2. 1953 Unterzeichneten internationalen Abkommen zur 
Regelung der deutschen Auslandsschulden sind die Verbindlichkeiten der 
Bundesrepublik für die Vor- und Nachkriegszeit endgültig auf rund 13,7 
Milliarden DM festgesetzt 1 . 

Der Tilgungsplan, der von den beteiligten Staaten noch zu ratifizieren ist, 
sieht vor, daß zunächst ab 1. 4. 1953 jährlich rund 550 Millionen DM, von 
1958 ab 750 Millionen DM gezahlt werden. Davon sind bis 1958 jährlich 
rund 220 Millionen DM in US-Dollar zu transferieren, später rund 375 
Millionen DM. Die Restbeträge, etwa 330 Millionen DM bis 1958 und 
ca. 375 Millionen DM ab 1958 sind überwiegend in Währungen der Euro¬ 
päischen Zahlungs-Union zu leisten. 

Bis 1958 sind grundsätzlich entweder nur Zinsen oder nur Tilgungsbeträge 
auf die einzelnen Schuldenkategorien zu zahlen; erst ab 1958 beginnt die 
kombinierte Zins-Tilgungszahlung. Die höchsten Zahlungen werden in den 

1 Das Schuldenabkommen erfaßt nicht die Schweizer Clearing-Milliarde und die aus 
der dänischen Flüclitlingshilfe übernommenen Verpflichtungen. 
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Jahren 1958—1970 mit je 750 Millionen DM zu leisten sein. DieDawes-Anleihe 
ist 1970, die Young-Anleihe und die Kreuger-Anleihe sind 1994 abgegolten. 
Neben den im Londoner Abkommen festgelegten 15,7 Milliarden sind 
laufend Zinsen und Tilgungen für Auslandsforderungen aus dem Vertrag 
mit Israel und für individuelle Restitutionen in Höhe von rund 7 Milliar¬ 
den DM und weitere 7 Milliarden DM für Auslandsvermögen in Deutsch¬ 
land zu leisten 1 . 

* 

Die Anforderungen an den Bundeshaushalt des Rechnungsjahres 1952/53 
finden allein in zwei Zahlen ihren sprechenden Ausdruck: 40°/ 0 der Gesamt¬ 
ausgaben entfallen auf Besatzungskosten und 43,2 °L auf soziale Aufwen¬ 
dungen einschließlich der Hilfe für Berlin. Diese beiden Komplexe bilden 
eine untrennbare Einheit und sind als zwangsläufige Ausgaben einer Beein¬ 
flussung durch die Bundesregierung entzogen. Bereits die Bundeshaushalte 
der Vorjahre waren durch diesen starren Ausgabenblock gekennzeichnet. Der 
Haushalt 1952/53 zeigt erst recht die ganze Problematik, die darin hegt, 
daß angesichts einer nicht mehr möglichen Erhöhung der Steuereinnahmen die 
Belastungen drückender geworden sind. 

Dieses Höchstmaß an Anspannung ergibt sich aus der Vorschätzung der Ge¬ 
staltung der öffentlichen Haushalte des Bundes, der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände einschließlich des Lastenausgleichs (vgl. Tabelle 1), die 
in Einnahmen und Ausgaben fiir 1952/53 mit über 38 Milliarden DM ab¬ 
schließt. Dieser Finanzbedarf muß zu 85°/ 0 aus Steuern gedeckt werden; das 
wäre eine Steuerbelastung von 31 Milliarden DM. Sie beruht auf einer 

1 Das deutsche Auslandsvermögen ist im Londoner Abkommen nur insoweit in Be¬ 
tracht gezogen worden, als 

1. die aus Liquidationserlösen vorgenommenen Zahlungen an Auslandsglaubiger in 
Anrechnung auf Reparationen von den Schulden abgezogen sind, 

2. der Verlust des Auslands Vermögens bei der Bewertung der durch den Krieg ver¬ 
ursachten Minderung der deutschen Wirtschaftssubstanz berücksichtigt worden ist. 

Das Kernproblem, ob nicht das Auslandsvermögen statt zu Reparationszahlungen zum 
Schulden dienst für die Auslandsschulden heranzuziehen sei, ist in London nicht 
behandelt worden. 

Bei einem durchschnittlichen Zins von 4% würde die Bundesrepublik aus den Aus¬ 
landsvermögen über mindestens 800 Millionen DM jährlich in Devisen verfügen und 
dadurch ihren Schuldendienst regeln können. 

Von den deutschen Auslandswerten ist ein Drittel von den verschiedenen Staaten 
bereits auf Reparationskonto vereinnahmt, ein weiteres Drittel bereits liquidiert, der 
Erlös aber noch nicht verteilt, während das letzte Drittel zwar beschlagnahmt, aber 
noch nicht liquidiert ist. 
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Tabelle 9 

SCHULDENSTAND DES BUNDES 
(in Millionen DM) 


Art der Schuld 

50. 6. 
1949 

30. 6. 
1950 

30. 6. 
1951 

51. 3. 
1952 

30. 6. 
1952 

Fundierte Schuld 
Ausgleichsforderungen 1 . . . 

4918,6 

5497,6 

6068,1 

6099,2 

6099,2 

Sonstige langfristige Inlands- 
schulden .. 




55,9 

36,6 

Auslandsschulden. 





71,0 2 

Summe der fundierten Schuld 1 

4918,6 

5497,6 

6068,1 

6155,0 

6206,8 

Schwebende Schuld 

Schatzwechsel. 

31,0 

556,4 

457,9 

461,6 

533,2 

Unverzinsliche Schatz¬ 
anweisungen 3 . 

- 

_ 

196,1 

606,9 

817,6 

Kurzfristige Betriebskredite . 

175,1 

838,4 

502,8 

184,1 

3,5 

Summe der schwebenden 
Schuld. 

206,1 

1174,8 

1156,8 

1252,6 

1354,5 

Schiildenstand insgesamt 1 . . 

5124,7 

6672,4 

7224,9 

7387,7 

7561,1 


1 Einschi, zinsfreie Schuldverschreibungen anläßlich der Geldausstattung Groß- 
Berlins, jedoch ohne die Ausgleichsforderungen der Postsparkassen und ohne Renten¬ 
ausgleichsforderungen der Versicherungsuntemehmen gern. § 5 des Gesetzes vom 
11. 6. 1951 (BGBl. I S. 579), deren Höhe noch nicht feststeht. 

2 Kredite im Rahmen der von den USA gewährten Wirtschaftshilfe, umgerechnet 
in DM (1 $ = 4,20 DM). 

3 Einschi, der im ordentlichen Haushalt für das Rechnungsjahr 1950 vereinnahmten, 
noch nicht getilgten Schatzanweisungen. 

Quelle: Bank Deutscher Länder. 


geschätzten Steigerung des Sozialprodukts um mindestens 5°/ 0 gegenüber dem 
Vorjahr, die sich jedoch offensichtlich nicht erfüllen wird. Die Bundesregie¬ 
rung hat in Erwartung der zusätzlichen Verteidigungslast bereits 1951 die 
erwähnten Steuererhöhungen vorgenommen. Mit einer Steuerleistung von 
31 Milliarden DM, zu der noch die Pflichtabgaben zur Sozialversicherung in 
Höhe von mindestens 9,5 Milliarden DM kommen, ist die deutsche Steuer¬ 
kraft völlig ausgeschöpft. Ein weiterer Steuerdruck wäre angesichts der 
Struktur und Konjunkturlage der deutschen Volkswirtschaft finanzpolitisch 
nicht zu verantworten. 
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Tabelle 10 

SCHULDENSTAND DER LÄNDER 1 
(in Millionen DM) 


Art der Schuld 

30. 6 . 
1949 

30. 6 . 
1950 

30. 6 . 
1951 

31. 3. 
1952 

30. 6 . 
1952 

Fundierte Schuld 
Ausgleichsforderungen . . . 

10423,0 

11 426,l a 

11560,8 

11573,1 

11728,7 

Sonstige Inlands schulden 

a) vor dem 21. 6 . 1948 ent-, 
standene Inlandsschulden . 

b) nach dem 20. 6 . 1948 auf- 

HO 3 

445,0 

64,6 

60,5 

60,7 

genommene, im Haushalt 
rechnungsmäßig verein¬ 

nahmte Inlandsschulden. . 
Auslandsschulden 4 . 

107,1 

121,5 

1456,4 

121,7 

2513,3 

125,3 

2973,4 

125,5 

Summe der fundierten Schuld 

10640,1 

11 993,4 2 

13203,5 

14272,2 

14888,1 

Schwebende Schuld 5 

Schatzwechsel und Schatz- 
anweisungen. 


36,5 

111,1 

162,8 

139,2 

Bankkredite. 

162,6 

157,8 

145,5 

144,6 

31,9 

Sonstige. 

-- 

222,0 

181,5 

171,7 

156,7 

Summe der schwebenden 
Schuld. 

162,6 

416,1 

435,9 

479,1 

327,8 

Schuldenstand insgesamt . . 

10802,7 

12 409,5 2 

15659,4 

14751,3 

15215,9 


1 Gegenüber früheren Veröffentlichungen ergänzt und berichtigt. 

2 Einschi. 60,1 Millionen DM Ausstattung von Groß-Berlin mit Geld. 

3 Geschätzt. 

4 Umgerechnet auf DM; ohne Zinsrückstände. 

6 Nur die zur Deckung des Kassenbedarfs aufgenommenen Kredite. Zahlungsrückstände 
sind nicht berücksichtigt. 

Quelle: Bank Deutscher Länder. 


Der Bundesfinanzminister mußte deshalb bei Einnahmen und Ausgaben für 
1952/55 schärfste Kürzungen vornehmen. So schließt der Bundeshaushalt 
mit 25,228 Milliarden DM 1 . Obgleich dem Bund für dieses Jahr ein Anteil 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer der Länder von höchstens 57°/ 0 
(gegen 27°/ 0 im Vorjahr) zugesprochen worden ist, kann der Ausgleich des 

1 Einschließlich 1587,2 Millionen DM durchlaufender und zweckgebundener Posten; 
ohne diese 21,641 Milliarden DM, vgl. das Schaubild. 
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BUNDESEINNAHMEN 1952/53: 21 641 100 000,— DM 

Anleihe 5,4% 


1 169 800 000 
Münzgewinn u. Noten¬ 
bank 1,3% 265 000 000' 
Ablieferung Bundespost 
0,7% 160000 000 
V erwaltungsein nahmen 
1,4% 310 700 000 

Bundesanteil an der 
Einkommen- und Kör¬ 
perschaf tssteuer 17,7 % 
3 832 000 000 


Notopfer Berlin 3,4 % 
730 000 000 


Übrige Verbrauchs¬ 
steuern 5,4% 
1 175100000 



Verschiedenes 1,4% 
309 800 000 


Umsatzsteuer 42,3 % 
9147 000 000 (einschl. 
Umsatzausgleich- und 
Beförderungssteuer) 


Branntweinmonopol u. 

Schaumweinst. 2,6 %' 

564 700 000 Kaffee-und Tabaksteuer 11,7 % 
Teesteuer 2,4 % 2 540 000 000 

511000 000 


926000 000 


BUNDESAUSGABEN 1952/53: 21 641 100 000,— DM 1 


Finanzhilfe Berlin 2,7% 
600 000000 
V erwaltungsentschädi- 
gungen und Bundeshilfe 

a.d. Länder 2,7% \ 

585 200 000 \ 

Schuldcndienst 3,4% 
Fehlbetrag 1950 
752 900 000 
Verkehrsaufgaben 2,2% 
Binnen- u. Seewasser¬ 
straßen, Fernverkehrs¬ 
straßen, Wetterdienst, 
Flugsicherung 
488500000 
Förderungsmaßnahmen 
2,6%, Landwirtschaft, 
Gewerbe, Notstands¬ 
gebiete, Wissenschaft, 
Kultur, Verkehr 
560000000 
Subventionen 2,9% 
624 800 000 
Wohnungsbau 2,6% 
573100000 



Besatzungs-und Ver¬ 
teidigungskosten 40,2 % 
8 800 000 000 


Bundesgrenzschutz \ 
Statist. Aufgaben I 

Bundesverrnögens- I 
und Bau Verwaltung f 
Weltbank, 
Münzprägung / 

527100000 

Personalausgaben 2,6% 
573200000 

Versorgung der Bundes¬ 
bediensteten 0,4% 

83 600 000 



Sozialleistungen einschl. Wohnungsbau 
und Subventionen 40,2% 8 812 500000 


Allg, Sozialleistungen 34,7% 
7 614 600000 


1 Die Summe' der Ausgaben ergibt 21 924500000 DM (— 100%), Davon werden^ durch Verwaltungs¬ 
maßnahmen bei der Ausführung des Haushaltsplans eingespart 283 400 000 DM (= 1,3%). 

Quelle:Bundesministerium der Finanzen. 
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KAPITALBILDUNG 

Tabelle 11 

IM BUNDESGEBIET ( 

in Millionen DM) 



1950 

insgesamt 

1951 

insgesamt 

1952 

1. Vj. 2. Vj 


a) Marktmäßige Kapitalbildung 

3020 

3177 

1409 


1047 

1. Einzahlungsüberschuß im 
Sparverkehr 1 , Zugang an 
Termineinlagen 2 und 
Spareinzahlungen bei 
Bausparkassen 3 .... 

2116 

1688 

904 

605 

, 

2. Kapitalanlagen der Le¬ 
bens- und Sachversiche¬ 
rungen . 

414 

480a) 

130b) 

130b) 


3. Kapitalanlagen der Sozial¬ 
versicherungen . 

310 

685 

250 

235 


4. Unterbringung von Wert¬ 
papieren 4 * . 

180 

324 

125 

77 


b) Mittel der öffentlichen. Haus¬ 
halte (für Investitionsaus¬ 
gaben 8 ) . 

3790 

4865 

1450 


1340 

1. Haushaltsmittel des 

Bundes. 

177 

454 

150 

105 


2. Haushaltsmittel der 

Länder 6 . 

1845 

1880 

640 

590 


3. Haushaltsmittel der 

Gemeinden. 

1323 

1680 

384 

472 


4. Soforthilfe. 

445 

851 

276 

173 


c) Mittel aus Gegenwertkonten 7 . 

1771 

820 

140 


112 

Kapitalbildung insgesamt 8 . . . 

8581 

8862 

2999 


2499 


1 Einschi. Postsparkassen. 

2 Mit Kündigungsfrist von mindestens 6 Monaten. 

3 Einschi. Tilgungen. 

4 Ohne Emissionen öffentlicher Haushalte und ohne Unterbringung bei Versicherungen 

und öffentlichen Haushalten. 

6 Im Gegensatz zu früheren Veröffentlichungen enthalten die hier angegebenen Zahlen 
nur diejenigen Investitionen der öffentlichen Haushalte, die aus Haushaltsmitteln (nicht 
durch Kreditaufnahme) finanziert wurden. 

6 Einschi, der Zinseingänge aus Umstellungsschulden. 

7 Für Investitionen. 

8 Ohne Selbstfinanzierung und ohne die für Investitionen verwendeten kurzfristigen 
und privaten Kredite. 

a) Teilweise geschät-zt. b) Vorläufige Sehät7/ung. Quelle: Bank Deutscher Länder. 
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Haushalts nur durch Einstellung einer Anleihe von rund 1170 Millionen 
DM erzielt werden. 

Für das Rechnungsjahr 1953/54 zeichnen sich allein auf dem zivilen Sektor 
Mehranforderungen an den Bundeshaushalt für die Bedienung von Auslands¬ 
schulden, für die Wiedergutmachung an Israel und für soziale Aufwendungen 
auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen ab, denen keine entsprechende Er¬ 
höhung der Steuereinnahmen des Bundes gegenüberstehen wird. Trotzdem 
hat die Bundesregierung durch die „Kleine Steuerreform“ eine Senkung und 
noch stärkere Ausrichtung besonders der Einkommensteuersätze nach sozialen 
Gesichtspunkten verwirklicht. Sie erwartet dadurch einerseits eine Stärkung 
der sozialen Sicherheit, zum anderen einen Auftrieb für die gesamte Wirt¬ 
schaft und damit eine Gewährleistung der öffentlichen Aufgaben durch ei¬ 
nen gesunden Fluß der Steuereinnahmen. 

Wirtschaftlicher Wiederaufbau und soziale Gesundung sind das starke Boll¬ 
werk gegen den Kommunismus: das war die konstruktive Erkenntnis des 
Marshall-Plans. Die entscheidende Voraussetzung für den Erfolg ist eine 
gesunde Finanzpolitik und ein geordneter Haushalt. Auf diesen Pfeilern 
beruht die Geldordnung. Die Bundesregierung ist dieser Erkenntnis in 
ihrer Finanzpolitik gefolgt und hat sich jeder inflationären Ausgabenwirt¬ 
schaft widersetzt. Infolgedessen zeigt die Finanzlage der Bundesrepublik 
trotz allen Belastungen keine krisenhaften Anzeichen. Das beweisen auch die 
schwebenden Schulden, die für die Beurteilung der finanziellen Stabilität 
ausschlaggebend sind. Sie betrugen für Bund und Länder zusammen im 
Juli 1952 1680 Millionen DM. 

Oberstes Ziel der deutschen Finanz- und Wirtschaftspolitik bleibt auch 
weiterhin die Stabilität der Währung, der Wiederaufbau der Wirtschaft, die 
Vermehrung der Produktion und der Arbeitsmöglichkeiten, die Hebung des 
Volkseinkommens und des Lebensstandards, damit die Bundesrepublik das 
leisten kann, was soziale Not und die Erhaltung des Friedens erfordern. 


1 Siehe Tabelle 9. 

2 Siehe die Tabellen 9 und 10. 
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Im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland waren durch den Luftkrieg 
und durch sonstige Kampfhandlungen über 2 % Millionen Wohnungen, mehr 
als 20% des gesamten Wohnungsbestandes, bei Kriegsende total zerstört. 
Weitere 2,5 Millionen Wohnungen wiesen mehr oder weniger große Schäden 
auf, so daß sie nicht mehr oder erst nach Vornahme entsprechender Repa¬ 
raturarbeiten bewohnbar waren. Im Vergleich zu dem hohen Zerstörungs¬ 
grad in Deutschland haben (nach einer Untersuchung der OEEC in Paris) 
Holland und Italien nur 4%, Frankreich 5%, Belgien und Großbritannien 
rund 2% ihres Wohnungsbestandes der Vorkriegszeit verloren. Die Kriegs¬ 
zerstörungen an Wohnraum in Deutschland gehen also weit über die in an¬ 
deren Ländern hinaus. 

Die Zerstörung erschöpfte sich nicht allein im Augenfälligen. Nicht nur die 
Häuser, Fabriken, Geschäfts- und Verwaltungsgebäude waren vernichtet, 
auch die unterirdischen Abwasserleitungen waren in den einzelnen Städten 
zu hunderten Malen zerschlagen und zerbrochen. Das gleiche galt von den 
Wasser- und Gasleitungen, Telefonkabeln und elektrischen Stromzuführungs¬ 
strängen. Sanitäre Anlagen und Wasserleitungen konnten deshalb nicht be¬ 
nutzt werden. Die Frischwasserentnahme war unmöglich, das Wasser mußte 
weit entfernt an einzelnen Pumpen mit Eimern geholt werden. Wichtige 
Teile der Gaswerke lagen in Trümmern. Aus den gleichen Gründen fuhren 
die Straßenbahnen nicht, und die Aufnahme des Eisenbahnbetriebes war 
unmöglich, denn die Brücken waren zerstört und die Gleisanlagen unbrauch¬ 
bar. Die aus den Verlagerungsorten langsam zurückkehrenden Bewohner 
fanden ein Chaos in ihren Städten vor, bei dem alle Voraussetzungen zu 
einem Gemeinschaftsleben fehlten. 

Reichte der durch den Krieg reduzierte Wohnraum schon für die altein¬ 
gesessene Bevölkerung bei weitem nicht mehr aus, so kam nach 1945 noch 
der kaum in Zahlen faßbare Wohnungsbedarf von rund 10,2 Millionen Ver¬ 
triebenen und Flüchtlingen hinzu, die infolge der Abtrennung der deutschen 
Ostgebiete und der Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus den östlichen 
und südöstlichen Nachbarländern in Westdeutschland Zuflucht fanden. Noch 
heute kommen ständig neue Flüchtlinge aus der sowjetisch besetzten Zone 
in das Gebiet der Bundesrepublik. 

Wohl gingen sogleich nach dem Zusammenbruch ungezählte Einzelne daran, aus¬ 
zubessern, zu flicken und mit Notdächem zu versehen, was noch einigermaßen be- 
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bewohnbar schien, wohl wurden Wohnlauben, Garagen, Keller, Baracken bis zur letzten 
Ecke belegt, wohl konnten sich die wenigen Glücklichen, die etwas zu tauschen hatten, 
über den schwarzen und den grauen Baumarkt mit Arbeitskräften und Baumaterialien 
versorgen und sogar Neubauten errichten — aber das alles besagte wenig gegenüber 
solchem Fehl. Zudem war dieser Baueinsatz, so vernünftig er schien, volkswirtschaftlich 
ein Unding. Die Trümmerräumung von Hand kostete ein Mehrfaches der maschinellen 
Räumung und. war dazu keine echte Beseitigung, denn jeder hatte nur das Bestreben, 
sein Grundstück freizumachen. Auf 400 Millionen Kubikmeter hat man den Schutt 
geschätzt, der 1945 auf Deutschland lag, dabei noch 17 Milliarden ganze Ziegelsteine, 
die nun die „Bauherren“ aus den Trümmern heraussuchten und von Hand sauber 
putzten. 


TRÜMMERMENGEN UND TRÜMMERBESEITIGUNG 



Trümmermenge 1945 

Beseitigt bis 1 

1. 1952 





je Einwohner 


in Millionen 

je Einwohner 

in Millionen 

(Durchschnitt 


m s 

von 1939 in m 3 

m 3 

1945- 

-1951) in m 3 

Hamburg . . . 

43,0 

25,2 

11,7 


7,8 

Köln. 

30,2 

40,4 

8,1 - 


14,9 

Essen. 

20,2 

30,3 

3,6 


6,3 

Dortmund . . . 

18,4 

54,0 

5,4 


11,4 

Bremen .... 

9,5 

21,1 

3,1 


7,4 


Obgleich die westdeutschen Länder seit ihrer Gründung alles unternahmen, 
um die knappen und zwangsbewirtschafteten Baustoffe für die Reparatur 
und den Wiederaufbau von Wohnhäusern bereitzustellen, konnte in den 
Jahren 1945—1947 von einem wirklichen Wiederaufbau lediglich auf dem 
flachen Lande die Rede sein. Die Landbevölkerung hatte die Möglichkeit, 
die Arbeitskräfte des Baugewerbes in den damaligen Hunger- und Notzeiten 
verpflegen und die notwendigen Baumaterialien sich unter der Hand durch 
Hergabe von Naturalien leichter beschaffen zu können. Außerdem waren 
in den Dörfern die Probleme der Neuplanungen leichter zu lösen als in den 
Städten. Ihr Wiederaufbau war daher bereits zu einem Zeitpunkt weit¬ 
gehend durchgeführt, zu dem in den Städten mit ihren hohen Zerstörungs¬ 
graden die Probleme des Wiederaufbaues und die Neugestaltung erst an¬ 
gepackt werden konnten. 

1,4 Millionen neue Wohnungen seit 1948 

Den vereinten Bemühungen aller in Bund, Ländern und Gemeinden für 
den Wohnungsbau Verantwortlichen und der Unterstützung der Kapital- 
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ZERSTÖRUNG UND WIEDERAUFBAU 
in einigen Städten der Bundesrepublik 
(Wohnungszahlen in 1000) 


Städte 

Wohnungen Wohnungs / 0 -\Yohmmgen 

1959 1945 ver l us t von 43 q 1950 

raoy ims 1959 __ 1945 1939 ta. y. laou 

Aufbau- sss % des 
leistung Wohnungs» 
1945 bestandes 
bis 1950 von 1943 

Hamburg . 

. 552,5 

266,6 

285,9 

51,7 

536,4 

69,8 

126,2 

Köln . . . 

. 252,1 

65,0 

189,1 

75,0 

125,0 

60,0 

195,2 

Essen . . . 

. 198,1 

90,5 

107,8 

54,4 

124,3 

54,0 

137,7 

Dortmund . 

. 160,3 

71,3 

89,0 

55,5 

111,5 

40,2 

156,4 

Bremen . . 

. 125,9 

69,6 

56,3 

44,7 

96,5 

26,7 

158,4 

Nürnberg . 

. 125,1 

65,3 

59,8 

47,8 

81,7 

16,4 

125,1 

Kassel . . 

63,3 

22,8 

40,5 

64,0 

37,1 

14,3 

162,7 

Aachen . . 

. 55,7 

18,0 

55,7 

66,5 

26,9 

8,9 

149,4 

Münster . . 

. 33,6 

11,9 

21,7 

64,6 

21,8 

10,0 

184,7 

Würzburg . 

. 27,6 

7,1 

20,5 

74,3 

14,1 

7,0 

198,6 


sammelstellen, der Wohnungsunternehmen, des Baugewerbes und nicht zu¬ 
letzt dem Wiederaufbauwillen des Einzelnen ist es gelungen, im Jahre 1950 
die größten irrt Wohnungsbau vorhandenen Schwierigkeiten zu überwinden. 
Bereits vorher hatte die Währungsreform entscheidende Impulse gegeben, 
so daß im Jahre 1949 insgesamt schon rund 215000 Wohnungen, über¬ 
wiegend durch Wiederaufbau, Wiederherstellung, Um-, An- und Ausbau, 
geschaffen worden waren. 

Die Bundesregierung war sich bei ihrer Bildung von vornherein der Größe 
dieser als einer ihrer schwierigsten Aufgaben voll bewußt. Sie hat in ihrer 
Regierungserklärung vom 20. 9. 1949 zum Ausdruck gebracht, daß die Er¬ 
richtung von neuen Wohnungen zu ihren vordringlichsten Aufgaben gehöre. 
Als gesetzliche Grundlage für die Verwirklichung ihrer Pläne wurde am 
24. 4. 1950 das Erste Wohnungsbaugesetz nach einstimmiger Annahme im 
Bundestag und Bundesrat verkündet. Dieses Gesetz bildet seither die Grund¬ 
lage der wohnungspolitischen Arbeit in Westdeutschland. Sein Schwer¬ 
gewicht liegt auf dem sozialen Wohnungsbau. 

Das Erste Wohnungsbaugesetz geht von einer Dreiteilung des Wohnungs¬ 
baues aus und unterscheidet 

1. den öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau, 

2. den steuerbegünstigten Wohnungsbau und 

3. den frei finanzierten Wohnungsbau. 


15 * 
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Der öffentlich geförderte soziale Wohnungsbau ist in erster Linie für die 
breiten Schichten der Bevölkerung mit begrenztem Einkommen (innerhalb 
der Sozialversicherungsgrenzen) bestimmt. Die öffentliche Hand fördert die 
Finanzierung dieser Wohnungen durch Gewährung niedrig verzinslicher 
Darlehen. Die Größe der Wohnungen ist begrenzt, die Mieten dürfen be¬ 
stimmte Richtsätze nicht überschreiten. Die Wohnungen unterliegen der 
Verfügung durch die Wohnungsämter und genießen Mieterschutz. Alle 
Bauherren, welche die Bedingungen des sozialen Wohnungsbaues erfüllen, 
sind gleichgestellt und haben in gleicher Weise Anspruch auf Berücksichti¬ 
gung bei der Verteilung öffentlicher Mittel. 

Der steuerbegünstigte Wohnungsbau ist ebenfalls in seiner Wohnfläche, wenn 
auch nicht so eng, begrenzt. Die Miete darf die sogenannte Kostenmiete 
innerhalb bestimmter Grenzen nicht überschreiten. Sofern diese Wohnungen 
nur Steuervergünstigungen, also keine unmittelbare öffentliche Hilfe er¬ 
halten, sind sie von der Wohnraumbewirtschaftung freigestellt; auch der 
Mieterschutz ist im allgemeinen gelockert. Die Steuervergünstigungen be¬ 
stehen darin, daß bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen die Bauten 
für 10 Jahre von der gemeindlichen Grundsteuer befreit werden können. 
Weitere Steuervergünstigungen bestehen darin, daß diejenigen, die unver¬ 
zinsliche Darlehen oder verlorene Zuschüsse für den Wohnungsbau Dritter 
gewähren, diese bei der Einkommensteuer unter bestimmten Voraussetzun¬ 
gen absetzen können 1 . Außerdem können Bauherren Aufwendungen für 
ihren eigenen Wohnungsbau innerhalb von 12 Jahren, gestaffelt bis zu 50% 
der Aufwendungen, im Wege der Sonderabschreibungen bei der Einkommen¬ 
steuer absetzen, ohne daß hier Beschränkungen hinsichtlich Wohnfläche und 
Miete bestehen 2 . 

Der frei finanzierte Wohnungsbau unterliegt nach dem Ersten Wohnungs¬ 
baugesetz keinerlei Bindungen. 

Im § 1 des Ersten Wohnungsbaugesetzes des Bundes ist für den Bereich des 
sozialen Wohnungsbaues für die breite Masse der Bevölkerung ein Sechsjahres¬ 
programm zur Erstellung von 1,8 Millionen Wohnungen, also im Jahres¬ 
durchschnitt ein Programm von 300000 Wohnungen, festgelegt. Zu diesen 
mit öffentlichen Mitteln geförderten Wohnungen kommen aber noch zahl¬ 
reiche Wohnbauten, insbesondere Selbsthilfebauten auf dem Lande, die 
ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel nach Größe, Ausstattung und 
Lasten ebenfalls den gesetzlichen Erfordernissen des sozialen Wohnungsbaues 

1 $ 7 c EStG. 

2 § 7 h EStG. 
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Tausend 


DIE WOHNUNGSBAULEISTUNG 
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Rohzugang an Wohnungen 1 
(in 1000) 


Tausend 




1 Tatsächlicher Zugang an Wohnungen (effektive Bauleistung). 
Quelle: Statistisches Bundesamt. 


entsprechen. In den Jahren 1950 bis 1952 sind weit über 900000 soziale 
Wohnungen erstellt worden. Das bedeutet, daß in den letzten drei Jahren 
das im Ersten Wohnungsbaugesetz gesteckte Ziel, bis Ende 1955 1,8 Millionen 
soziale Wohnungen zu errichten, bis Ende 1952 bereits zur Hälfte erreicht 
worden ist. 

Das Wohnungsbauprogramm der Bundesregierung hat das Volumen der 
gesamten Bautätigkeit außerordentlich anwachsen lassen. Bereits im Jahre 
1950 wurden insgesamt 362300 Wohnungen fertiggestellt und damit das 
ursprünglich vorgesehene Programm weit übertroffen. Mit über 450 000 
neuen Wohnungen im Jahre 1951 konnte die Bundesrepublik ihre im Vorjahr 
erreichte Baulcistung sogar noch überbieten. Auf den Kopf der Bevölkerung 
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umgerechnet hat sie damit einen internationalen Baurekord aufgestellt, der 
nur noch von Australien übertroffen wurde. Im Jahre 1952 waren es rund 
440000 neue Wohnungen. Zusammen mit den in den Jahren seit der 
Währungsreform bereits neugebauten oder wiederaufgebauten Wohnungen 
wurden damit über 1,4 Millionen Wohnungen errichtet. Da im Durchschnitt 
in jede neue Wohnung etwa 4 Bewohner einziehen, haben somit in den 
letzten 4 Jahren über 5 % Millionen Menschen, also jeder neunte Einwohner 
der Bundesrepublik, wieder eine eigene, wenn auch nach Größe und Aus¬ 
stattung oft bescheidene Wohnung erhalten können. Im letzten Jahr ist 
beinahe in jeder Minute im Gebiet der Bundesrepublik eine neue Wohnung 
bezugsfertig geworden. 

Die Mittel zum Bau dieser Wohnungen kamen aus drei Quellen: 

1. Vom Kapitalmarkt, das sind die Sparkassen, Pfandbriefinstitute, private 
und soziale Versicherungsträger sowie die Bausparkassen. Von diesen 
Instituten kamen etwa 30% des gesamten Kapitalaufwandes für den 
Wohnungsbau; 

2. von der öffentlichen Hand, das sind die Haushalte des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden und die Mittel des Lastenausgleichs. 

Im Durchschnitt der letzten Jahre kamen etwa 2 Milliarden DM oder 45%, 
das ist beinahe die Hälfte der gesamten Wohnungsbauinvestitionen, aus 
öffentlichen Mitteln auf; 

3. aus sonstigen Quellen verschiedener Art, wie echtes Eigenkapital, Arbeit¬ 
geberdarlehen und -Zuschüsse, Selbsthilfe, Mieterdarlehen und -Zuschüsse 
u. a. m. 

Diese sonstigen Mittel betrugen in jedem der letzten beiden Jahre wesentlich 
über 1 Milliarde DM. Die Steuervergünstigungen des Bundes haben das Hinein¬ 
fließen dieser hohen Beträge in den Wohnungsbau, neben den Mitteln des 
Kapitalmarktes und der öffentlichen Hand, großenteils bewirkt. Die Finan¬ 
zierung des Wohnungsbaues, insbesondere in den Jahren 1950 und 1951, 
war in Auswirkung der Koreakrise mit nicht unerheblichen Schwierigkeiten 
verbunden. Die mangelnde Spartätigkeit bewirkte, daß es eine Zeitlang sehr 
schwer war, die erforderlichen 1. Hypotheken bereitzustellen. Im letzten Jahr 
entspannte sich die Lage bei den Kapitalsammelstellen infolge der gesteiger¬ 
ten Spartätigkeit wesentlich, so daß im Jahre 1952 über 50% mehr 1. Hypo¬ 
theken zur Verfügung standen als 1951. Auch die Baukosten, die von Mitte 
1950 bis Ende 1951 um über ein Viertel gestiegen waren, hemmten die 
Wohnungsbautätigkeit. Wenn trotz diesen Schwierigkeiten in der Wohnungs¬ 
baufinanzierung so hohe Wohnungsbauergebnisse erzielt werden konnten, 
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so ist die Leistung des Bundes, der Länder, der Gemeinden und aller am 
Wohnungsbau Mitschaffenden umso höher zu bewerten. Seit Frühjahr 1952 
ist nun auch eine weitgehende Stabilisierung, sogar ein leichter Rückgang 
der Baukosten eingetreten. 

Was diese Wohnungsbauleistung nicht nur für die physische, sondern vor 
allem auch für die psychische und politische Gesundung des deutschen Volkes 
bedeutet, kann nur ermessen, wer jemals den eigenen Herd und den Wohn- 
raum mit Fremden teilen mußte. Die gesundheitlichen, sittlichen und poli¬ 
tischen Schäden, die durch das Zusammenpferchen großer Menschenmengen 
auf engem Raum in Massenunterkünften, die gemeinsame Benutzung der 
Koch- und Schlafstellen und Mangel an sanitären Anlagen entstehen können, 
sind nicht in Zahlenwerten auszudrücken. Ein hoher Wohnungsstandard 
hingegen bannt nicht nur diese Gefahren, sondern hebt zugleich das Lei¬ 
stungsvermögen und die Arbeitsbereitschaft der Menschen aller Berufe. 

Die Ergebnisse des Wohnungsbaues in der Bundesrepublik werden besonders sichtbar, 
wenn man sie mit den Leistungen früherer Jahre vergleicht. In der Weimarer Republik 
wurden insgesamt etwa 2,5 Millionen Wohnungen gebaut. Trotzdem bestand schon 
vor dem Zweiten Weltkrieg ein fühlbarer Mangel an Wohnungen, der zu einem guten 
Teil durch die einseitige Inanspruchnahme der Bautätigkeit für die Rüstung hervor¬ 
gerufen war. Die höchste Produktion im alten Reichsgebiet wurde im Jahre 1929 
mit 559 000 Wohnungen erreicht; das bedeutete auf das Gebiet der Bundesrepublik 
umgerechnet nicht ganz 200 000 Wohnungen. Die 2,5 Millionen Wohnungen des 
Weimarer Reiches erforderten einen Kapitalaufwand von 18 Milliarden RM, während 
jetzt auf dem zusammengeschmolzenen Volksvermögen ungleich höhere Baukosten 
lasten. Trotzdem war, wie geschildert, die Wohnungsbauleistung in den letzten drei 
Jahren im Durchschnitt doppelt so hoch wie im Jahre 1949 vor Errichtung der Bundes¬ 
republik und im Durchschnitt auch doppelt so hoch wie in den besten Baujahren 
zwischen den beiden Kriegen. 


DER ZUGANG AN WOHNUNGEN 


1945—1948 

etwa 

425 000 Wohnungen 

1949 

etwa 

215000 

1950 

etwa 

360000 

1951 

etwa 

450 000 . „ 

1952 

etwa 

440000 ,, 

Seit dem Zusammenbruch 



bis zum 51. 12. 1952 

rund 1870000 Wohnungen 

Bauüberhang am 

1* 1. 1955 

etwa 

260000 Wohnungen 
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14 Milliarden DM Kapitalaufwand. 

Um dieses Wohnungsbauvolumen zu finanzieren und damit überhaupt erst 
zu ermöglichen, wurden im Jahre 1950 rund 3,8 Milliarden DM, im Jahre 
1951 rund 4,7 Milliarden DM und im Jahre 1952 über 5,6 Milliarden DM 
aufgebracht. Insgesamt wurden also in diesen drei Jahren zusammen 14 Mil¬ 
liarden DM aus der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung für die Errich¬ 
tung von Wohnungen abgezweigt.. Damit wurden über 20% der jährlichen 
Investitionen in der westdeutschen Wirtschaft dem Wohnungsbau zugeführt. 
Von der Zunahme der Gesamtbeschäftigung in der Bundesrepublik von 
September 1949 bis September 1950 in Höhe von rund 690000 Arbeit¬ 
nehmern entfielen allein auf das Baugewerbe über 185000, das sind rund 
27%, einschließlich der Industrie der Steine und Erden sogar 32%. Diese 
Zahlen sind unvollkommen, denn das Bauwesen strahlt weit über die übrigen 
Gebiete der Wirtschaft aus. Wo gebaut wird, da werden auch Möbel und 
Einrichtungsgegenstände, Küchengeräte und Steppdecken und Gardinen 
notwendig, da füllen die Menschen nach und nach auch die neuen Schränke: 
wo gebaut wird, ist auch Hoffnung auf die Zukunft. 

Diese sichtbare Zukunftshoffnung hat sich nicht nur im Bau von Wohnungen 
manifestiert. Allerdings ist der Wohnungsbau ein Anliegen, das so tief in 
das soziale Leben eines Volkes eingreift, daß er beim Wiederaufbau immer 
die erste Stelle einnehmen wird. In einem zivilisierten Staat vermag aber 
die Wohnung ihre Funktion nur noch in Verbindung mit öffentlichen und ge¬ 
werblichen Bauten zu erfüllen. Deshalb ist die Bautätigkeit auch auf diesen 
Gebieten, sobald die Umstände es erlaubten, mit großen Projekten an- 
gelaufen. Die Forderungen, die dabei an die Planenden und Ausführenden 
gestellt wurden, sind so vielfältig, daß ein summarischer Überblick sie nur 
unvollkommen aufzeigen kann. 

Die weitgehenden Zerstörungen an Verkehrsbauten , wie Bahnhöfe und 
Straßenanlagen, wurden in vielen Fällen Anlaß zu wesentlichen Verbesse¬ 
rungen. Besonders ins Gewicht fiel die Wiederherstellung der Autobahnen 
und der Reichs- (jetzt Bundes-) Straßen. Aber auch ein Teil der westdeutschen 
Großstädte besitzt heute nicht nur instandgesetzte, sondern unter Wahr¬ 
nehmung aller Verbesserungsmöglichkeiten modernisierte Straßenzüge. In 
vielen Fällen erlaubte die Zerstörung eine Verbreiterung der Straßen, die 
Herstellung von kürzeren Verbindungen und Durchbrüchen, die den Ver¬ 
kehr flüssiger ablaufen lassen. Der systematische Aufbau der Großstädte 
erforderte eine vorausschauende Planung des Verkehrsnetzes , die über den 
Begriff etwa der „Altstadtsanierung“ weit hinausgeht. 
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Der ßundespräsident. Professor Dr. Theodor Heuss, empfängt deulselie Teilnehmer 
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Wer die im Wiederaufbau begriffenen Städte der Bundesrepublik aufsucht, 
erkennt zugleich, daß die Innenstädte, die im wesentlichen den Geschäfts¬ 
betrieb auf sich konzentrieren, ein Bild außergewöhnlicher Aktivität der ge¬ 
werblichen Wirtschaft zeigen. Nach anfänglicher Beschränkung auf erd¬ 
geschossige Ladenbauten sind in den letzten Jahren auch viele tiefe Lücken 
durch gewerbliche Bauten, Büro- und Geschäftshäuser, geschlossen worden. 
Das verdient um so mehr angemerkt zu werden, als für derartige gewerbliche 
Bauten der übliche Hypothekenmarkt fast überhaupt nicht herangezogen 
werden konnte; denn die Beleihungsgrundsätze der Hypothekeninstitute 
sind in erster Linie auf den Wohnungsbau zugeschnitten. 

Die unterschiedliche Zweckbestimmung der Bauaufgaben ergibt ein un¬ 
gewöhnlich vielfältiges Bild des Wiederaufbaus. Von großer Bedeutung sind 
die auf- und neugebauten Schulen , nicht nur ihrem zahlenmäßigen Umfang 
nach, sondern wegen der Einarbeitung der neuen sozialen und pädagogischen 
Erkenntnisse in diese Bauten. In ähnlicher Weise ist das bei der Wiederher¬ 
stellung und dem Bau von Krankenhäusern geschehen, die im Aufbaupro¬ 
gramm der Städte ebenfalls einen breiten Raum einnehmen. Ihre Erneuerung 
hat in zahlreichen Kurorten zu einer Erweiterung und Verbesserung der 
Sanatorien und sonstigen Kuranlagen geführt. 

Nicht vergessen werden dürfen die der öffentlichen Obhut unterstellten 
Bauten für kulturelle Einrichtungen, Theater, Konzerthallen, Ausstellungs¬ 
bauten usw. Fast jede Großstadt hat es inzwischen fertiggebracht, mindestens 
ein großes Theater wieder in Betrieb zu nehmen, und zwar durchaus nicht 
behelfsmäßig. Neben diesen Bauten sind die notwendigen Erneuerungen der 
Kraftwerke, Marktanlagen, Verwaltungsgebäude usw. hervorzuheben. Mit 
der Neuordnung des Geldwesens erhielten zugleich die Geldinstitute, Banken 
und Versicherungen die Möglichkeit, durch Neubauten den nötigen Büro¬ 
raum, häufig in repräsentativer Gestalt, zu schaffen. Zahlreiche große öffent¬ 
liche Verwaltungsgebäude haben ebenso wie die der Wirtschaft wesentlich 
zur Neugestaltung der Stadtbilder beigetragen. 

Trotz diesen Leistungen bestimmt die Initiative des deutschen Bürgers, der 
jede gebotene Möglichkeit der Instandsetzung seines Hausbesitzes ausgeschöpft 
hat, das Gesamtbild der Innenstädte. Sein Vorgehen schuf die Voraussetzung 
dafür, daß durch den intensiven Aufbauwillen der gewerblichen Wirtschaft 
der jetzige Bestand an Büro- und Geschäftshäusern erreicht wurde. 

Dank den intensiven Bemühungen der Wohlfahrtsverbände , der Arbeiterwohlfahrt, Caritas 
und Inneren Mission wurde eine stattliche Zahl von Heimplätaen für Jugendliche in 
Heimen für Jungarbeiter und Angestellte geschaffen. Die auf diese Weise begründeten 
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Wohnmoglichkeiten müssen zu der Zahl der selbständigen Wohnungen hinzugerechnet 
werden. Das gilt ebenso von den vielen Altersheimen, die von den gleichen Verbänden 
wiederhergestellt oder neu geschaffen werden konnten. Auch diese Heime konnten nur 
durch Zuhilfenahme öffentlicher Mittel in erheblichem Umfang errichtet werden, 
wobei die Bestimmungen über die Finanzierung des sozialen Wohnungsbaues weit¬ 
gehende Anwendung fanden. 

Einen besonderen Platz nimmt die Wiederherstellung der Kultbauten beider 
Konfessionen ein. Soweit ihr Zustand es erlaubte, sind Kirchen wiederauf¬ 
gebaut worden. In vielen Fällen aber wurden Neubauten vollendet, die frei¬ 
lich in bezug auf den Umfang des Einzelwerks heute wesentlich kleiner in 
Erscheinung treten als manche ihrer Vorgänger. In diesem Zusammenhang 
muß auch die umfangreiche Tätigkeit der Denkmalpflege genannt werden, 
die manches wertvolle historische Bauwerk vor dem völligen Verfall gerettet 
und den systematischen Wiederaufbau oder wenigstens die Sicherung der 
Gebäude ermöglicht hat. 

Mit weitgehender Unterstützung durch die Mittel des Marshall-Planes 
konnten im Zusammenwirken der zuständigen Wirtschaftskreise bedeutsame 
Hotelbauten verwirklicht werden. Das intensive Wiederanläufen des Wirt¬ 
schaftslebens machte die Lösung der Hotelfrage besonders brennend ; nicht 
nur in bezug auf die Schaffung von Übernachtungsmöglichkeiten, sondern 
weitgehend auch auf die Wiederherstellung oder den Neubau von Gast¬ 
stätten und Cafehäusern verschiedenster Art. Dieser Bereich hat eine sehr 
intensive Belebung erfahren. Mit ähnlichem Eifer hat sich der Wiederaufbau 
der Lichtspielhäuser vollzogen, deren Zahl in vielen Großstädten die Vor¬ 
kriegsziffern schon überschritten hat. Bei all diesen Bauten handelt es sich 
nicht um einfache Wiederherstellungen, sondern fast durclrweg tritt das 
Bemühen zutage, die gegebenen Verbesserungsmöglichkeiten auszuschöpfen. 
Infolgedessen sind heute viele Gaststätten, Lichtspielhäuser und Hotels auf 
einen modernen Stand gebracht worden, der vor ausländischer Kritik um so 
eher bestehen kann, als auch die Erfahrungen und Errungenschaften des 
Auslandes nutzbar gemacht worden sind. 

In den Randbezirken der Großstädte und an anderen verkehrsgünstig ge¬ 
legenen Stellen hat sich ein weitgehender Wiederaufbau von Industrieanlagen 
vollzogen. Auch hier war das Augenmerk der Unternehmer auf die Anwen¬ 
dung neuester Techniken gerichtet. Hand in Hand damit ging die Schaffung 
und Wiederherstellung bedeutsamer Verkehrsbauten. In großer Zahl sind 
Straßen-, Fluß- und Eisenbahnbrücken geschaffen worden, um das unter¬ 
brochene Verkehrsnetz nicht nur wieder anzuknüpfen, sondern es planmäßig 
zu verdichten. Hafen- und Flugplatzanlagen sowie Bauten der Bundesbahn 
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und Bundespost von bedeutsamem Umfang vervollständigen das Bild. 
Die Vielfältigkeit, mit der sich der Aufbauwille bisher hat auswirken können, 
zeigt die Intensität der Wiederbelebung der Wirtschaft. Dankbar bekennt 
das deutsche Volk, daß dieser Wiederaufbau keine so raschen Fortschritte 
hätte machen können ohne die helfende Hand kirchlicher Organisationen 
und privater Spender im Ausland, deren Tätigkeit auf dem weiten Trümmer¬ 
feld buchstäblich die ersten Steine ins Rollen brachte, und ohne die lange 
und tief wirkende Unterstützung durch den Marshall-Plan. 

Durch die Jahrhunderte haben die Baumeister mit ihren Werken das Gesicht 
Deutschlands geformt. Nicht nur in der Pracht der Dome und Paläste, son¬ 
dern auch im bürgerlichen und ländlichen Wohnhaus, in der Dorfkirche und 
dem Fabrikbau prägte diese Gestaltung sich sichtbar aus. So bedeutet jeder 
Neubau zugleich Arbeit an der äußeren Gestalt des neuen Deutschlands. 
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ARBEITSKRÄFTE UND ARBEITSPLÄTZE 


Der deutsche Arbeitsmarkt war nicht erst seit 1945 in Unordnung. Bereits 
vom Beginn des Vierjahresplans im Jahre 1936 ab war die Entwicklung der 
friedensmäßigen Erzeugung von Staats wegen vernachlässigt und statt dessen 
die Rüstungswirtschaft konsequent hochgezüchtet worden. Im Verfolg seiner 
Autarkiebestrebungen hatte Deutschland die Verbindung mit dem Weltmarkt 
immer mehr verloren, und die deutsche Wirtschaft war in vielen Zweigen 
auf eine mehr oder weniger einseitige Struktur ausgerichtet worden. 

In den Wirtschaftszweigen, die im wesentlichen als Träger der Rüstungsindustrie 
anzusehen sind, waren 1925 rund 3,57 Millionen Arbeitskräfte tätig, im Jahre 1939 
aber rund 4,71 Millionen, was einer Zunahme von 32% Beschäftigten entspricht. Die 
Konsumgüterindustrie beschäftigte 1925 rund 4,98 Millionen Menschen. Diese Zahl 
ging bis 1939 auf 4,74 Millionen Beschäftigte zurück; das bedeutet eine Abnahme um 
4,9%. Bei dieser Gegenüberstellung ist aber noch zu berücksichtigen, daß die Wirt¬ 
schaftszweige, die sich mit der Erzeugung von Konsumgütern befaßten, erst unmittel¬ 
bar vor und hauptsächlich in dem Krieg selbst, also nach 1939, viele Arbeitskräfte 
für die Rüstungsindustrie hergeben mußten, wie z. B. in besonders großem Umfang 
die Textilindustrie. 

Nach dem Zusammenbruch galt es wirtschaftlich und sozialpolitisch diese 
künstlich übersteigerte Rüstungsindustrie zu liquidieren und die Produktions¬ 
stätten wieder auf Friedensindustrie umzustellen. Alle Bemühungen mußten 
aber zunächst an den Beschränkungen scheitern, die Deutschland bei der Er¬ 
zeugung der Grundstoffe Kohle und Eisen auferlegt wurden. Sie scheiterten 
an Hemmungen, die sich aus den durch das Potsdamer Abkommen vor¬ 
geschriebenen Produktionsbeschränkungen und Herstellungsverboten (See¬ 
schiffsbau, Bau von schweren Traktoren und Werkzeugmaschinen, Erzeugung 
synthetischer Brennstoffe und Öle, synthetischen Gummis, von Kugellagern 
usw.) und aus der zum Teil völligen Demontage der Rüstungsbetriebe er¬ 
gaben, denen vielfach auch ihre Maschinen genommen wurden, die sie für 
eine friedensmäßige Fertigung weiterbenötigten, sowie nicht zuletzt an der 
Behinderung des Unternehmertums durch kaum zählbare Direktiven der 
Militärregierung. 

Mit welch geringem Verständnis die Alliierten der Umstellung auf die Friedenswirt¬ 
schaft zunächst gegenüberstanden, ergibt sich z. B. aus den Anweisungen der US- 
Regierung an General Eisenhower vom April 1945, in denen es heißt: 

„Um die Abrüstung Deutschlands durchzuführen, soll der Alliierte Kontrollrat . . . 
alle Einrichtungen, die nicht für Reparationsleistung übernommen werden, vernichten, 
wenn sie speziell für die Herstellung der in dieser Ziffer angeführten Gegenstände 
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eingerichtet und nicht von einer Bauart sind, die allgemein in einem der Industrie¬ 
zweige verwendet wird, der Deutschland erlaubt ist. In Zweifelsfällen ist zugunsten der 
Vernichtung zu entscheiden , (t 

Hinzu kamen die Wirtschaftshemmungen, die sich aus der Errichtung der 
Zonengrenzen insofern ergaben, als wichtige Rohstoffe und Fertigwaren, die 
bisher nur in der Sowjetischen Besatzungszone hergestellt wurden, in den 
Westzonen fehlten (chemische Produkte, Textilmaschinen, feinmechanische 
und optische Erzeugnisse usw.). 

Die Arbeitsstätten in Westdeutschland waren 1945 weitgehend zerstört, und 
zerstört waren die Wohnungen, die Pflege- und Ausbildungsstätten. Der Ver¬ 
kehr war fast lahmgelegt durch die Zerstörung der Brücken. Auf allen 
Strecken standen ausgebrannte Züge. Die Bevölkerung hungerte und fror 
und war in ihrer Bekleidung völlig abgerissen. Die hoffnungslos erscheinende 
Situation lähmte Herzen und Hände vieler aufbauwilliger Menschen. 

Auch die bevölkerungspolitischen Voraussetzungen für eine schnelle Um¬ 
stellung auf die Friedenswirtschaft waren denkbar ungünstig. Bereits durch 
den Bombenkrieg und die Verlagerung der Industriebevölkerung aufs Land 
war eine falsche Verteilung der arbeitsfähigen Bevölkerung entstanden. Sie 
wurde dadurch vermehrt, daß die ausländischen Arbeitskräfte und die 
Zwangs verpflichteten aus den Industriezentren mit dem Kriegsende die Arbeit 
einstellten und abströmten, und durch die arbeitsmarktmäßig falsche Ver¬ 
teilung der eintreffenden Vertriebenen. 

Die Bevölkerungsverteilung war so abnorm, daß Ende 1949 in Rheinland- 
Pfalz z. B. der Vorkriegsstand noch nicht einmal erreicht war, während die 
Einwohnerzahl in Niedersachsen um 52°/ 0 , in Schleswig-Holstein sogar um 
70°/ 0 zugenommen hatte! In den Landkreisen haben die hauptsächlichen 
Aufnahmeländer für Vertriebene Bevölkerungszunahmen von 80 und 90°/ 0 
zu verzeichnen, verschiedentlich sogar solche von über 100°/ o . 

Ein besonders eindringliches Beispiel ist der sogenannte Stadtkreis Watenstedt-Salz¬ 
gitter, dessen Bevölkerung von 45 598 Seelen im Jahre 1939 auf 93 352 im Jahre 1946, 
also in 7 Jahren um 105 °/ D gestiegen ist. Dieser Kreis, der trotz aller industriellen Ent¬ 
wicklung noch immer stark mit kleinen Landgemeinden durchsetzt und dadurch auch 
landwirtschaftlich ausgerichtet ist, zeigt deutlich, welches Unheil hier mit der Mas¬ 
sierung von Ausländem, während des Krieges angesetzter Industriebevölkerung und 
einer großen Anzahl hierhin gelenkter Flüchtlinge sowie der Demontage seit 1945 
heraufbeschworen worden ist. 

In dieser Lage fand die deutsche Wirtschaft kaum Ansatzpunkte für einen 
organischen Wiederaufbau. Die Entwertung des Geldes ließ es weder für den 
Unternehmer noch für den Arbeitnehmer lohnend erscheinen, letzte Kraft 
zur Wiedererlangung geordneter Verhältnisse einzusetzen. 
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Mit der Währungsumstellung im Jahre 1948 trat die tatsächliche Armut des 
deutschen Volkes noch offener hervor, aber zugleich erstarkte der Wille, die 
zerstörten geistigen- und materiellen Werte wiederaufzubauen und das per¬ 
sönliche und staatliche Leben zu normalisieren. 

Entscheidend für das Bemühen, die Existenz des einzelnen und der Gesamt¬ 
heit zu sichern, war das Wiederanläufen der Wirtschaft im Bundesgebiet. Sie 
mußte nicht nur die durch die erhöhte Bevölkerungszahl gewachsenen Be¬ 
dürfnisse befriedigen, sondern auch die auf den Arbeitsmarkt drängenden 
heimatvertriebenen Arbeitskräfte aufnehmen. 

Nach der Währungsumstellung schwollen die Erwerbslosenzahlen beängstigend 
von 0,45 Millionen auf mehr als 2 Millionen Arbeitslose im Februar 1950 an, 
während im gleichen Zeitraum die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer von 
13,5 Millionen auf 13,3 Millionen zurückfiel. Die von vielen Seiten gestellte 
Prognose, daß nach einer Währungsreform mit 7 bis 8 Millionen Arbeitslosen 
zu rechnen sei, schien sich zu erfüllen. 

Im September 1949 wurde die Bundesregierung gebildet. Eine ihrer wichtig¬ 
sten Aufgaben war es, der drohenden Massenarbeitslosigkeit entgegenzuwir¬ 
ken. Mit einem am 9.2. 1950 durch den Bundeskanzler verkündeten Arbeits¬ 
beschaffungsprogramm löste sie wirtschaftliche Impulse aus, die einen starken 
Einbruch in die Arbeitslosigkeit erzwangen. Neben einem großzügigen, im 
Bundestag auf eine breite Mehrheit gestützten Wohnungsbauprogramm, das 
gleichermaßen eine Minderung der Arbeitslosigkeit wie die Verringerung der 
Wohnungsnot erstrebte, setzte die Bundesregierung 315 Millionen DM gegen 
die sozialpolitischen Notstände ein, die in den besonders mit Vertriebenen 
übersetzten Ländern aufgetreten waren. 

Gemeinschaftsgeist und Verantwortungsbewußtsein der westdeutschen Wirt¬ 
schaft taten das ihre, um die Bemühungen der Bundesregierung tatkräftig 
zu unterstützen. Die zur Steigerung der wirtschaftlichen Leistung und 
des Exports notwendige Eigeninvestition 1 der deutschen Wirtschaft mit 
etwa 25°/ 0 des Sozialprodukts bedingte eine Einschränkung der Lebens¬ 
haltung auf das Notwendigste, der alle Beteiligten, insbesondere auch die 
Arbeiter, sich solidarisch gefügt haben. In diesem Zusammenhang darf die 
belebende Wirkung der Marshallplan-Hilfe ebensowenig unerwähnt bleiben 
wie der Koreakrieg, der durch die Verlagerung der Friedenserzeugung 
mancher Länder auf die Rüstungswirtschaft der Bundesrepublik die Ge¬ 
legenheit bot, mit ihrer Ausfuhr die mangelnde Ausfuhrmöglichkeit anderer 

1 Die Netto-Anlageinvestitionen (Investitionen für Neuanlagen) erreichten bis Ende 
1951 die Summe von 41,4 Milliarden DM. 
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Länder zu ersetzen und dadurch ihren Export zu steigern. Diese Tatsachen 
wirkten bei der Schaffung von Arbeitsplätzen mit dem Arbeitsbeschaffungs¬ 
programm der Bundesregierung erfolgreich zusammen. 

Die in der Bundesrepublik aufgetretene Arbeitslosigkeitwar inerster Linie struk¬ 
turell bedingt. Die eingeströmten Vertriebenen waren von den Dienststellen 
der Besatzungsmächte (denn deutsche Behörden waren zu jener Zeit höchstens 
auf der Kreisebene zuständig) vorwiegend in die agrarisch orientierten Länder 
der Bundesrepublik eingewiesen worden. Dort bestand eine bessere Chance des 
wohnlichen Unterkommens und der Überbrückung der Hungerzeit. Die 
Arbeitsstätten der Industriegebiete, die Kräfte beschäftigen konnten, lagen aber 
weit ab, und die wirtschaftliche Tragfähigkeitder Aufnahmeländer reichte 
keineswegs aus, um der zu großen überzähligen Bevölkerung eine Lebens¬ 
grundlage zu ermöglichen. Dadurch wurden die strukturellen Vethältnisse 
dieser Gebiete ernstlich gestört, zumal die davon betroffenen Länder der Bun¬ 
desrepublik (Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bayern und Hessen) bereits als 
Grenzländer der Sowjetzone wesentliche Schäden hinnehmen mußten; denn 
die gerade in den Gebieten längs des Eisernen Vorhangs wenig entwickelte 
gewerbliche Wirtschaft war durch den Zonenschnitt vielfach noch ihrer Roh¬ 
stoff- und Absatzbeziehungen beraubt worden. Die willkürlich geschaffene 
Grenze gegenüber der Sowjetischen Besatzungszone hat eine Länge von 
1529 km Land- und 325 km Seegrenze. Wegen der politischen Verhältnisse 
genau so hermetisch verschlossen ist die bayrisch-tschechoslowakische Grenze 
von 591 km Länge; insgesamt ein ,,Eiserner Vorhang “ von 2044km. 

Als Folge dieser politischen, wirtschaftlichen und verkehrsmäßigen Abschnü¬ 
rung mußte eher eine Schrumpfung als eine Entwicklung der Wirtschaft 
in diesen Gebieten eintreten. Sie benötigten daher die besondere Hilfe der 
Bundesregierung. Mit dem )00-Millionen-DM-Schwerpunktprogramm inner¬ 
halb des Gesamtarbeitsbeschaffungsprogramms der Bundesregierung zugun¬ 
sten der Notstandsländer, das sich auf den landwirtschaftlichen und den ge¬ 
werblichen Sektor erstreckte, wurden mehr als 4200 ländliche Siedlungen 
und 70000 Dauerarbeitsplätze geschaffen. Diese Maßnahme kam vorwiegend 
den Vertriebenen zugute und gab vielen Menschen die Möglichkeit zu wirt¬ 
schaftlicher Eingliederung. Darüber hinaus wurde in den im Verhältnis zur 
neuen Bevölkerungszahl wirtschaftlich unterentwickelten Gebieten eine 
wirtschaftliche Belebung eingeleitet, die notwendig war, um mit Erfolg der 
strukturellen Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. 

Für die in ihrer Arbeitsmarktlage besonders gefährdeten Gebiete wurde 
außerdem ein Sanierungsprogramm in Höhe von 25 Millionen DM durch- 
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geführt. Diese Mittel wurden schwerpunktmäßig in den Gebieten eingesetzt, 
in denen akute arbeitsmarkt- und sozialpolitische Gefahren auftraten. Die 
Bundesregierung hat diese Maßnahme auch im Jahre 1952 mit einem Be¬ 
trag von 50 Millionen DM weitergeführt, um die erreichten Strukturver¬ 
besserungen zu sichern und weiter auszubauen. 

Als Ergänzung beider Maßnahmen wurde von der Bundesregierung ein 
Sofortarbeitsbeschaffungsprogramm in Höhe von 200 Millionen DM aufgelegt. 
In erster Linie dient es dazu, der Dauerarbeitslosigkeit entgegenzutreten, 
den Aufholbedarf der Öffentlichen Hand (Wasserversorgung, Entwässerung, 
Straßenbau) abzudecken und die Schaffung von Dauerarbeitsplätzen beson¬ 
ders in den Notstandsländern vorzubereiten. Bei diesem Programm handelt 
es sich um rund 3200 Einzelmaßnahmen mit 90000 Beschäftigten, davon 
weit mehr als die Hälfte bisherige Arbeitslose. Zu gleicher Zeit wurde aus 
Soforthilfemitteln ein weiteres Programm in Höhe von 150 Millionen DM 
zur Schaffung von Dauerarbeitsplätzen zum Anlaufen gebracht. Dieses Pro¬ 
gramm, das sich ausschließlich auf die gewerbliche Wirtschaft erstreckt, gibt 
vertriebenen und kriegssachgeschädigten Unternehmern die Möglichkeit 
eines Existenzausbaus oder -aufbaus und vertriebenen und kriegssach¬ 
geschädigten Arbeitnehmern neue dauerhafte Arbeitsmöglichkeiten. Bisher 
wurden aus diesen Mitteln rund 44000 Dauerarbeitsplätze, darunter 3000 für 
Angestellte (davon 1500 für ältere Angestellte) geschaffen. Es ist zu erwarten, 
daß das Gesamtergebnis dieses in der Abwicklung befindlichen Programmes 
sich mindestens verdoppelt. 

Die Programme der Bundesregierung wurden untereinander und mit den 
von den Ländern der Bundesrepublik selbständig durchgeführten Maßnah¬ 
men koordiniert, um einen möglichst hohen wirtschaftlichen und arbeits¬ 
marktpolitischen Effekt zu erzielen. 

Neben die Sorge um die Vertriebenen und Dauerarbeitslosen trat das Be¬ 
mühen, die Jugendarbeitslosigkeit zu beheben. Im Juni 1952 standen 126000 
Berufsanwärtern nur 43400 offene Berufsausbildungsstellen gegenüber. An¬ 
gesichts dieser Diskrepanz zwischen Lehrstellen und Anwärtern wurden wei¬ 
tere Maßnahmen zur Schaffung von Lehrstellen und zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit vor allem in den Flüchtlingsländern erforderlich. Aus 
Mitteln der Arbeitsverwaltung wurden bisher bereits Berufsausbildungsbei¬ 
hilfen in erheblichem Umfange gewährt. Es ist zu erwarten, daß weiter 
größere Mittel für Berufsnachwuchsförderung und Berufsausbildung über 
den Bundes]ugendplan und aus der Soforthilfe bereitgestellt werden. 
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1 Kanada. 2 Vereinigte Staaten von Nordamerika. 3 Dienst auf ausländischen Schiffen. 4 Schwe¬ 
den. 5 Großbritannien. 6 Frankreich. 7 Schweiz. 


Die Auswanderung von Arbeitskräften schreitet nur beschränkt fort. Ins¬ 
gesamt dürften seit Beendigung des Krieges nicht mehr als 200 000 Deutsche 
ausgewandert sein. 

Unter den europäischen Ländern bildeten Frankreich, England, Schweden und die 
Schweiz das Hauptziel der ausgewanderten Arbeitskräfte, unter den außereuropäischen 
Landern nach wie vor die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Kanada und in xu¬ 
nehmendem Maße Australien. 

Die deutsche Wirtschaft hat trotz außerordentlichen Schwierigkeiten bei der 
Grundstoffindustrie und trotz dem Fehlen eines freien Kapitalmarktes erheb¬ 
liche Investitionen durchgeführt sowie eine große Zahl von Betrieben mo¬ 
dernisiert und rationalisiert. Diesen Maßnahmen entsprach die Entwicklung 
des Arbeitsmarktes. Der ßeschäftigtenstand in der deutschen Wirtschaft hat 
sich seit der Währungsreform von 13,47 Millionen auf 13,46 Millionen un¬ 
selbständig Beschäftigter am 50. 9. 1952 erhöht. Damit ist die Zahl der un¬ 
selbständig Beschäftigten in diesem Zeitraum um 1,99 Millionen gestiegen. 
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Tabelle 1 


DIE ERWERBSPERSONEN IM BUNDESGEBIET 1950 
(Ergebnisse der Volks- und Berufszählung vom 13. 9. 1950) 



Bevölkerung 

Erwerbsp ers onen 

Bevölkerungsgrupp e 

Insgesamt 

davon 

14—65 

Jahre alt 

Insgesamt 

% 

(Sp. 1) 

% 

(Sp. 2) 


i 

2 

5 

4 

5 

A. Männer 

Insgesamt. 

22 550 692 

15 028 255 

14 125 415 

63,2 


Heimatvertriebene . 

3 709 400 

2 539 744 

2 275 855 

61,4 

89,6 

Übrige Bevölkerung. 

18 641 292 

12 488 489 

11 849 560 

63,6 

94,9 

B. Frauen 

Insgesamt. . . • . . 

25 344 980 

17 808 176 

7 948 594 

31,4 

44,6 

Heimatvertriebene . 

4 166 811 

2 934 003 

1 070 248 

25,7 

36,5 

Übrige Bevölkerung. 

21 178169 

14 874 173 

6 878 346 

32,5 

46,2 

C. Insgesamt 

Insgesamt. 

47 695 672 

32 856 409 

22 074 007 

46,5 

67,2 

Heimatvertriebene . 

7 876 211 

5 473 747 

3 346 101 

42,5 

61,1 

Übrige Bevölkerung. 

39 819 461 

27 562 662 

18 727 906 

47,0 

68,4 


Tabelle 2 

DIE ERWERBSPERSONEN NACH WIRTSCHAFTSABTEILUNGEN 


Land- 

und 

Forst¬ 

wirtschaft 


Industrie 

und 

Handwerk 


Handel 

und 

V erkehr 


Öffentl. 
Dienst 
und private 
Dienst¬ 
leistungen 


Häusl. 

Dienste 


a) in Tausend 


17. 5. 19391 . . 

5344 

8235 

5576 

1951 

784 

29. 10. 1946 . . 

5587 

7586 

2945 

2500 

736 

13. 9. 1950 1 2 . . 

5114 

9359 

3443 

5694 



b) in Prozent aller Erwerbspi 

ärsonen 



17. 5. 1939 . . 

27,1 

41,8 

17,2 

9,9 

4,0 

29. 10. 1946 . . 

29,2 

58,6 

15,4 

13,1 

5,8 

13. 9. 1950 . . 

23,7 

43,3 

15,9 

17,1 



1 Ohne die zu Wehrmacht und Arbeitsdienst einberufenen Personen. 

2 Ohne 252290 Männer und 251 545 Frauen, bei denen keine Angaben über die 

Betriebszugehörigkeit gemacht wurden. 
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Land- und 
Fo rstwir tschaft 


Industrie und 
Handwerk 


öffentl. Dienste 
| Dienstleistungen 


Häusliche 

Dienste 


1 Beamte, Angestellte und Arbeiter 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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1 Beamte, Angestellte und Arbeiter a Arbeitnehmer = Beschäftigte und Arbeitslose 

2 Durch bezeichnet * Arbeitnehmer Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Trotz dieser günstigen Entwicklung der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes 
konnte die Arbeitslosigkeit bisher nicht unter 1,028 Milhonen zurückgedrängt 
werden. Der Grund hierfür liegt in der Tatsache, daß die Bevölkerung in 
der Bundesrepublik seit der Währungsumstellung um rund 2,6 Millionen 
Menschen zugenommen hat. Ohne die außerordentliche Ausweitung der Er¬ 
werbspersonenzahl wäre nicht nur die Arbeitslosigkeit, die bei der Währungs¬ 
reform registriert war, beseitigt worden, sondern es wäre heute bereits ein 
empfindlicher Arbeitskräftemangel in der Bundesrepublik zu verzeichnen. 
Das deutsche Arbeitslosenproblem kann nicht durch Abwanderung und Abzug 
von Fachkräften, sondern nur durch eine Ausweitung der deutschen Pro¬ 
duktion gelöst werden. Diese Einsicht kommt als Frucht ständiger deutscher 
Bemühungen zum ersten Male in dem Beschluß des Ministerrates der OEEC 
über die europäische Produktionssteigerung vom 28. 8. 1951 zum Ausdruck, 
in dem es wörtlich heißt, daß „die Arbeitslosigkeit in Deutschland wahr¬ 
scheinlich durch eine interne wirtschaftliche Expansion absorbiert werden 
kann“. 

Die auch vom Ausland der Bundesrepublik bestätigte günstige Entwicklung 
enthebt nicht der Aufgabe, die noch vorhandene Arbeitslosigkeit zu beseitigen. 
Sie liegt, wie geschildert, in den Notstandsländern Schleswig-Holstein, Nieder¬ 
sachsen, Bayern und Nord-Hessen und ist strukturell bedingt 1 . Gerade dieses 
regionale Auftreten der echten Arbeitslosigkeit ist ein erstrangiges Problem, 
weil sie sich an den Stellen der Bundesrepublik eingenistet hat, die durch 
ihre heutige geographische, wirtschaftliche und Bevölkerungslage die poli¬ 
tisch schwächsten sind. 

Für die Zukunft ist es notwendig, die Wohnungsbaupolitik noch mehr als bisher 
den arbeitsmarktpolitischen Bedürfnissen anzupassen, das heißt dort Wohn- 
raum zu schaffen, wo freie Arbeitsplätze bereits verfügbar sind, und dort, 
wo neue Arbeitsstätten errichtet oder schon bestehende ausgebaut werden. 
Dadurch kann die notwendige Umsiedlung von Menschen aus dem Reservoir 
an Arbeitskräften der Notstandsländer in die Gebiete mit einem Bedarf an 
Arbeitskräften am wirkungsvollsten gefördert werden. Hand in Hand geht 
damit die weitere wirtschaftliche Besiedlung der Notstandsländer selbst, und 
zwar in den dem politischen Druck der Sowjetzone ausgesetzten Gebieten. 
Mit solchen Maßnahmen, die eine Fortsetzung der bisherigen Bemühungen 
der Bundesregierung sein -würden, kann die Zonengrenze am wirkungs¬ 
vollsten gegen alle östlichen Einflüsse immun gemacht werden. 

1 Das zugehörige Schaubilci muß aus drucktechnischen Gründen auf den Seiten 248/249 
gebracht werden. 
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Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände ist die sozial¬ 
politische Spitzenvertretung der Unternehmerschaft in der Bundesrepubbk. Sie 
ist damit auf allen Arbeitsgebieten Partner der Gewerkschaften als der sozial¬ 
politischen Vertretung der Arbeitnehmerschaft. Insbesondere sind ihre Verbän¬ 
de jeweils die Vertragspartner der entsprechenden Gewerkschaften beim Ab¬ 
schluß von Tarifverträgen. Als einzige Organisation auf der Unternehmerseite 
umfaßt die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände folgerich¬ 
tig die sozialpolitischen Verbände aller Wirtschaftszweige der Bundesrepublik, 
also der Industrie, des Handels, des Handwerks, der Banken, der Versicherun¬ 
gen, der Landwirtschaft und des Verkehrs. 

In dem organisatorischen Zusammenschluß aller Wirtschaftszweige besteht 
ein wesentlicher Unterschied zu der Vereinigung der Deutschen Arbeit¬ 
geberverbände, die nach der Machtübernahme des Nationalsozialismus im 
Jahre 1953 aufgelöst wurde; denn die damalige Organisation umfaßte nur 
die industriellen Arbeitgeberverbände. Allerdings bestanden neben ihr 
Arbeitgeberorganisationen der anderen Wirtschaftszweige. 

Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 war zunächst ein organisatorischer Zusam¬ 
menschluß der Arbeitgeber über die kleinste regionale oder regional-fachliche Ebene 
hinaus untersagt. Im Zuge der Entwicklung bildeten sich jedoch verhältnismäßig 
schnell organisatorische Zusammenschlüsse der Arbeitgeberverbände, und zwar sowohl 
der einen Erwerbszweig umfassenden Arbeitgeberverbände einzelner Branchen, wie 
etwa der Metallindustrie oder der Chemie, als auch regionale Zusammenschlüsse auf 
gemischt-gewerblicher Basis bis hin zu den Organisationen auf der Landes- und der 
Zonenebene. 

Im Juli 1948 schufen diese Organisationen für die Britische und Amerika¬ 
nische Besatzungszone das „Zentral-Sekretariat der Arbeitgeber des Ver¬ 
einigten Wirtschaftsgebiets“ als eine Art Erfahrungsaustauschstelle und losen 
organisatorischen Zusammenschluß. Die Notwendigkeit der Neugründung 
von organisatorisch geschlossenen Arbeitgeberverbänden wurde auch von 
Gewerkschaftsseite anerkannt, insbesondere nachdem durch das Tarif¬ 
vertragsgesetz die Tariffreiheit wieder hergestellt worden war; denn die 
Tarifpartnerschaft erfordert naturgemäß Organisationen der Arbeitgeber- 
und der Arbeitnehmerseite. 

Am 28. 1. 1949 wurde das „Zentralsekretariat der Arbeitgeber des Ver¬ 
einigten Wirtschaftsgebietes“ übergeführt in die „Sozialpolitische Arbeits- 
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gemeinschaft der Arbeitgeber des Vereinigten Wirtschaftsgebietes“, die im 
April des gleichen Jahres den Namen „Vereinigung der Arbeitgeberverbände“ 
erhielt und nach dem Anschluß der Arbeitgeberorganisationen der Fran¬ 
zösischen Zone im November 1950 ihren jetzigen Namen annahm. 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände ist ein eingetra¬ 
gener Verein mit dem Sitz in Köln und hat die über den Bereich eines 
Landes oder den eines Wirtschaftszweiges hinausgehenden sozialpolitischen 
Belange von grundsätzlicher Bedeutung zu behandeln. Dazu gehören: Koali¬ 
tionsrecht, Betriebsräterecht, das gesamte Arbeitsrecht, Arbeitsschutzrecht, 
Lohn- und Tarifpolitik, Schlichtungswesen, Arbeitslosenvermittlung, Arbeits¬ 
losenhilfe, Sozialversicherung, Sozialfürsorge, Sozialer Wohnungsbau und 
Lohnsteuerrecht. 

Mitgliedsverbände der Bundesvereinigung können sein die fachlichen Zu¬ 
sammenschlüsse privater Arbeitgeber und Vereinigungen, die sozialpolitische 
Aufgaben zu erfüllen haben, und die überfachlichen sozialpolitischen Landes¬ 
zusammenschlüsse privater Arbeitgeber. 

Zur Zeit hat die Bundesvereinigung 43 Mitgliedsverbände, darunter 32 
fachliche mit 318 Unterverbänden und 13 Landesverbände mit 375 Unter¬ 
verbänden. Direkt oder indirekt sind in der Bundes Vereinigung damit 
693 Arbeitgeberverbände zusammengeschlossen. 

Organe der Bundesvereinigung sind: 1. Die Mitgliederversammlung, 
2. Der Vorstand, 3. Der Vorsitzende, derzeit Dr. Walter Raymond, mit 
seinen Stellvertretern (Präsidium). Die Geschäftsführung wird auf Vorschlag 
des Vorsitzenden vom Vorstand berufen. 


Die Gewerkschaften 

Bis 1955 waren die deutschen Gewerkschaften weltanschaulich in drei getrennte 
Gruppen gegliedert: Freie Gewerkschaften (sozialistisch), Christliche Gewerkschaften 
(interkonfessionell, Bejahung christlicher Gesellschaftsordnung) und Hirsch-Duncker- 
sche Gewerkvereine (national und antisozialistisch). Diese drei Gewerkschaften um¬ 
faßten in eigenen Verbänden außer den Arbeitern noch Angestellte und Beamte. 
Die nationalsozialistische Regierung löste die Gewerkschaften auf und unterdrückte 
jede gewerkschaftliche Tätigkeit. 

Nach 1945 wurden die Gewerkschaften mit besonderer Förderung des 
Alliierten Kontrollrats wieder gegründet, um beim Aufbau der Demokratie 
als parteipolitisch und religiös neutrale Perbände mitzuwirken. Die Besatzungs¬ 
mächte ließen aber zunächst nur die Bildung betrieblicher und örtlicher 
Organisationen zu. Der regionale Zusammenschluß vollzog sich in den Jahren 
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bis 1948 in den einzelnen Zonen, bis auf dem Gründungskongreß in München 
im Oktober 1949 durch Beschluß der Delegierten von 16 Gewerkschaften 
und Industriegewerkschaften der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) ins 
Leben gerufen wurde. Er vereinigt die drei vor 1933 bestehenden Richtungen 
als Einheitsgewerkschaft. Sein Vorsitzender ist derzeit Walter Freitag. 
Die in Berlin unter Führung nichtkommunistischer Gewerkschaftler gebil¬ 
dete Unabhängige Gewerkschaftsorganisation (UGO) mit dem Sitz in West- 
Berlin gliederte sich im Sommer 1950 dem DGB an. 

Über die Einbeziehung der Angestellten in den Deutschen Gewerkschafts¬ 
bund konnte trotz vielen Bemühungen kein volles Einvernehmen erzielt 
werden. Es kam zur Bildung einer gesonderten Angestellten-Gewerkschaft , 
der heutigen DAG, der die Mehrzahl der organisierten Angestellten angehört. 
Im Deutschen Beamtenbund (DBB) sind auf berufsständischer Basis Beamte, 
Beamten-Anwärter und Ruhestandsbeamte zu einer gewerkschaftlichen 
Spitzenvereinigung zusammengeschlossen. Der DBB besitzt keine Einzel¬ 
mitglieder, sondern er hat die Struktur einer Dachorganisation. Träger seiner 
wirtschaftlichen Aufgaben ist der Deutsche Beamten-Wirtschaftsbund (BWB). 
In der Sowjetischen Zone und in Berlin entstanden schon im Jahre 1945 der Freie 
Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) und der FDGB-Groß-Berlin. Beide Organisa¬ 
tionen waren jedoch keine Zusammenschlüsse selbständiger Gewerkschaften, sondern 
Einheitsgewerkschaften mit starken, aber unselbständigen Untergliederungen. Die 
Führung beider Organisationen lag fast ausschließlich in kommunistischen Händen 
bzw. in den Händen der SED. 

Von 1946 bis zum Jahre 1948 haben in regelmäßiger Folge gemeinsame Beratungen 
der westdeutschen Gewerkschaftsverbände und der Führung des FDGB mit dem Ziel 
der Bildung einer gemeinsamen Organisation stattgefunden. Diese Bestrebungen 
mußten daran scheitern, daß die Gewerkschaften der Sowjetischen Besatzungszone 
immer mehr zu Vollstreckungsorganen der sowjetzonalen Staatsgewalt wurden. 

Die gewerkschaftliche Arbeit begann nach 1945 in einer Epoche größter 
wirtschaftlicher Not und weit verbreiteter Demoralisation. In diesen Jahren 
haben die Gewerkschaften sich mit Erfolg für die Erhaltung der wirtschaft¬ 
lichen Substanz, die Sicherung lebensnotwendiger Arbeitsplätze und gegen 
die Demontagepolitik eingesetzt. 

Der DGB sieht seine Aufgabe in der Sicherung des sozialen Fortschritts seiner 
Mitglieder. Er bemüht sich daher vor allem um die Senkung der Lebens¬ 
haltungskosten, die Anpassung der Löhne an das Preisniveau und die Ver¬ 
wirklichung des Mitspracherechts der Arbeitnehmer. Gewerkschaftliches 
Wirken richtet sich auch auf die Förderung des Schul- und Bildungswesens 
und kultureller Belange. In diesem Zusammenhang sei an die Ruhrfest¬ 
spiele erinnert, die jährlich Hunderttausende von Besuchern aus aller Welt 
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in der kleinen Festspielstadt Recklinghausen versammeln. Neuzeitlich ein¬ 
gerichtete Bundesschulen des DGB schaffen für alle Zweige der Berufs¬ 
schulung gute Ausbildungsmöglichkeiten. Auch die gewerkschaftliche Wohn¬ 
bautätigkeit verdient Erwähnung, in deren Rahmen eine große Anzahl von 
Heimstätten errichtet werden konnte. 

Die in der Verfassung gewährleistete Koalitionsfreiheit bietet den Gewerk¬ 
schaften — soweit die Arbeiterschaft in Betracht kommt — eine Monopol¬ 
stellung. Die Grenzen ihres Wirkens liegen da, wo die gesetzgeberischen 
Funktionen des Staates nach dem Willen des ganzen Volkes beginnen. Diese 
Grenze stellt zugleich ein Spannungsfeld dar, in dem es in den letzten Jahren 
zwar sozialpolitische Streitpunkte zwischen der Regierung und den Gewerk¬ 
schaften und in begrenztem Umfang sogar Streiks gegeben hat; niemals aber 
klassenkämpferische Auseinandersetzungen von einem Ausmaß wie in vielen 
anderen Ländern, in denen immer wieder das Wirschaftsleben und selbst 
das Staatswesen dadurch schwer erschüttert worden sind. Ohne die im ganzen 
stets disziplinierte und verantwortungsbewußte Haltung der Arbeitnehmer, 
der organisierten wie der nicht organisierten, hätte die Katastrophe des Jahres 
1945 nicht in so kurzer Zeit überwunden werden können. 

Die derzeitige Zahl der Mitglieder des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
beträgt über 6 Millionen; davon sind 83,1% Arbeiter, 10,7% Angestellte 
und 6,2% Beamte. Der Anteil der Mitglieder des DGB an der Gesamtzahl 
der für die Zugehörigkeit in Betracht kommenden Arbeitnehmer (einschließ¬ 
lich der Rentner) beträgt 29,9%. Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
hat über 300000 Mitglieder; die von dem Deutschen Beamtenbund über die 
ihm angehörenden Verbände erfaßte Mitgliederzahl beträgt über 350000. 
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I. DIE WESTDEUTSCHE WIRTSCHAFT NACH DEM ZUSAMMENBRUCH 

Die Geschichte der westdeutschen Wirtschaft beginnt mit der Kapitulation 
des Deutschen Reiches am 8. 5. 1945. Bis zu diesem Zeitpunkt war West¬ 
deutschland ein organischer Bestandteil einer in sich ausgewogenen und 
hochentwickelten Volkswirtschaft. Die als Kriegsfolge sich ergebende Tren¬ 
nung Westdeutschlands von Mittel- und Ostdeutschland bedeutete daher die 
Auflösung gewachsener Arbeitsteilung und eines natürlichen binnenwirt¬ 
schaftlichen Güterflusses zwischen den hochindustrialisierten Gebieten West¬ 
deutschlands und den landwirtschaftlichen Überschußgebieten Mittel- und 
Ostdeutschlands. Gebietsmäßig umfaßt die heutige Bundesrepublik (ohne 
Berlin) nur 52,1 °/ 0 der Fläche des alten Reichsgebietes nach dem Stande 
von 1937. 

Aber selbst dieses westdeutsche Gebiet bildete in den ersten Jahren nach dem 
Zusammenbruch keine Wirtschaftseinheit, sondern es bestand aus drei von¬ 
einander isolierten Besatzungszonen, von denen die Britische und die Ameri¬ 
kanische Zone um die Jahreswende 1946/47 zu einem „Vereinigten Wirt¬ 
schaftsgebiet“ zusammengefaßt wurden, während sich der wirtschaftliche An¬ 
schluß der Französischen Besatzungszone praktisch erst nach der Währungs¬ 
reform in der Mitte des Jahres 1948 vollzog. 

Zu der gebietsmäßigen Zerreißung der Einheit der Volkswirtschaft traten die 
durch Kriegszerstörungen und Demontagen verursachten Verluste am Volks¬ 
vermögen. Allein durch Kriegsschäden verringerte sich das Betriebssac.hver- 
mögen der gewerblichen Wirtschaft (ohne Rüstungsindustrie) um etwa 20°/ 0 , 
das Privatvermögen der Haushalte um 22—25°/ 0 und der Wohnraum um 
etwa 22°/ 0 gegenüber dem Vorkriegsstand, nicht eingerechnet die Zerstörung 
der Verkehrsverbinduugen und den nahezu vollständigen Verlust der deut¬ 
schen Handelsflotte. Außerdem mußten die Millionen von Heimatvertriebe¬ 
nen, die ohne jede persönliche Habe nach Westdeutschland einströmten, zu¬ 
sätzlich in das Wirtschaftsleben eingegliedert, mindestens aber mit Bedarfs¬ 
gütern und Wohnraum versorgt werden. 

Nach dem Ersten Weltkrieg sollte Deutschland die ihm auferlegten Repara¬ 
tionen durch Sachleistungen und Devisenzahlungen aus dem Sozialprodukt 
aufbringen. Noch vor dem Ende des Zweiten Weltkrieges beschlossen die 
Alliierten, die neuen Reparationen lediglich aus der Substanz der deutschen 
Wirtschaft zu entnehmen, in erster Linie durch Demontage von Industrie- 
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anlagen. Der Wirkungsgrad der Demontagen war durch den Ausbau einzelner 
Maschinen, die entscheidend für die Kapazität und das Funktionieren ganzer 
Anlagen waren, teilweise noch um ein Vielfaches höher als ihr materieller 
Wert. Noch dem Zweiten Industrieplan der Militärregierungen wurde am 
17. 10. 1947 eine Demontageliste nachgereicht, die 496 Betriebe in der Briti¬ 
schen, 256 in der Französischen und 185 in der Amerikanischen Zone enthielt. 
Über die materielle Bedeutung hinaus aber haben die Demontagen eine 
unheilvolle Wirkung auf das deutsche Arbeitsethos und die Völkerverständi¬ 
gung ausgeübt. Schon frühzeitig regte sich in den Vereinigten Staaten 
Widerspruch gegen die Demontagepolitik. Es sei nur an Namen wie Herbert 
Hoover, James P. Warburg sowie an die Arbeiten des Herter- und des 
Humphrey-Ausschusses erinnert. Auf deutscher Seite haben die Regierungen 
der betroffenen Länder — wie vor allem in Nordrhein-Westfalen — viele 
nicht wiedergutzumachende Demontagen verhüten können. Trotzdem 
wurden erst Ende April 1951 die letzten Verladungen der letzten Demontage 
(Watenstedt-Salzgitter) durchgeführt 1 . 

Die Demontagen waren geplant als Wiedergutmachung des vom deutschen 
Volk anderen Völkern zugefügten Schadens. Der Abbau hatte aber nur einen 
Sinn, solange er dem Berechtigten wirklich zugute kam. In Deutschland 
dagegen wurden Einrichtungen abgebaut, an deren Wiederaufbau an an¬ 
derer Stelle gar nicht gedacht werden konnte. Viele Anlagen, denen nach 
der Demontage höchstens noch der Wert von Schrott zukam, verursachten 
Demontagekosten, die den Schrottwert erheblich überstiegen. So wurde in 
vielen Fällen der Arbeitsplatz des deutschen Arbeiters zerstört, während in 
Europa Bedarf an den Gütern vorlag, die er bisher gefertigt hatte, und kein 
Arbeitsplatz an anderer Stelle entstand . . . 

Der Verlust durch Demontagen entspricht dem Verlust an jährlicher Netto¬ 
produktion (Werte von 1956) in Höhe von 5,66 Milliarden DM, davon in den 
Westzonen allein von 1,52 Milliarden DM. Zu Gegenwartswerten wären das 
in den Westzonen etwa 2,5 Milliarden DM. Insgesamt wurden Deutschland 
von der Interalliierten Reparationsagentur (IARA) 587 Millionen RM für De¬ 
montagegüter gutgeschrieben, etwa 40 °/ 0 des wirklichen Vorkriegswertes, 

1 Nach den Untersuchungen des „Bremer Ausschusses für Wirtschaftsforschung“ 
sind von der 1945 vorhandenen industriellen Produktionskapazität demontiert worden: 


in der Sowjetzone.45 % 

in Ost-Berlin .55 % 

in West-Berlin.67 % 

in den drei Westzonen .... 8 % 
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wenig mehr als 20 °/ 0 des Gegenwartswertes. Die Zahlen der amtlichen deutschen 
Reparationsstatistik stehen noch aus. Sie werden voraussichtlich höher sein 
als die nach den Untersuchungen des „Bremer Ausschusses für Wirtschafts¬ 
forschung“ ermittelten Zahlen. 

Die Zerreißung organisch gewachsener Wirtschaftsgebiete, die Minderung 
der Wirtschaftskapazitäten durch Zerstörungen und Demontage, der Zustrom 
von Millionen besitzloser Menschen und nicht zuletzt der Zusammenbruch 
alles Vertrauens in die Staatsführung lähmten die Initiative und führten zu 
einem wirtschaftlichen Chaos. Das Geldwesen war nur ein Spiegelbild dieses 
Chaos. Schon während des Krieges war das Mißverhältnis zwischen der Geld¬ 
menge und den für den zivilen Verbrauch zur Verfügung stehenden Güter¬ 
mengen immer offenkundiger geworden. Nur eine scharfe Kontrolle der 
staatlich festgesetzten Preise konnte den Ausbruch einer offenen Inflation 
verhindern. Der Schwarzmarkthandel nahm immer mehr zu und führte zu 
einem krassen Mißverhältnis zwischen den künstlich festgehaltenen Preisen 
und Löhnen einerseits und dem tatsächlichen Wert von Arbeit, Ware und 
Geld anderseits. Dieses Mißverhältnis lähmte den Arbeitswillen, beseitigte 
die Maßstäbe der Wirtschaftlichkeit und verhinderte einen ökonomisch 
zweckvollen Fluß von Gütern und Leistungen. 

Das Zusammentreffen aller dieser Faktoren führte zu einem bisher un- 
gekannten Tiefstand der Wirtschaftsaktivität. Die völlig unzulängliche Ver¬ 
sorgung der Bevölkerung mit Verbrauchsgütern läßt sich erst richtig er¬ 
messen, wenn man berücksichtigt, daß die Bevölkerung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes gegenüber der Vorkriegszeit um 25°/ 0 zugenommen 
hatte. 

Als Beispiel für die Versorgungslage seien nur die Zuteilungen von Bekleidungsstücken 
angeführt, die in der Britischen Zone in den Jahren 1946/47 möglich gewesen wären. 
Danach hätte ein Einwohner alle 40 Jahre einen Straßenanzug, alle 10 Jahre ein Ober¬ 
hemd, alle 4 Jahre ein Paar Socken und alle 3 Jahre ein Paar Schuhe erhalten können. 
Da aber der dringlichste Bedarf einiger Bevölkerungsgruppen, insbesondere der Ver¬ 
triebenen, vorweg befriedigt werden mußte, blieb für den sogenannten „Normalver¬ 
braucher“ kaum etwas übrig. Victor Gollancz teilte seinen britischen Landsleuten 
im Oktober 1947 mit, daß im „Vereinigten Wirtschaftsgebiet“ nur jede 7. Person 
im Jahr einen Teller, jede 5. eine Zahnbürste, jede 150. eine Waschschüssel erhalten 
könne, daß nur jeder 3. Tote in einem Sarg begraben und nur jeder 2. Säugling mit 
Windeln in der Wiege liege. 

Angesichts dieser Versorgungslage wird auch klar, welche große Bedeutung 
der privaten und öffentlichen Hilfeleistung des Auslands in diesen schweren 
Jahren zukam. In vielen Fällen stellten ausländische Spenden die einzige 
Möglichkeit dar, um lebenswichtige Verbrauchsgüter zu erhalten. 
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Zu einer wahren Katastrophe entwickelte sich die Ernährungslage. Mit einer 
Zuteilung von weniger als 1000 Kalorien pro Tag für den Normalverbraucher 
(Mitte 1947) konnten — ganz abgesehen von der veränderten Zusammen¬ 
setzung und Minderwertigkeit der Nahrung —• nur etwa 40°/ o des physio¬ 
logischi notwendigen Mindestbedarfs gedeckt werden. Diese mehrjährige 
Unterernährung wirkte sich nicht nur auf den Gesundheitszustand und die 
Sterblichkeit der Bevölkerung, sondern ebenso auf den Arbeitswillen und 
die Arbeitsleistung aus. 

Die Zerrüttung des Geldwesens machte eine konstruktive und wirksame Wirt¬ 
schaftspolitik unmöglich. Die Wirtschaftsverwaltung, deren Befugnisse über¬ 
dies durch die Alliierten stark eingeschränkt waren, konnte nur die Praxis 
der Kriegswirtschaft fortsetzen, indem sie versuchte, die durch die Entwertung 
des Geldes verlorengegangene Selbststeuerung des Güterflusses durch behörd¬ 
liche Lenkung zu ersetzen. Ihr war damit die unlösbare Aufgabe gestellt, mit 
unzureichenden Mitteln einen Mindeststand der Produktion sicherzustellen 
und die bestmögliche Verwendung der knappen Rohstoffe zu gewährleisten. 
Zwangsläufig entstand daraus ein kompliziertes System von Prioritäten mit 
der Wirkung, daß für den Großteil der Unternehmen immer weniger Roh¬ 
stoffe und Halbfabrikate zur Verarbeitung verfügbar waren. Diese Entwick¬ 
lung war aber unausweichlich, solange ein turbulentes Geldwesen alle ökono¬ 
mischen Maßstäbe wertlos machte. So wirkungsvoll im Einzelfall die Tätig¬ 
keit der Wirtschaftsverwaltung gewesen sein mag, konnte sie, insgesamt ge¬ 
sehen, weder den Produktionsstand noch den Lebensstandard nennenswert 
heben. Hierzu bedurfte es der Wiederherstellung einer gesunden Währung 
und des Abbaus der Zwangswirtschaft. Die Entscheidung über eine Reform 
des Geldwesens, die ausschließlich im Ermessen der Alliierten lag, erfolgte drei 
Jahre nach der Kapitulation. Erst mit diesem Augenblick konnte der Wiederauf¬ 
bau der Wirtschaft durch eine konstruktive Wirtschaftspolitik beginnen. 

II. DIE WESTDEUTSCHE WIRTSCHAFTSPOLITIK VON 1948 BIS 1952 
Zu Beginn war eine grundsätzliche Entscheidung nötig 

Mit der im Juni 1948 erfolgten Ablösung der zerrütteten Reichsmark- 
Währung durch ein gesundes Geld, die Deutsche Mark, wurde trotz den zahl¬ 
reichen damit verbundenen Härten die Voraussetzung für den Wiederaufbau 
der westdeutschen Wirtschaft geschaffen. Damit war auch die Stunde einer 
aktiven Wirtschaftspolitik gekommen, d. h. die Möglichkeit einer wirklichen 
Gestaltung des wirtschaftlichen Lebens und der wirtschaftlichen Stellung 
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des Bürgers zum Staat. Bis zum Zeitpunkt der Währungsreform konnte 
„Wirtschaftspolitik“ nichts anderes sein als eine Kette mißglückter Versuche, 
der drängenden Probleme durch Notlösungen Herr zu werden. 


Marktwirtschaft oder Planwirtschaft? 

Zwei Methoden boten sich für den wirtschaftlichen Wiederaufbau an, zwei 
Methoden, die sich nicht nur hinsichtlich der Rolle des Staates im Wirt¬ 
schaftsleben und der Stellung des Bürgers im Staat und in der Gesellschaft 
unterscheiden: Planwirtschaft und Marktwirtschaft. 

Der Gedanke, den Wiederaufbau der Wirtschaft nach einem umfassenden 
Plan zu lenken, hat gewiß auf den ersten Blick etwas Bestechendes. Eine 
planwirtschaftliche Politik hätte aber nichts anderes bedeuten können als die 
Fortsetzung des damals bestehenden Kurses: Lenkung des Wirtschaftsablaufs 
durch bis ins einzelne gehende bürokratische Vorschriften. Die Erfahrung 
aus der jüngsten Vergangenheit lehrte, daß ein solches Wirtschaftssystem 
die wertvollsten Antriebskräfte des Wirtschaftens, die Initiative, den Leistungs¬ 
willen und die Verantwortlichkeit, ausschaltet, weil es an die Stelle der freien 
Entscheidung des einzelnen den Befehl des allmächtigen Staates und die Ver¬ 
pflichtung des „Untertanen“ zum Gehorsam setzt. Abgesehen von der poli¬ 
tischen Bedeutung einer solchen Entscheidung für die Planwirtschaft, durch 
die das Verhältnis des Menschen zum Staat und zur Gesellschaft im Sinne 
der Abhängigkeit und Unterordnung festgelegt wird, kann auch im rein 
wirtschaftlichen Bereich auf die geistigen und sittlichen Antriebskräfte, die 
nur in einer Atmosphäre der Freiheit gedeihen, nicht verzichtet werden; 
und dies um so weniger, je ärmer eine Volkswirtschaft an materiellen Gütern 
ist. Der Wirtschaftsrat des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und später die 
Bundesregierung haben sich deshalb sowohl aus politischen wie auch aus rein 
wirtschaftlichen Erwägungen für eine Wirtschaftsordnung entschieden, in 
der die freie Entscheidung, Initiative, Leistung und Verantwortlichkeit 
wieder die beherrschenden Kräfte werden konnten. 

Diese Wirtschaftsordnung ist die Marktwirtschaft. Sie hat nichts mit Willkür 
zu tun, wie ihr oft vorgeworfen wird, und unterscheidet sich ganz wesentlich 
von dem sogenannten Manchester-Liberalismus. Die Vertreter der Markt¬ 
wirtschaft haben erkannt, daß dem Staat auch im Wirtschaftsleben eine 
wesentliche Ordnungsaufgabe zufällt. Er hat die Bedingungen und den all¬ 
gemeinen — man kann sagen wirtschaftsverfassungsrechtlichen — Rahmen 
zu setzen, in dem die wirtschaftlichen Entscheidungen aller am Wirtschafts- 


17 
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prozeß Beteiligten sich in Freiheit entfalten können. Das grundlegende Ord¬ 
nungsprinzip der Marktwirtschaft ist der Wettbewerb , durch den gewähr¬ 
leistet wird, daß die Freiheit des einzelnen nicht zu privater Macht entarten 
kann. Darüber hinaus aber erkennen die heutigen Vertreter der Marktwirt¬ 
schaft die sozialen Forderungen der Gegenwart an. Der Ausdruck ,, soziale 
Marktwirtschaft “ besagt also, daß das Ordnungsprinzip des Marktes für den 
wirtschaftlichen Ablauf nicht dogmatische Geltung hat, sondern dort seine 
Grenze findet, wo soziale oder kulturelle Belange entweder dauernd oder 
zeitweise mit dem Grundsatz des freien Marktes in Widerspruch stehen. Ein 
Beispiel hierfür ist der Wohnungsbau und die Ordnung des Wohnungs¬ 
wesens, die zur Zeit nicht den Gesetzen des freien Wettbewerbs unterstellt 
sind, weil dadurch infolge der herrschenden Wohnungsnot breite Schichten 
der Bevölkerung ohne Verschulden in eine bedrängte Lage geraten würden. 


Die Entscheidung war schwer 

Die Größe und Schwere der Entscheidung für die Marktwirtschaft und gegen 
die Planwirtschaft können wir uns heute, nachdem so unbestreitbare Erfolge 
vorliegen, kaum noch vorstellen. Das Ausmaß der wirtschaftlichen Des¬ 
organisation, der Zerstörungen, der Demontagen, der Flüchtlingsnot und der 
allgemeinen Armut verlockten geradewegs zu dem Glauben, daß ein Aufstieg 
aus diesem Chaos nur gelingen könne, wenn die staatliche Bürokratie weiter¬ 
hin die Lenkung durch Produktions- und Verteilungspläne in der Hand be¬ 
halten würde. Es gehörte ein außerordentliches Maß von Vertrauen in den 
Ideenreichtum und die Initiative der Unternehmer und Arbeiter dazu, um den 
entscheidenden Schritt zu wagen, die künftige Entwicklung aus den Händen 
des Staates in die Entscheidungsfreiheit aller am Wirtschaftsprozeß Beteiligten, 
das heißt in erster Linie der Verbraucher zu legen — ein Entschluß, der 
allerdings durch die schlechten Erfahrungen mit der planwirtschaftlichen 
Lenkung des Wirtschaftslebens erleichtert wurde. Das bedeutete aber nicht, 
daß der Staat jetzt überhaupt auf Wirtschaftspolitik im Sinne einer Ordnung, 
Steuerung und Förderung der Wirtschaft verzichtete. Im Gegenteil war es 
gerade das Anliegen der Bundesregierung, alle Hemmnisse zu beseitigen, die 
sich aus der zwangswirtschaftlichen Fesselung aller Wirtschaftsteilnehmer •—- 
sei es durch feste Preise, Kontingente oder ähnliche Bedingungen —ergaben. 
In der Erfüllung dieser wichtigen Aufgabe war die Bundesregierung vor allem 
bemüht, die eigengesetzlichen Kräfte des Marktes zur Entfaltung zu bringen 
und die Voraussetzung für einen fairen Wettbewerb zu schaffen. 
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Sicherlich hat die Währungsreform durch die Schaffung einer neuen Wäh¬ 
rung, der von vornherein Vertrauen von seiten der Bevölkerung entgegen¬ 
gebracht wurde, eine günstige Plattform für den grundlegenden Kurs¬ 
wechsel der Wirtschaftspolitik geschaffen. Auch die Hilfe des Marshall-Plans 
unterstützte die Aufbaubestrebungen wirksam. Aber ebenso sicher ist, daß 
die Erhaltung des Vertrauens in die neue Währung und die sinnvolle Ver¬ 
wendung der Marshall-Plan-Hilfe den Verzicht auf plan wirtschaftliche Me¬ 
thoden zur Voraussetzung hatten. Ohne den neuen Kurs der Wirtschaftspolitik 
hätten Währungsreform und Marshall-Plan-Hilfe sich nicht so positiv auswir- 
ken können. 


Der Erfolg der richtigen Entscheidung: 

Bessere Lebensbedingungen für immer mehr Menschen 

Der Erfolg einer Wirtschaftspolitik kann am sichersten an der Lebenshaltung 
der Bevölkerung und an der Entwicklung von Beschäftigung und Arbeits¬ 
losigkeit erfaßt werden 1 . 


VERBRAUCHS ZAHLEN LANDWIRTSCHAFTLICHER 2 
UND INDUSTRIELLER ERZEUGNISSE 
Tabelle 1 (in Kilogramm bzw. in Paar je Kopf der Bevölkerung) 



Jahres¬ 

durch¬ 

schnitt 

1935/38 

03 

cri 

TF" 

GO 

CT) 

rH 

CO 

O 

xo 

CT) 

■'3- 

CT> 

tH 


S) 

xo 

tH 

xo 

CT) 

Kartoffeln. 

176,0 


199,0 

imi 


Brotgetreide. 

Trinkvollmilch (einschl. Sahne in Vollmilch- 

108,0 

115,5 

107,8 

95,9 

94,8 

wert).. 

121,4 

67,6 

97,4 



Butter (in Produktgewicht). 

9,0 

4,5 

5,4 

6,3 

■ 6,7 

Pflanzliche Fette (Reinfettwert). 

8,5 

3,5 

7,1 

9,9 

■ IW.B 

Schlachtfette (Reinfettwert). 

7,0 

2,4 

4,7 

5,6 


Fette insgesamt (Butter zu 80 % gerechnet) 

22,9 

9,5 

16,2 



Fleisch* (ohne Schlachtfette). 

51,0 

18,1 

31,5 

| 36,6 

38,3 

Textilrohstoffe (einschl. Kunstfaser) .... 

13,9 6 

7,6 6 

11,5 

14,7 

13,9 

Schuhe (einschl. Hausschuhe) in Paar . . . 

2,13 5 

1,35 

1,57 

1,83 

1,62 

Lederschuhe in Paar. 


0,90 

0,99 

1,18 

1,10 


1 Siehe Tabellen 1 und 2 . 

2 Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. — 3 Wirt¬ 

schaftsjahr: 1. Juli bis 30. Juni. — 4 Vorläufige Zahlen. — 5 Jahr 1936 (Reichs¬ 

gebiet). — 6 Geschätzt. — * Einsehl. Ziegen-, Geflügel-, Kaninchen- und Wildfleisch. 
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Tabelle 2 




VERSORGUNGSMENGEN 1 EINIGER TYPISCHER GÜTER 

DES GEHOBENEN BEDARFS 


1949 

1951 

1952® 

Krafträder (über 100 ccm). 

Rundfunkgeräte. 

Armbanduhren. 

Kühlschränke. 

. . 66.640 

. . 1.440.000 
. . 1.544.000 
. . 65.000 3 

243.270 

2.439.000 

5.853.000 

128.000 

335.000 

2.202.000 

3.605.000 

225.000 


1 Produktion einschl. Einfuhr abzüglich Ausfuhr, Bundesgebiet einschl. West-Berlin. 
8 Vorläufige Zahlen 3 1950 Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft. 


Diese Zahlen des tatsächlichen Verbrauchs geben noch deutlicher als Lohn- 
und Preisvergleiche den Fortschritt in der Versorgung der gesamten Bevölke¬ 
rung mit Nahrungsmitteln und industriellen Gütern wieder. Wenn beispiels¬ 
weise der Verbrauch von Fetten und Fleisch heute mehr als das Doppelte 
desjenigen von 1948/49 beträgt, so wird man nicht sagen können, daß nur 
eine kleine Schicht Wohlhabender an den Erfolgen der sozialen Marktwirt¬ 
schaft teilgehabt habe. Ebenso zeigt sich die Verbesserung für breite Schichten 
in dem rückläufigen Verbrauch der nicht so hochwertigen Nahrungsmittel, 
wie Kartoffeln und Brotgetreide. Und schließlich zeigt die erstaunliche Zu¬ 
nahme des Verbrauchs von Textilien, Schuhen und Motorrädern, wie sehr 
die allgemeine Entwicklung zu einem höheren Lebensstandard die Breite 
der Bevölkerung erfaßt hat. 

Wenn trotzdem beispielsweise im Verbrauch hochwertiger Nahrungsmittel, wie Butter 
und Fleisch, die Vorkriegsziffem noch nicht erreicht sind, so sind die Ursachen hierfür 
bekannt: letztlich der Krieg und seine Folgen, die Abtrennung der mitteldeutschen 
und ostdeutschen landwirtschaftlichen Gebiete und der völlige Abbruch der inter¬ 
nationalen Austauschbeziehungen, die erst mühsam wieder angeknüpft werden 
mußten. 

Als ebenso erfolgreich erweist sich die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung, 
wenn man sie an dem zweiten Maßstab, der Zahl der den arbeitswilligen 
Menschen gegebenen Arbeitsmöglichkeiten, mißt. Seit der Währungsreform 
bis September 1952 wurden von der Statistik nicht weniger als 2 Millionen 
Menschen als neu in ein Arbeitsverhältnis eingetreten gezählt, wenngleich 
sich zeitweilig die Zahl der Arbeitslosen infolge des Zustroms zum Arbeits¬ 
markt erhöhte. Tatsächlich waren aber die amtlich bekannten Beschäftigten¬ 
zahlen zur Zeit der Währungsreform kein Spiegelbild der wirklichen Be¬ 
schäftigungslage. Es sei nur an die vielen Scheinarbeitsverhältnisse auf dem 
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Lande und in den Städten erinnert, die lediglich geschlossen waren, um hier¬ 
durch bessere Lebensmittelkarten zu erhalten. Mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit ist daher die Zahl der wirklich neugeschaffenen Arbeits¬ 
plätze seit der Währungsreform nicht nur mit 2 Millionen, sondern um sehr 
viel höher anzusetzen. 

Seit über zwei Jahren sinken die Ziffern der Unbeschäftigten ab, und es 
besteht begründete Hoffnung, daß sie auch weiterhin verringert werden 
können. Allerdings handelt es sich bei der Beseitigung des noch vorhan¬ 
denen Restes an voll arbeitsfähigen Arbeitslosen weniger um eine Arbeits-, 
als um eine Wohnungsfrage. Zwar wäre es möglich, in den Hauptgebieten 
der Industrie zusätzlich Kräfte unterzubringen, aber gerade in diesen Ge¬ 
bieten fehlt es an Wohnungen; umgekehrt sind dort, wo heute noch die 
meisten Arbeitslosen gezählt werden, Arbeitsmöglichkeiten nicht kurzfristig 
zu schaffen. Das Verhältnis der Arbeitslosen zum gesamten Arbeitskräfte¬ 
potential, das Ende September 1952 z. B. in Baden-Württemberg bei 2,5°/ 0 , 
in dem stark mit Flüchtlingen belegten, weniger industriellen Schleswig- 
Holstein bei 15,4°/ 0 lag, macht deutlich, wie sehr das westdeutsche Arbeits¬ 
losenproblem eine Frage der regionalen Verteilung der Arbeitskräfte und der 
Industrien ist. 

Anderthalbfache Vorkriegsproduktion 

Eine gute und steigende Versorgung mit den Bedarfsgütern des Lebens ist 
nur auf der Grundlage steigender Produktion denkbar. Der Wirtschaftsrat 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und die Bundesregierung standen hierbei 
vor einer besonders schweren Aufgabe, weil nicht nur die kriegszerstörten 
Produktionsstätten wieder aufgebaut und die maschinellen Ausrüstungen 
erneuert, sondern darüber hinaus auch für die um ein Viertel gewachsene 
Bevölkerung zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden mußten. Das be¬ 
deutete, daß ein erheblicher Teil der Gesamtproduktion vorerst dem Konsum 
vorenthalten und für den Wiederaufbau und den Ausbau von Produktions¬ 
stätten eingesetzt werden mußte. Diesem wirtschaftspolitischen Erfordernis 
stand der Wunsch der Verbraucher gegenüber, nach der langen Zeit der 
Entbehrungen vor allem wieder den Verbrauch zu erhöhen, was in einer 
anfangs sehr geringen Sparrate zum Ausdruck kam. 

Dieses Mißverhältnis zwischen freiwilligen Ersparnissen einerseits und In¬ 
vestitionsbedürfnissen andererseits machte andere Formen der Investitions- 
finanzierung notwendig. Zu einem Teil ist das erforderliche Kapital aus den 
Gegenwerten der Marshall-Plan-Hilfe und aus Bankkrediten zur Verfügung 
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INDUSTRIE 1 DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Indices der Beschäftigten, der industriellen Produktion und Produktivität 

(1950 = 100) 

120 

I qq Beschäftigte 


140 

120 

Produktion 

100 

80 


120 

100 Produktivität 2 
so 


1959 1946 1950 1951 1952 

1 Ohne Energie und Bau; einschl. Nahrungs- und Genußmittel. 

2 Produktionsergebnis je Arbeiterstunde. Quelle: Statistisches Bundesamt. 

gestellt worden. Für die Deckung eines großen Teiles der Investitionsbedürf- 
nisse stand jedoch nur der Weg der Selbstfinanzierung offen, d. h. der Finan¬ 
zierung der Investitionen aus dem Ertrag der Unternehmungen. Aber auch 
dieser Weg war durch eine exorbitant hohe Einkommenbesteuerung verbaut, 
so daß die Bundesregierung, um die Selbstfinanzierung überhaupt zu er¬ 
möglichen, gewisse steuerliche Erleichterungen gewähren mußte. 

Sicherlich ist diese Finanzierungsform sozialpolitisch wenig erfreulich, da 
die Aufbringung der Mittel letztlich auf dem Weg über höhere Preise durch 
die Verbraucher erfolgt, während die neu entstandenen Anlagen in das 
Eigentum der Unternehmer fallen. Der Wirtschaftsrat und die Bundes¬ 
regierung waren sich dieser unerfreulichen Tatsache durchaus bewußt; da 
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INDEXZIFFERN DER INDUSTRIELLEN PRODUKTION 12 
Tabelle 5 Neuberechnung (1956 = 100, arbeitstäglich) 



1948 

2.Vj. 

1949 

2.Vj. 

1950 

2.Vj. 

1951 

2.Vj. 

1952 

2.Vj. 

1952 

3.Vj. 

1952 

4.Vj. 

1953 

l.Vj. 4 

Ges. Industrie (ein¬ 
schl. Nahrungs- u. 
Genußmittelind., 
Energie und Bau) 

55,5 

86,7 

107,5 

136,8 

142,8 

145,7 

160,1 

144,5 

Bergbau .... 

78,1 

94,6 

105,7 

117,4 

124,4 

124,2 

151,5 

131,0 

Grundstoff- u. Pro- 
duktionsgüterind. 

48,5 

85,6 

102,8 

152,1 

129,5 

152,6 

159,1 

132,7 

Investitionsgüter- 
industrie .... 

42,5 

81,2 

106,5 

155,4 

174,4 

167,0 

181,5 

165,5 

V erbrauchsgüter- 
industrie 8 . . . 

45,8 

82,0 

103,4 

131,9 

124,8 

150,6 

160,7 

145,5 

Energiewirtschaft . 

104,7 

129,6 

145,5 

174,2 

185,8 

191,6 

219,1 

215,6 

Nahrungs-u. Genuß¬ 
mittelindustrie . . 

72,9 

88,1 

109,7 

110,2 

124,8 

124,2 

161,1 

117,1 

Bau. 

85,8 

110,0 

135,6 

141,4 

158,9 

142,8 

104,5 


i Quelle: Statistisches Bundesamt. 2 Nicht saisonbereinigt. 3 Ohne Nahrungs- und Ge¬ 
nußmittelindustrie. 4 Vorläufig. 


INDEX DER INDUSTRIELLEN PRODUKTION 1 


Tabelle 4 (Internationale Vergleichsziffem) 



1938 

1948 1949 

1950 = 

1951 

100 

1952 


1952 mehr oder weniger in % als 

1938 1948 1950 1951 

Bundesrepubl. 

Deutschland 

107 

56 

79 

119 

128 

+ 

19,6 

+ 128,6 

+ 28,0 

+7,6 

Belgien . . . 

80 

97 

98 

115 

112 

+ 

40,0 

+ 

15,5 

+ 12,0 

—2,6 

Frankreich 

81 

90 

99 

115 

118 

+ 

45,7 

+ 

51,1 

+ 18,U 

+ 4,4 

Großbrit. 2 

74 

86 

92 

103 

100 


55,1 

+ 

16,5 

± o 

—2,9 

Italien . . . 

85 

83 

87 

114 

118 

+ 

42,2 

+ 

42,2 

+ 18,0 

+ 5,5 

Niederlande 3 

72 

81 

91 

104 

106 

+ 

47,2 

+ 

50,9 

+ 6,0 

+ 1,9 

Österreich . . 

69 5 

63 

84 

114 

115 

+ 

66,7 

+ 

82,5 

+ 15,0 

+ 0,9 

Schweden 4 

62 

93 

96 

104 

102 

+ 

64,5 


9,7 

+ 

—1,9 

USA .... 

45 

96 

88 

110 

109 

+ 142,2 

+ 

15,5 

+ 9,0 

—0,9 

Kanada . . . 

48 

95 

94 

107 

111 

+ 131,5 

+ 

19,4 

+ 11,0 

+ 3,7 

Japan . . . 

158 

66 

85 

131 

140 

+ 

1,4 

4" 

112,1 

+ 40,0 

+ 6,9 

jndien 6 . . . 


103 

101 

112 

122 



+ 

18,4 

+ 22,0 

+ 8,9 


1 Soweit nicht anders vermerkt einschl. Bergbau und Energiewirtschaft, jedoch ohne 
Bauwirtschaft. 2 Einschließlich Bauwirtschaft. 3 Bei Bergbau nur Kohlenbergbau. 4 1937. 
5 Ohne Energiewirtschaft. 6 Ohne Energiewirtschaft; bei Bergbau nur Kohlenbergbau. 
Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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DIE VERÄNDERUNG DES PRODUKTIONSNIVEAUS AUS¬ 
GEWÄHLTER INDUSTRIEZWEIGE IM BUNDESGEBIET 
1952 1 GEGENÜBER 1936 


520 t 



Kunstfaser 

Erdölgewinnung 


Elektrotechnik 


Elektrizität 

Mine ralöl verarbei tung 

Glasindustrie 


Kali- u. Salzbergbau 
Fahrzeugbau - Maschinenbau 
Eisenerzbergbau - Feinmechanik u. Optik 

Chemie (ohne Kunstfaser) 

Textil 

Gummiverarbeitung 
NE-Metalle (ohne Gießerei) 

Sägerei u. Holzbearbeitung 
Papiererzeugung 
Kohlenbergbau 
Steine u. Erden 

Eisen u. Stahl (ohne Gießerei) 

Schuhe 

Schiffbau - Ledererzeugung 
Stahlbau (ohne Waggonbau) 


1 Stand: Ende August 1952. 


Luftfahrzeugbau 

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft. 
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aber kein anderer Weg zur Aufbringung von Mitteln für Investitionen 
zur Verfügung stand, mußte er im Interesse der Arbeitsbeschaffung und im 
Interesse des Neuaufbaus des Produktionsapparates zunächst beschritten 
werden. Die Bundesregierung hat jedoch Mitte 1951, sobald der Neuaufbau 
der Betriebsanlagen und Produktionsstätten einen gewissen Grad erreicht hatte, 
die steuerlichen Vergünstigungen der Selbstfinanzierung wieder beseitigt. 
Hand in Hand mit der Steigerung der industriellen Produktion gingen die Bemühungen 
der Bundesregierung, der alliierten Beschränkungen und Produktionsverbote ledig zu 
werden. Das inzwischen Erreichte kann nur in Verbindung mit der großen außen¬ 
politischen Linie der Bundesregierung gesehen werden. Insbesondere sind die Be¬ 
schränkungen der Stahl- und Aluminiumproduktion, die Produktionsverbote für syn¬ 
thetische Oie und synthetischen Gummi sowie die Bestimmungen über Größe und 
Geschwindigkeit der Sehiffsneubauten gefallen. Mit dem Inkrafttreten des Deutsch¬ 
landvertrages und seiner Zusatzverträge werden auch die restlichen Beschränkungen 
in der Industrieproduktion aufgehoben werden. Es ist der Bundesregierung außerdem 
gelungen, die zahlreichen Engpässe, die zur Zeit der Währungsreform bestanden, auf 
der ganzen Breite der Produktion zu beseitigen. Zur Deckung des Bedarfs stehen 
heute ausreichende Kapazitäten auf jedem Gebiet zur Verfügung. 

Erhöhung des Lebensstandards durch erweiterten Außenhandel 

Auch der internationale Handel dient letztlich dem Ziel, den Lebensstandard 
der Bevölkerung zu verbessern. Durch den Außenhandel sollen die Vorzüge 
der internationalen Arbeitsteilung zum Zuge kommen, indem die Güter 
dort, wo sie die besten Standorte für die Erzeugung haben, auch tatsächlich 
erzeugt werden. Deutschland muß also in einem mehr oder weniger großen 
Umfang Verbrauchsgüter oder industrielle Ausrüstungen für das Ausland 
herstellen und im Austausch dafür fremde Verbrauchs güter oder —-was noch 
wichtiger ist — Rohstoffe für die Ernährung oder die industrielle Produktion 
beziehen. Angesichts der knappen Rohstoffdecke, die in Westdeutschland 
zur Verfügung steht, und der Unmöglichkeit, die Bevölkerung auch nur 
einigermaßen zufriedenstellend aus der eigenen landwirtschaftlichen Er¬ 
zeugung zu versorgen, hat der Außenhandel für die Bundesrepubhk geradezu 
lebenswichtige Bedeutung. Ihrer wirtschaftlichen Struktur entsprechend 
besteht das Ziel des deutschen Außenhandels in einem möglichst hohen 
Ausfuhranteil arbeitsintensiver Erzeugnisse und einem möglichst hohen Ein¬ 
fuhranteil landwirtschaftlicher und industrieller Rohstoffe. 

In steigendem Maße ist es gelungen, diesem in der Wirtschaftsstruktur 
Westdeutschlands begründeten Außenhandelsbedarf zu entsprechen, be¬ 
sonders nachdem die Staatshoheit auch auf diesem Gebiet deutschen Organen 
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übertragen wurde. Während zuerst die Ausfuhr überwiegend aus Kohle, 
Holz, Schrott und anderen Rohstoffen und wenig verarbeiteten Waren be¬ 
stand, die der deutsche Produktionsapparat für den eigenen Wiederaufbau 
selbst am dringendsten benötigt hätte, ist seitdem der Anteil der speziali¬ 
sierten Fertigerzeugnisse ständig gewachsen, so daß die heutige AußenhaD- 
delsstruktur der vor dem Krieg sehr angenähert ist. Wie damals bilden die 
Fertigwaren mit einem Anteil von etwa drei Vierteln der Gesamtausfuhr 
wiederum das starke Fundament des deutschen Exports, und es besteht Ein¬ 
mütigkeit darüber, daß die Aufgabe Deutschlands im Rahmen einer inte¬ 
grierten europäischen Wirtschaft und einer arbeitsteiligen Weltwirtschaft 
nur in einer weiteren Verstärkung dieses Anteils liegen kann. 


Tat eile 5 


AUSSENHANDEL DES VEREINIGTEN WIRTSCHAFTSGEBIETS (1948) 
UND DER BUNDESREPUBLIK ( EIN SCHL. WESTBERLINS) 


Zeit 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr- (—) 
Ausfuhr- (+) 
Überschuß 

Werte in 1000 $ 

1948: 1. Vierteljahr 1 . . 


100593 


2. „ 1 . . 


124552 


3. „ 

404282 

168945 

— 235 337 

4. ,, 

353 329 

197 950 

— 155379 

1949: 1. Vierteljahr. . . 

447 371 

254758 

— 192613 

2. „ ... 

4968 

283 859 

— 311109 

5. . ,, ... 

558991 

300537 

— 258 454 

4. „ ... 

635393 

283 882 

— 351511 

1950: 1. Vierteljahr. . . 

593843 

356 432 

— 237 411 

2. „ ... 

526668 

421902 

— 104766 

3. „ ... 

669876 

513992 

— 155 884 

4. „ ... 

913307 

688187 

— 225120 

1951: 1. Vierteljahr. . . 

884918 

710813 

— 174105 • 

2. „ ... 

760868 

843 652 

+ 82784 

3. „ ... 

946025 

960776 

+ 14751 

4 

911189 

957786 

+ 46 597 

1952: 1. Vierteljahr. . . 

1028450 

947197 

— 81253 

2. „ .... 

851055 

977203 

+ 126148 

3. „ ... 

879 673 

1017835 

+ 138162 

4. „ ... 

1094695 

1095111 

+ 416 


1 In der Einfuhr liegen für das 1. und 2. Vierteljahr 1948 Angaben in $ nicht vor. 
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AUSSENHANDEL DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 1 

(in Milliarden $ bzw. DM) 

billions billion billion Mrd. 

de frs. $ $ DM 



1 Nach Herstellungs- und Verbrauchsländern; einschl. Einfuhr aus fremden Mitteln (ECA/MSA, 
GARIOA und UK-Contributions). Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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DEUTSCHER WIRTSCHAFTSAUFBAU 


AUSSENHANDEL DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

(in Millionen $ bzw. DM) 



Gesamtbilanz 


Einfuhr Ausfuhr 



1950 1951 1952 


1 Kommerzielle Bilanz: nur Einfuhr aus eigenen Mitteln, d. h. ohne Einfuhren, die mit Hilfe 
des Auslandes (aus Mitteln der ECA/MSA, GARIOA und UK-Contributions) finanziert wurden. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, 
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EIN- UND AUSFUHRVOLUMEN 1 DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

(je Kopf der Bevölkerung) 


DEUTSCHER WIRTSCHAFTSAUFBAU 
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'Preis-Basis 1950. $-Volumenwerte unter Zugrundelegung' des Umrechnungskurses von DM4,20 für 1 $ ermittelt. 1936: geschätzte Zahlen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, 
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Tabelle 7 

ANTEIL DER ROHSTOFFE, HALBWAREN UND FERTIGWAREN AN DER 
GESAMTEINFUHR UND GESAMTAUSFUHR 1 



1948 2 

1949 3 

1950 

1951 

1952 1 

Einfuhr insgesamt . 

. 100,0 

100,0 

Einfuhr 

100,0 

100,0 

100,0 

davon ErnährungsWirtschaft . . 

. 57,7 

49,0 

44,1 

39,9 

37,4 

davon gewerbliche Wirtschaft . 

. 42,3 

51,0 

55,9 

60,1 

62,6 

davon Rohstoffe. 

. 23,1 

26,1 

29,6 

35,6 

36,3 

davon Halbwaren. 

. 14,3 

13,9 

13,7 

13,7 

14,2 

davon Fertigwaren. 

4,9 

11,0 

12,6 

10,8 

12,1 

davon Vorerzeugnisse. 

. 2,9 

4,8 

6,3 

5,8 

6,2 

davon Enderzeugnisse .... 

. 2,0 

6,2 

6,3 

5,0 

5,9 

Ausfuhr insgesamt .. 

. 100,0 

100,0 

Ausfuhr 

100,0 

100,0 

100,0 

davon Emährungswirtschaft . . 

■ 2,7 

2,2 

2,5 

3,4 

2,3 

davon gewerbliche Wirtschaft 

. 97,3 

97,8 

97,7 

96,6 

97,7 

davon Rohstoffe . 

. 25,2 

20,4 

14,0 

9,0 

7,8 

davon Halbwaren . 

. 29,8 

28,9 

18,9 

14,5 

14,8 

davon Fertigwaren . 

. 42,3 

48,5 

64,8 

73,1 

75,1 

davon Vorerzeugnisse . 

. 22,4 

20,6 

22,2 

25,2 

21.7 

davon Enderzeugnisse .... 

. 19,9 

27,9 

42,6 

47,9 

53,4 


1 Nach Angaben des Stat. Bundesamtes. 2 Nur Vereinigtes Wirtschaftsgebiet. 3 Januar 
bis September 1952. 


Seit 1949 zeigen die Außenhandelsziffern auf der Einfuhr- und Ausfuhrseite 
einen ständigen Anstieg, der erst seit 1952 eine gewisse, überwiegend durch 
die schwächer gewordene Aufnahmefähigkeit der Partnerländer bedingte 
Abflachung aufweist. 

Wenn heute die Bundesrepublik noch nicht wieder den Anteil am Welthandel 
erreicht hat, den das Deutsche Reich vor dem Kriege hatte, so darf wiederum 
nicht vergessen werden, daß die Verbindungen zu den überseeischen Märkten 
durch den Krieg abgeschnitten waren und auch nach dem Kriege noch eine 
ganze Reihe von Jahren abgeschnitten blieben. Infolgedessen mußte sich 
Westdeutschland erst wieder durch Leistung und Fleiß seinen Platz in der 
Reihe der Welthandelsländer sichern. 

Die Bundesregierung hat ihr Teil zu den internationalen Bestrebungen, die 
zwischenstaatlichen Handelsbeziehungen wieder auszubauen, beigetragen. 
Schon in der Vorkriegszeit war die Verflechtung der nationalen Wirtschaften, 
wie sie in den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg bestand, dadurch aus- 
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AUSSENHANDEL DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 1 
NACH NICHTTEILNEHMER- UND TEILNEHMERLÄNDERN 2 

AN DER OEEC 


Gesamtwert 100% EINFUHR 


AUSFUHR Gesamtwert 100% 


Sonstige 


Osteuropa 


Westliche 

Hemisphäre 


Marshall- 

Plan- 

Länder 




1956 4 49 50 51 52 1936 4 49 50 51 52 


Sonstige |[f|fj|j| Osteuropa 3 Westliche ffjfjjjfl Marshall-Plan- 

yyyyA lllllllli Ewsa Hemisphäre l i HmH Länder 

1 Einschl. West-Berlin. - 8 Herstellungs- und Verbrauchsländer. - 3 Deutsche Ostgebiete unterfpol- 
nischer bzw. sowjetischer Verwaltung, Albanien, Bulgarien, Finnland, Jugoslawien, Polen, Rumä¬ 
nien, Tschechoslowakei, Ungarn, Sowjetunion, Litauen, Estland, Lettland. - 4 Deutsches Reich. 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 


einander gefallen, daß die Goldwährung abgeschafft wurde, einzelne Wirt¬ 
schaftsblöcke sich bildeten und das System des allseitigen freien Warenaus¬ 
tauschs durch mengenmäßige Beschränkungen, Devisenbestimmungen und 
andere Maßnahmen beseitigt wurde. Nach Kriegsende galt es, aus dieser 
nationalen Begrenzung der Wirtschaften wieder herauszukommen und einen 
möglichst ungehinderten freien Austausch zwischen den einzelnen Staaten 
herbeizuführen, wie es auch eines der ausdrücklichen Ziele des Marshall- 
Plans war. Die Bundesregierung hat durch ihren Beitritt zum Europäischen 
Wirtschaftsrat (OEEC) und zur Europäischen Zahlungsunion (EZU) sowie zu 
dem Gatt 1 -Abkommen ihren Willen zum Ausdruck gebracht, auch in wirt¬ 
schaftlicher Hinsicht wieder Mitglied einer größeren Völkerfamilie zu werden. 
1 General Agreement on Tarijfs and Trade (Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen). 
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DER ANTEIL DEUTSCHLANDS, FRANKREICHS, GROSSBRITANNIENS, DER 
VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA UND KANADAS AMWELTHANDEL 


Tabelle 8 Milliarden RM/DM 


Jahr 

Bundesrep. 

Deutschland 

Frankreich 

Groß¬ 

britannien 

Verein. Staat, 
von Amerika 

Kanada 

Welt 

Einfuhr 

1929 . . . 

13,4i 

9,6 

22,7 

18,1 

5,3 

147,9 

1936 . . . 

4,2! 

3,9 

9,7 

5,9 

1,5 

54,4 

1938 . . . 

5,4i 

3,3 

10,5 

4,8 

1,7 

59,3 

1950 . . . 

11,4 

12,9 

30,7 

36,7 

12,2 

251,2 

1951 . . . 

14,7 

19,5 

46,0 

45,4 

16,3 

342,7 

1952 . . . 

16,2 

19,1 

39,3 

45,1 

17,5 

2 

Ausfuhr 

1929 . . . 

13,5! 

8,2 

14,9 

21,7 

4,9 

156,2 

1936 . . . 

4.8 1 

2,5 

5,4 

6,0 

2,3 

51,2 

1938 . . . 

5,3i 

2,2 

5,7 

7,6 

2,1 

54,9 

1950 . . . 

8,4 

12,9 

26,5 

42,6 

12,0 

239,8 

1951 . . . 

14,6 

17,7 

31,8 

62,5 

15,6 

322,1 

1952 . . . 

16,9 

17,0 

30,0 

62,6 

18,6 

2 

Umsatz 

1929 , . . 

26,9i 

17,8 

37,6 

39,8 

10,2 

284,1 

1956 . . . 

9,0i 

6,2 

15,1 

11,9 

3,8 

105,6 

1938 . . . 

10,7i 

5,5 

16,2 

12,4 Oh 
79,3 * 

3,8 

114,2 

1950 . . . 

19,8 

25,8 

57,2 

24,2 

491,0 

1951 . . . 

29,3 

37,0 

77,8 

107,9 * 

31,9 

664,8 

1952 . . . 

33,1 

36,1 

69,3 

107,7 

36,1 

2 

Einfuhr 

1929 . . . 

9,li 

0/ 

/ 0 

6,5 

des Welthandels 

15,3 12,3 

3,6 

100,0 

1936 . . . 

7,8i 

7,1 

17,9 

10,9 

2,9 

100,0 

1938 . . . 

9,2i 

5,6 

17,6 

8,1 

2,8 

100,0 

1950 . . . 

4,5 

5,1 

12,2 

14,6 

4,9 

100,0 

1951 . . . 

4,3 

5,6 

13,4 

13,3 

4,8 

100,0 

Ausfuhr 

1929 . . . 

9,9i 

6,1 

10,9 

15,9 

3,6 

100,0 

1936 . . . 

9,3i 

4,6 

10,6 

11,7 

4,5 

100,0 

1938 . . . 

9,6i 

4,0 

10,5 

13,9 

3,8 

100,0 

1950 . . . 

3,5 

5,4 

11,1 

17,8 

5,0 

100,0 

1951 . . . 

4,5 

5,5 

9,9 

19,4 

4,9 

100,0 

Umsatz 

1929 . . . 

9,5i 

6,3 

13,2 

14,0 

3,6 

100,0 

1936 . . . 

8,51 

5,9 

14,4 

11,3 

3,7 

100,0 

1938 . . . 

9,4i 

4,8 

14,2 

10,9 

3,3 

100,0 

1950 . . . 

4,0 

5,5 

11,6 

16,2 

4,9 

100,0 

1951 . . . 

4,4 

5,6 

11,7 

16,2 

4,8 

100,0 


* Deutsches Reich. 2 Zahlen für 1952 liegen noch nicht vor. Quelle: Stat. Bundesamt. 
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EIN- UND AUSFUHRVOLUMEN 1 
WICHTIGER WELTHANDELSLÄNDER 

(Spezialhandel) 



1929 1936 1950 1951 1929 1936 1950 1951 


USA 



1929 1936 1950 1951 1929 1936 1950 1951 


1 Preis-Basis 1929» $-Werte unter Zugrundelegung des Umrechnungskursus von DM 4,20 für 
1 $ ermittelt. 

8 1929 und 1936: geschätzte Zahlen. Quelle: Statistisches Bundesamt. 


13 
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Tabelle 9 

OST-WEST-HANDEL 1 



Einfuhr 

Ausfuhr 


l.HJ. 

l.HJ. 


1938 1950 1951 1952 

1938 1950 1951 1952 


in Prozent der Gesamtein- bzw. -ausfuhr 


Bundesrepublik Deutschland 

Großbritannien . 

Frankreich. 

Niederlande. 

Belgien-Luxemburg . . . . 

Schweiz .. 

Schweden. 


18,5 2 

3,1 

2,9 

1,7 

6,8 

2,8 

2,9 

2,7 

4,3 

1,3 


1,4 

13,1 

2,6 

1,4 

2,1 

12,5 

2,2 

1,8 

1,2 

11,6 

5,5 

3,8 

3,3 

7,5 3 , 

4 6,3 4 

6,6 

5,3 


16,9 2 

4,3 

1,9 

1,2 

7,1 

1,5 

1,6 

2,4 

5,2 

1,2 

0,9 

0,9 

8,2 

2,0 

1,3 

1,3 

9,2 

3,9 

2,3 

2,3 

11,8 

8,3 

7,5 

4,9 

W 

7,2 3 

6,4 

6,6 


1 Ost-West-Handel ist der Handel der freien Welt mit Albanien, Bulgarien, Polen, 
Rumänien, der Sowjetunion, der Tschechoslowakei, Ungarn sowie mit China und 
Mandschukuo. 2 Deutsches Reich. 3 1935. 4 Einschließlich Hongkong, Korea und For¬ 
mosa. Quelle: Taschenbuch für die Wirtschaft. 


OSTHANDEL DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


milliards 
de frs. 

15,0 

12,5 

10,0' -l 

7.5 
5,0 

2.5 

0 


million 

$ 


AUSSENHANDEL 1 MIT 


INTERZONENHANDEL' MIT Millionen Mill. 


\- 40 


30 


20 


X 0 



VE“ I 

160- 

-160 

120-i 

-120 

80- 

- 80 

40- 

-40 

o- 

-0 


Einfuhr 


Ausfuhr 


Bezüge 


Lieferungen 


1 Einschi. West-Berlin. — * Albanien, Bulgarien, Polen, Rumänien, Tschechoslowakei, Sowjetunion, 
Litauen, Lettland, Estland, China, Mongolische Volksrepublik und Korea. — * Ohne West-Berlin; 
ohne Lohn Veredelung und Reparatur. — 4 Währungsgebiet der DM-Ost. — 5 VE = Verrechnungs¬ 
einheit im Sinne der Verrechnungsabkommen. Eine VE gleich eine DM-West. 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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Eine Zeitlang hat sie dem Gedanken des freien internationalen Austausches 
durch ihre Vorleistungen in der Liberalisierung, d. h. der unbeschränkten 
Einfuhr von Gütern aus den Mitgliedsländern des Europäischen Wirtschafts¬ 
rates, sogar besonderen Auftrieb verliehen. 

Wenige Jahre nach dem Beginn der wirtschaftspolitischen Maßnahmen der 
Bundesregierung zeigte die deutsche Wirtschaft sich im internationalen 
Wettbewerb als so kräftig und leistungsfähig, daß sie sowohl im Verkehr mit 
einer großen Zahl von Verrechnungsländern (also Ländern, mit denen zwei¬ 
seitige Warenabkommen geschlossen sind) als auch im Verkehr mit den 
EZU-Ländem bedeutende Ausfuhrüberschüsse erzielte. Nicht so günstig 
steht die Bundesrepublik im Handelsverkehr mit den Ländern des Dollar¬ 
raums, mit denen sie noch immer ein Defizit in der Handelsbilanz aufweist. 
Diese Tatsache trifft aber ebenso für die meisten europäischen Länder zu. 
Der Handel mit den Ostblockstaaten war im wesentlichen auf Gegenseitigkeits¬ 
geschäfte beschränkt und infolge der Embargo-Politik äußerst gering, zumal 
der Bundesrepublik im Vergleich zu anderen westlichen Ländern noch be¬ 
sondere Beschränkungen auferlegt waren 1 . 

Die Krisenfestigkeit der sozialen Marktwirtschaft 

Die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklungim Vereinigten Wirtschaftsgebiet und 
der Bundesrepublik ging nicht in ruhiger Stetigkeit vonstatten, sondern sie zeigt 
Epochen der Expansion und solche der Konsolidierung und Beruhigung auf 
dem jeweils erreichten höheren Niveau. Die Monate stärkster Aufwärts¬ 
entwicklung waren auch solche größerer sozialer Spannungen. Es waren dies 
die ersten Monate unmittelbar nach der Währungsreform und die Zeit von 
Mitte 1950 bis Mitte 1951, d. h. die Periode des sogenannten Korea-Booms. 
Beide Male war die industrielle Expansion mit Preissteigerungen verbunden, 
die im wesentlichen durch das Mißverhältnis zwischen den Ersparnissen aus 
laufenden Einkommen und der Steigerung der Investitionstätigkeit verur¬ 
sacht wurden. In der Zeit des Korea-Booms kam noch besonders hinzu, daß 
die so stark mit der Weltwirtschaft verflochtene und auf sie angewiesene 
deutsche Wirtschaft die benötigten Rohstoffe nur noch zu höheren Preisen 
auf den Weltmärkten einkaufen konnte. Entscheidend ist bei der Betrachtung 
dieser Aufschwungsperioden, daß ihnen nicht ein Rückfall in das frühere 
niedrigere Niveau folgte, sondern die Fortschrittskurve sich -— wenn auch 
langsamer — fortsetzte; gewissermaßen um die Früchte der vorangegangenen 
Anstrengungen einzuernten. So folgte beispielsweise auf die sehr schnelle 
1 Siehe Tabelle 9. 
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Aufwärtsentwicklung der industriellen Produktion im ersten Halbjahr nach 
der Währungsreform mit dem Frühjahr 1949 eine Phase weiter steigender 
Erzeugung und weiterer Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung zu 
sinkenden Preisen. Vom Frühjahr 1949 bis Mitte 1950 machten die Erweite¬ 
rung und Modernisierung des Produktionsapparates, die arbeitstechnische 
Rationalisierung des Produktionsprozesses und die internationale Verflech¬ 
tung weitere Fortschritte. Infolgedessen sanken bei steigender Produktion 
nicht nur die Erzeugerpreise, sondern auch die allgemeinen Lebenshaltungs¬ 
kosten. 

Die bessere Versorgung der Bevölkerung mit Bedarfsgütern, die schon aus 
den oben angeführten Verbrauchszahlen hervorgeht, zeigt sich auch in der 
Entwicklung der Wochenverdienste der Industriearbeiter im Vergleich zur 



Tabelle 10 

LEBENSHALTUNGSKOSTEN UND LÖHNE IM 

1938 = 100 

BUNDESGEBIET 1 



Lebenshaltungs¬ 
kosten 2 

Löhne 3 (Bruttowochen¬ 
verdienste der Ind ustrie- 
arheiter; ohne Bergbau) 

1948 

Juni. 

. 152 

100,7 


September . . . 

.... 166 

117,0 


Dezember . . . 

. 175 

125,8 

1949 

März. 

.... 169 

130,0 


Juni. 

.... 167 

137,4 


September . . . 

.... 165 

145,0 


Dezember . . . 

.... 164 

142,7 

1950 

März. 

.... 156 

145,5 


Juni. 

. 154 

150,4 


September . . . 

.... 156 

158,8 


Dezember . . . 

. 157 

162,3 

1951 

März. 

. 165 

166,6 


Juni. 

.... 169 

181,4 


September . . . 

.... 170 

179,2 

1952 

Februar .... 

. 174 

181,7 


Mai. 

.... 171 

187,5 


August . . . . , 

.... 170 

191,9 


November . . . 

.... 171 

196,0 


1 Nach Angaben des Stat. Bundesamts. 2 Für eine vierköpfige Arbeitnehmerfamilie; 
mittlere Verbrauchergruppe; Verbrauchsschema 1950. 3 Ohne Rheinland-Pfalz, Ba¬ 

den und Württemberg-Hohenzollern. 
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Preisentwicklung. Seit jeher hat die beste Sozialpolitik darin bestanden, eine 
Wirtschaftspolitik zu betreiben, die allen am Sozialprodukt Beteiligten ihren 
gerechten Anteil sichert. Es ist daher eine besonders erfreuliche Feststellung, 
daß mit der wachsenden Produktion nicht nur ein nomineller Anstieg, son¬ 
dern eine echte Steigerung des Einkommens einherging, so daß die Löhne 
der Industriearbeiter bereits im September 1951 um fast 9°/ 0 über der Kauf¬ 
kraft des Jahres 1938 lagen 1 . Weniger gut entwickelten sich bisher die Ein¬ 
kommensverhältnisse der Landarbeiter, der Angestellten und Beamten und 
vieler freier Berufe, wenngleich auch sie am Aufstieg der gesamten Wirt¬ 
schaft teilgenommen haben. 

Die Entwicklung nach dem Ausbruch des Korea-Krieges im Sommer 1950, 
die etwa bis zum Sommer 1951 anhielt, stellte an die Wirtschaftskraft des 
Bundesgebietes außerordentliche Anforderungen. Vor allem wurden auf dem 
Gebiete des Außenhandels starke Belastungen durch die steigenden Welt¬ 
marktpreise sichtbar, denen Preiserhöhungen für die Exportartikel nicht in 
gleichem Maße folgen konnten. Die Bundesrepublik geriet in ihrer Abrech¬ 
nung mit der Europäischen Zahlungsunion deshalb schon mit Beginn dieses 
Clearing-Verkehrs im Juli 1950 auf die Schuldnerseite, so daß sie schließlich 
vorübergehend die freie Einfuhr aus den Mitgliedsländern der OEEC auf- 
heben mußte. Es spricht, für die in der OEEC entwickelte internationale 
Solidarität, daß diese Maßnahme bei allen Partnerländern auf volles Verständ¬ 
nis stieß und umgekehrt dem deutschen Export keine Schwierigkeiten in den 
Weg gelegt wurden. Auf diese Weise konnte die Bundesrepublik nach dem 
Ende des Korea-Booms wieder ihre Grenze für den Einstrom ausländischer 
Waren weit öffnen. Der derzeitige Liberalisierungssatz liegt etwas über 90 °/ 0 . 
Die Bundesregierung hat denKurs der Liberalisierung gegen erhebliche Wider¬ 
stände durchgesetzt. Im Verein mit der Politik einer stabilen Haushaltsgebarung 
und mit einer vorsichtigen Kreditpolitik ist es dadurch gelungen, den deutschen 
Export wieder so zu entwickeln, daß die Bundesrepublick die Rolle eines Schuld¬ 
nerlandes mit der eines Gläubigerlandes vertauschen konnte. Auch von dieser 
Seite her kann daher die deutsche Währung als gesichert angesehen werden. 


Die Lebenshaltungskosten in der Bundesrepublik und in anderen Ländern 

Wenn jene Stadien des starken Expansionsdranges der industriellen Erzeu¬ 
gung zugleich auch Zeiten sozialer Spannungen waren, so liegt dies aus¬ 
schließlich an den mit der Ausweitung einhergehenden Preissteigerungen. 

1 Siehe Tabelle 10. 
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PREISINDEXZIPFER FÜR DIE LEBENSHALTUNG 
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, EINIGEN 
EUROPÄISCHEN LÄNDERN UND DEN USA 
(1950 = 100) 

135 


130 


125 


120 


] 15 


10 


105 


100 


95 
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PREISINDEX FÜR DIE LEBENSHALTUNG 1 
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Mittlere Verbrauchergruppe 2 

1958 = 100 



INDEXZIFFERN DER DURCHSCHNITTLICHEN BR UTTO¬ 
STUNDEN- UND -WOCHENVERDIENSTE DER INDUSTRIE¬ 
ARBEITER IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 1 

1938 = 100 



1 Ohne Rheinland-Pfalz, Baden und Wurttemberg-Hohenzollern. Quelle: Stat. Bundesamt. 
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Die Einkommen pflegen zwar im allgemeinen solchen Preissteigerungen zu folgen; 
aber oft und zumindest für eine ganze Reihe von Berufen und für bestimmte Gruppen 
der Bevölkerung bleiben sie in einem zeitlichen Abstand hinter der Preisentwicklung 
zurück, so daß mit der starken Expansion der allgemeinen Wirtschaftstätigkeit vor¬ 
übergehend eine Senkung des Lebensstandards verbunden sein kann. 

Auch wenn die Löhne mit der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung 
Schritt halten, erregen nicht immer zu vermeidende Preiserhöhungen den 
natürlichen Widerstand der Bevölkerung. Auf jeden Fall treffen sie Gruppen, 
die mit der Preisentwicklung nicht Schritt halten können, da sie kein ela¬ 
stisches Einkommen besitzen; so beispielsweise die Rentner als Empfänger 
von Leistungen der Sozialversicherung oder Festbesoldete, wie die Angestellten 
und Beamten. Die Bundesregierung war bemüht, eine Anpassung dieser 
Einkommen der in den letzten Jahren in ihrer Kaufkraft beeinträchtigten 
Schichten an die international gestiegenen Lebenshaltungskosten zu erzielen. 
So konnte z. B. durch Anhebung der Renten und der Gehälter der öffentlichen 
Bediensteten ein wesentlicher Ausgleich ermöglicht werden. Schließlich be¬ 
deuten allgemeine Preissteigerungen aber auch, daß der Sparer sich geschädigt 
sieht, weil seine Ersparnisse bei dem höheren Preisniveau nur noch einen 
geringeren Wert besitzen. 

Die Bundesregierung hat deshalb in Übereinstimmung mit der Bank 
Deutscher Länder sich stets bemüht, Preissteigerungen soweit wie möglich 
zu verhindern oder jedenfalls auf ein unvermeidliches Maß zu beschränken. 
Ihre Einwirkungsmöglichkeiten sind jedoch um so geringer, je mehr — wie 
es besonders in der Zeit des Korea-Booms der Fall war — die Preisbewegungen 
durch die Weltmarktpreisentwicklung ausgelöst werden. Im ganzen waren die 
vereinten Bemühungen der Bank Deutscher Länder und der Bundesregierung 
von Erfolg. Man erkennt dies, wenn man die Entwicklung der Lebenshal¬ 
tungskosten oder der Einzelhandelspreise in der Bundesrepublik mit denen 
anderer Länder vergleicht 1 . 

Der internationale Vergleich der Lebenshaltungskosten und der Einzelhan¬ 
delspreise bringt auf besondere Weise das zum Ausdruck, was sonst mit dem 
Wort ,, stabile Währung und Vertrauen in die D-Mark“ bezeichnet wird. 
Während in verschiedenen anderen Ländern noch immer inflationistische 
Bewegungen am Werke sind, ist in Deutschland mit dem Ende des Korea- 
Booms das Vertrauen in die Wertbeständigkeit der Ersparnisse zurückge¬ 
kehrt 2 . 

1 Siehe Tabelle 11. 

2 Siehe die Tabelle 15 und das Schaubild auf S. 285. 
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Stetige Aufwärtsentwicklung der Volkswirtschaft 

Die Belebung der Wirtschaftstätigkeit und die Erhöhung der Einkommen 
und des Lebensstandards kommen besonders deutlich im Wachstum von 
Volkseinkommen und Sozialprodukt zum Ausdruck. Zu ihrem Anstieg haben 
alle Wirtschaftsbereiche, wenn auch in unterschiedlichem Maße, beigetragen. 
Naturgemäß hat die industrielle Produktion die stärkste Ausweitung er¬ 
fahren. 

Läßt man die durch Preissteigerungen bedingten Veränderungen des Sozial¬ 
produkts außer acht, bleibt als Ergebnis eine echte Vermehrung der verfüg¬ 
baren Güter, die ausreichte, den privaten Verbrauch je Kopf der Bevölkerung 


Tabelle 11 

PREISINDEX DER LEBENSHALTUNG 12 
1950 = 100 


1952 

Jan. 

Febr. 

März April Mai 

Juni 

Juli 

Aug. Sept. 

Nov. 

Dez. 

Bundesrepublik 
Deutschland 3 . . 

112 

111 

111 

110 

109 

109 

109 

109 

109 

110 

110 

Belgien 4 .... 

113 

113 

112 

110 

109 

110 

109 

110 

110 

110 

111 

Frankreich 3 . . . 

131 

134 

133 

132 

130 

129 

128 

130 

131 

130 

131 

Großbritannien 6 . 

116 

117 

117 

118 

118 

121 

121 

120 

119 

121 

121 

Italien 4 .... 

111 

113 

113 

113 

114 

115 

115 

115 

116 

116 

116 

Norwegen . . . 

123 

123 

124 

124 

124 

125 

128 

128 

129 

129 

128 

Österreich 4 7 . . 

144 

144 

144 

143 

145 

145 

145 

145 

146 

145 

145 

Schweden 8 . . . 



123 



127 



127 


127 

Schweiz 9 .... 

107 

108 

108 

107 

108 

108 

108 

108 

108 

108 

108 

USA 1 «. 

110 

109 

109 

110 

110 

110 

111 

111 

111 

111 

111 


1 Nach Angaben des Statistischen Bundesamts. 

2 Die Indexzahl der Lebenshaltung gibt die zeitlichen Veränderungen der Preise von 
Waren und Dienstleistungen im allgemeinen für Arbeitnehmerfamilien in städtischen 
Bezirken wieder. Sie bezieht sich auf die in jedem Land übliche Lebensweise. Wenn 
nicht anders vermerkt: Ernährung, Miete, Heizung, Beleuchtung, Bekleidung und 
Verschiedenes. 

3 Neuberechnung für eine mittlere Verbrauchergruppe. 

4 Ohne Miete. 

5 Lebenshaltung in Paris. 

6 Indexziffer der Einzelhandelspreise. 

7 Lebenshaltung in Wien. 

8 Wägungskoeffizienten basieren auf der Ausgabenuntersuchung für Familienhaus¬ 
haltungen. 

9 Einschließlich der Gruppen „Reinigung 44 und ,,Verschiedenes 44 . 

10 Gewichte dem gegenwärtigen Verbrauchsschema angeglichen. 
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Tabelle 12 

VERÄNDERUNGEN DES PREISINDEX VERÄNDERUNGEN SEIT 

DER LEBENSHALTUNGSKOSTEN SEIT DER WÄHRUNGSREFORM 


AUSBRUCH DES 

KOREAKONFLIKTES 

Löhne, Preise imd Produktivität 

Prozentuale Veränderung 

Juni 1950 bis Juni 1951 bis 

Juni 1951 Juni 1952 

Prozentuale 
Veränderung 
Juni 1948 — 
Mai/Juni 1952 

Insgesamt 

+ 10 

+ 1 

Nahrungsmittel 
Getr. u. Tabakw. 

+n 

— 3 

+ 3 
+ 1 

Wochen! ohne 1 -|-86 

Wohnung 

+ 2 

+ 1 

Reale Wochenlöhne 1 +66 

Heizung und 
Beleuchtung 

+ 8 

+ 6 

Preisindex der Le¬ 
benshaltungskosten + 11 

Bekleidung 

+ 15 

— 9 

Produktivität (Pro¬ 

Reinigung und 
Körperpflege 

+ 10 

— 2 

duktionsergeh nis 
je Arbeiterstunde) +63 

Bildung und 
Unterhaltung 
Hausrat 

+ 10 
+ 13 

+ 2 

— 2 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 

Verkehr- 

+ 11 

+ 5 

1 Industriearbeiter (ohne Bergbau) 


wieder auf den Stand des Jahres 1936 zu heben. Der darin liegende Erfolg 
wird in seinem Ausmaß erst deutlich, wenn man bedenkt, daß die Bevölke¬ 
rung inzwischen um ein Viertel größer geworden ist und große Teile des 
Sozialprodukts vordringlich für die notwendigen Investitionen und den ge¬ 
wachsenen Staatsbedarf beansprucht wurden. Dadurch erklärt sich zugleich 
das Zurückbleiben des Verbrauchsniveaus hinter dem der meisten anderen 
Völker, die ihren Vorkriegsstandard zum Teil beträchtlich überschreiten 
konnten. * 

Verschiedentlich seit der Währungsreform war die Versuchung groß, wieder 
in ein System der Zwangsbewirtschaftung zurückzufallen. Insbesondere in 
der Zeit der ersten starken Expansion im zweiten Halbjahr 1949 wie erst 
recht in dem Jahr des Korea-Booms wurde angesichts der wirtschaftlichen 
und sozialen Spannungen von vielen Seiten die Forderung laut, die Bundes¬ 
regierung möge wieder zu Bewirtschaftungsmaßnahmen greifen. Die Be¬ 
folgung dieser Ratschläge hätte — das kann keinem Zweifel unterliegen — 
einen allgemeinen Rückfall in der stetigen Aufwärtsentwicklung zur Folge 
gehabt. Die Bevölkerung der Bundesrepublik hat die Zeit der Plan- und 
Zwangswirtschaft, der Bezugscheine und der Bewirtschaftung der Arbeits- 
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milliards Mill. 
de frs. DM 

r 7000 


SPAREINLAGENBESTAND 



Mill. inillion 

DM ® 

7000-, 


J « Stuop f »»•))» I«A1] J H 5 0«D|J [»*»] J ASO 

19+9 1950 1951 1952 


Tabelle 13 


SPAREINLAGEN BEI KREDITINSTITUTEN 3 
(Spareinlagenbestand am Monatsende) 



Quelle: Bank Deutscher Länder. 
































































PRIVATER VERBRAUCH JE KOPF DER BEVÖLKERUNG IN 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


RM/DM 


Sonstiges 


milliers 
$ de fr. 


In jeweiligen Preisen 


In Preisen von 1936 


milliers Gesamtausgaben 

de fr. $ 


o o 




-Uoo wo 


200 200 


1948 1949 1950 1951 

1949 1950 1951 1952 
Marshall- Planjahre 


W oh nungsnutzung, 
Heizung, Beleuchtung 



Bekleidung, Möbel, Hausrat 



Genußmittel 



Nahrungsmittel 



1948 1949 1950 1951 

1949 1950 1951 1952 

Marshall-Planjahre 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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Tabelle 14 DER PRIVATE 

VERBRAUCH je Kopf der Bevölkerung 




Kalender' 



Mars hall- Planjahr 




jahr 1936 1948/49 

1949/50 

1950/51 

1951/52 2 

Ausgabengruppe 




a) in 

Preisen von 1936 







1936 


1936 


1936 


1936 


RM 

% 

DM 

= 100 

DM 

= 100 

DM 

= 100 

DM 

= 100 

Nahrungsmittel.... 

250 

31,4 

213 

85,2 

234 

93,6 

254 

101,6 250 

100,0 

Genußniittel. 

111 

14,1 

47 

42,3 

62 

55,9 

72 

64,9 

76 

68,5 

Bekleidung. 

104 

13,4 

57 

54,8 

87 

83,7 

106 

101,9 

104 

100,0 

Möbel u. Hausrat. . . 

42 

5,6 

29 

69,0 

43 

102,4 

58 

138,1 

54 

128,6 

Heizung u. Beleuchtung 

28 

3,5 

29 

103,6 

32 

114,3 

42 

150,0 

48 

171,4 

Körper- u. Gesundheits¬ 
pflege . 

51 

6,2 

34 

66,7 

42 

82,4 

55 

107,8 

61 

119,6 

Wohnungsnutzung 3 . . 

104 

13,8 

86 

82,7 

86 

82,7 

87 

83,7 

91 

87,5 

Verkehr . 

30 

3,8 

28 

93,3 

31 

103,3 

32 

106,7 

37 

123,3 

Bildung u. Unterhaltung 

43 

5,3 

42 

97,7 

46 

107,0 

51 

118,6 

50 

116,3 

Häusliche Dienste . . 
Sonst. Dienste u. Dienste 

16 

2,2 

14 

87,5 

12 

75,0 

13 

81,3 

13 

81,3 

der Banken u. Versicher. 

6 

0,7 

4 

66,7 

4 

66,7 

4 

66,7 

4 

66,7 

Insgesamt 

785 

100 

583 

74,3 

679 

86,5 

774 

98,6 788 

100,4 





b) in jeweilig 

en Preisen 



RM 

0/ 

/o 

DM 

% 

DM 

o/ 

/o 

DM 

0/ 

/o 

DM 

0/ 

/o 

Nahrungsmittel.... 

250 

31,4 

367 

35,6 

400 

34,4 

430 

32,6 

478 

33,6 

Genußmittel. 

111 

14,1 

153 

14,9 

178 

15,3 

198 

15,0 

207 

14,6 

Bekleidung. 

104 

13,4 

143 

13,9 

179 

15,4 

218 

16,5 

223 

15,7 

Möbel u. Hausrat . . . 

42 

5,6 

60 

5,8 

74 

6,4 

101 

7,7 

106 

7,4 

Heizung u. Beleuchtung 

28 

3,5 

39 

3,8 

44 

3,8 

56 

4,2 

68 

4,8 

Körper- u. Gesundheits¬ 
pflege . 

51 

6,2 

46 

4,5 

55 

4,7 

70 

5,3 

81 

5,7 

W ohnungsnutzung. . . 

104 

13,8 

92 

8,9 

94 

8,1 

96 

7,3 

99 

7,0 

Verkehr . 

30 

3,8 

46 

4,5 

51 

4,4 

53 

4,0 

63 

4,4 

Bildung u. Unterhaltung 

43 

5,3 

60 

5,8 

65 

5,6 

74 

5,6 

73 

5,1 

Häusliche Dienste . . 
Sonst. Dienste u. Dienste 

16 

2,2 

18 

1,7 

16 

1,4 

17 

1,3 

18 

1,3 

der Banken u. Versicher. 

6 

0,7 

6 

0,6 

6 

0,5 

6 

0,5 

6 

0,4 

Insgesamt 

785 

100 1030 

100 1162 

100 : 

1318 

100 1422 

100 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. — 1 Bevölkerung; 1936 = 
37,5 Milk (ohne Wehrm. und Arbeitsdienst), 1948/49 = 46,4Mill., 1949/50 = 47,2 Mill,, 
1950/51 = 47,8 Mill., 1951/52 = 48,3 Mill. 2 1952 vorläufige Zahlen. 3 Wohnungsnut¬ 
zung = Mieten sowie Wohnwert der durch Hauseigentümer genutzten Wohnungen. 
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Tabelle 15 

DER WECHSELKURS DER DEUTSCHEN MARK IN DER SCHWEIZ 
(ausgedrückt in US-Dollar) 


Datum 1 


Schweizer freier 
Wechselkurs 

Datum 1 

Schweizer freier 
Wechselkurs 

1948 8. Juli . . . 

0,076 

20. September . 

0,148 

1951 Dezember . 

0,194 

September . 

0,059 

50. September. 

0,157 

März . . . 

0,193 

Dezember . 

0,057 

Dezember . 

0,175 

Juni . . . 

0,219 

1949 März . . . 

0,134 

1950 März . . . 

0,192 

September . 

0,201 

Juni . . . 

0,186 

Juni . . . 

0,179 

Dezember . 

0,204 

17. September . 

0,170 

September . 

0,188 

1952 März . . . 

0,214 

Der amtliche Wechselkurs betrug vom 20. 6. 1948 bis 19. 

seit dem 19. 9. 1949 . . . 

9. 1949 .... 

0,300 

0,238 


1 Stichtag jeweils Monatsende, soweit nicht besonders vermerkt. 


GELDVOLUMEN 

IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 



Geldvolumen in 
engerem Sinne: 



Bargeldumlauf 



Sichteinlagen 
von Wirtschaft 
u. Privaten 


H Sichteinlagen 
der öffentlichen 
Hand 


Sonstige Bestandteile £3$ Termin- 

des Geldvolumens: einlagen 


Spareinlagen 


! Sonstige Einlagen 


Quelle: Bank Deutscher Länder. 
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ENTSTEHUNG DES NETTO-SOZIALPRODUKTS ZU FAKTOR¬ 
KOSTEN 1 DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

(Milliarden ^/Milliarden RM/DM/Billionen fr.) 
billions billion In jeweiligen Preisen 


de fr. $ 

-24 


8 i 


Yiz 

20 

hiß 



-16 

5 - 

-14 

4 - 

-IZ 


-ID 


3 - 

- 8 

:v:v| 



m 

Z - 

- 6 






- 4 


t - 

- 2 


0- 

-0 — 



Mrd. RM/DM 
100 -r 


billion billions 
$ de frs. 



1936 


1948 1949 1950 1951, 

1949 1950 1951 1952' 

Marshall- Planjahre 


1948 1949 1950 1951 

1949 1950 1951 1952 

Marshall - Planj ahre 


Sonstige 

Bereiche 



Verkehr 



Einzelhandel 

undGroßhandel 



Handwerk 



Baugewerbe 



Industrie 



Land- und 
Forstwirtschaft 


1 Faktorkosten = Entgelte für die an der Produktion beteiligten Faktoren (Entgelte für Arbeits¬ 
kräfte, unternehmerische Leistung, Zurverfügungstellung von Kapital), 

2 1952 vorläufig. Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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Tabelle 16 ENTSTEHUNG DES VOLKSEINKOMMENS (NETTO- 
SOZIALPRODUKT ZU FAKTORKOSTEN) 1 NACH WIRTSCHAFTSBEREICHEN 



Zu laufenden Preisen 

Währungseinheit: 

Milliarden DM 



1949 

1950 

1951 

1952 2 

1. 

Land- und Forstwirtschaft . . . 

7577 

8 873 

10833 

12008 

2. 

Industrie (ohne Bau) . . . . . 

24413 

29 273 

40583 

43766 

3. 

Baugewerbe .. 

3756 

4423 

5 771 

6199 

4. 

Handwerk (ohne Bau). 

3384 

3560 

4208 

4 436 

5. 

Einzelhandel.. 

3303 

3531 

3286 

3 370 

6. 

Großhandel. 

3009 

3904 

4907 

5279 

7. 

Verkehr . 

5838 

5876 

6714 

7797 

8. 

Öffentliche Verwaltung .... 

5741 

5 944 

6988 

8 093 

9. 

Sonstige Wirtschaftsbereiche . . 

6215 

6316 

6910 

7 486 

10. 

Einkommen aus dem Ausland. . 

— 

— 

— 

— 

Nettosozialprodukt zu Faktorkosten . 

63236 

71700 

90200 

98434 


1 Faktorkosten = Entgelte für die an der Produktion beteiligten Faktoren (Entgelte 
für Arbeitskräfte, unternehmerische Leistung, Zurverfügungstellung von Kapital). 

2 Für das 2. Halbjahr 1952 nur vorläufige Zahlen. Quelle: Bundesmin. f.Wirtschaft. 


Tabelle 17 DAS SOZIALPRODUKT UND SEINE VERWENDUNG 


Zu laufenden Preisen Währungseinheit: Milliarden DM 




1949 

1950 

1951 

1951/52 1 

1. 

Privater Verbrauch. 

52 605 

58 420 

66423 

68 670 

2. 

Öffentlicher Verbrauch . . . 

12829 

12871 

16270 

18875 

3. 

Private Anlageinvestitionen 
(brutto).1 

15054 

18268 

22940 

23819 

4. 

5. 

Öffentl.Anlageinvestitionen(br.) J 

V orratsänderungen. 

+ 1900 

+ 2185 

+ 5 850 

+ 6170 

6. 

Ausfuhr von Gütern und Dienst¬ 
leistungen . 

6280 

11893 

19 444 

21750 

7. 

Gesamtverwendung von Gütern 
und Dienstleistungen. 

88668 

103 637 

130927 

139284 

8. 

Abzüglich Einfuhr von Gütern 
und Dienstleistungen. 

8892 

13358 

17546 

18867 

9. 

Ergibt: Bruttosozialprodukt zu 
Marktpreisen. 

79 776 

90279 

113381 

120417 

10. 

Abzüglich private Abschrei- \ 

bungen.1 

6231 

6 504 

7530 

8168 

11. 

12. 

Abzügl. Öffentl. Abschreibungen J 
Ergibt: Nettosozialprodukt zu 
Marktpreisen. 

73545 

83 775 

105851 

112249 

1 Juni/Juli (Fiskaljahr). 


Quelle: 

Bundesmin. f.Wirtschaft. 
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VERWENDUNG DES BRUTTOSOZIALPRODUKTS 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


Billion 

$ in jeweiligen Preisen 




Sozialprodukt 


Privater 

Verbrauch 


Investitionen r 


_ ^ 

Verbrauch von 
Staatsleistungen 


Mrd. 

in Preisen von 1956 RM/DM 


Brutto¬ 

sozialprodukt 


0 ^ | Privater 

' 'K#«»** Verbrauch 


Investitionen 


Verbr. v. Staatsleistg. 



Außenbeitrag 1 


Halbjahr II. I. II. I. II. I. II. I. II. Halbjahr II. I. H. I. II. I. II. I. II. 

1956 48 49 50 51 52 1956 48 49 50 51 52 


1 Außenbeitrag = Saldo des Güter-und Leistungsverkehrs mit dem Ausland, d.h. Exporte abzügl. Im¬ 
porte; der Austausch von Produktionsfaktorleistungen bzw. Faktoreinkommen ist darin eingeschlossen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 


19 


291 










DEUTSCHER WI RTSCHAFTSAUFBAU 


kraft durch die Arbeitsämter noch nicht vergessen. Jeder Versuch, Bezug¬ 
scheine und Kontingente einzuführen, müßte die Erinnerung an diese Er¬ 
fahrungen wachrufen und bei Verbrauchern und Unternehmern zu einer 
Kauf- und Hamsterwelle führen, die einer völligen Desorganisation gleich¬ 
käme. Aus diesem Grunde wurden auch die zeitweiligen Verknappungs¬ 
erscheinungen bei Grundstoffen nicht zum Anlaß erneuter Bewirtschaftungs¬ 
maßnahmen genommen, und soweit Ordnungsmaßnahmen behördlicher Art 
zweckmäßig und unvermeidlich waren, sind sie im frühestmöglichen Zeit¬ 
punkt wieder durch die Ordnungskräfte des Marktes ersetzt worden. 

Die stetige wirtschaftliche Entwicklung im Bundesgebiet beruht zu einem 
großen Teil auf dem Vertrauen , das der sozialen Marktwirtschaft entgegen¬ 
gebracht wird. Die Bevölkerung vertraut darauf, daß ihre Ersparnisse wert¬ 
beständig sind und sie jederzeit nach Maßgabe ihres Einkommens frei an 
den Konsumgütermärkten einkaufen kann. Das Vertrauen der wirtschaften¬ 
den Menschen beruht darauf, daß sie ihre betrieblichen Dispositionen im 
Rahmen der Wettbewerbswirtschaft ohne Einschaltung lenkender Behörden 
treffen können. In diesem Vertrauen verfügt die Wirtschaftspolitik der 
Bundesrepublik über ein Kapital, das sie nicht dadurch wertlos machen 
darf, daß sie wieder die freien Entscheidungen des Einzelnen ausschließt. 
Sie ist infolgedessen entschlossen, ihren bisherigen Kurs beizubehalten. 
Darüber hinaus ist sie davon überzeugt, daß eine weitere Verbesserung der 
Lebenslage aller Schichten nur durch eine Ausweitung der Wirtschaft und 
eine Steigerung der Produktivität gefördert werden kann. Die Bundesregie¬ 
rung hat eine entsprechende Politik durch Maßnahmen der verschiedensten 
Art bereits eingeleitet, so durch die Bereitstellung von Mitteln, die eine 
Rationalisierung der kleinen und mittleren Betriebe ermöglichen, so durch 
die Investitionspläne für die Grundstoff bereiche, für die Energiewirtschaft, 
für den Verkehr und für den Export. Sie ist der festen Überzeugung, daß es 
durch eine konsequente Fortführung der marktwirtschaftlichen Politik, die 
es bis jetzt schon ermöglichte, Millionen von Menschen in Arbeit und Brot 
zu bringen, auch in Zukunft gelingen wird, neue Belastungen, wie den 
Flüchtiingsstrom aus dem Osten und kommende Verteidigungsaufgaben, 
sozial tragbar zu machen und darüber hinaus den Lebensstandard der Be¬ 
völkerung zu steigern. Dabei ist sich die Bundesregierung der Tatsache be¬ 
wußt, daß alle Erfolge, die bisher erzielt werden konnten, und für welche 
die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung den Weg frei gemacht hat, nur 
durch den Willen des ganzen Volkes, Außergewöhnliches zu leisten, möglich 
geworden sind. 
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ZU WIRTSCHAFTLICHER LEBENSFÄHIGKEIT 


Die Menschen neigen dazu, körperliche und seelische Not der Vergangenheit 
zu vergessen, sobald es ihnen wieder besser geht. In den Jahren vor 1948 
mußte das deutsche Volk aus einfachem Selbsterhaltungstrieb danach trach¬ 
ten, die Bilder des Kriegselends und des allgemeinen Chaos der ersten Nach¬ 
kriegsjahre aus seiner Erinnerung zu bannen. In dieser Zeit galt es vor allem, 
die Massen aus der dumpfen Verzweiflung und Lethargie herauszureißen, 
in die der Zusammenbruch ihrer Lebenswelt sie gestürzt hatte. Nachdem 
nun aber Vertrauen in die Solidarität der freien Völker und in die eigene 
Kraft den Mut zu neuem Beginn geweckt haben und der Arbeitswille der 
Bevölkerung sich neu entfaltet hat, ist es in mehr als einer Hinsicht von 
Nutzen, sich ins Gedächtnis zurückzurufen, wie steinig und dornenvoll der 
Weg war, der das deutsche Volk in den Westzonen aus dem Abgrund Schritt 
für Schritt wieder emporführte. 

Zerstörung des Industriepotentials und der Wohnstätten, Auseinanderfall des 
gesamtdeutschen Wirtschaftskörpers, Zusammenballung von fast vier Fünf¬ 
teln der deutschen Gesamtbevölkerung auf einem Gebiet von wenig mehr 
als der Hälfte des deutschen Gebietes vor dem Kriege, Reparationen und 
jahrelange Demontagen bedeuteten damals doch, in die Sprache des einfachen 
Mannes übersetzt, Verlust seiner Habe und wirtschaftlichen Geborgenheit, 
Hunger und Mangel an allem, was zur Lebensnotdurft gehörte, und für das 
Volk in seiner Gesamtheit Massensterben von Säuglingen und von Alten, 
ganz zu schweigen von dem Leidenszug der Heimatvertriebenen in die vom 
Krieg weniger betroffenen deutschen Lande. 

Die seelischen und physischen Belastungen hatten mit dem Kriegsende ihren 
Höhepunkt noch nicht einmal erreicht. Zwar schwiegen die Waffen des 
totalen Krieges, aber dafür nahm die Ausblutung des deutschen Wirtschafts- 
Organismus ihren unheilvollen Fortgang, bis schlechte Ernten und strenger 
Winter in den Jahren 1946 und 1947 den Verzehr der letzten Reserven 
brachten. Erst sechs Jahre nach Kriegsende hörten die Demontagemaßnahmen 
in der Bundesrepublik auf, und noch heute sind die schweren Schäden dieser 
Eingriffe in die verbliebene Substanz des deutschen Volks Vermögens keines¬ 
wegs überwunden. Der Widersinn der Zerstörung lebenswichtiger Feile der 
industriellen Kapazität Deutschlands trat um so deutlicher zutage, je mehr 
im Zeichen des Marshall-Plans die Notwendigkeit der Mobilisierung aller 
europäischen Produktivkräfte einschließlich Deutschlands erkannt wurde. 
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Rückschauend vermag man zu ermessen, wie entscheidend die beiden großen 
wirtschaftspolitischen Ereignisse des Sommers 1948: Währungsreform und 
Eingliederung in die gerade anlaufende Marshallplanhilfe 1 dazu beigetragen 
haben, den unheilvollen Zirkel zu sprengen, der bis dahin aus Armut nur 
noch größere Armut erzeugen konnte. Viel ist über die Motive der Ameri¬ 
kaner bei der Proklamierung der Wiederaufbauhilfe für Europa gesagt und 
geschrieben worden, Wahres, Halbwahres und noch mehr Unwahres. Die 
gesunde Mentalität des durchschnittlichen amerikanischen Bürgers würde 
gründlich mißdeutet werden, wenn man sezierend untersuchen wollte, ob 
hinter seinem Altruismus nicht doch ein handfestes Stück Geschäftssinn 
steckte, als er sich zur Hergabe von rund 20 Milliarden Dollar für den Wieder¬ 
aufbau der darniederliegenden Alten Welt bereit erklärte. Weitherzigkeit ge- 


DIE WIRTSCHAFTSHILFE DER VEREINIGTEN STAATEN 

(Mai 1945 bis 51. 12. 1952) 

(in 1000$) 



ECA/MSA- 

Einfuhren 

GARIOA-Einfuhren 

und 

Dienstleistungen 2 

Sonstige 

1945/46 

— 

— 

ca. 276 300 

1946/47 

— 

263080 

— 

1947/48 

— 

580190 

— 

1948/49 

387890 

578 550 

ca. 81200 

1949/50 

415836 

198380 

ca. 76200 

1950/51 

479230 

— 

— 

1951/52 

209 661 

— 

— 

1952 (April-Dez.) 

67216 

— 

— 

insgesamt 

1559833 3 4 

1620200 

ca. 433 700 1 


1 ECA = Mars hall- Plan- Hilfe (5. 4. 1948—30. 6. 1952); MSA = Wirtschaftshilfe (ab 
1. 7. 1952); Programm für gegenseitige Sicherheit. Die Hilfe trägt ihren Namen nach 
dem damaligen Außenminister der Vereinigten Staaten, GeoRGeMarshall. Dieser ent¬ 
wickelte am 5. 6. 1947 vor der Harvard-Universität in Boston einen Hilfsplan für ganz 
Europa, der durch die Absage der Sowjetunion auf Westeuropa beschränkt wurde. 

2 Abzüglich der Gutschriften 1536664$. 

3 Die GABIOA-Jahre laufen vom 1. 7. bis 30. 6.; sie enden am 31. 3. 1950. 

4 Diese Zahl ist — gegenüber den 3156 864000 $ ECA/MSA- und GARIOA-Mittel —■ 
sehr unsicher. Es sind darin nach amerikanischen Schätzungen enthalten: Hilfe vor 
dem Anlaufen der GAH 10A-Lieferungen, zivile Unterstützungen, die nicht unter 
GARIOA fallen, das STEG-Gescliäft und innerhalb der europäischen Marshallplan¬ 
länder gewährte Ziehungsrechte. 
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hört zu den Tugenden auch des TVirtschaftspolitikers , und nur wir Kleinstaat- 
Europäer haben es in Jahrhunderten nationalstaatlicher Engstirnigkeit weit¬ 
gehend verlernt, realen Blick für die Tatsachen mit dem Spürsinn für die 
Zukunftsträchtigkeit großzügiger Maßnahmen und mit einem echten 
Schwung für das Menschheitsideal der gesicherten Freiheit zu verbinden. 
Kein Marshallplan-Teilnehmerland hat aber größere Veranlassung als die 
Bundesrepublik, für alle Zukunft dessen eingedenk zu sein, daß ohne die finan¬ 
zielle Hüfe der USA die Rettung von Millionen deutscher Menschen aus un¬ 
mittelbarer Existenzbedrohung unmöglich gewesen wäre. Noch keinem Be¬ 
siegten ist in der Geschichte eine so tatkräftige, vorurteilsfreie Unterstützung 
durch den Sieger zuteil geworden wie dem deutschen Volke in diesen Jahren 
der Schicksalswende. 

Fast 3,2 Milliarden Dollar ( über 13 Milliarden DM) flössen seit Kriegsende 
bis zum 30. 6. 1952 der westdeutschen Bevölkerung aus der Tasche des 
amerikanischen Steuerzahlers, zum Teil zunächst auch noch aus Mitteln der 
britischen Regierung, in Form von GARIOA 1 -Mitteln und Marshall-Plan- 
Do llars zu, je Kopf über 260 DM 2 . Von dieser Summe entfallen 1620000000 
Dollar auf GARIOA-Hilfe. Darüber hinaus wurde gemäß Bilateralem Ab¬ 
kommen vom 13. 12. 1949 ein Restbetrag von rund 187 Millionen Dollar 
GARIOA-Mitteln aus dem GARIOA-Konto auf das ECA-Konto übertragen. 
Die ECA/MSA-Hilfe belief sich zum gleichen Stichtag auf 1561000000 
Dollar. Nach dem Londoner Schuldenabkommen müssen von diesen Beträgen 
1 200000000 Dollar zurückgezahlt werden 3 . Alle Zuwendungen erfolgten in 


1 Government Appropriations for Relief in Occupied Areas (Fonds der amerikanischen 
Militärbehörden für die Verwaltung Deutschlands und Japans; ursprünglich zum 
Schutz gegen Hungersnot und Seuchen). 

2 Die Empfänger der größten Beträge aus der Marshallplan-Hilfe waren im Durch¬ 
schnitt des Jahres 1950: Millionen je Kopf der Bevölkerung 

Großbritannien . ..5175,9 

Frankreich. 2704,8 

Italien. 1434,9 

Bundesrepublik (bzw. Westdeutschland) 

Niederlande (ohne Indonesien) .... 

Österreich. 

Griechenland. 

Belgien-Luxemburg. 546,6 

3 Da die Rückzahlungsregelung grundsätzlich im Rahme 
Vereinigten Staaten getroffen ist, kann eine Gegenüberstellung der Rückzahlungen 
aus GARIOA- und ECA/MSA-Hilfe nicht vorgenommen werden. 


Dollar 

(in Dollar) 

3175,9 

62,9 

2704,8 

64,5 

1434,9 

31,0 

1347,3 

28,3 

977,3 

96,6 

665,8 

96,4 

643,2 

85,8 

546,6 

61,2 

i Rahmen des Gesamtanspruchs i 
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Form von Waren und Dienstleistungen. Sie hatten zunächst zum Teil das physi¬ 
sche Existenzminimum zu sichern und den Ausbruch von Seuchen und Unruhen 
zu verhindern, darüber hinaus aber die Voraussetzungen für die Wiederingang¬ 
setzung der westdeutschen Produktion zu schaffen. Die einzelnen Etappen der 
Verwirklichung dieses Planes darzustellen, würde hier zu weit führen. Wie 
belebend und anspornend der seit Kriegsende fließende gewaltige Strom un¬ 
bezahlter Wirtschaftsgüter auf die Gesundung der Produktivkräfte in der 
Bundesrepublik gewirkt hat, sei jedoch mit Hinweisen auf einige Kern¬ 
bereiche der deutschen Volkswirtschaft auf den folgenden Seiten zahlenmäßig 
belegt. 

Es kam entscheidend darauf an, den Deutschen neuen Mut zu sinnvoller, 
lohnender Aufbauarbeit zu machen. Der Zeitpunkt zur Hilfe von außen war 
psychologisch richtig gewählt; denn die Währungsreform hatte den trügeri¬ 
schen Schleier von dem Restbestand an Volksvermögen rasch aber heilsam 
fortgezogen und zugleich einen neuen Weg für jeden gewiesen, der arbeits¬ 
fähig und arbeitswillig war. 

Schritt für Schritt gelang es, unterstützt durch gute Ernten und damit bes¬ 
sere Ernährung, die Produktivität des deutschen Industriearbeiters, der seiner 
Schwäche in den Jahren des Niedergangs nur mit Mühe die Hälfte seiner 
normalen Leistung abgerungen hatte, auf das Vorkriegsniveau, zum Teil 
schon wesentlich darüber hinaus, zu heben. Es ist nicht nur für den geschulten 
Nationalökonomen, sondern auch für den Mann aus dem Volk ungemein 
reizvoll, ja geradezu voll dramatischer Bewegtheit, das Ineinander greifen der 
Auslandshilfe und der eigenen Lebenskräfte der deutschen Wirtschaft in ihrer 
dynamischen Entfaltung während der Marshallplanperiode zurückzuver¬ 
folgen. Wie der unheilvolle Kreislauf negativer Faktoren mit der ihnen 
eigenen Konsequenz in der Agonie enden mußte, so sprang nun von einem 
wieder in Gang kommenden Wirtschaftsbetrieb zum andern der belebende 
Funke des Ansporns, und wenn man das der Medizin entlehnte Vergleichs¬ 
bild der Dollartherapie an wendet, werden die stimulierenden Wirkungen 
der amerikanischen „Bluttransfusion“ noch sinnfälliger. So haben seit Mitte 
1948 Hilfsbereitschaft der USA und zäher Leistungswille der deutschen 
Unternehmer und Arbeiter, der Beamten und Angestellten, der freiberuflich 
Tätigen und nicht zuletzt der Hausfrauen und Mütter gemeinsam das ,, Wunder 
des westdeutschen Wiederaufbaus “ vollbracht, wie so viele ausländische Besu¬ 
cher das Erreichte nennen. 

Niemand konnte damals hoffen, daß in wenigen Jahren die schwersten 
Schäden am Produktionsapparat der zerbombten westdeutschen Wirtschaft 
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behoben sein würden. Dank der Belieferung mit Rohstoffen amerikanischer 
und außeramerikanischer Herkunft stieg die Industrieproduktion in der 
Bundesrepublik , die im Jahre 1946 nur etwa ein Drittel und noch im Jahres¬ 
durchschnitt 1948 weniger als zwei Drittel der Leistung des Jahres 1956 be¬ 
tragen hatte, schon im Jahresdurchschnitt 1950 um rund 14°/ 0 , 1951 sogar 
um 56°/ 0 und 1952 um etwa 45°/ 0 über den Vorkriegsstand 1 . 

Eine so rasche Ausweitung des industriellen Produktionsvolumens, die es zu¬ 
gleich ermöglichte, drei Millionen mehr Menschen in nutzbringende Beschäf¬ 
tigung zu bringen, als vor dem Kriege im westdeutschen Raum im Erwerb 
standen, war an die Bedingung entsprechender Einfuhren geknüpft. Die 
Lücke zwischen den zunächst noch völlig ungenügenden Leistungen der 
deutschen Ausfuhrwirtschaft und dem dringendsten Bedarf an Nahrungs¬ 
mitteln und Rohstoffen zu schließen, war die unmittelbare Zweckbestimmung 
des Marshallplans. 

Im Jahre vor der Währungsreform hatte die Gesamteinfuhr Westdeutsch¬ 
lands nicht mehr als knapp 850 Millionen Dollar betragen. Ihr stand ein noch 
kümmerlicherer Export von etwas mehr als 500 Millionen Dollar gegenüber. 
Im Jahre 1951 dagegen wurde eine Exportleistung von annähernd 3 f Mil¬ 
liarden Dollar (14,6 Milliarden DM) erzielt. Wenn, die expansiven Kräfte 
der Weltwirtschaft die immer noch ins Fleisch schneidenden nationalstaat¬ 
lichen Fesseln überwinden, besteht begründete Aussicht für eine weitere Zu¬ 
nahme des westdeutschen Exports. Eine über den gegenwärtigen Stand hin¬ 
ausgehende Steigerung des deutschen Ausfuhrvolumens ist vor allem zum 
Ausgleich des fehlenden Güterstromes, erforderlich, der früher zwischen 
West- und Ostdeutschland Waren im Jahreswert von 4—5 Milliarden DM 
in beiden Richtungen bewegte. 

Damit hat die deutsche Ausfuhrwirtschaft wesentliche Voraussetzungen für 
den endgültigen Ausgleich der deutschen Handels- und Zahlungsbilanz ge¬ 
schaffen. Es kann als die glänzendste Rechtfertigung der Marshallplanhilfe 
in der Bundesrepublik bezeichnet werden, daß es nicht nur gelang, auf dem 
Niveau einer ausreichenden Inlandsversorgung die Devisen für den Import 
aus eigener Leistung zu verdienen und insofern von fremder Hilfe auf baldige 
Sicht unabhängig zu werden, sondern daß darüber hinaus die Bundesrepublik 
im Zahlungsverkehr mit den Teilnehmerländern der Europäischen Zahlungs- 
union (EZU) einen erheblichen Aktivsaldo (Ende Oktober 1952 kumulativ — 
seit Juli 1950 — 457 Millionen Dollar) ansammeln konnte. Ein solcher Über¬ 
schuß im Handels- und Zahlungsverkehr mit Europa gehörte früher zu den 

1 Einschi. Nahrungs- und Genußmittelindustrie, ohne Energie- und Bauwirtschaft. 
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DIE EINFUHREN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND UND 

WEST-BERLINS, 


deren Bezahlung durch fremde Mittel 1 erfolgte 

Monatsdurchschnitt 

1000 DM 

in % 

der Gesamteinfuhren 

1949 

4. Vierteljahr 

324 847 

37,1 

1950 

1- 

179 733 

21,6 


2- 

146 222 

19,8 


3. 

167 798 

17,9 


4- 

179 044 

14,0 

1951 

1. 

171 872 

13,9 


2- 

212 387 

19,9 


3. 

159 632 

12,0 


4- „ 

55 573 

4,4 

1952 

1- 

33 811 

2,3 


2- 

29 722 

2,5 


3. 

53 686 

4,3 


4. 

43 226 

2,8 


DIE FINANZIERUNG DER EINFUHREN 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 2 



1 ,,Fremde Mittel“ = Marshall-Plan-Mittel (ERP), GARIOA und UK-Contributions. — * Einschließ¬ 
lich West-Berlin. Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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DIE WIRTSCHAFTSHILFE DER VEREINIGTEN STAATEN 

Dollar hilfe 


milliards million 
de fr, $ 


million Mill. 
$ RM/DM 



1945/46 46/47 47/48 48/49 49/50 50/51 51/52 


DIE WIRTSCHAFTSHILFE 
DER VEREINIGTEN STAATEN VON NORDAMERIKA 


Investitionsprogramm aus Gegenwertmitteln 
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typischen Merkmalen der deutschen Außenwirtschaft. Dieser Normalzustand 
ist noch nicht wieder hergestellt. Immerhin kommt in der jetzigen Position 
der Bundesrepublik im Wirtschaftskreislauf der zum Europäischen Wirt¬ 
schaftsrat gehörenden Länder die funktionale Bedeutung der deutschen 
Volkswirtschaft auf dem europäischen Festland als wichtigster Lieferer und 
zugleich als aufnahmefähiger Absatzmarkt zum Ausdruck. 

Zwar konnte in dem rein Liv kurzen Zeitraum seit der Normalisierung des deutschen 
Außenhandels noch kein ausreichendes Devisenpolster zum Schutz gegen Kalamitäten 
der Zahlungsbilanz angelegt werden; aber es ist doch beachtlich, daß der Bestand 
der Bank Deutscher Länder an Gold und freien Dollars Ende Juli 1952 bereits mehr 
als 500 Millionen Dollar betrug. Leider ist von diesen Reserven nur ein kleiner Teil 
wirklich disponibel; er wird kaum größer sein als der Wert einer einzigen Monats¬ 
einfuhr und reicht nicht im mindesten als Sicherung gegen Kursschwankungen für 
den Fall einer Konvertierung der europäischen Währungen aus. Dennoch ist wenigstens 
der Grundstock zu einem solchen stabilisierenden Währungsfonds der Bank Deutscher 
Länder gelegt. 


ENTWICKLUNG 

DES GOLD- UND DOLLARBESTANDES DER BANK DEUTSCHER LÄNDER 

in Millionen Dollar 


Stand 

Gold 

Dollar 

insgesamt 

1951 50.9. 

— 

431,5 

451,5 

31. 12. 

27,6 

337,7 

365,5 

1952 31.3. 

27,6 

306,8 

334,4 

30. 6. 

92,3 

354,8 

447,1 

30. 9. 

118,3 

425,0 

541,3 

15. 12. 

139,8 

472,2 . 

612,0 


Fast von selbst haben sich im Verlaufe dieser Jahre nicht nur die regionalen, 
sondern auch die warenmäßigen Strukturelemente des deutschen Außen¬ 
handels normal zurückgebildet. Von den handelspolitischen restriktiven Maß¬ 
nahmen der JEIA 1 bis zur Erlangung außenwirtschaftlicher Selbständigkeit und 
dem Vorkriegsanteil der Fertigwaren am Gesamtexport war ein weiter Weg. 
Mit Nahrungsmitteln, Rohstoffen und in bescheidenem Umfang auch mit 
Gütern des gehobenen Lebensbedarfs einigermaßen hinreichend versorgt, 
konnte die westdeutsche Volkswirtschaft bis zum Ablauf des Marshall-Plans 
eine Wertschöpfung ermöglichen, die genügt, den dringendsten Lebens- 

1 Joint (American and British) Export Import Agency (Vereinigte Aus- und Einfuhr¬ 
behörde). 
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ansprüchen der Bevölkerung annähernd zu entsprechen und ihre ange¬ 
strengte Arbeit zu lohnen. Das Bruttosozialprodukt , d. h. die Gesamtheit der 
in Geld bewerteten Güter und Dienste, die zum Verbrauch und zur In¬ 
vestition zur Verfügung stehen, wuchs von der völlig unzureichenden Größe 
von etwa 36 Milliarden DM im zweiten Halbjahr 1948 auf mehr als 60 Mil¬ 
harden DM im ersten Halbjahr 1952. Es kann keinen eindrucksvolleren Maß¬ 
stab für den Katalysatoreffekt der Marshall-Plan-Hilfe in Deutschland geben 
als den Vergleich zwischen den Zuwendungen an ERP-Mitteln und dem Zu¬ 
wachs am Sozialprodukt. Jeder Marshall-Plan-Dollar hat sich in der Bundes¬ 
republik Deutschland zehnfach , ja zwanzigfach in Produktionsgütern und Lei¬ 
stungen ausgewirkt. Es gibt wohl keinen besseren Beweis für die Ökonomie 
der Europäischen Wiederaufbauhilfe als diese Tatsache. 

Die Marshallplanhilfe wurde in doppelter Wirkung dem deutschen Wieder¬ 
aufbau nutzbar gemacht. In Gestalt von eingeführten Grundstoffen und 
Nahrungsmitteln diente sie der Versorgung der Menschen und Betriebe; in 
der Form von Gegenwertmitteln , die aus dem Erlös der importierten ERP- 
Waren in deutscher Landeswährung den Zentralbanken zuflossen, bildete sie 
einen zusätzlichen Kapitalfonds von rund 5 Milliarden DM 1 , der es der 
Bundesrepublik ermöglichte, volkswirtschaftlich vordringliche Investitions¬ 
vorhaben zu finanzieren. Wie belebend die Anwendung dieser Counterpart 
Funds im Bereich der Industrie, der Landwirtschaft, des Verkehrs, des Woh¬ 
nungsbaues und der übrigen Wirtschaftszweige wirkt, werden im vollen Aus¬ 
maß erst spätere Jahre zeigen. 

Es entspräche nicht der Verantwortung der Bundesregierung, wenn sie aus 
Anlaß ihres Rückblicks auf die zurückliegenden acht Jahre ein Bild der 
wirtschaftlichen Entwicklung zeichnen wollte, in dem nur die lichten Seiten 
hervorgehoben werden. Noch immer gefährden Engpässe in den Grund¬ 
industrien die westdeutsche Wirtschaft von der Produktionsseite her. Es fehlt 
der Brückenschlag zu den Deutschen jenseits des Eisernen Vorhangs, deren 
Wirtschaftspotential für den Ausgleich innerwirtschaftlicher Spannungen und 
zur Schließung von Versorgungslücken auf die Dauer nicht entbehrt werden 
kann. Milhonen von Kriegsopfern und Heimatvertriebenen, Hunderttausende 

1 Auf die Verrechnung der Marshallplanhilfe ist auf Seite 295 eingegangen. Ihre end¬ 
gültige Regelung ist im Londoner Schuldenabkommen getroffen. 

Die Grundstoffe und Nahrungsmittel wurden zunächst global an die Bundesregierung 
geliefert, dann jedoch von der Wirtschaft — als Schuldverpflichtung der einzelnen 
Firmen — in Landeswährung zum Gegenwert der Dollarmittel aus der Marshallplan¬ 
hilfe auf ein Sonderkonto der Bank Deutscher Länder eingezahlt. Durch diese Zahlun¬ 
gen bildete sich das ERP-Sondervermögen. 
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AUSSENHANDEL 1 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
MIT DEN VEREINIGTEN STAATEN VON NORDAMERIKA 2 

Millionen $ Millionen DM 





Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 

1950 1951 1952 


*.'. Fertigwaren Halbwaren Rohstoffe | | ^rtsehaft^ 9 " 

1 Nach Herstellung- undVerbrauchsländem einschl. der Einfuhren aus fremden Mitteln (ECA/MSA, 
GARIOA und UK-Contributions). 2 Quelle; Statistisches Bundesamt. 
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DER AUSSENHANDEL 1 DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND 2 MIT DEN FREIEN-DOLLAR-LÄNDERN 



1 Nach Einkaufs- bzw. Käuferländern. - 2 Einschl. West-Berlin. - 8 Gesamteinfuhr einschl. Einfuhren 
aus fremden Mitteln (ECA/MSA, GARIOA und UK-Contributions). 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesministerium für Wirtschaft. 
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von Arbeitslosen oder gering bezahlten Angehörigen des Mittelstandes be¬ 
wegen sich immer noch am Rande des Existenzminimums. Es wird schwer 
werden, die Lasten eines Verteidigungsbeitrages und der Bedienung der Vor¬ 
kriegsschulden ohne zusätzliche Opfer der gesamten Bevölkerung zu tragen. 
Trotz großen Aufwendungen zur Modernisierung der Produktionsmittel sind 
mehr als 30 unter 100 Werkzeugmaschinen in westdeutschen Betrieben 
älter als 20 Jahre und damit längst erneuerungsbedürftig. 

Auch die deutsche Außenwirtschaft ist von einer endgültigen Stabilisierung 
auf ausreichend hohem Niveau noch weit entfernt, und es wird weitsichtiger 
Entscheidungen bedürfen, um die errungenen Erfolge gegen neue Erschüt¬ 
terungen zu sichern. Westdeutschlands Anteil am Welthandel ist erst knapp 
halb so groß wie in den letzten Vorkriegsjähren (damals etwa 9°/ 0 ). 

Bei gleicher Bevölkerungszahl wie Großbritannien führt die Bundesrepublik 
selbst jetzt je Kopf nur Güter im Wert von 6,54 Dollar, das Inselreich jedoch 
im Werte von 14,32 Dollar aus. Im Verhältnis zur Bevölkerungsdichte liegt 
die westdeutsche Ausfuhr je Kopf der Bevölkerung auch heute noch weit 
unter dem Durchschnitt der dem Europäischen Wirtschaftsrat angehörenden 
Staaten. Auch die Einfuhr erreichte — gemessen am Volumen des Jahres 
1929 — je Kopf der Bevölkerung in der Bundesrepublik im Jahre 1951 nur 
57 v. H. der damaligen Importe, während sich z. B. bei Belgien-Luxemburg 
eine entsprechende Indexziffer von 106 und bei Frankreich von 103 ergibt. 
Schwere Sorgen bereitet nach wie vor das Problem, das sich aus dem auf 
nahe Sicht offenbar nicht zu beseitigenden Mißverhältnis zwischen den un¬ 
vermeidlich hohen Einfuhren aus dem Dollarraum und den unzulänglichen 
Exporten dorthin ergibt. Trotz allen Anstrengungen von deutscher Seite, die 
Dollarhnapplieit wenn nicht zu beheben, so doch zu verringern, wächst die 
Erkenntnis, daß eine befriedigende Lösung dieser Spannung nur in gemein¬ 
samem Bemühen auf interkontinentaler Ebene mit dem Ziel der Wieder¬ 
herstellung konvertibler Währungen gefunden werden kann. 

Eins darf aber bei diesem Rückblick dankbar und bescheiden festgestellt wer¬ 
den : die düsteren Schatten der Vergangenheit sind gebannt. Ein Amerikaner 
hatineinerWürdigungderMarshallplanhilfedas Wort gebraucht, Westdeutsch¬ 
land sei wieder zum industriellen Herzen und zum wirtschaftlichen Kernstück 
Europas geworden. Das deutsche Volk ist sich wohl bewußt, wie relativ solche 
Wertungen sind. Voll Hoffnung aber richten seine Blicke sich auf eine Zukunft, 
die es ihm erlaubt, in enger Gemeinschaft mit den Völkern der freien Welt 
den Aufbau einer sich selbst erhaltenden, fremder Hilfe nicht länger bedürfen¬ 
den, international wettbewerbsfähigen deutschen Wirtschaft zu vollenden. 
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Unsere Generation ist Zeuge eines geschichtlichen Prozesses, der innerhalb 
weniger Jahrzehnte zu einer völligen Umgestaltung des politischen und wirt¬ 
schaftlichen Weltbildes geführt hat. Vor dem Ersten Weltkrieg waren sechs 
von den acht anerkannten Großmächten europäischeMächte. Großbritannien, 
Deutschland und Frankreich waren die drei größten Gläubigerländer mit 
rund 40 Milliarden Dollar Auslandsinvestitionen in der ganzen Welt. Gegen¬ 
wärtig sind sie überwiegend Schuldnerländer, wenn auch unterschiedlichen 
Grades. 

Der Anteil des nordwesteuropäischen Industriebezirks, eines Gebietes, das 
innerhalb eines Kreises mit einem Radius von etwa 500 km um die Rhein¬ 
mündung liegt, an der Kohlenförderung und der Eisen- und Stahlgewinnung 
der Welt war schon vor 1913 rückläufig. Er ist von knapp der Hälfte 1913 
bis 1951 gesunken: bei Kohle auf drei Zehntel, bei Roheisen auf wenig mehr 
als ein Viertel und bei Rohstahl auf weniger als ein Viertel. 

Der Anteil Europas am Welthandel hat sich von mehr als drei Fünftel 1913 
auf etwas mehr als zwei Fünftel 1951 verringert und erscheint auch nur 
deshalb noch verhältnismäßig hoch, weil der ganze Handel zwischen den 
einzelnen europäischen Klein- und Mittelstaaten als „Außenhandel“ be¬ 
zeichnet wird, während z. B. die Umsätze zwischen den einzelnen Bundes¬ 
staaten der USA Binnenhandel darstellen. 

Vom Gesamtbestand der Welthandelsmarine entfielen auf 11 west- und 
mitteleuropäische Länder 1914 80%, 1950 dagegen nur noch 47%. 

Nur durch einen weitgehenden Zusammenschluß, der eine weitere gegen¬ 
seitige Zerfleischung verhindert, können die europäischen Völker ihrem 
politischen und wirtschaftlichen Niedergang entgegenwirken und ihre ver¬ 
lorene Stellung in der Welt wenigstens teilweise zurückgewinnen. 

Die Völker Europas haben aus den bitteren Erfahrungen der letzten Jahr¬ 
zehnte dies gelernt: Wenn Europa seinen Frieden und seine Eigenständigkeit 
erhalten und seinen Wohlstand mehren will, darf es nicht in der Isolierung 
der unabhängigen Nationalstaaten verharren. Die Bedrohungen, denen die 
abendländischen Völker ausgesetzt sind, viele gleichartige politische und wirt¬ 
schaftliche Sorgen und die Besinnung auf das gemeinsame kulturelle Erbe 
haben die Notwendigkeit enger Zusammenarbeit deutlich gemacht. 

Der erste Anstoß zu europäischem Zusammenwirken erfolgte durch die Mar- 
shall-Plan-Hilfe. Dem Rat für wirtschaftliche 7,usammenarbeit in Paris 
(OEEC) 1 , der die geeignete Verwendung dieser Mittel zu überwachen hatte, 
oblag nicht nur die Sorge für die wirtschaftliche Gesundung der Mitglied¬ 
staaten, sondern auch die Förderung einer engen wirtschaftlichen Gemein- 

1 OEEC = Organisation for European Economic Co -Operation. 
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schaftsarbeit, die allein eine dauerhafte Hebungdes Wohlstandes bewirken kann. 
So entwickelte sich die Marshall-Plan-Organisation zu einem Gremium ver¬ 
trauensvoller Aussprache und gemeinsamer Planung, an der die Bundes¬ 
republik wesentlichen Anteil hat. 

Auf dem politischen Gebiet schlossen sich fast alle Länder des freien Europa 
im Jahre 1949 zum Europarat zusammen. Er erstrebt „einen stärkeren Zu¬ 
sammenschluß seiner Mitglieder zum Schutz und zur Förderung der Ideale 
und Prinzipien, die ihr gemeinsames Erbe sind, und zum Besten ihres wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Fortschritts“. In den Organen des Europarats, dem 
Ministerausschuß und der Beratenden Versammlung, wird durch freimütige 
Erörterung und Beratung der allen gemeinsamen Probleme eine Annähe¬ 
rung erreicht, die gewissermaßen ein ,, europäisches Klima 11 geschaffen hat. 
Wenn auch die Entschließungen dieser Gremien die Regierungen nicht un¬ 
mittelbar binden, so ist ihr Einfluß auf die Entwicklung zu einem geeinten 
Europa doch außerordentlich bedeutsam. 

Einsichtsvolle Politiker erkannten bald, daß über diese internationale Zu¬ 
sammenarbeit hinaus neue Wege beschritten werden mußten, wenn das 
gesteckte Ziel schnell und wirksam erreicht werden sollte. In einer Zeit, in 
der durch die Fortschritte der Technik und des Verkehrs die Entfernungen 
zwischen den Staaten immer kürzer geworden sind, in der jede Krise in 
einem Lande sich sofort in den anderen Ländern auswirkt, ist eine Politik, 
die von der uneingeschränkten Souveränität der alten Nationalstaaten aus¬ 
geht — und das ist ja selbst noch bei dem OEEC und dem Europarat der 
Fall —, kein ausreichender Weg politischen Wirkens mehr. So zeichnete sich 
bald die Notwendigkeit eines neuen, kühneren Schrittes ab: die Übernahme 
von Teilen der einzelstaatlichen Souveränität durch eine übergeordnete Gewalt. 
Diesem Gedanken entsprach der Vorschlag des französischen Außenministers 
ROBERT Schuman vom 9. 5. 1950 zur Vereinigung der europäischen Kohle- 
und Stahlindustrie in einer hier staatlichen Gemeinschaft, der ,,Schuman- 
Plan‘ l . Der am 18. 4. 1951 von den Vertretern Belgiens, Frankreichs, Italiens, 
Luxemburgs, der Niederlande und der Bundesrepublik Deutschland Unter¬ 
zeichnete Vertrag wurde von den Parlamenten dieser Länder mit klaren 
Mehrheiten gebilligt und trat am 23. 7. 1952 in Kraft. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurde der Gedanke Robert Schumans 
als ein Weg zur Überwindung der Gegensätze zwischen Deutschland und 
Frankreich begrüßt. Auch die von der Sozialdemokratie getragene parla¬ 
mentarische Opposition bekannte sich zu der dem Vorschlag zugrunde 
hegenden Idee. Sie erhob jedoch Einwände gegen die Konstruktion des Plans, 
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weil er ihrer Meinung nach die durch die Besatzungsmächte in der deutschen 
Wirtschaft vorgenommenen Veränderungen als Diskriminierungen fort- 
bestehen und die aus der Teilung Deutschlands resultierenden Folgen un¬ 
berücksichtigt ließ, und gegen die Ausschließlichkeit des Prinzips der supra¬ 
nationalen Behörden, durch die nach Auffassung der Opposition die Teilnahme 
Großbritanniens und der skandinavischen Staaten unmöglich gemacht 
wurde. 

Die Mehrheit des Deutschen Bundestages entschied sich dessen ungeachtet 
für die Annahme des Vertrags. Sie stützte sich dabei auf die in der Präambel 
des Grundgesetzes enthaltene Erklärung: „von dem Willen beseelt, als 
gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt 
zu dienen“, und auf die im Artikel 24 des Grundgesetzes ausgedrückte 
Vollmacht: „Der Bund kann durch das Gesetz Hoheitsrechte auf zwischen¬ 
staatliche Einrichtungen übertragen“. 

Zum erstenmal wurde damit supranationales, dem nationalen Recht über¬ 
geordnetes europäisches Recht geschaffen. Die Hoheitsrechte der Einzel¬ 
staaten über die Kohle- und Stahlindustrie sind an eine diesen Einzelstaaten 
übergeordnete Gemeinschaft übergegangen. Diese handelt kraft eigenen 
Rechts im Rahmen der ihr durch den Vertrag überwiesenen Zuständig¬ 
keiten. 

Das Exekutivorgan dieser Gemeinschaft ist die aus 9 Mitgliedern bestehende 
Hohe Behörde. Ihre Mitglieder sind nicht Beauftragte oder Vertreter der 
Länder, deren Staatsangehörigkeit sie besitzen; sie sind vielmehr ,, Europäer 
von Amts wegen 1 ’ 1 ', die ihr Amt unparteiisch, ausschließlich im Interesse der 
Gemeinschaft auszuüben haben. Sie stellen die „Regierung“ der Montan- 
Gemeinschaft dar und sind der Kontrolle durch ein eigenes Parlament 
und durch einen besonders geschaffenen Gerichtshof unterworfen. So kann 
das Parlament mit seinem Mißtrauensantrag die Hohe Behörde zum Rück¬ 
tritt zwingen; der Gerichtshof kann Entscheidungen, die den Grundsätzen 
des Vertrages nicht entsprechen, aufheben und wird damit sozusagen der 
Hüter des Gewissens der Gemeinschaft. 

Als föderatives Organ ist der Ministerrat geschaffen. Er sorgt dafür, daß die 
Tätigkeit der Hohen Behörde mit der allgemeinen Wirtschaftspolitik der 
Regierungen der Mitgliedstaaten harmoniert. Da im Rahmen der Montan- 
Gemeinschaft wesentliche Teile der Wirtschaftspolitik den einzelnen Län¬ 
dern überlassen bleiben, ist die Aufgabe des Ministerrats besonders wichtig. 

Das Ziel der Gemeinschaft, die auch allen anderen europäischen Staaten 
zum Beitritt offen steht, ist die Ausweitung der Produktion, die Steigerung 
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der Beschäftigung und damit die 
Hebung der Lebenshaltung jedes 
Einzelnen. Die Grundlage hier¬ 
zu bietet der neugeschaffene ge- 
meinsameMarkt, der auf einem 
der wichtigsten Gebiete der 
Wirtschaft 160 Millionen Men¬ 
schen zu einem einheitlichen 
Wirtschaftsraum zusammen¬ 
schließt. 

Von Anfang an sollte dieser Ver¬ 
trag nur der erste Schritt zu einer 
umfassenderen Integration Eu¬ 
ropas sein. Die starke Verfloch¬ 
tenheit der Grundstoffindustrie 
mit der übrigen Wirtschaft und 
die überstaatliche Kontrolle 
wichtiger Teile der Volkswirt¬ 
schaft schaffen Probleme, die 
nur durch weitere Integration 
gelöst werden können. Vor In¬ 
krafttreten des Schuman-Plans 
wurde bereits über das Zu¬ 


vergleich DER VEREINIGTEN STAATEN (USA) UND DER LÄNDER 
DER MONTAN-GEMEINSCHAFT 1 

USA Montan-Gemeinsch. 


Bevölkerung (1949). 149,2 155,0 

Fläche (Mill. qkm). 7,85 1,17 

Produktion von Steinkohle (1950, Mill. t). 496,9 217,1 

Produktion von Rohstahl (1950, Mill. t). 87,7 31,8 

Produktion von Eisenerz (1950, Mill. t). 99,7 45,2 

Produktion von Koks (1950, Mill. t). 65,4 46,4 

Ausfuhr von Steinkohle (1950, Mill. t). 26,6 29,7 

Ausfuhr von Stahl (1949, Mill. t) . . .. 2,8 5,4 


1 Zum Vergleich: Die Sowjetunion und ihre europäischen Satelliten förderten im Jahre 
1950 296,4 Millionen t Steinkohle und erzeugten 36,2 Millionen t Rohstahl. 
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KOHLEN- UND EISENERZVORKOMMEN 
SOWIE ZENTREN DER STAHLERZEUGUNG 

in den Schuman- Plan- Ländern 


Steinkohlenförderung 1950 Weltkohlenförderung 

5 1500,0 Mül. t 

(T) Vereinigte Staaten 

Schu manplan-Staaten 

(3) Das übrige Westeuropa 1^3 

@ Die UDSSR und ihre v 
Satelli ten-Staaten 

(5) Die übrige Welt 
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Rohstahlerzeugung- 1950 

Weltstahlerzeugung 
183,0 Mill. t 

(D Vereinigte Staaten 

© Schumanplan-Staaten 

(3) Das übrige Westeuropa 

Die UDSSR und ihre 
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DIE STEINKOHLENFÖRDERUNG 

in verschiedenen europäischen Ländern und den Vereinigten Staaten von Nordamerika 1 


Milt, million million Mill. million Mill. 

t short tons short tons t short tons t 
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DIE ROHSTAHLERZEUGUNG 


in verschiedenen europäischen Ländern und den Vereinigten Staaten von Nordamerika 1 


Mill. million 
t short tons 


million Mill. 
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1 Quellen: Statistisch Zakboek, Centraal Bureau voor de Statistiek, ’s-Gravenhage. — Bulletin de 
la Chambre Syndicale de la Sid6rurgie Fran^aise, Paris. — Statistisches Bundesamt. 

* Das Saargebiet ist um der Übersichtlichkeit willen gesondert aufgeführt. 
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standekommen einer Agrarunion verhandelt und der Gedanke einer europäi¬ 
schen Währungsunion erwogen. 

Die weltpolitische Lage hat indessen bewirkt, daß ein Problem in den Vorder¬ 
grund der europäischen Einigungsbestrebungen trat, das nach dem Wunsche 
aller Beteiligten eher an das Ende der Entwicklung zu einem vereinten 
Europa gehört hätte: die Frage der gemeinsamen Verteidigung. Die Gefähr¬ 
dung des Friedens, das Erfordernis, alle Kräfte aufzubieten, um den Frieden 
in Freiheit zu wahren, der Wille und die Notwendigkeit, auch diese Aufgabe 
gemeinsam zu lösen, haben die gleichen Staaten, die sich in der Montan- 
Gemeinschaft zusammengefunden hatten, im Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft vereint. Dieser Vertrag wurde am 
26. 5. 1952 unterzeichnet •— ein Beweis stetig wachsenden Willens der sechs 
Völker zur Einheit. 

Die Montan-Gemeinschafth.ai bei dieser Gelegenheit die wichtige Aufgabe er¬ 
füllt, Vorbild für weitere Integrationsbestrebungen zu sein. Nach ihrem Muster 
wurde auch die Verteidigungsgemeinschaft aufgebaut. Eine Exekutive, das 
Kommissariat, wird nach europäischem Recht gebildet und wird nach euro¬ 
päischem Recht handeln. Das Parlament und der Gerichtshof werden bei 
beiden Gemeinschaften identisch sein. Auch hier wird der Ministerrat für die 
Koordinierung der einzelstaatlichen Politik mit der der Gemeinschaft zu 
sorgen haben. Mit Inkrafttreten dieses Vertrages wird die Bundesrepublik 
aber auch an das umfassendere Verteidigungssystem des Atlantik-Paktes an¬ 
geschlossen werden. Beide Gemeinschaften werden eng miteinander ver¬ 
knüpft sein. Die zunehmende Stärke des atlantischen Bundes wird daher 
auch Deutschland einen sicheren Schutz gegen jeden Angreifer gewähr¬ 
leisten, so wie sein Beitrag eine wertvolle Hilfe für die anderen Mitglied¬ 
staaten darstellt. 

Der Verteidigungsvertrag gibt der parlamentarischen Versammlung der Mon- 
tan-Gemeinschaft einen wichtigen Auftrag, der erkennen läßt, mit welchem 
Nachdruck sich der Gedanke eines engeren Zusammenschlusses durchgesetzt 
hat, nachdem ihm einmal der Weg gebahnt worden war. Artikel 58 des Vertra¬ 
ges bestimmt, daß — innerhalb bestimmter Fristen —die Versammlung 
die Bildung einer Versammlung der Europäischen Verteidigungsgemein¬ 
schaft durch Wahl auf demokratischer Grundlage, die Befugnisse, die einer 
solchen Versammlung zu übertragen wären, und die Änderungen, die ge¬ 
gebenenfalls an den Vorschriften dieses Vertrages über die übrigen Organe 
der Gemeinschaft vorgenommen werden müßten, um insbesondere eine 
angemessene Vertretung der Staaten sicherzustellen. 
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zu untersuchen hat. Die Mitgliedstaaten haben also erkannt, daß die Schaffung 
von übernationalen Behörden, die über die Ausübung der wichtigsten Rechte 
der Länder zu entscheiden haben, die Einrichtung einer Autorität verlangt, 
die auch die politischen Probleme gemeinschaftlich behandelt. 

Dieses im Vertrag vorgesehene Verfahren ist nunmehr, ohne die Ratifizierung 
abzuwarten, in Kraft gesetzt worden. Die Außenminister der Schuman-Plan- 
Staaten haben bei der ersten Zusammenkunft des Ministerrats der Montan- 
Gemeinschaft im September 1952 beschlossen, die Mitglieder der Gemein¬ 
samen Versammlung der Montan-Gemeinschaft zu bitten, die Möglichkeit zur 
Bildung einer politischen Gemeinschaft zu prüfen. Die Versammlung hat 
diesem Ersuchen stattgegeben und eine europäische Verfassung ausgearbeitet. 
In einigen Jahren wird der rückblickende Betrachter die Monate seit Inkraft¬ 
treten des Schuman-Plans als die entscheidende Phase auf dem Weg zu einem 
geeinten Europa erkennen. 

Es ist das Anhegen der Staaten, die durch ihren Zusammenschluß in der 
Montan- und in der Verteidigungsgemeinschaft zu so entscheidenden Neue¬ 
rungen geschritten sind, nicht in sich zu verharren und ein sogenanntes 
,,Kleineuropa l ‘ unter Ausschluß anderer zu errichten. Sie sind sich bewußt, 
daß unter den heutigen Umständen auch eine solche Gemeinschaft, so stark 
und eindrucksvoll sie — verglichen mit dem vorherigen Zustande — sein 
mag, der Lösung der Probleme allein nicht gewachsen ist. Nur die Gemein¬ 
schaft der atlantischen Welt, zu der als Grundpfeiler auch die anderen konti¬ 
nentaleuropäischen Staaten, Großbritannien, Kanada und die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika untrennbar gehören, kann diese Aufgabe meistern. 
Die sechs Staaten der engeren Gemeinschaften haben die bisherigen Schritte 
unternommen, weil eine Verzögerung des Zusammenschlusses nicht zu ver¬ 
antworten war und diejenigen Kräfte, die zu sofortigem gemeinsamen Han¬ 
deln bereit waren, nicht enttäuscht werden durften. Die Form dieses Zu¬ 
sammenschlusses selbst zeigt, daß er die engstmögliche Zusammenarbeit mit 
den übrigen Staaten Europas und der atlantischen Gemeinschaft erstrebt. 
Letztes Ziel ist es, in konzentrischen Kreisen aufbauend, eine weltweite 
Friedensordnung einzuleiten. 
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VERKEHR 


Der dem Buch vorgeschriebene Umfang erlaubte nur die Aufnahme be¬ 
stimmter Bereiche des Verkehrswesens: der Bundesbahn und der Seeschiff¬ 
fahrt, des Nachrichten- und des Fremdenverkehrs. Andere Gebiete, die weder 
in ihrer Bedeutung noch in ihren Leistungen hinter den genannten zurück¬ 
stehen, konnten nicht berücksichtigt werden, so insbesondere der Straßen¬ 
verkehr und die Binnenschiffahrt. Einige Zahlen und Schaubilder mögen 
immerhin die Entwicklung in anderen als den hier behandelten Verkehrs¬ 
bereichen beleuchten. 


Die Verkehrsleistungen im Güterverkehr der Binnenschiffahrt 


Monats¬ 

durchschnitt 

Beförderte < 
Güter (inl 000 t) 

Geleistete t~km Monats- Beförderte Geleistete t-km 

(in Mill.) durchschnitt Güter (in 1000 t) (in Mül.) 

1936 

8 354 

1675 

1950 

5 988 

1396 

1948 

4214 

895 

1951 

7 343 

1745 

1949 

4821 

1071 

1952 (l.Halbj.) 

7 664 

1835 


BESTAND AN KRAFTFAHRZEUGEN IM BUNDESGEBIET 

Mill. (Stand jeweils am 1. Juli) Quelle: Statistisches Bundesamt Mill. 



Pers.-Kraftwagen Lastkraftwagen Zugmaschinen Krafträder Kfz.-Anhänger 
bis 1499 ccm bis 1999 kg JJJJ] bis 249 ccm H einachsig 

| über 1500 ccm r«|2000 kg r-s 250 ccm mehrachsig 

“ und mehr • und mehr und mehr 
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ENTWICKLUNG DES GÜTER- UND PERSONENVERKEHRS 
IM BUNDESGEBIET 
(1936 — 100) 
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■ VERKEHR AUF DER SCHIENE 


Ende 1936 wies die Deutsche Reichsbahn ein Anlagevermögen von 27,4 Mil¬ 
liarden Reichsmark aus. Davon waren 6,5 Milliarden in rollendem Material 
und 5,5 Milliarden im Oberbau investiert. Das Schienennetz, das annähernd 
55000 km lang war, wurde von 578000 Güterwagen, 60000 Personenwagen 
und 22400 Lokomotiven und Triebwagen befahren. Mit diesem Park wurden 
450 Millionen Tonnen Güter und — ohne den Stadt- und Vorortverkehr in 
Berlin und Hamburg — eine Milliarde Personen befördert. 

Der Zweite Weltkrieg hat den Eisenbahnen schwere Verwüstungen gebracht. 
Die durch Bombenwürfe, Beschuß und Sprengungen hervorgerufenen Zer¬ 
störungen waren unvorstellbar. Besonders hart waren die großen Personen- 
und Verschiebebahnhöfe getroffen, die als Eisenbahnknotenpunkte von 
großer Flächenausdehnung und Anhäufung eines umfangreichen rollenden 
Materials lohnende Ziele für Luftangriffe boten. Der Bahnkörper war mit 
Bombentrichtern übersät. Gleise und Weichen ragten zwischen Wagen und 
Lokomotiven zerfetzt in die Luft. Empfangsgebäude und Güterhallen waren 
ausgebrannt, Signal- und Fernmeldeanlagen zerschlagen, Betriebs- und Be¬ 
triebswagenwerke zum großen Teil zerstört und die Ausbesserungswerke mit 
wertvollen Maschinen und Geräten zu 45°/ 0 ausgefallen. Die Strecken, und 
besonders die Hauptstrecken, waren durch die Zerstörung der großen Fluß- 
und Talbrücken, der Straßenunter- und -Überführungen, der Kreuzungs¬ 
bauwerke, Tunnels und Stützmauern unterbrochen. Der Kern des Ruhr¬ 
gebietes war von der Umwelt völlig abgeschnitten. 

Über den Umfang der bereits während der Kriegs]ahre geleisteten Wieder¬ 
aufbauarbeiten liegen keine Aufzeichnungen mehr vor. Beim Zusammen¬ 
bruch beliefen sich die Gesamtkosten für die Beseitigung der Schäden an Bahn¬ 
anlagen (ohne Fahrzeuge) auf rund 2,7 Milliarden Mark; das sind 12°/ 0 des 
Neuherstellungswertes dieser Anlagen. Hinzu kam noch rund 1 Milliarde 
Mark Kriegsschäden an Fahrzeugen. 

Bereits während der Rriegsjahre konnten Unterhaltungs- und Erneuerungs¬ 
arbeiten nicht mehr in dem erforderlichen Umfang ausgeführt werden, da 
die verfügbaren Arbeitskräfte und Baustoffe in zunehmendem Maße für die 
Beseitigung der Bombenschäden eingesetzt werden mußten. So entstanden 
Unterhaltungs- und Erneuerungsrückstände , deren Höhe im Zeitwert der 
Währungsreform (21. 6. 1948) ohne Fahrzeuge mit etwa 1,4 Milliarden DM 
zu veranschlagen ist. Auch in der Unterhaltung und Erneuerung des Wagen- 
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parks waren Rückstände entstanden, die im gleichen Zeitpunkt etwa 1,4 Mil¬ 
liarden DM betragen haben. Der gesamte Substanzverzehr betrug also bis 
zur Währungsreform etwa 2,8 Milliarden DM. Während es gelungen ist, 
den Nachholbedarf bei den Fahrzeugen bis zum 31. 12. 1951 auf 0,8 Mil¬ 
liarden DM abzubauen, stieg er bei den ortsfesten Anlagen im gleichen Zeit¬ 
raum durch weiteren Substanzverzehr auf 2 Milliarden DM an. 

1945 waren in den Gleisanlagen im Bundesgebiet 4271 km Gleise und 
16871 Weichen zerstört. Von den 23085 vorhandenen Eisenbahnbrücken 
waren 3149 beschädigt oder zerstört. In den Direktionsbezirken Köln und 
Trier waren es mehr als ein Drittel aller vorhandenen Eisenbahnbrücken. 
Alle 22 Eisenbahnbrücken über den Rhein, alle 11 Brücken über die Weser 
sowie 23 von den 24 Eisenbahnbrücken über den Main und 22 von den 34 
Eisenbahnbrücken über die Donau waren zerstört. 

Der Umfang des Eisenbahnnetzes im alten Reichsgebiet betrug (1936) 
54375 km. 9500 km Streckenlänge gingen durch die Abtrennung der Gebiete 
östlich der Oder und Neiße und durch die Gleisdemontage in der Sowjetzone 
verloren. 1945 war noch etwa die Hälfte der Lokomotiven und Güterwagen 
und weniger als ein Drittel der Personenwagen nach dem Stand von 1936 be¬ 
triebsfähig, wie die folgende Übersicht, die sich auf das spätere Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet bezieht, ausweist: 


1936 Ende 1945 davon 

(Reichsgebiet) (Bizone) betriebsfähig 


Lokomotiven. 20 700 16 200 6 300 

Güterwagen. 578 000 375 000 282 000 

Personenwagen. 60 000 22 000 10 700 


Beim Zusammenbruch waren im Bundesgebiet 37,3 Millionen m 3 der Eisen¬ 
bahnhochbauten zerstört; das ist über ein Drittel des bei der Deutschen 
Bundesbahn vorhandenen umbauten Raumes von 110 Millionen m 3 . Diese 
zerstörten Hochbauten entsprechen etwa dem Häuserbestand einer Großstadt 
von 400 000 Einwohnern. 

Durch Kriegsschäden und durch Plünderung der abgestellt stehenden Wagen, 
besonders der Polsterwagen, sind Schäden entstanden, die sich auf rund 
400 Millionen Mark beliefen. Der Zustand der Personenwagen verschlech¬ 
terte sich bis zur Währungsreform weiter, da die Züge überfüllt waren und 
die Güterwagen mit Vorrang wiederhergestellt wurden. 
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Im Kraftfahrwesen der Reichsbahn war die Lage nach Einstellung der F eindselig- 
keiten durch feist völligen Verlust des in mehr als 10 Jahren einheitlich aufgebau- 
ten hochwertigen Fahrzeugbestands - sei es durch Vernichtung im Katastrophen¬ 
einsatz oder durch Plünderung an den Auslagerungsorten- gekennzeichnet. 

Der gesamte Verkehrsdienst war lahmgelegt. Bahnhöfe, Strecken und Abstell¬ 
gleise waren mit Räumungs- und Flüchtlingsgütern überfüllt. Güterwagen 
und Schuppen waren in den ersten Tagen der Besetzung das Ziel plündernder 
Ausländer und einheimischer Bevölkerung. 

Die Besatzungsmächte beförderten ihren Nachschub zunächst nur mit Kraft¬ 
wagen. Keiner der abgestellten Güterwagen durfte ohne ihre Zustimmung 
bewegt werden. Alle Güter, die sich bei der Besetzung auf Reichsbahngebiet 
befanden, wurden als Beutegut und Eigentum der Besatzungsmächte erklärt. 
Alle Güterwagen erhielten die Aufschrift ,, Allied Forces u . Die wichtigeren 
Bahnhöfe wurden mit Eisenbahnoffizieren der Armee besetzt, die den trans¬ 
portmäßigen Nachschub der Besatzungsmächte regelten. 

Nach der Kapitulation waren Millionen von Menschen unterwegs. Sie nahmen 
insbesondere die Leergüterzüge in Anspruch. Bis zu 2000 Reisende je Leer¬ 
güterzug wurden gezählt, die ohne Fahrtausweise die Züge gestürmt hatten. 
Infolge der Ernährungsschwierigkeiten setzte im Herbst 1945 ein stärker 
werdender Versorgungsverkehr nach landwirtschaftlichen Gebieten ein, dem 
die Fahrpreisverdoppelung vom 1. 4. 1946 keinen Eintrag tat. Daß noch im 
Sommer 1947 etwa 40°/ 0 weniger Güter als 1936 befördert wurden, wäre als 
normal zu bezeichnen. Völlig anormal aber war, daß im Jahr 1946 allein in 
der Englischen und Amerikanischen Zone mit etwa einem Drittel des Wagen¬ 
bestandes der Vorkriegszeit 1,2 Milliarden Menschen — also mehr als 1936 
im ganzen Reichsgebiet — befördert wurden. Die „Fahrgäste“ hingen wie 
die Trauben an den Zügen, standen auf den Trittbrettern und lagen auf den 
Wagendächern. Dadurch litt nicht nur die Verkehrssicherheit, sondern das 
Material selbst war einem unerhörten Verschleiß ausgesetzt. 

Diese wenigen Ausschnitte aus der Situation nach Kriegsende machen deut¬ 
lich, daß die Reichsbahn, das größte TVirtschaftsunternehmen und der größte 
Auftraggeber im Reich, 1941 vor einem Chaos stand. Durch Kriegseinwir¬ 
kungen waren nicht nur die Bahnanlagen und Einrichtungen weitgehend 
zerstört. Auch der Eisenbahn-, Fernsprech- und Postverkehr ruhte völlig. 
Damit erlosch jede Verbindung der einzelnen Stellen untereinander. Wich¬ 
tigste Rohstoffe waren beschlagnahmt. Die Lager, auch soweit sie vorsorglich 
anderenorts untergebracht waren, waren größtenteils zerstört oder geplündert 
und demzufolge in einer nicht zu beschreibenden Unordnung. 
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Als der Eisenbahnbetrieb auf Anordnung der Militärregierung in einer ersten 
kümmerlichen Form eröffnet werden sollte, konnte dies nur unter weit¬ 
gehender Selbsthilfe der örtlichen Stellen geschehen. Es bestand akuter Mangel 
an Stoffen, Ersatzstücken, Geräten und Werkzeugen jeder Art. Die Industrie 
lag vollkommen danieder. Der Handel hatte unter den Auswirkungen und 
Folgen des Krieges schwer gelitten, so daß auch dort nur äußerst knappe Vor¬ 
räte vorhanden waren. Zonengrenzen und Transportschwierigkeiten ver¬ 
hinderten Einkäufe über den jeweiligen regionalen Rahmen hinaus. Es 
fehlte überall am Notwendigsten und sogar Primitivsten. Die Beschaffung 
der Eisenbahn, die weitgehendst auf zentralen Einkauf eingestellt war, stand 
plötzlich vor dem Zwang, sich auf eine sehr weitgehende Dezentralisierung 
des Einkaufs umzustellen, um die wenigen örtlich sich nach Kriegsschluß 
noch bietenden Möglichkeiten auszunutzen. Wo daher irgend etwas greifbar 
war, wurde eingekauft. Auf Qualitäten, Lieferbedingungen oder Preisgestal¬ 
tung konnte keine Rücksicht genommen werden. Auf altbewährte Liefer¬ 
firmen konnte nur in seltenen Fällen und solange zurückgegriffen werden, 
bis deren meist geringe Vorräte erschöpft waren. 

Bei den Eisenbahndirektionen und später Eisenbahn-Zentralämtern sowie 
bei der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn wurden Kontrollstellen 
der Militärregierung mit weitgehenden Befugnissen eingesetzt. Das Geneh¬ 
migungsverfahren war umständlich und langwierig und in jeder Zone anders. 
Trotz allen Schwierigkeiten hat der Zustand der Lethargie, wie er der schier 
unlösbaren Situation entsprochen hätte, nur kurze Zeit gedauert. Verant¬ 
wortungsbewußte Männer nahmen den Wiederaufbau tatkräftig in die 
Hand. Zunächst mußten die Hauptstrecken, und hier vor allem die Nach¬ 
schubstrecken der Besatzungsmächte und die Hauptabfuhrlinien für Kohle 
aus dem Ruhrgebiet, wieder befahrbar gemacht werden. Zweigleisige 
Strecken wurden zunächst eingleisig wiederhergestellt. In den zerstörten 
Bahnhöfen wurde die Fahrbahn häufig quer durch die Trümmer verlegt. Wo 
Gleisbaustoffe fehlten, mußten sie durch Ausbau von Gleisen auf Neben¬ 
bahnen gewonnen werden. Zerstörte Stellwerke wurden durch Behelfsanlagen 
ersetzt. Beim Wiederaufbau der zerstörten Brücken mußten in großem Um¬ 
fange Behelfsbauweisen angewandt werden, wobei die Besatzungsmächte mit 
eigenen Pionieren und Geräten halfen. Hinzu kam die Räumung der Flüsse 
von den Trümmern zerstörter Brücken, um Überschwemmungen und Eis¬ 
versetzungen zu verhindern. Angesichts der Vordringlichkeit der Fahrbahn¬ 
wiederherstellung mußte die Instandsetzung der Hochbauten zunächst zu¬ 
rückstehen und sich auf Räumungs- und Flickarbeiten beschränken. 
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Bis Juni 1948 bestimmten die Engpässe Baustoffe und Arbeitskräfte den Um¬ 
fang des Bauens. Da das Bauvolumen beschränkt war, konnten nur die so¬ 
genannten Vorrangbauten ausgeführt werden. Nach der Währungsumstel¬ 
lung wurden die Geldmittel für den Umfang der Bautätigkeit entscheidend. 
Da diese infolge der angespannten Finanzlage sehr knapp zugeteilt wurden, 
mußte das Bauprogramm 1948, das zum erstenmal den Wiederaufbau der 
Personen- und Güterverkehrsanlagen in stärkerem Maße als bisher vorsah, 
erheblich eingeschränkt werden. Die Stillegung zahlreicher Bauvorhaben 
im Herbst 1948 war die Folge. Auch im Jahre 1949 mußte die Inangriff¬ 
nahme neuer Bauvorhaben zunächst ganz untersagt werden, da die Fort¬ 
führung der begonnenen Bauten die zur Verfügung stehenden Mittel er¬ 
schöpfte. Ein Sonderkredit, der der Bundesbahn im Frühjahr 1950 im Rahmen 
des Arbeitsbeschaffungsprogramms der Bundesregierung eingeräumt wurde, 
ermöglichte es, den Wiederaufbau wenigstens im bisherigen Umfange fort¬ 
zusetzen. Vordringlich wurden Mittel für den Ersatz der Behelfsbrücken 
durch endgültige Bauwerke und den Wiederaufbau von Güterverkehrsanlagen 
bereitgestellt. Allerdings war mit dem Arbeitsbeschaffungsprogramm die Auf¬ 
lage verbunden, die Notstandsgebiete Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Nord¬ 
hessen und das bayrische Grenzgebiet vorzugsweise mit Aufträgen zu versehen. 
Das hatte zur Folge, daß gerade die Direktionsbezirke mit den schwersten Kriegs¬ 
schäden aus Mitteln des Arbeitsbeschaffungsprogramms nur unzureichend be¬ 
dacht werden konnten und im Wiederaufbau zurückblieben. 

Wenn man diese Schwierigkeiten ermißt, muß man das Erreichte als er¬ 
staunlich bezeichnen. Für den Wiederaufbau der baulichen Anlagen wurden 
bis Ende 1951 rund 0,9 Milharden RM (vor der Währungsreform) und 
0,7 Milharden DM (nach der Währungsreform) aufgewendet. Bereits Ende 
1945 war ungefähr die Hälfte der zerstörten Gleise wieder befahrbar, wenn 
auch großenteils durch behelfsmäßige Lösungen. Notlösungen aller Art 
griffen vor allem bei den Brücken Platz. Dadurch waren Ende 1945 1669 
Eisenbahnbrücken wiederhergestellt. Im Oktober 1945 waren die Ruhr¬ 
zechen wieder mit den Umschlaganlagen der Ruhrorter Häfen verbunden 
und der Kohleversand auf dem Rhein möglich. 3 Weserbrücken, 9 Main¬ 
brücken und 9 zerstörte Donaubrücken wurden in diesem ersten Jahr befahr¬ 
bar gemacht. Bis Ende 19S1 waren 90 u J o aller zerstörten oder beschädigten 
Eisenbahnbrücken wieder her gestellt. Nur noch 114 Eisenbahnbrücken, davon 
ein großer Teil auf Nebenstrecken, sind unbefahrbar. 

Bei der Beurteilung dieser Aufbauleistung darf jedoch nicht übersehen 
werden, daß zur Zeit erst 60° /„ der wiederhergestellten Eisenbahnbrücken end- 
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STRECKENLÄNGEN, FAHRZEUGBESTÄNDE, BETRIEBS- UND 
VERKEHRSLEISTUNGEN DER DEUTSCHEN BUNDESBAHN 


Gegenstand der Nachweisung 

Einheit 

■ 

atsdurchscl 

1951 

mitt 

1952 

Streckenlängen 1 

Eigentumslänge. 

km 

30 732 

30 690 

30 688 

Betriebslänge. 

5 J 

30 459 

30 477 

30 503 

Fahrzeugbestände 1 2 

Lokomotiven. 

Anzahl 

12 632 

12 184 

11 383 

Triebwagen. 

•n 

493 

508 

490 

Personen- und Gepäckwagen .... 

>5 

32 579 

32 027 

31 810 

Güterwagen. 

5 J 

296 365 

288 771 

283 862 

Betriebsleistungen 3 

Wagenachskilometer. 

Mill. 

1 398 

1 548 

1 579 

darunter: Reisezüge. 


500 

520 

545 

Güterzüge. 


892 

1 021 

1 028 

Nettotonnenkilometer. 

Mill. 

4 007 

4 588 

4 637 

Mittlere Transportweite im Güterver¬ 
kehr . 

km 

210 

216 

211 

Verkehrsleistungen (ohne Kraftwagen¬ 
verkehr 3 ) 

Personenverkehr 

Beförderte Personen. 

1000 

107 150 

102 891 

100 874 

Personenkilometer. 

Mill. 

2 522 

2 498 

2 448 

Güterverkehr 

Beförderungsmengen. 

1000 t 

16 391 

18 565 

18 923 

Tariftonnenkilometer. 

Mill. 

3 118 

3 669 

3 642 


1 Am Ende des Geschäftsjahres. Für 1952: Ende Oktober. 

2 Einsatzbestände, ohne die von der Ausbesserung zurückgestellten Fahrzeuge. 

3 Für 1952: Monatsdurchschnitt Januar—Oktober. 


gültig wiederhergestellt sind. Sowohl die von den Besatzungsmächten teil¬ 
weise noch während des Krieges wie die von den deutschen Eisenbahnen 
gebauten Behelfsbrücken sind heute bereits viele Jahre alt, und ihr Zustand 
verschlechtert sich rasch. Die alsbaldige endgültige Instandsetzung wäre ein 
Gebot der Wirtschaftlichkeit. 

Nicht geringe Sorgen bereitet die Instandsetzung der Hochbauten, wobei es 
eine besondere Rolle spielt, daß die Behelfsbauten sehr unwirtschaftlich 
sind. Ohne sie war aber, weil es an allem fehlte, in den ersten Jahren nicht 
auszukommen. Da weder Baustoffe noch Arbeitskräfte zu haben waren, griff 
das Personal in vielen Fällen zur Selbsthilfe. Es konnte sich zunächst nur um 
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Aufräumungsarbeiten, Sicherung gegen Einsturz und behelfsmäßige Be¬ 
seitigung kleinerer Schäden handeln. Nach der Währungsreform, als Ma¬ 
terial und Kräfte zur Verfügung standen, fehlten der Deutschen Bundesbahn 
die finanziellen Mittel, um auf diesem Gebiet einen großzügigen Wieder¬ 
aufbau durchzuführen. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß das Tempo des Wiederaufbaues der 
Bahnanlagen in den kommenden Jahren entscheidend von der Aufbringung 
der Mittel abhängen wird. Es wäre nicht zu verantworten, den Wiederaufbau 
wie bisher nahezu nur auf Kosten der planmäßigen Unterhaltung und Er¬ 
neuerung zu fördern; denn es wäre wenig sinnvoll, aufzubauen, während 
andererseits die bestehenden Anlagen nur unzureichend unterhalten werden 
können und vorzeitig verfallen. Ohne Kredithilfe würde darum noch eine 
sehr lange Zeit vergehen, bis die Schäden des Zweiten Weltkrieges behoben 
‘sind. 




SEESCHIFFAHRT 


Die Lage der deutschen Seeschiffahrt nach dem Zweiten Weltkrieg unter¬ 
scheidet sich grundlegend von der nach dem Jahre 1918. Damals bestand 
kein Verbot der Seeschiffahrt und des Handelsschiffbaues für Deutschland. 
Werften, Entwicklungs-, Forschungs- und Lehrstätten waren vollständig 
erhalten geblieben, so daß mit dem Wiederaufbau einer Handelsflotte un¬ 
mittelbar nach Kriegsschluß begonnen werden konnte. Bereits 1923 fuhren 
Wieder große, auf deutschen Werften gebaute Fahrgastschiffe unter deutscher 
Flagge im Nordatlantikdienst, und 1939 stand die deutsche Handelsflotte 
tonnagemäßig mit über 4 Millionen Bruttoregistertonnen (BRT) wieder an fünf¬ 
ter Stelle der IVeithandelsfLotte. Nach dem Zweiten Weltkriege mußte Deutsch¬ 
land von seinem Restbestand von 1415000 BRT 1300000 BRT abliefern, so daß 
eine Tonnage von nur 120000 BRT alter und kleiner Schiffe übrig blieb. 

Das Potsdamer Abkommen verbot jeglichen Bau von Seeschiffen. Die Kon- 
trollratsdirektive Nr. 37 gestattete später nur Ersatzbauten für die ver¬ 
bliebene Restflotte. Die Größe des einzelnen Schiffes blieb auf 1500 BRT, 
die Geschwindigkeit auf 12 Knoten beschränkt. Motorantrieb wurde nur 
bei Schiffen unter 110 Fuß Länge (33,5 m) gestattet. 

Das Washingtoner Abkommen vom 8. 4. 1949 gestattete den Bau von See¬ 
schiffen bis zu 2700 BRT, deren Geschwindigkeit aber weiterhin auf höch¬ 
stens 12 Knoten beschränkt blieb. Erst nach Deckung des Bedarfs an Küsten¬ 
schiffen sollten auch Überseeschiffe bis zu 7200 BRT und einer Höchst¬ 
geschwindigkeit bis zu 12 Knoten gebaut werden können. Außerdem ge¬ 
stattete dieses Abkommen den Erwerb von 100000 BRT Tank- und 300000 
BRT Frachtschiffsraum im Ausland. 

Es bedurfte mühevoller Verhandlungen der Bundesregierung mit den 
Alliierten, ehe das Washingtoner Abkommen durch das Petersberg-Ab¬ 
kommen vom 22. 11. 1949 ersetzt wurde. Aber erst das ,,Abkommen über 
die Industriekontrollen “ vom 3 . 4. 1911 hat die letzten Beschränkungen 
hinsichtlich Größe und Geschwindigkeit der Schiffe, des Baues von Fahr¬ 
gastschiffen sowie des Umfanges von Ankäufen im Ausland beseitigt. Es 
blieben gewisse Vorbehalte, um den Bau von Schiffen mit solchen Einrich¬ 
tungen zu verhindern, die auf Kriegsfahrzeugen üblich sind. Auch die Er¬ 
weiterung der Werftkapazität ist weiterhin genehmigungspflichtig. 

Der Weg für den Wiederaufbau einer Handelsflotte war damit endlich frei. 
Aber noch waren nicht alle Schwierigkeiten überwunden. 
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DIE WELTHANDELSTONNAGE 1 



tglhhar = 2 Millionen Brutto-Registertonnen 
1 Nach Lloyd’s Appendix, 1953. 
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DIE 

ENTWICKLUNG DER 

DEUTSCHEN HANDELSFLOTTE 

1914 

5.460.000 BRT 

Ende 1948 

120.000 BRT 

1923 

2.590.000 BRT 

Ende 1949 

290 000 BRT 

1939 

über 4.000.000 BRT 

Ende 1950 

730.000 BRT 

Ende 1945 

120.000 BRT 

Ende 1951 

T.160.000 BRT 

Ende 1946 

120.000 BRT 

Ende 1952 

1.500.000 BRT 

Ende 1947 

120.000 BRT 

1. 4. 1953 

1.600.000 BRT 1 


1 Die Bundesrepublik nimmt damit den elften Platz in der Welthandelsflotte ein. 
(1914 hatte sie den zweiten, 1959 den fünften Platz inne.) 

Quelle: Bundesministerium für Verkehr. 


DER BESTAND AN HANDELSSCHIFFEN 1 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Mill. BRT Mill. BRT 



1 Nur Schiffe mit mechanischen Antrieb und einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT.— 
Stichtag: 51. Dezember. — 2 Ehemaliges Reichsgebiet. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Die Großwerften im Gebiet der Bundesrepublik waren zum größten Teil zer¬ 
stört oder demontiert, die Werften in den unter polnischer Verwaltung stehen¬ 
den Gebieten und in der von der Sowjetunion besetzten Zone völlig ausgefallen. 
Dazu kamen die Sorgen um die Finanzierung. Der Verlust ihrer Flotte hat 
für die Reeder auch den Verlust nahezu ihres gesamten Sachvermögens be¬ 
deutet. Ihre Geldmittel waren bei der Währungsreform auf einen Bruchteil 
zusammengeschrumpft. Entschädigungen für ihre Kriegsverluste haben die 
Reeder nicht erhalten. Sie hatten auch keine Ansprüche gegen die Versiche- 
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rer und mußten den Wiederaufbau nahezu ohne Eigenkapital beginnen. Er¬ 
schwerend kam hinzu, daß ein Kapitalmarkt seit dem Zusammenbruch nicht 
mehr bestand und sich auch bisher noch kaum wieder gebildet hat. 

Die Schiffahrt war dadurch auf die Hilfe der Bundesregierung angewiesen. 
Zuschüsse konnte sie freilich nicht erwarten. Durch das Gesetz über Dar¬ 
lehen zum Bau und Erwerb von Handelsschiffen vom 27. 9. 1950 ist aber 
die Möglichkeit geschaffen worden, kriegsgeschädigten Reedern bis zu 40°f o 
der Bau- und Anschaffungskosten als Darlehen zu gewähren. In geringerem 
Umfange sind auch Mittel aus dem Marshall-Plan zur Verfügung gestellt 
worden, deren Einsatz aber durch die Bedingungen, die daran geknüpft 
waren, vielfach sehr erschwert wurde. Von wesentlicher Bedeutung war 
die Hilfe der Bank Deutscher Länder und des Zentralbankrats. Sie haben 
die Vorfinanzierung eines wesentlichen Teils des Flottenzuwachses ermög¬ 
licht und wirken bei der Vorfinanzierung der noch im Bau befindlichen 
Objekte mit. Die Konsolidierung dieser Kredite ist eine der Hauptsorgen 
der Bundesregierung. 

Bis die Hilfe der Bundesregierung wirksam werden konnte, haben die Kü¬ 
stenländer, vor allem Hamburg und Bremen, das Risiko der Vorfinanzierung 
auf sich genommen. Ihr Verdienst ist besonders das unter Führung von Ham¬ 
burg im Jahre 1949 aufgestellte Küstenschiffahrtsprogramm (Neubauten und 
Instandsetzungen) gewesen, für das der Bund später ERP-Gegenwertmittel 
bereitgestellt hat. 

Durch Neubauten, Ankäufe im Ausland und Instandsetzung gehobener 
Wracks stieg der Bestand der Handelsflotte von 290000 BRT am 1.1. 1950 
auf 750000 BRT am 1. 1. 1951. Zwei Jahre nach dem Abkommen über 
die Industriekontrollen, am 1. 4. 1955, waren bereits wieder 1600000 BRT 
in Fahrt. Einschließlich der Fischerei- und sonstigen Fahrzeuge betrug die 
Gesamttonnage am 1.4.1953 1 840000 BRT. Davon wurden 410 Schiffe 
mit 670000 BRT auf deutschen Werften neu gebaut sowie 170 im Ausland 
angekaufte Schiffe mit 568500 BRT in Fahrt gesetzt. Gleichzeitig befanden 
sich 109 Schiffe mit 284350 BRT für deutsche Rechnung auf den Werften 
des Bundesgebietes in Bau. Die Bundesrepublik hatte 1952 mit 520000 BRT 
den dritten Platz im Weltschiffbau inne. 1 

Die Beförderungsleistung der wiedererstandenen Handelsflotte ist ständig 
gestiegen. Sie steht jedoch bei weitem noch nicht im richtigen Verhältnis 
zu den wirtschaftlichen Erfordernissen der Bundesrepublik, die mehr als 

1 Den ersten Platz hielt Großbritannien mit 1 500 000 BRT, den zweiten Japan mit 
610000 BRT, den vierten die Vereinigten Staaten von Nordamerika mit 470000 BRT. 
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jemals zuvor auf die Einfuhr aus überseeischen Ländern angewiesen ist. Aus 
den Dienstleistungen, insbesondere der Seeschiffahrt, erzielte Deutschland 
vor dem Kriege im Durchschnitt der Jahre 1924 bis 1935 einen Überschuß 
von 500 Millionen RM. Im Jahre 1951 betrug das Defizit der Dienstleistungs¬ 
bilanz 900 Millionen DM. Fast 60% der Ausgaben für Dienstleistungen 
entfielen auf Seefrachten; 73% des Wertes der Gesamteinfuhr wurden 1951 
über See eingeführt. In diesem Defizit zeigt sich, eine wie dringende Auf¬ 
gabe es ist, die deutsche Handelsflotte dem Umfang des deutschen Übersee¬ 
handels anzupassen. 

Der Wiederaufbau von Flotte und Häfen hat in erheblichem Umfange neue Arbeits¬ 
plätze in Deutschland geschaffen. Noch am 1. 10. 1949 waren etwa 25000 Seeleute 
erwerbslos oder unzulänglich in anderen Berufen untergebracht und nur rund 7500 See¬ 
leute in ihrem Beruf tätig. Am 31. 10. 1952 fuhren bereits wieder etwa 20000 See¬ 
leute aller Grade auf deutschen Handelsschiffen und weitere 10000 auf deutschen 
Fischereifahrzeugen. Die Zahl der im Schiffbau der Bundesrepubik Beschäftigten 
stieg von 36000 im Durchschnitt des Jahres 1949 auf 75500 im März 1955. 

In den Jahren nach 1945 ist es dank den ihrem Arbeitsplatz verbundenen 
Werftarbeitern den Werften gelungen, ihre Stammarbeiterschaft zu halten, 
ohne daß diese -— im Gegensatz zu manchen anderen Industriezweigen — 
attraktive Kompensationsmöglichkeiten erhielt. 

Schritt für Schritt gelang es, im Zuge der Vergrößerung der Tonnage der 
Handelsflotte Teile ihrer früheren Fahrtgebiete in Europa und (seit 1950) 
in der Welt wiederzugewinnen. Deutsche Reedereien befahren im der¬ 
zeitigen deutschen Übersee-Linienverkehr: 


Argo Nah-Ost-Linie, Atlas Levante-Linie 
Deutsche Afrika-Linien (Woermann-Linie 
und Deutsche Ost-Afrikä-Linie) 

Deutsche Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft „Hansa“ 

Deutsche Levante-Linie 
Deutsche Orient-Linie 
Hamburg-Amerika-Linie (Hapag) 

Hamburg-Chicago-Linie (A. Kirsten und 

Sartori & Berger) 

Hamburg-Südamerikanische 

Dampfschiffahrts-Gesellschaft 

Hanseatischer Afrika-Dienst 

(H. M. Gehrckens und Franz L. Nimtz) 


Nordafrika und die Levante-Küste 

West- und Südafrika 

das Kote Meer, den Persischen Golf, Pa¬ 
kistan und Indien 

Nordafrika und die Levante-Küste 
die Ostküste Nordamerikas, den Golf von 
Mexiko, Westindien, die Nord- und West¬ 
küste Südamerikas 

den St. Lorenzstrom und die großen Seen 
Brasilien, Uruguay und Argentinien 
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GÜTERVERKEHR DES BUNDESGEBIETES 
ÜBER SEE NACH VERKEIJRSBEZIEHUNGEN 1 


Versand 




1950 



1951 


Verkehrsbeziehung 


darunter auf 


darunter auf 

Insgesamt 

deutschen 

Schiffen 

Insgesamt 

deutschen 

Schiffen 




1000 t | 

vH 

Häfen des Bundesgebietes 







untereinander .... 
mit den Häfen der sowjeti- 

2 451 

2418 

47,5 

2 395 

2388 

37,2 

sehen Besatzungszone 
mit den Häfen der deut¬ 
schen Ostgebiete unter 

7 

7 


19 

18 

0,5 

fremder Verwaltung . . 

31 

9 


7 

0 

0,0 

mit sonst, europ. Häfen . 

7 694 

2493 

Eli 

7 093 

3439 

53,6 

mit außereurop. Häfen . . 

2 155 

162 

3,2 

3 146 

566 

8,9 

darunter mit USA . . . 

698 

58 

1,1 

961 

216 

3,4 

Zusammen 

12 338 

5088 

100 

12 660 

6412 

100 


Empfang 




1950 



1951 


V erkehrsbeziehung 


darunter auf 


darunter auf 

Insgesamt 

deutschen 

Schiffen 

Insgesamt 

deutschen 

Schiffen 


1000 t 

vH 

1000 t 

vH 

Häfen des Bundesgebietes 






33,5 

untereinander .... 

2 451 

2418 

43,2 

2 395 

2388 

mit den Häfen der sowjeti- 






0,1 

sehen Besatzungszone 

28 

27 

0,5 

9 

9 

mit den Häfen der deut¬ 
schen Ostgebiete unter 





105 

1,5 

fremder Verwaltung . . 

224 

210 

3,8 

111 

mit den übrigen europäi- 





3257 

45,7 

sehen Häfen. 

5 682 

2533 

45,3 

6 741 

mit außereurop. Häfen . . 

7 543 

402 

7,2 

13 618 

1364 

19,2 

darunter mit USA . . . 

2 898 

135 

2,4 

7 380 

660 

9,3 

Zusammen 

15 928 

5590 

100 

22 878 

7124 

100 


1 Einschi, des Seeverkehrs der Binnenhäfen. 
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Horn-Linie Westindien und die Nordkü 


Norddeutscher Lloyd 


Oldenburg-Portugiesische 
Dampfschiffs-Rhederei 


Westindien und die Nordküste Süd¬ 
amerikas 

die Ostküste Nordamerikas, den Golf von 
Mexiko, Westindien, die Nord- und West¬ 
küste Südamerikas, Brasilien, Madeira 
und die Canarisehen Inseln 

Nordafrika und die Canarisehen Inseln 
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Ozean/Stinnes-Linien den Golf von Mexiko und Westindien 

„Union“ Afrika-Linie (Dampfschiffahrts- 
gesellschaft „Neptun“, 

Mathies Reederei, Rob. M. Sloman jr., 

Gebr. Ulmann) Westafrika einschl. Portugiesisch- 

Westafrika 

Mit dem weiteren Ausbau der Flotte für den Linienverkehr werden auch 
die Fahrtgebiete, die früher als besonders wichtig angesehen wurden (die 
Westküste Südamerikas, Australien und der Ferne Osten), wieder von 
deutschen Schiffen bedient werden. 

Mit dem Wiederaufbau der Handelsflotte wurden auch die Seehäfen instand¬ 
gesetzt. Der Zweite Weltkrieg hatte ihnen — insbesondere Hamburg und 
Bremen — schwere Wunden geschlagen. Bei Ende der Kampfhandlungen 
waren die Hafenbecken durch gesunkene Schiffswracks verstopft und die 
Hafenanlagen in erheblichem Maße zerstört. 

Die Küstenländer haben, bis die Hilfe des Bundes beginnen konnte, den 
Wiederaufbau ihrer Häfen mit eigenen Mitteln und unter Zurückstellung 
anderer Investitionszwecke tatkräftig gefördert. So wurden in Hamburg 


FLAGGENANTEILE 

IM SCHIFFSVERKEHR DES BUNDESGEBIETES ÜBER SEE 


(Nur zu „Handelszwecken“ beladen angekommener und abgegangener Schiffsraum) 


Flagge 

1949 

Ankunft 

1950 1951 

19521 

°/ 

1949 

(, 

Abgang 
1950 1951 

19521 

Deutschland. 

. 14,6 

22,0 

23,8 

25,5 

16,8 

21,7 

30,4 

29,8 

Dänemark. 

. 3,2 

2,6 

3,2 

4,1 

4,3 

3,5 

4,1 

5,6 

Finnland. 

. 0,2 

0,4 

0,4 

0,7 

0,8 

1,2 

1,3 

1,4 

Frankreich. 

. 1,5 

4,3 

2,5 

2,5 

1,0 

3,7 

2,8 

3,4 

Großbritannien .... 

. 14,5 

12,9 

12,4 

13,1 

14,6 

12,2 

10,4 

10,3 

Niederlande. 

8,5 

11,6 

7,5 

7,3 

12,2 

12,8 

10,0 

10,1 

Norwegen. 

. 6,0 

8,9 

6,6 

6,0 

4,5 

6,1 

5,0 

5,1 

Schweden. 

. 5,3 

5,1 

4,9 

5,0 

5,9 

6,4 

6,2 

5,3 

USA. 

. 39,5 

23,3 

26,0 

21,7 

33,6 

22,6 

19,1 

18,7 

Sonstige 

. 6,9 

8,9 

12,7 

14,1 

6,3 

9,8 

10,7 

10,3 

Zusammen 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


1 Vorläufige Zahlen. 
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von 1945 bis 1952 rund 230 Millionen RM/DM für die Beseitigung von 
Kriegsschäden und für Neu-Investitionen aufgewandt. 

In Hamburg waren nur 10% Kaischuppenraum, 28% Speicherraum, 20% Kran¬ 
bestand und 32 % Hafenbahngleise erhalten geblieben. Die übrigen Teile waren ent¬ 
weder völlig vernichtet oder weitgehend zerstört. In Bremen war der Zerstörungsgrad 
ähnlich. Jeglicher Schiffsverkehr mit dem Ausland hatte aufgehört. Am 1. 10. 1952 
waren in Hamburg wieder etwa 56,5% Kaischuppenraum, 41,3% Speicherraum, 
56,8 % Kranbestand und sämtliche Hafenbahngleise betriebsfähig. In Bremen ist der 
Überseehafen zu 85 % wieder einsatzbereit und der fast völlig zerstörte Europahafen 
im Wiederaufbau begriffen. In Bremerhaven sind die Kriegsschäden an den Hafen¬ 
anlagen nahezu völlig beseitigt. 

In ihrer Verkehrspolitik mußte die Bundesregierung vor allem der schwieri¬ 
gen Lage Rechnung tragen, die sich für die deutschen Seehäfen aus der 
Abtrennung von wichtigsten Teilen ihres Hinterlandes ergibt. Dabei hat die 
Bundesregierung sich stets von gesamteuropäischen Gesichtspunkten leiten 
lassen. Der Wiederanschluß an das internationale Liniennetz ist gelungen. 
Die ausländische Schiffahrt bewies großes Interesse an der Verkehrsentwick¬ 
lung der deutschen Seehäfen und bezog sie bald wieder in regelmäßige 
Liniendienste ein. Im Monat Oktober 1952 führten in Hamburg 192 deut¬ 
sche und ausländische Linien 466 Abfahrten, in Bremen 150 Linien 275 
Abfahrten und in Lübeck 9 Linien 34 Abfahrten aus. 

Die Bundesrepublik trägt ihrerseits — z. B. bei der weiteren Ausbildung 
des internationalen Seerechts — zu einer internationalen Zusammenarbeit 
bei. Deutsche ozeanographische Forschungen mit eigenen Schiffen dienen 
wieder der internationalen Handelsschiffahrt sowie dem Fischfang und der 
Wissenschaft aller seefahrenden Nationen. 
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I. POSTWESEN 

In den ersten Monaten nach dem Zusammenbruch führte der Wunsch, 
Lebenszeichen an Verwandte und Freunde gelangen zu lassen, zu einem 
Botendienst mittelalterlicher Art. Die nach der Wiederaufnahme des Post¬ 
verkehrs von den Alliierten verfügten Einschränkungen hinsichtlich Inhalt, 
Sprache usw. der Brief Sendungen sind erst im Dezember 1948 im damaligen 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet ganz gefallen. 1948 wurde auch erstmalig 
wieder der Postpaketverkehr nach bestimmten fremden Ländern, 1950 der 
internationale Postzeitungsdienst, 1951 der Postanweisungsverkehr mit 
Frankreich, den Beneluxstaaten usw. zugelassen. 

* 

Der Luftpostdienst nahm am 1. 5. 1948 durch die Pan American Airways 
seinen Beginn; fast zwei Jahre später konnten die ersten Warenproben nach 
dem In- und Ausland zugelassen werden. Am 1. 2. 1952 fielen die letzten 
Beschränkungen im Luftpostbriefverkehr. Das Verkehrsvolumen wurde 
allein in abgehender Richtung von etwa 500 kg im Mai 1948 auf 130000 kg 
im August 1952 gesteigert. 

Die Zahl der Postscheckteilnehmer stieg nach der Währungsreform von 
975 710 (1949) auf 1012 895 (1951), der Gesamtumsatz im gleichen Zeitraum 
von 136,6 auf 200,7 Milliarden DM, die Zahl der Buchungen von 382,7 auf 
568,2 Millionen Stück. Im Jahre 1951 konnte der Verkehr mit dem Saar¬ 
gebiet und dem Ausland wieder aufgenommen werden. 

Die Postsparkasse hat sich, obgleich durch die Währungsreform das Ver¬ 
trauen der Sparer erschüttert worden war, so günstig entwickelt, daß allein 
von September 1951 bis September 1952 die Zahl der Sparer um rund 21%, 
das Guthaben um 70%, die Buchungen um 65% Zunahmen. Heute werden 
bei den beiden Postsparkassenämtem Hamburg und München bereits wieder 
3300 000 Konten mit einem Guthaben von 405 Millionen DM geführt. 
(Die in Hamburg geführten Westberliner Konten sind darin nicht ein¬ 
begriffen.) 

* 

Im Kraftpostdienst war es bis März 1948 gelungen, 26616 Linienkilometer 
zu betreiben und diese Zahl bis März 1952 auf rund 40000 km zu steigern. 
Die Fahrleistungen sind in dieser Zeit um 118%, die Zahl der beförderten 
Personen ist um 78% gestiegen. 
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Die Entwicklung der Kraftfahrverbindungen zur Postsachenbeförderung 
(außer Landkraftposten) zeigt folgendes Bild (Tabelle 1): 

Stand Ende 
des Rj. 

Zahl 

Streckenlänge 

km 

Jahresleistung 
im Rj. 
Mill. km 


277 

5 628 

3 276 


266 

5 383 

2 196 

■i— 

298 

6 597 

2 578 


375 

11 010 

4 847 

'WBm&rk 

478 

18 930 

9 226 


570 

20 252 

13 156 


NACHRICHTENVERKEHR 1 
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1938 1949 I960 

- — = Ferngespräche — 

1 Monatsdurchschnitt der Berichtsjahre. 


1951 1952 

- = Ortsgesp räche 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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II. FERNMELDEWESEN 

Das Fernmeldenetz, das mit unbeschreiblichen Zerstörungen, vor allem der 
Fernmeldeeinrichtungen, aus dem Kriege hervorgegangen war, wurde durch 
die Aufteilung Deutschlands in Besatzungszonen auch aus seinem organischen 
Zusammenhang herausgerissen. Die Wiederingangsetzung war durch den 
Mangel an Fachpersonal, die Rohstoffknappheit und das Unvermögen der 
meist in Berlin beheimateten Fermeideindustrie, Lieferungen auszuführen, 
fast unmöglich. Jede Besatzungszone hatte zudem in erster Linie militärische 
Forderungen zu erfüllen, die auf die Fernverbindungen keine Rücksicht 
nahmen. Viele Einrichtungen konnten zunächst nur behelfsmäßig unter 
Verwendung intakter Teile zerstörter Anlagen instandgesetzt werden. 
Besserung brachte erstmals der wirtschafthche Zusammenschluß der Ameri¬ 
kanischen mit der Britischen Zone und die Gründung der Flauptverwaltung 
für das Post- und Fernmeldewesen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes im 
Jahre 1947, weil nun der Austausch fehlender und der Einsatz noch vor¬ 
handener brauchbarer Geräte und Materialien in einem größeren sich er¬ 
gänzenden Gebiet möglich wurde. 1948 führten Währungsreform und Mar¬ 
shallplanhilfe entscheidende Fortschritte herbei und ermöglichten endlich die 
Durchführung lange vorbereiteter Planungen; außerdem lieferten nunmehr 
die nach Westdeutschland verlagerten Fernmeldefirmen schnell und aus¬ 
reichend. 1949 ermöglichte die Gründung des Bundesministeriums für das 
Post- und Fernmeldewesen eine noch straffere Steuerung des Wiederaufbaus 
und der Weiterentwicklung. Wenn der Anschluß an den großen inter¬ 
nationalen Nachrichtenverkehr bis heute noch nicht ganz verwirklicht werden 
konnte, so ist das nicht auf technisches Unvermögen zurückzuführen, sondern 
lediglich darauf, daß die hohen Kosten nicht aus den Einnahmen der Deut¬ 
schen Bundespost bestritten werden können und Anleihemittel bisher nicht 
erhältlich waren. 

Der Fernsprechverkehr wurde zunächst durch die Besatzungsmächte ver¬ 
boten. Nach seiner Freigabe, die im Herbst 1945 begann, entwickelte er sich 
so rasch, daß bereits im Jahre 1947 die Gesprächszahlen über denen von 
1958 lagen 1 . 

Der Fernsprechverkehr war zunächst vielen Beschränkungen unterworfen: 
nur ein bestimmter Teilnehmerkreis durfte Gespräche, und diese nur in der 
eigenen Zone, führen. Außerdem durften die meisten Teilnehmer nur im 
Umkreis von 100 km sprechen. Erst im Juli 1948 — nach der Währungs¬ 
reform — fielen die Einschränkungen weg. 

1 Siehe Tabelle 2 auf Seite 556. 
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Tabelle 2 

FERNSPRECHVERKEHR 


Fernsprechverkehr 


Rechnungsjahr 

Ortsgespräche 

Gespräche von Ort zu Ort 


(Millionen Stück) 

1946 

1152,823 

175,666 

1947 

1490,272 

257,284 

1948 

1457,649 

258,024 

1949 

1525,457 

302,345 

1950 

1705,519 

333,287 

1951 

1828,508 

368,195 


Tabelle 5 

FERNSPRECHSTELLEN 

Stand 

Ende März 

Haupt¬ 

anschlüsse 

Neben¬ 

anschlüsse 

Öffentliche 

Sprechstellen 

Sprechstellen 

insgesamt 

1947 

831 221 

492 317 

31 417 

1 354 955 

1948 

919 227 

592 132 

32 893 

1 544 252 

1949 

1 119 899 

694 651 

41 290 

1 855 840 

1950 

1 229 897 

838 851 

43 980 

2 112 728 

1951 

1 347 704 

999 366 

45 943 

2 393 013 

1952 

1 487 530 

1 164 933 

47 641 

2 700 104 


Tabelle 4 

FERNSCHREIBDIENST 


Stand Ende März 

Fernschreibteilnehmer 

Dienstumfang 
in den Märzmonaten 
in 10 Gebühreneinheiten 1 

1948 

807 

111 705 

1949 

1393 

260 233 

1950 

2568 

658 914 

1951 

4101 

966 852 

1952 

6618 

1 509 656 


1 1 Gebühreneinheit = 3 Fernschreibminuten im Ortsdienst. 
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Tabelle 5 

TELEGRAMMVERKEHR 

Telegramme 

1946 1947 1948 1949 1950 1951 

(in Millionen Stück) 


innerlialb des Bundesgebiets . . . 

17,461 

24,580 

22,667 

17,098 

17,376 

16,323 

von und nach der sowjetischen Be- 

satzungszone. 




2,990 

1,998 

1,294 

von und nach Berlin. 




2,549 

2,127 

1,863 

von und nach dem Ausland . . . 

— 

0,622 

2,055 

3,924 

5,849 

6,715 

im Durchgang durch das Bundes- 

gebiet. 

-' 



0,014 

0,118 

0,247 

insgesamt 

34,0 1 

42,0i 

33,0! 

26,575 

27,468 

26,442 


1 Die Telegramme von und nach der Sowjetzone und Berlin in den Jahren 1946 bis 
1948 sowie die 1947 im Durchgang durch das Bundesgebiet beförderten Telegramme 
sind statistisch nicht erfaßt worden. Ihr geschätzter Anteil ist in den Summen unter 
„insgesamt“ enthalten. — Der Verkehr mit dem Ausland war im Jahre 1946 noch 
nicht zugelassen. 

Tabelle 6 


Übermittelte Funktelegramme 
im Europadienst im Außereuropadienst 


1948 

12 768 

246 497 

1949 

40 446 

359 715 

1950 

484 493 

603 046 

1951 

939 497 

751 332 


Der Fernsprechverkehr mit dem Ausland, der am 1. 4. 1947 wieder auf¬ 
genommen wurde, wird heute über 700 Auslandsleitungen und 16 Funk¬ 
verbindungen abgewickelt und umfaßt — außer den Ostblockstaaten — 
wieder das Vorkriegsnetz. 

Bei der Wiederaufnahme des Fernsprechbetriebs waren etwa ein Drittel der 
Ortsfernsprechämter und die Hälfte der Fernämter sowie große Teile des 
Kabel- und Leitungsnetzes zerstört. Von 1675000 eingebauten Anrufein¬ 
heiten für Teilnehmeranschlüsse lagen 457000 (27%) in Trümmern, und 
von 3450 Fernplätzen waren 49,5% nicht mehr vorhanden oder betriebs¬ 
unfähig. Diese Schäden konnten inzwischen behoben werden 1 . 

1 Siehe Tabelle 5 auf Seite 336. 
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Die durchgeführten Maßnahmen reichen jedoch nicht aus, um das Anschluß¬ 
bedürfnis zu befriedigen. Vor allem fehlt es an Anschlußleitungen, weil der 
Ausbau der Ortskabelnetze wegen der ungleich höheren Kosten mit den 
Amtsbaumaßnahmen nicht hat Schritt halten können. Es werden deshalb 
jetzt in großem Umfang Vorfeldeinrichtungen (Zweieranschlüsse) ein¬ 
gerichtet. 

Beschleunigung der Betriebsabwicklung und Verbesserung der Übertragungs¬ 
güte sind die wesentlichsten Merkmale des Ferndienstes. Der Selbstwähl¬ 
ferndienst, die wirtschaftlichste Betriebsform, konnte aus Geldmangel bisher 
nur auf Nahverkehrsverbindungen und der Strecke Düsseldorf—Frank¬ 
furt (Main) eingerichtet werden. Für die nächste Zukunft ist seine Ein¬ 
führung zwischen Stuttgart und München in beiden Richtungen, von Düssel¬ 
dorf nach Hamburg, Hannover, Stuttgart und München, sowie von Bonn 
und Köln nach allen Landeshauptstädten geplant. 

Es bedeutet einen wesentlichen Fortschritt, daß heute bereits 70% des ge¬ 
samten Fernverkehrs im Sofortdienst, d. h. ohne Wartezeiten abgewickelt 
werden. 

Der Telegrammverkehr, der für Deutsche zunächst verboten war, wurde im 
Oktober 1945 innerhalb der einzelnen Besatzungszonen und Anfang 1946 
zwischen allen Zonen, allerdings gedrosselt durch scharfe Zensurmaßnahmen, 
wieder zugelassen. Erst nach dem Wegfall der Zensur in der Bizone setzte 
Ende 1947 eine stürmische Aufwärtsentwicklung ein, die schließlich mit 
rund 400% über dem Verkehr des Jahres 1938 lag. Außer dem Rückgang 
durch die Währungsreform bewirkten auch der wieder leistungsfähige Fern¬ 
sprechdienst und der Fernschreibdienst eine rückläufige Bewegung 1 . 

Im Telegrammverkehr mit dem Ausland, der am 1. 4. 1947 wieder aufgenommen 
wurde, bestanden Beschränkungen, die am 1. 11. 1948 wegfielen. 

Der öffentliche Fernschreibdienst, in der Amerikanischen Zone kaum unter¬ 
brochen, wurde in der Britischen Zone erst im August 1947 mit 25 privaten 
Teilnehmern zugelassen. Zu dieser Zeit waren in der Amerikanischen Zone 
bereits 243 Teilnehmer an das öffentliche Fernschreibnetz angeschlossen. 
Diese Zahl ist rasch gestiegen 2 . 

Der öffentliche Bildtelegraphendienst wurde erst 1950 mit Bildstellen in 
Düsseldorf, Frankfurt (Main), Hamburg und München wieder eingerichtet. 
Im gleichen Jahre wurde er auch mit Großbritannien, Italien und Schweden 
wieder aufgenommen. 

1 Siehe Tabelle 5 auf Seite 537. 

2 Siehe Tabelle 4 auf Seite 336. 
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Jeder deutsche Funkverkehr war nach dem Zusammenbruch verboten. Am 
24. 1. 1947 wurde der Deutschen Post die Einrichtung eines deutschen 
Überseefunkdienstes genehmigt. Da alle früheren deutschen Überseefunk¬ 
anlagen in der sowjetischen Besatzungszone lagen, wurde 1947 eine Über¬ 
seefunkstelle Frankfurt (Main) für den Verkehr nach Nordamerika und 1948 
eine Überseefunkstelle Elmshorn/Lüchow für den Verkehr nach Südamerika 
neu errichtet 1 . 

Mitte Mai 1948 wurde der öffentliche Seefunktelegraphendienst mit deutschen 
und ausländischen Schiffen von den Küstenfunkstellen Norddeich-Radio für 
den Weitverkehr und Elbe-Weser-Radio für den Nordseebereich wieder auf¬ 
genommen. Für den Ostseebereich wurde die Küstenfunkstelle Kiel-Radio 
neu errichtet. Im Juni 1949 wurde der Seefunksprechdienst aufgenommen. 
Die Zahl der Seefunkstellen auf deutschen Handelsschiffen mit Telegraphie¬ 
sender stieg von 165 (1947) auf 311 (1952), mit Telephoniesender von 172 
(1949) auf 489 (1952); die Zahl der übermittelten Telegramme zwischen 
deutschen Küsten- und Seefunkstellen von 61 126 (1947) auf 171701 (1951). 
Von 1947 bis 1951 erhöhte sich die Zahl der Gespräche zwischen deutschen 
Küsten- und Seefunkstellen von 168 auf 42421. 

Ein dem Rheinfunk ähnlicher Funkbetrieb wird versuchsweise mit fahrenden Kraft¬ 
fahrzeugen betrieben. 

In jüngster Zeit ist in den Häfen Hamburg, Bremen-Bremerhaven und Kiel 
mit der Einrichtung eines öffentlichen UKW-Hafenfunkdienstes begonnen 
worden. Der Versuchsbetrieb in Hamburg wurde im Juni und in Bremen- 
Bremerhaven im Juli 1952 aufgenommen. 

Die auf Anordnung der Besatzungsmächte nach dem Zusammenbruch still¬ 
gelegten Rundfunksender sind sehr bald wieder in Betrieb genommen worden. 
Während in der Britischen Zone der Senderdienst zunächst bei der Deutschen 
Post verblieb, mußte er in der Amerikanischen Zone neu gegründeten Rund¬ 
funkgesellschaften übergeben werden. Einige Sender behielten die Besat¬ 
zungsmächte für sich (AFN, BFN). Durch weitere Anordnungen wurde die 
Deutsche Post aus dem Rundfunkdienst immer mehr ausgeschaltet. 

Die ersten Drahtfunkanlagen wurden im Oktober 1945 in Hamburg und 
Lübeck wieder eingeschaltet. Am 1. 9. 1952 waren im Bundesgebiet 42 Draht¬ 
funknetzgruppen mit 44729 Drahtfunkanschlüssen vorhanden, die von 
266 Drahtfunkämtern versorgt wurden. 

Zur Übertragung von Fernsehsendungen zwischen den Fernsehstudios und 
den Fernsehsendern ist eine Dezimeter-Fernseh-Richtfunkstrecke im Bau. 
1 Die Zahl der Funktelegramme siehe in Tabelle 6 auf Seite 336. 
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Diese führt von Hamburg über Hannover und Köln nach Frankfurt/Main 
und soll später nach Süddeutschland verlängert werden. Zwischen West- 
Berlin und Hamburg ist für Fernsehsendungen eine UKW-Richtfunkstrecke 
eingerichtet worden. 

Im Leitungsnetz hatten die Besatzungsmächte zunächst jede Leitungsneu¬ 
schaltung von ihrer Genehmigung abhängig gemacht. Nach fortschreitender 
Erleichterung fielen die Beschränkungen (mit Ausnahme der Schaltungen 
nach dem Ostsektor von Berlin) 1949 fort. Mangel an Fernmeldebauzeug und 
-gerät hat die Beseitigung der Kriegsschäden an den Freileitungen sehr ver¬ 
zögert. Mehrere Fernkabel und Breitbandkabel mußten aufgenommen und 
als Reparationsleistung abgeliefert werden. Trotz beachtlicher Maßnahmen 
auf kabel- und verstärkertechnischem Gebiet konnten die Engpässe in der 
Bereitstellung von Leitungen für den Fernverkehr wegen der hohen Kosten 
und des Kapitalmangels noch nicht beseitigt werden. 

Die Deutsche Bundespost ist sich bewußt, daß ein neuzeitliches, allen An¬ 
forderungen genügendes öffentliches Fernmeldenetz unerläßliche Voraus¬ 
setzung für das Gedeihen eines Staates, die Belebung der Wirtschaft und die 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten ist. In Deutschland waren die statisti¬ 
schen Zahlen der Deutschen Reichspost immer ein zuverlässiger Wertmesser 
für die jeweilige wirtschaftliche Lage. Das ständige Ansteigen dieser Zahlen 
läßt einen weiteren wirtschaftlichen Aufstieg im Bundesgebiet erhoffen. Die 
Deutsche Bundespost muß und wird daher bestrebt sein, die fernmeldetech¬ 
nischen Einrichtungen und das Fernmeldenetz trotz allen Schwierigkeiten so 
auszubauen, daß sie jeder berechtigten Anforderung genügen. 
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Als ein Land von vielfältigem Reiz für Touristen, mit hochentwickeltem 
Wirtschaftsleben und Verkehrswesen war Deutschland von jeher eines der 
bedeutendsten Reiseländer Europas. Seine Heilbäder und Kurorte, Sommer¬ 
frischen und Wintersportplätze wurden nicht nur von Millionen Deutschen, 
sondern alljährlich von Touristen aus aller Welt aufgesucht. Der Fremden¬ 
verkehr war bis 1939 in Deutschland ein blühender Wirtschaftszweig. Mit 
dem Zweiten Weltkrieg kam er zum Erliegen und ging im Chaos von 1945 
vollends unter. 

Als Deutschland an den wirtschaftlichen Wiederaufbau ging, mußten darin 
die bedeutenden in der Fremdenverkehrswirtschaft investierten Werte ein¬ 
geschlossen werden, von denen früher Hunderttausende gelebt hatten. Für 
den internationalen Reiseverkehr Deutschlands galt dies schon aus mate¬ 
riellen Gründen, da der Ausländer-Fremdenverkehr als ,, unsichtbare Aus¬ 
fuhr “ in hervorragendem Maße geeignet ist, durch eine passive Handels¬ 
bilanz verursachte Lücken in der Zahlungsbilanz zu verringern. Diesen Be¬ 
strebungen kamen zwei Tatsachen entgegen. Einmal setzt ein modernes 
Wirtschaftsleben einen flüssigen Reiseverkehr voraus. Zum andern war in 
der durch die Kriegszeit in Mitleidenschaft gezogenen Bevölkerung aller Län¬ 
der ein sehr starkes Erholungsbedürfnis aufgestaut, das mit zunehmender Kon¬ 
solidierung der wirtschaftlichen Verhältnisse nach Befriedigung drängte. 
Zunächst galt es, die organisatorischen Voraussetzungen im deutschen Frem¬ 
denverkehr zu schaffen. Die Landesverkehrsverbände und der Bund Deutscher 
Verkehrsverbände erstanden wieder. Das Hotelgewerbe schloß sich zunächst in 
einer Arbeitsgemeinschaft zusammen, aus der später der Deutsche Hotel- und 
Gaststättenverband (DEHOGA) hervorging. Der Deutsche Bäderverband wurde 
neu gegründet, ebenso das Deutsche Reisebüro (DER), das die Tradition des 
ehemaligen Mitteleuropäischen Reisebüros (MER) fortsetzt, und der Deutsche 
Reisebüro-Verband. Diese Organisationen schufen zusammen mit anderen 
wichtigen Trägern des Fremdenverkehrs, wie der späteren Bundesbahn, der 
Deutschen Post, der Arbeitsgemeinschaft kommunaler Spitzenverbände, dem 
Deutschen Industrie- und Handelstag und der Vereinigung öffentlicher Ver¬ 
kehrsbetriebe im Sommer 1948 die Deutsche Zentrale für Fremdenverkehr 
(ZFV ) als Spitzenorganisation des deutschen Fremdenverkehrs. 

In den ersten Jahren des organisatorischen Wiederaufbaus trat der Fremdenverkehr 
selbst noch sehr wenig in Erscheinung. Ein großer Teil des erhalten gebliebenen 
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Unterkunftsraumes war beschlagnahmt oder durch Belegung mit Flüchtlingen und 
Evakuierten oder andere Verwendung zweckentfremdet, fiel also für den Reiseverkehr 
aus. Für den Einzelnen aber hatte die Notwendigkeit der Sicherung der Existenz, der 
Wiederbeschaffung von verlorenem Wohnraum, Hausrat und Bekleidung den Vorrang 
vor dem Reisen, Erst mit der Rückkehr geordneter Verhältnisse nach der Währungs¬ 
reform und durch die großzügige Hilfe des Marshall-Planes kam der Fremdenverkehr 
wieder in Gang. Zahlenmäßig läßt sich diese Zeit nicht belegen, denn eine einheitliche 
Fremdenverkehrsstatistik, wie sie früher für das Deutsche Reich bestand, fehlte in 
den ersten Jahren. 

Die ersten brauchbaren Ergebnisse erbrachte die Statistik für das Sommer¬ 
halbjahr 1949. Nach den Ermittlungen des Statistischen Bundesamtes ergab 
sich für den deutschen Fremdenverkehr in der Nachkriegszeit folgendes Bild 1 : 



Fremdenmeldungen 

Fremdenübernachtungen 


Gesamt 

davon 

Gesamt 

davon 



Ausländer 


Ausländer 

Sommer 1949 . 

4 554 000 

179 000 

16 004 000 

421 000 

Winter 1949/50 . 

4 544 000 

247 000 

11 642 000 

585 000 

Sommer 1950 . 

7 164 000 

712 000 

25 879 000 

1 549 000 

Winter 1950/51 . 

5 502 000 

405 000 

14 525 000 

925 000 

Sommer 1951. 

9 575 000 

1 156 000 

54 706 000 

2 558 000 

Winter 1951/52 . 

6 201 000 

519 000 

17 014 000 

1 214 000 

Sommer 1952 . 

10 855 000 

1 619 000 

40 442 000 

5 188 000 


AUSLÄNDERÜBERNACHTUNGEN 1950 BIS 1952 


Herkunftsland 

1950 

1951 

1952 

USA. 

. . 406 600 

469 200 

744200 

Niederlande. 

. . 198 200 

550500 

443 300 

Belgien-Luxemburg . . 

. . 162200 

502200 

345 500 

Schweiz. 

. . 229 000 

549 200 

427 300 

Großbritannien .... 

. . 298 900 

527 500 

358 800 

Dänemark. 

. . 157700 

207 000 

350300 

Schweden. 

. . 108500 

204700 

327 400 

Frankreich. 

. . 168000 

295 200 

360 600 

Österreich. 

. . 123 000 

178100 

215 900 

Italien. 

. . 148500 

190 600 

200700 

Sonstige ....... 

. . 296500 

475 900 

624 400 

Insgesamt. 

. . 2276900 

5547900 

4376200 


1 Die Zahlen sind aufgerundet. 
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Der Fremdenverkehr der Bundesrepublik befindet sich also nach stürmi¬ 
schem Wiederanstieg im Sommer 1950 (gemessen an der Zahl der Über¬ 
nachtungen erhöhte er sich gegenüber dem Sommer 1949 um rund 40%, 
der Ausländerbesuch sogar um 219%!) in einer kräftigen Aufwärtsentwick¬ 
lung. Mit 37,7 Millionen Übernachtungen hatte er im Sommer 1952 sowohl 
im innerdeutschen Verkehr wie im Ausländerbesuch wieder etwa 80% des 
Vorkriegsumfanges erreicht. 

Auch der Fremdenverkehr in Westberlin ist trotz der besonders schwierigen Lage, in 
der sich die ehemalige Reichshauptstadt befindet, wieder im Anstieg. Die Zahl der 
Fremdenübemachtungen erhöhte sich in den Jahren von 1949 bis 1952 von 409550 
auf 706089, der Anteil der Ausländer von 17602 auf 128558. 

Insgesamt hat das Jahr 1949 das erste starke Wiederaufleben des deutschen 
Fremdenverkehrs, die Entwicklung in den folgenden Jahren den Wieder¬ 
anschluß Deutschlands an den internationalen Reiseverkehr gebracht. 

Im Ausländerverkehr der Nachkriegszeit hat sich eine interessante Um¬ 
schichtung ergeben. 1937 stellten die Engländer 21,3% der ausländischen 
Fremden. Dieser Anteil sank im Sommer 1951 auf 10,4 und 1952 auf 8,4%. 
Dagegen stieg der Anteil der Nordamerikaner , die 1937 nur mit 9,8% be¬ 
teiligt waren, 1950 auf 19% (1951 waren es 12,9 und 1952 wieder 16,5%). 
Dänemark, Schweden und die amerikanischen Staaten lagen 1952 mit rund 60°/ 0 
weit über dem Durchschnitt der Zunahme gegenüber 1951, der 31,2% be- 
trug. 

Der Devisenertrag aus dem Ausländerfremdenverkehr als Zeichen seiner wirt¬ 
schaftlichen Bedeutung ist recht beachtlich. Die Einnahmen betrugen 1949 
etwa 90 Millionen DM, 1950 etwa 180 Millionen DM, 1951 rund 275 Milli¬ 
onen DM und 1952 rund 470 Millionen DM. 

Ebenso läßt die Entwicklung der Beherbergungskapazität eine weitgehende 
Konsolidierung des Hotel- und Gaststättenwesens erkennen. Zu der eigenen 
Initiative der Hoteliers und der organisatorischen Hilfe des Deutschen Hotel- 
und Gaststättenverbandes (DEHOGA) trat die Förderung durch das Bundes¬ 
wirtschaftsministerium und die Wirtschaftsministerien der Länder, damit das 
Hotelgewerbe seinen Wiederaufbau tatkräftig in Angriff nehmen konnte. 
Von den rund 485 000 Fremdenbetten, die Westdeutschland in der Vorkriegs¬ 
zeit besaß, waren 1949 rund 306000 vorhanden. Davon standen allerdings 
nur etwa 40°/ o des Vorkriegsstandes zur Verfügung. Die Gesamtkapazität 
stieg in den 1874 erfaßten Fremdenverkehrs gemeinden bis zum 1. 4. 1951 
(ohne Betten in Privatquartieren) auf 432000, bis zum 1.4. 1952 auf 
453000 Fremdenbetten. Von diesen waren 367000 frei verfügbar. Die 
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Zweckentfremdung durch Beschlagnahme seitens der Besatzungsmächte be¬ 
trug noch 6,4%, durch Belegung mit Flüchtlingen, Heimatvertriebenen und 
Evakuierten 8,4% und durch sonstige Inanspruchnahme 4,2%. 

Auch das Hotelgewerbe Westberlins hat durch Instandsetzung und Ausbau einen Stand 
erreicht, der mit rund 7000 Betten dem derzeitigen Touristenverkehr genügt, aber 
vom Vorkriegsstand noch weit entfernt ist. 

Die Ausnutzung der Beherbergungsbetriebe entsprach der Zunahme des in- 
und ausländischen Fremdenverkehrs. Die Großstädte sind im allgemeinen 
gleichbleibend ausgelastet. Alle anderen Gruppen von Fremdenverkehrs¬ 
gemeinden sind dagegen sehr stark den jahreszeitlichen Schwankungen 
unterworfen. So sind z. B. die Seebäder und Luftkurorte im Juli und August 
ausverkauft, in der Vor- und Nachsaison dagegen nur mangelhaft ausgenutzt. 
Der Reiseverkehr muß also stärker als bisher über den Zeitraum der sommer¬ 
lichen Hochsaison ausgedehnt werden. Diesem Ziel dienen die Bemühungen 
zur Reform der Schulferienordnung und zur Schaffung besonderer Ver¬ 
günstigungen für Reisen im Frühjahr und Herbst ( thrift season). 

Trotz der erfreulichen Entwicklung der letzten Jahre sind die gesteckten 
Ziele noch nicht erreicht. Es gilt vor allem, auch das Erholungsbedürfnis der 
wirtschaftlich schwachen Volkskreise zu befriedigen. Diese Aufgabe will die 
„Gemeinschaft für Sozialtouristik und Reisesparen “ (GESOREI ) durch Reise¬ 
sparen und Durchführung besonders preisgünstiger Reisen erreichen. Sie ist 
vom Deutschen Reisebüroverband, dem Deutschen Hotel- und Gaststätten¬ 
verband, der Deutschen Zentrale für Fremdenverkehr, dem Bund Deutscher 
Verkehrsverbände, der Bundesbahn und der Deutschen Verkehrs-Kreditbank 
gegründet worden. In der GESOREI wirken auch die Deutsche Angestellten- 
Gewerkschaft, der Deutsche Beamtenbund und die Bundesvereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände mit. Neben dieser Gemeinschaft, die sich an 
alle Bevölkerungskreise wendet, gründete der Deutsche Gewerkschaftsbund 
in Zusammenarbeit mit den Konsumgenossenschaften und der Gesellschaft 
„Naturfreunde“ eine ,, Deutsche Feriengemeinschaft u {DFG), die ebenfalls 
das Reisesparen fördert. Beide Organisationen streben in einer Arbeitsgemein¬ 
schaft dem gleichen Ziel zu. 

Dank der aktiven Unterstützung des Bundesverkehrsministeriums konnte die 
Deutsche Zentrale für Fremdenverkehr (ZFV) schon zeitig die Werbung im 
Ausland aufnehmen, auf der das beachtliche Ansteigen des Ausländerbesuchs 
in den vergangenen Jahren wesentlich beruht. 

Schon 1949 hatte die ZFV die Fremdenverkehrswerbung in den Vereinigten Staaten 
mit der Beteiligung an der Ausstellung der US-Militärregierung im Rockefeiler 
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ENTWICKLUNG DER FREMDEN-ÜBERNACHTUNGEN 


Sommerhalbjahr Sommerhalbjahr Sommerhalbjahr 

1937 1951 1952 


33 Großstädte 
Übernachtungen 





80 Heilbäder 
Übernachtungen 





70 Luftkurorte 
Übernachtungen 






20 Seebäder 
Übernachtungen 


97 Sonstige 

Übernachtungen 







Dem Schaubild liegen 300 ausgewählte Berichtsorte in den Sommerhalbjahren 1937, 
1951 und 1952 zugrunde. 
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Building begonnen. Auch an der Deutschen Industrie-Ausstellung in Chicago 1950 
war die ZFV in gleicher Weise erfolgreich beteiligt, ebenso in den Folgejahren an 
internationalen Messen in Stockholm, Mailand, Luxemburg und Izmir. 

Am 15. 2. 1950 errichtete die ZFV ihr erstes Werbebüro im Ausland , das 
German Tourist Information Office in New York. 

Ihm folgten später weitere Büros in San Francisco, Chicago und 1952 in Montreal 
(Canada). In Europa hat die ZFV Werbe- und Informationsbüros in Paris, London, 
Stockholm, Kopenhagen, Amsterdam, Brüssel, Zürich, Lissabon und Rom eröffnet. 
Der weitere Ausbau dieses Netzes von Auslandsvertretungen in Südamerika, dem Nahen 
Osten und Südafrika ist geplant. 

Die Arbeit der deutschen Fremdenverkehrsstellen und besonders ihrer 
Spitzenorganisation, der ZFV, fand internationale Anerkennung. Im Oktober 
1950 wurde die ZFV als vollberechtigtes Mitglied in die ,, International Union 
of Official Travel Organizations (IUOTO )“, die Dachorganisation aller am 
internationalen Tourismus interessierten Länder, aufgenommen. 

Die TOUROPA, die Arbeitsgemeinschaft des Deutschen Reisebüros, des HAPAG- 
LLOYD-Reisebüros und des Amtlichen Bayerischen Reisebüros, wurde Mitglied der 
ASTA, der wichtigsten amerikanischen Reisebüro-Vereinigung. Der Internationale 
Verband der SKAL-Clubs, welche die private Geselligkeit und den Gedankenaustausch 
der Fremdenverkehrsfachleute pflegen, hat Deutschland wieder aufgenommen. In¬ 
zwischen haben sich SKAL-Clubs in Frankfurt, München, Köln, Düsseldorf, Hamburg 
und Stuttgart gebildet. 

Der 1951 erfolgte Übergang der Paßhoheit von den Besatzungsmächten an 
die Regierung der Deutschen Bundesrepublik bedeutet eine wesentliche Er¬ 
leichterung für den Ausländer-Fremdenverkehr. Seitdem können die deut¬ 
schen Konsulate Sichtvermerke für Deutschland-Reisen erteilen, für die 
somit das Entry Permit entfällt. 

Die mit Tatkraft und Energie aufgebaute Werbung kann nur Erfolg haben, 
wenn den Besuchern etwas geboten wird. Der Wiederaufbau des Hotel- und 
Gaststättengewerbes hat Deutschlands Ruf als ein gastliches Reiseland erneut 
gefestigt. Die Deutsche Bundesbahn ist trotz allen finanziellen Schwierigkeiten 
bestrebt, die Eisenbahnen modern und komfortabel auszubauen. Schnell¬ 
triebwagen, Doppelstockzüge, neuartige Einbett-Schlafwagen, neue, beson¬ 
ders schnelle F-Züge, Vermehrung der Zahl der festen Menus bei den ge¬ 
meinsamen Mahlzeiten in den Speisewagen, Wirtschaftsbetrieb in fast allen 
* Eilzügen und auf sämtlichen wichtigen Bahnhöfen: das sind Errungen¬ 
schaften, die den Wettbewerb mit dem Auslande bestehen können. Ferien- 
Expreßzüge mit gepolsterten Wagen der Dritten Klasse, die mit bedeutend 
ermäßigten Fahrpreisen gefahren werden, ermöglichen auch dem Ferien¬ 
reisenden mit schmalem Geldbeutel eine angenehme Fahrt in den Urlaub. 
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Ein weitverzweigter Kraftverkehr mit modernen Fernreise-Omnibussen er¬ 
gänzt den Schienenverkehr auf einem dichten Netz gepflegter Fernstraßen 
und Autobahnen. Das Liniennetz der Deutschen Touring-Gesellschaft ist in 
den EUROPABUS-Verkehr eingegliedert. Zur Betreuung der Autoreisenden 
wurden bei den Zollämtern der wichtigsten Grenzübergangsstellen gemein¬ 
same Touristik-Auskunftsstellen des Bundes Deutscher Verkehrsverbände, des 
Allgemeinen Deutschen Automobil-Clubs und der Deutschen Verkehrs- 
Kredit-Bank eröffnet. Auf der Autohahnstrecke München-Untersalzberg 
wurde auf dem höchsten Punkt, dem Irscheiberg, dem Verkehr ein Rasthaus 
mit Hotel übergeben. 

Auf den deutschen Flüssen Rhein, Mosel, Main, Neckar und Weser fahren 
wieder weiße Dampfer und Motorboote für den Personenverkehr, auf dem 
Rhein auch Schnelldampfer mit Funksprechanlage. Auf den bayerischen 
Seen und auf dem Bodensee verkehren Dampfer und Autofähren. Diese ver¬ 
mitteln auf dem Bodensee auch den Verkehr mit der Schweiz. Camping-Plätze 
aller Art mit Abstellraum für Kraftfahrzeuge sind an vielen Erholungsorten 
Vorhemden. An den Welt-Luftverkehr ist Deutschland durch ein dichtes Netz 
ausländischer Luftverkehrsgesellschaften angeschlossen, die auch den inner¬ 
deutschen Verkehr bedienen. 

Wer heute Deutschland besucht, wird die Erfahrung machen, daß es sich in 
diesem Lande angenehm reisen läßt und die Bundesrepublik im Kreis der 
europäischen Touristenländer ihren guten Platz hat. 


547 




DIE KIRCHEN IN DEUTSCHLAND 


A. DIE CHRISTLICHEN KIRCHEN 

Die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus und ihre Folgen 

Vor 1945 waren die Kirchen eines der Zentren des Widerstandes gegen die 
totalitäre Gewalt. Sie waren nicht eigentlich eine „Widerstandsbewegung 1 ', 
denn ihre Ablehnung der Herrschaft des Nationalsozialismus ergab sich nicht 
vorwiegend aus einer politischen Stellungnahme, sondern sie war in ihrer 
Verkündigung und ihrem Auftrag in der Welt überhaupt begründet. Die 
christlichen Kirchen waren daher den Gleichschaltungs- und Unterdrückungs¬ 
maßnahmen des „Dritten Reiches“ gegenüber unzugänglich. 

Der Nationalsozialismus sah von Anfang pn in den Kirchen seine grundsätz¬ 
lichen Gegner. Deshalb versuchte er zunächst, das kirchliche Organisations¬ 
leben lahmzulegen. Die Organisationen sollten aufgelöst und gleichgeschaltet, 
ihre führenden Persönlichkeiten als Staatsfeinde gebrandmarkt werden. 
Gleichzeitig wurde das kirchliche Schrifttum, Zeitungen und Vereinsschriften, 
angegriffen, um den Einfluß der kirchlichen Presse gegen den nationalsozia¬ 
listischen Ungeist nicht wirksam werden zu lassen. 

Der dritte Vorstoß richtete sich gegen den christlichen Charakter der Schulen. 
Nebenher lief die Bespitzelung der Predigten, der Druck auf die Geistlichen 
in jeder Form: Verwarnungen und Verweise, Verhöre und Haussuchungen, 
Schul- und Redeverbot, Ausweisung und Geldstrafen, Schutz- und Unter¬ 
suchungshaft, Konzentrationslager und Hinrichtungen. 

Die Führerschaft der Partei mag zunächst geglaubt haben, daß es möglich 
sein würde, die Kirche von innen her aufzuspalten und zu überwinden. In 
die Evangelische Kirche gelang dem Nationalsozialismus ein verhältnismäßig 
starker Einbruch in der Form der „Deutschen Christen“; durch den Wider¬ 
stand der ,, Bekennenden Kirche" und die zunehmende Besinnung auf die 
geistliche Grundlage der Kirche wurde er jedoch im wesentlichen abgefangen. 
Gegen Ende des „Dritten Reiches“ hatte der Nationalsozialismus unter den 
Amtsträgern der Evangelischen Kirche nur noch wenige Anhänger. 
Selbstverständlich sind auch viele Katholiken der Nationalsozialistischen Partei bei¬ 
getreten; aber von den führend in der katholischen Arbeit Stehenden hat man dies 
kaum erfahren. Einige Mitglieder beider Konfessionen haben sich am Anfang der Partei 
angeschlossen, weil sie auf diese Weise vieles retten zu können glaubten. Die meisten 
von ihnen haben ihren Irrtum bald erkannt. Gewiß sind auch manche Katholiken 
unter dem Druck des Regimes aus der Kirche ausgetreten. Obgleich die Katholische 
Kirche wesentlich geringere Austrittsziffem hatte als die Evangelische, traten im 
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Jahre 1957, dem Höhepunkt dieser staatlich gelenkten Bewegung, 108000 Katholiken 
aus. Meistens handelte es sich um solche, die innerlich bereits abseits standen. Andere 
haben trotz stärkstem Druck den Austritt nicht vollzogen und lieber ihre Stellung 
und persönliche Sicherheit geopfert. 

Die Lehrerschaft hat in ihrer Mehrzahl weiterhin kirchliche Erziehungs¬ 
arbeit geleistet, obgleich diese besonders den katholischen Lehrern sehr er¬ 
schwert wurde. Aus dem Gemeinde- und Vereinsleben und vor allem aus 
dem Klerus wurde schärfster Widerstand gegen das Regime geleistet. Der 
Widerstand beider Kirchen war innerlich so stark, daß Hitler den letzten 
Schlag nicht zu führen wagte. Die Pläne des Reichsleiters Bormann für 
die Zeit nach dem erwarteten „Endsieg“ ließen aber erkennen, daß die 
Kirchen aus dem Volksleben praktisch ausgeschaltet werden sollten. 

Nach so vielen Opfern unter Pfarrern und Laien sahen die Kirchen sich 1945 
von einem unerhörten Druck befreit, und zugleich wandte sich ihnen eine 
Welle des Vertrauens aus der ganzen Bevölkerung zu. Als ein sichtbares Bei¬ 
spiel für das Gefühl der Befreiung mag an die Predigt des evangelischen 
Bischofs von Berlin-Brandenburg D. Dibelius auf der ersten Synode nach dem 
Zusammenbruch erinnert werden. Sie ging über das Wort: „Wenn dich heute 
oder morgen dein Kind wird fragen: Was ist das ? sollst du ihm sagen t Der Herr 
hat uns mit mächtiger Hand aus Ägypten, von dem Diensthause geführt.“ 

Wenn man freilich die seitdem verflossenen acht Jahre in der sowjetisch besetzten 
Zone überdenkt, spürt man, in welche Nöte die Kirche erneut unter dem Zeichen 
eines anderen Totalitarismus geführt worden ist. 

Die starke Rückwärtsbewegung zur Kirche nach 1945 beruhte teils auf 
innerer Umkehr, teils auf Zweckmäßigkeitserwägungen. Aber selbst in der 
Katholischen Kirche traten in den Jahren 1945 bis 1948 nur 47 000 Menschen 
wieder in die Kirche ein; das ist nicht ein Zehntel der in den Jahren der 
antikirchlichen Bewegung Ausgetretenen. Seitdem steigt die Zahl der Aus¬ 
tritte ständig. Im Jahre 1949 waren es bei der Katholischen Kirche bereits 
wieder 30000, in der Evangelischen Kirche wesentlich höhere Zahlen. 

Das alles beweist, daß die Unterdrückung unter Hitler zwar — wie immer 
bei einer Kirchenverfolgung — zur inneren Stärkung der verbleibenden Ge¬ 
meinde geführt hat, daß aber die Einbußen zahlenmäßiger Art nicht wieder 
aufgeholt worden sind, und daß die Feindschaft oder die Uninteressiertheit 
am kirchlichen Leben bei vielen Deutschen noch stark ist. Im Landtag eines 
Landes der Bundesrepublik (Schleswig-Holstein) sind von 67 Abgeordneten 
43 evangelisch, 2 katholisch, 18 konfessionslos und 4 gottgläubig, das heißt 
also 45 sind Christen und 22 Nichtchristen. Dieser Sonderfall weicht jedoch 
erheblich von dem Gesamtverhältnis der Konfessionen in Deutschland ab. 
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Auch im „Dritten Reich“ ist die Zahl der einer Kirche angehörenden Per¬ 
sonen niemals unter 94°/ 0 der Bevölkerung gesunken. Bei dieser Zahl ist aller¬ 
dings zu berücksichtigen, daß die Auswirkungen des landesherrlichen Kir¬ 
chenregiments und des volkskirchlichen Systems vor allem bei der evangeli¬ 
schen Christenheit dazu führen, daß auch Menschen, die am kirchlichen 
Leben gar keinen oder nur einen geringen Anteil nehmen, zumeist nicht 
austreten. Insofern unterscheidet sich die deutsche kirchliche Situation etwa 
von der amerikanischen sehr wesentlich. 

Das unterdrückte kirchliche Vereinsleben war nach 1945 bald wieder leben¬ 
dig. Leider konnte wegen der entgegenstehenden Bestimmungen der Be¬ 
satzungsmächte die kirchliche Presse nicht so rasch wiederhergestellt werden. 
Das innerkirchliche Leben entwickelte sich schnell. Vor edlem die katholi- 
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Bevölkerung 



Quelle; Kirchenstatistisches Amt, Hannover (Zahlenbilder)» 

1 Die drei im Schaubild wiedergegebenen Länder Württemberg-Baden, Baden und Württemberg- 
Hohenzollern schlossen sich 1952 zu dem Bundesland Baden-Württemberg zusammen. Nach dem 
Stand von 1950 betrug die Bevölkerungszahl dieses Landes 6,4* Millionen; davon waren 50,5%. 
evangelisch, 47,1% katholisch und 2,4% Angehörige sonstiger Bekenntnisse. 


sehen Eltern verlangten die Schule ihres Bekenntnisses zurück, die nach 
glänzenden Abstimmungsergebnissen und langen Verhandlungen mit den 
Besatzungsmächten wieder eingeführt wurde. 

Die Auswirkungen der territorialen Veränderungen in Deutschland hinsichtlich 
der Konfessionsgliederung. 

Vor dem Kriege waren von den rund 65 Millionen Deutschen etwa ein Drittel 
katholische und zwei Drittel evangelische Christen. Dabei lag das Hauptgewicht 
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des evangelischen Volksteils in den nord- und ostdeutschen Gebieten, während 
das katholische Element im Westen und Süden überwog. 

Die durch die Nachkriegsverhältnisse und die Unterstellung weiter ostdeut¬ 
scher Gebiete unter sowjetische und polnische Verwaltung bedingte Aus¬ 
treibung und Abwanderung von Millionen deutscher Menschen hat eine 
wesentliche Veränderung der Bevölkerungsstruktur und der Konfessionsver¬ 
hältnisse zur Folge gehabt. Von den Vertriebenen (einschließlich der Flücht¬ 
linge) leben rund 10 Millionen in der Bundesrepublik, über 3 Millionen in 
der Sowjetzone. Von diesen 13 Millionen sind etwa 7 Millionen evangelisch, 
6 Millionen katholisch. 

Die zum großen Teil zufällige, unorganisierte und willkürliche Unter¬ 
bringung der Vertriebenen hat in manchen Ländern eine starke. Veränderung 
der Konfessionsverhältnisse mit sich gebracht. Beispielsweise sind von den seit 
Kriegsende nach Bayern gekommenen Vertriebenen 1,3 Millionen kathohsch 
und 500000 evangelisch. Es gibt in Deutschland Gebiete, die früher rein 
kathohsch waren und heute große evangelische Diasporagemeinden haben, 
und umgekehrt. Die dadurch notwendige geistliche Versorgung, der Bau von 
Kirchen und Gemeindehäusern, die Einrichtung von Schulen usw. belasten die 
Kirchen und den Staat in außerordentlichem Maße, zumal es sich bei den 
Vertriebenen fast ausnahmslos um besonders kirchliche Bevölkerung handelt. 

Der Bezirk mit dem größten evangelischen Bevölkerungsanteil ist heute der nieder¬ 
sächsische Piegierungsbezirk Stade mit 91,5 % evangelischer Bevölkerung, der mit dem 
niedrigsten der rheinland-pfälzische Regierungsbezirk Trier mit 7,5 %. 

Die Bundesrepublik und die sowjetisch besetzte Zone Deutschlands weichen 
hinsichtlich der konfessionellen Zusammensetzung sehr voneinander ab. 
In dieser wurden bei der letzten Volkszählung (1952) etwa 17,5 Millionen 
Einwohner gezählt. Davon waren etwa 14,5 Millionen Evangelische, mit 
Ost-Berlin etwa 16,5 Millionen, und (einschließlich Ost-Berlin) etwa 2 Milli¬ 
onen Katholiken. 

Die durch die politischen Verhältnisse bedingten Organisationsänderungen 
in den Kirchen. 

Die zeitweilige Abtrennung der Ostgebiete Deutschlands und die Tatsachen, 
die im Westen ohne deutsche Zustimmung geschaffen sind, haben auch 
organisatorische Auswirkungen für die Kirchen gehabt. 

Am wenigsten im Westen. Das Saargebiet ist trotz seinem Sonderstatus in 
seinen bisherigen kirchlichen Gliederungen verblieben. Auf evangelischer 
Seite ist es weiterhin Teil der Evangelischen Kirche im Rheinland, die einen 
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Pfarrer zu ihrem besonderen Beauftragten bestellt hat. Kathobscherseits ge¬ 
hören die früher preußischen und früher pfälzischen Teile des Saargebiets 
weiterhin zu den Bistümern Trier bzw. Speyer. 

Im Osten sind die evangelischen Kirchenprovinzen Ostpreußen , Danzig-WOst¬ 
preußen und die frühere unierte Kirche in Polen völlig verschwunden. Von 
der Kirchenprovinz Pommern ist nur der kleine Teil westlich der Oder mit 
Greifswald und von der Kirchenprovinz Schlesien die Oberlausitz westlich der 
Neiße mit Görlitz übrig geblieben. Die Kirchenprovinz Brandenburg hat das 
gesamte Gebiet der Neumark östlich der Oder verloren. 

Die verbliebenen Kirchenprovinzen der Evangelischen Kirche der altpreußischen 
Union (das heißt der Kirchen in den älteren preußischen Provinzen) haben sich in 
einer gegenüber der Vorkriegszeit aufgelockerten Form weiterhin in ihrem alten Ver¬ 
band zusammengeschlossen. 

Auf katholischer Seite haben die Diözesanverhältnisse in juristischer Hin¬ 
sicht sich nur wenig verändert; das heißt hinter der Oder-Neiße-Linie be¬ 
stehen die Diözesen juristisch weiter, aber sie werden nicht mehr von 
deutschen Bischöfen verwaltet. Dazu gehören Breslau, Ermland und die 
Prälatur Schneidemühl. Breslau ist auf den Rest von Görlitz und Neuzelle 
beschränkt. Obwohl der Erzbischof von Breslau, der Bischof von Ermland 
und der Prälat der Freien Prälatur Schneidemühl verstorben sind, hat der 
Heilige Stuhl keine Neubesetzung der Bistümer vorgenommen, sondern sie 
werden durch Administratoren polnischer Nationalität verwaltet. 

Auch in der Sowjetzone besteht kirchenrechtlich die alte kirchliche Verwal¬ 
tung. Meißen ist nach wie vor Bischofssitz, ebenso Berlin. Der Berliner Bi¬ 
schof hat seinen Sitz in West-Berlin. Der größte Teil seiner Diözese befindet 
sich in der Sowjetzone. Der Berliner Weihbischof wohnt im Ostsektor Ber¬ 
lins. Große Teile des Erzbistums Paderborn und der Bistümer Osnabrück, 
Fulda und Würzburg liegen in der sowjetischen Besatzungszone. Für das 
Leben im sächsischen Bereich des Erzbistums von Paderborn ist es von großer 
Bedeutung, daß der Paderborner Weihbischof seinen Sitz in Magdeburg er¬ 
halten hat. Das gleiche gilt von dem zweiten Weihbischof des Bistums Fulda, 
der in Erfurt seinen Sitz hat. 

Die Neuordnung der Evangelischen Kirche 

Gegenüber dem losen Deutschen Evangelischen Kirchenbund hatte die 1933 
gegründete Deutsche Evangelische Kirche einen wesentlich engeren Zu¬ 
sammenschluß der evangelischen Landeskirchen mit sich gebracht; dieser 
wurde jedoch durch die vom Nationalsozialismus inszenierte Gleichschaltung 
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und Gewaltherrschaft entscheidend diskreditiert. Schon während des „Dritten 
Reiches“ hatte der württembergische Landesbischof alle zu einer kirchlichen 
Zusammenarbeit bereiten Kräfte in einem kirchlichen Einigungswerk zu¬ 
sammengefaßt. Kurz nach dem Zusammenbruch trat in der Anstalt der 
Inneren Mission Treysa in Hessen eine von allen Kirchen beschickte Kirchen¬ 
versammlung zusammen. Auch die damals noch in Breslau vorhandene 
evangelische Kirchenleitung Schlesiens war vertreten. 

Anfang August 1945 wurde eine vorläufige Ordnung der „ Evangelischen 
Kirche in Deutschland 11 (E.K.D.) festgelegt und ein aus 12 Theologen und 
Laien bestehender „Rat“ als synodales Leitungsorgan unter Vorsitz des 
Landesbischofs Wurm gewählt. 

1948 trat eine weitere Kirchenversammlung in Eisenach zusammen, die eine 
Verfassung, die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland, ver¬ 
abschiedete. Die E.K.D. ist als Kirchenbund konstruiert, läßt also die Kultus-, 
Bekenntnis- und Verwaltungsselbständigkeit der Gliedkirchen bestehen. 
Lediglich in einzelnen bestimmten und ausdrücklich festgelegten Fragen, 
insbesondere in der Vertretung nach außen und der Versorgung von Aus¬ 
landsgemeinden, handelt die E.K.D. in eigener Zuständigkeit. Auf der ersten 
Synode der E.K.D. in Bethel wurde anstelle des wegen seines Alters zurück¬ 
getretenen Landesbischofs D. Wurm, des Anfang 1953 verstorbenen „großen 
alten Mannes“ der Evangelischen Kirche, der Berliner Bischof D. Otto 
Dibelius zum Vorsitzenden des Rates und Landesbischof D. Hanns Liue, 
Hannover, der jetzige Präsident des Lutherischen Weltbundes, zum stell¬ 
vertretenden Vorsitzenden gewählt. Die Kirchenkanzlei hat ihren Sitz in 
Hannover, das Außenamt ist in Frankfurt am Main. 

In den gleichen Jahren war eine stärkere Zusammenfügung der Mehrzahl 
der lutherischen Gliedkirchen in der „Vereinigten Ev.-Lutherischen Kirche 
Deutschlands“ vor sich gegangen. Ihr leitender Bischof ist der bayerische 
Landesbischof D. Meiser. Das lutherische Kirchenamt befindet sich ebenfalls 
in Hannover; seine Leitung hat — in Personalunion mit der Kirchenkanzlei — 
Präsident D. Brunotte. 

Von den etwa 40 Millionen evangelischen Kirchengliedern in Gesamtdeutsch¬ 
land gehören 17,5 Millionen zu den zehn die Vereinigte lutherische Kirche 
Deutschlands bildenden Kirchen, 2,5 Millionen zu den übrigen lutherischen 
Kirchen. Die unierten Kirchen umfassen gut 20 Millionen Glieder. Dabei ist 
zu bemerken, daß der größte Teil der Gemeinden dieser Kirchen nicht 
unierten, sondern lutherischen oder reformierten Bekenntnisses, aber dessen¬ 
ungeachtet in Verwaltungsunionen zusammengefaßt ist. 
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Die beiden reformierten Kirchen umfassen weniger als eine halbe Million Glieder. 
Die Evangelische Kirche in Deutschland hat sich von Anfang an bemüht, 
ihre Funktion als eine starke Klammer der Menschen im getrennten Deutsch¬ 
land wahrzunehmen. Die Mitglieder ihrer Organe, Rat und Synode, sind 
aus Gliedern der Kirchen in der Bundesrepublik und der sowjetisch besetzten 
Zone nach der zahlenmäßigen Stärke der Kirchen gleichmäßig zusammen¬ 
gesetzt. Die Tagungen der Synode und des Rates haben abwechselnd in Ost 
und West stattgefunden, die letzte Synode im Herbst 1952 in Elbingerode 
im Harz. Anfang 1955 mußte zum erstenmal eine Tagung des Rates, die 
für München vorgesehen war, nach West-Berlin verlegt werden, da den 
Mitgliedern aus der Sowjetischen Zone die Reisepässe verweigert wurden. 
Sämtliche Einrichtungen der Kirche, z. B. die verschiedenen von der Kirche 
berufenen Kammern, insbesondere die Jugendkammer, sind für das gesamte 
deutsche Gebiet tätig. Wo aus Zweckmäßigkeit oder Rechtsgründen die Ein¬ 
richtung besonderer Büros für den Osten und Westen erforderlich ist, wie 
etwa bei der Inneren Mission und dem Evangelischen Hilfswerk, wird die 
sachliche Arbeit in völliger innerer Gemeinsamkeit und Übereinstimmung 
geleistet. 

Die Zusammenarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland mit den 
Freikirchen, insbesondere den Methodisten und Baptisten, ist seit mehreren 
Jahren in der ,, Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland 1 '’ 
sichtbar geworden. 

Die innere Lage der Kirchen nach 1941 

Die Erschütterungen des Kampfes der Kirchen im „Dritten Reich“ haben 
weiterhin nachgewirkt. 

Die Kirche war aufgerufen, sich mit den geschaffenen Tatsachen auseinander¬ 
zusetzen. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang der Besuch 
einer Delegation des Weltrates der Kirchen unter Leitung des Bischofs 
D. Bell von Chichester im Oktober 1945 in Stuttgart gewesen. Er führte 
zu einer ersten Begegnung mit dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch¬ 
land. Damals wurde vom Rat die berühmt gewordene Stuttgarter Schuld¬ 
erklärung abgegeben. Sie bedeutete nicht, wie man ihr fälschlicherweise 
unterstellte, die Anerkennung einer Kollektivschuld des deutschen Volkes; 
aber sie brachte in klarer Weise und in kirchlicher Sprache die Mitverant¬ 
wortung der Christen und der Kirche für das, was in Deutschland und durch 
Deutsche geschehen war, zum Ausdruck. Von diesem Tage an hat es eine 
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ununterbrochene und vielfältig bewährte - Mitarbeit der Deutschen in den 
Einrichtungen der Ökumene gegeben. 

Insbesondere hat eine deutsche Delegation an der Assembly des Weltrates der Kirchen 
in Amsterdam 1948 und an der Tagung der Bewegung für Glauben und Kirchenver¬ 
fassung in Lund 1952 teilgenommen. 

Ebenso nehmen die deutschen Katholiken am internationalen katholischen 
Gemeinschaftsleben wieder teil. Zwar sind noch nicht alle Hemmungen über¬ 
wunden. Nachdem aber einmal die Caritas die Brücke der Liebe zum deut¬ 
schen Volk geschlagen, nachdem vor allem Papst Pius XII. selbst Deutsch¬ 
lands Stellung und Aufgabe so stark betont hatte, kann man heute feststellen, 
daß die katholischen Organisationen und Einzelpersönlichkeiten wieder selbst¬ 
verständliche und gern gesehene Mitarbeiter sind. 

Die starke Begegnung der evangelischen und katholischen Christen im Kampf 
gegen den Nationalsozialismus hat zu einem neuen Verständnis geführt. 
Gemeinsam hatten sie das Kreuz der Verfolgung zu tragen, gemeinsam in 
Konzentrationslagern und Gefängnissen gebetet, gemeinsam im Widerstand 
gegen eine Bewegung gestanden, die das Christentum im deutschen Volke 
ausrotten wollte. Zur Zeit muß man vielleicht von einer gewissen Verhärtung 
der konfessionellen Fronten sprechen. Diese ist aber wohl im wesentlichen 
darauf zurückzuführen, daß gewisse unrealistische Erwartüngen, die unter 
der Parole einer ,,Una sancta“ auf Grund der Begegnungen in der Kampfzeit 
erwachsen waren, durch die nüchternen Denker beider Seiten auf das rechte 
Maß zurückgeführt worden sind. 

Naturgemäß haben auch die Verlautbarungen des Heiligen Officiums über die Wieder¬ 
vereinigung der Kirchen und die darin enthaltenen Weisungen ebenso wie die Dogma- 
tisierung der Himmelfahrt Mariae Auswirkungen gehabt. 

Andererseits muß festgestellt werden, daß in einem bisher in Deutschland 
nicht bekannten Maße die gemeinsame politische Verantwortung evangelischer 
und katholischer Christen erkannt und in die Tat umgesetzt worden ist. Es 
geht hierbei naturgemäß nicht um eine Überwindung oder Bagatellisierung 
konfessioneller Unterschiede, sondern um die gemeinsame Wahrnehmung 
einer christlichen Verantwortung in der Politik trotz diesen Unterschieden. 
An den theologischen Besprechungen nehmen Geistliche beider Konfessionen 
verantwortlich teil. 

Die Zeit von 1945 bis heute steht in den Kirchen allgemein im Zeichen einer 
starken Aktivierung der Arbeit. 

Insbesondere die Evangelische Kirche hat erkannt, daß die äußere Betrieb¬ 
samkeit und das Anfassen vieler am Rande des kirchlichen Auftrages liegender 
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Gebiete, wie es vor einem Vierteljahr hundert geübt wurde, kein Kennzeichen 
inneren kirchlichen Lebens ist. 

Die Kirchenkampfzeit hat zwar nicht zu einer breiten Erweckung, aber doch 
zu einer starken Vertiefung und Verinnerlichung des Gemeindelebens geführt. 
Ernste Bemühungen um die Rückgewinnung verlorengegangener gottesdienst¬ 
licher Formen und ihre Einordnung in den Gottesdienst der Gegenwart 
haben sich in vielfältiger Weise ausgewirkt. 

In besonderem Maße ist — von der Jugend ausgehend — das kirchliche 
Singen gepflegt worden. In beiden Konfessionen gibt es neben den alten 
bekannten Chören neue hervorragende Jugendchöre. Sie und auch die welt¬ 
lichen Chöre haben eine äußerst starke Rückbesinnung auf die geistliche 
Musik erlebt, daneben aber auch junge Komponisten mit moderner geistlicher 
Musik von großer Bedeutung dem Volke nahegebracht. Es sei nur der Name 
Ernst Peppings mit seiner außergewöhnlichen Matthäus-Passion genannt. 
Die Evangelische Kirche in Deutschland hat im Evangelischen Kirchen¬ 
gesangbuch ein bereits für viele Gliedkirchen eingeführtes einheitliches Ge¬ 
sangbuch geschaffen, das in besonders starkem Maße das Lied der Reforma¬ 
tionszeit wieder für den Gottesdienst lebendig macht. Auch mehrere katho¬ 
lische Diözesen haben neue Gesangbücher geschaffen. Dabei ist bemerkens¬ 
wert, wie stark auch im katholischen Bereich Choräle aus dem protestantischen 
Bereich aufgenommen sind. 

In all diesen Fragen wird eine starke gegenseitige Befruchtung der Kirchen 
erkennbar. 

Neue Arbeitsformen der Kirche 

Die Kirchen beider Konfessionen haben nach 1945 mit großer Tatkraft in 
ihren Gliederungen und Verbänden die Arbeit verstärkt. Die fast völlige 
Unterdrückung der christlichen Jugendarbeit unter nationalsozialistischer 
Herrschaft führte naturgemäß zu einer äußerst starken Intensivierung der 
Arbeit der Jugend in der Kirche. In vielfältiger Aufgliederung und mannig¬ 
fachen Formen umfaßt sowohl die evangelische als auch die katholische 
Jugend einen erheblichen Teil der zur Kirche gehörenden Jugendlichen. 
Beide Gruppen zusammen stehen in ihrer Stärke mit je fast einer Million 
Jugendlichen an der Spitze der im Bundesjugendring vereinigten Jugend¬ 
organisationen. Keine Jugendbewegung in Deutschland hat ein so verbrei¬ 
tetes Schrifttum wie die katholische. 

In der Jugendarbeit ist bei aller Anerkennung der Notwendigkeit jugendlicher 
Lebensformen in der Tracht und der Gestaltung von Freizeit und Lager eine 
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sehr starke Verinnerlichung und eine Sammlung um die zentralen Fragen 
der Kirche und des Wortes Gottes festzustellen. Das Verhältnis zwischen 
Laienführern und geistlichen Führern wird von tiefem Vertrauen getragen. 
Auch die übrigen Zweige kirchlichen Lebens haben einen erfreulichen Auf¬ 
schwung genommen. Sowohl auf katholischer wie evangelischer Seite ist die 
Männerarbeit stark intensiviert worden. Die Zeitschriften der Männerarbeit 
beider Kirchen, die zu den größten kirchlichen Zeitschriften überhaupt gehö¬ 
ren, zeugen von einer sehr weiträumigen und lebendigen Auseinandersetzung 
mit den Fragen der Zeit, insbesondere auch im politischen Raum. Das gleiche 
gilt von der Frauenarbeit. 

Die besondere Tradition der katholischen berufsständischen Arbeit ist auch 
heute lebendig. Das Kolpingswerk ist am schnellsten wieder zur Blüte gelangt. 
Lehrlinge, Gesellen und Meister haben darin ihre Heimat gefunden. Sowohl 
das berufsständische und berufsethische Denken wie das politische Wollen 
haben hier eine echte Kraft entwickelt. Wie früher nimmt sich das Kolpings¬ 
werk der Pflege des Familiengedankens an. 

Die Evangelische Kirche, die einer weiträumigen Tradition auf diesem Gebiet 
entbehrt, ist dabei, auch hier ihrer Öffentlichkeitsaufgabe in stärkerem Maße 
gerecht zu werden. Die Gründung der Evangelischen Arbeiterbewegung und 
die Arbeit etwa der Evangelischen Sozialakademie Friedewald sind Zeichen 
für dieses Voranschreiten. 

Die katholische Arbeiterbewegung hat neben der Einheitsgewerkschaft ihre 
besondere Aufgabe. Mag sie auch zahlenmäßig nie die Gewerkschaftszahlen 
erreichen, so ist doch die innere Geschlossenheit und das Auftreten von 
mehreren hunderttausend katholischen Arbeitern ein bedeutsames Element 
im sozialwirtschaftlichen Leben. Die CAJ, die Christliche Arbeiterjugend, 
wächst ständig und bewußt in die Arbeiterbewegung hinein. 

Von besonderer Bedeutung ist das seit 1945 begonnene Gespräch der Kirche 
mit den verschiedensten Berufsständen und die Auseinandersetzung mit den 
Fragen des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens. 
Ausgehend von der Akademie in Bad Boll haben die ,, Evangelischen Akade¬ 
mien“ , die es jetzt in fast jeder Gliedkirche gibt, vielseitige und lebendige 
Arbeit geleistet, indem sie immer neue Gesprächspartner zu einer echten 
Diskussion auf der Grundlage des Wortes Gottes in ihren Kreis zogen. In¬ 
dustrielle, Arbeiter, Lehrer, Bauern, Journalisten, Beamte, Politiker, Juristen, 
um nur einige zu nennen, sind die immer stärkstem innerlich beteiligten 
Besucher der Tagungen der Akademien. Zum Beispiel haben an den Ta¬ 
gungen der Evangelischen Akademie in Hermannsburg, jetzt in Loccum, 
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seit 1946 11000 Menschen teilgenommen. Es wird sehr viel davon abhängen, 
ob die Teilnehmer dieser Gespräche, die zum großen Teil den Weg zur Kirche 
erst wieder zurückfinden müssen, aus der sie anpackenden Diskussion den 
Weg in die Gemeinde hinein finden. 

Vor kurzem ist in Stuttgart-Hohenheim die erste Katholische Akademie, die 
den gleichen Zielen dienen will, eröffnet worden. Es war ein Kennzeichen 
des inneren Miteinanders auf dem kirchlichen Gebiet, daß der evangelische 
Bundestagspräsident, Dr. Ehlers, aufgefordert wurde, auf der ersten Tagung 
dieser Katholischen Akademie einen Vortrag über die gemeinsame Verant¬ 
wortung der Konfessionen im öffentlichen Raum zu halten. 

Aber die Kirchen sind in den vergangenen Jahren in noch weiterem Maße 
in die Öffentlichkeit hineingegangen. Neben die Deutschen Katholikentage, 
deren fünfundsiebzigster 1952 in Berlin abgehalten wurde, sind seit einigen 
Jahren die Deutschen Evangelischen Kirchentage getreten. 

Die Katholikentage in Mainz („Tag der Sammlung“) 1948, in Bochum 
(„Tag des sozialen Gewissens“) 1949, in Passau („Tag religiösen Wachsens“) 
1950 und in Berlin („Tag der Liebe“) 1952 sind in ihren Themen von dem 
Mainzer Satz „Der Christ in der Not der Zeit“ bis zur Berliner Parole „Gott 
lebt“ ein lebendiges Spiegelbild katholischen kirchlichen Lebens und der 
Auseinandersetzung mit den Fragen der Zeit. Besonders ist der Bochumer 
Tag zu nennen, der unter dem Thema „Gerechtigkeit schafft Frieden“ der 
Besinnung über die soziale Verantwortung auch hinsichtlich des Mitbestim¬ 
mungsrechtes diente. 

Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken, das sich aus dem Zentralkomitee 
für deutsche Katholikentage entwickelt hat und heute organisatorisch wie 
zielmäßig und repräsentativ die Laien Vertretung des gesamten deutschen 
Katholizismus darstellt, wird nach wie vor die Katholikentage veranstalien. 
Es hat aber auch die Aufgabe, ähnlich wie vor 1933 der „Volksverein für das 
katholische Deutschland“, zu allen staatspolitischen, sozialwirtschaftlichen und 
kulturpolitischen Fragen Stellung zu nehmen, an der Schulungsarbeit inner¬ 
halb des katholischen Volksteiles teilzunehmen und zu gegebener Zeit das weg¬ 
weisende Wort in den öffentlichen Raum zu sprechen. Innerhalb der Katholiken¬ 
ausschüsse gibt es besondere Bildungswerke, die sich an alle Katholiken wenden, 
aber auch Nichtkatholiken den Zutritt nicht verwehren. Außerdem besitzen 
die Katholiken heute eine Reihe von Heimvolksbildungsstätten, in denen die 
besondere Art katholischer Erwachsenenbildung gepflegt wird. 

Die Evangelischen Kirchentage haben in Essen 1950, in Berlin 1951 und 
Stuttgart 1952 die evangelische Christenheit in einem Maße aufgerufen, wie 
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es früher kaum vorstellbar war. Das Gewicht des Berliner Kirchentages, der 
im Zeichen der Trennung Deutschlands unter dem Leitwort „Wir sind doch 
Brüder“ stand, lag in der Teilnahme von mehr als 100000 Gliedern der 
Kirche aus der sowjetisch besetzten Zone. In Stuttgart, unter dem Thema 
„Wählt das Leben“, lag das Gewicht noch mehr auf der lebendigen Aus¬ 
sprache in den Arbeitsgruppen und in der äußerst starken Auswirkung der 
Gottesdienste, Bibelstunden und volksmissionarischen Veranstaltungen. Es 
hat sich dabei gezeigt, daß es im Raum der Kirche möglich ist, Massen zu 
versammeln, und daß sie unter der Wirkung des Wortes Gottes dennoch 
nicht Masse bleiben. 

Bei den katholischen Organisationen ist allgemein das Verhältnis zur Hier¬ 
archie stärker geworden. Es liegen festere Bindungen vor, und der Einfluß 
der Hierarchie, die während des Nationalsozialismus so starke Verantwortung 
zu tragen hatte, ist heute größer als früher. Sie ist aber auch sehr darauf 
bedacht, daß die Initiative der mündig gewordenen Laien und ihre Eigen¬ 
verantwortung nicht geschmälert werden. 

Das Gesamtbild der Kirchen in diesen Jahren kann nicht beschrieben werden, 
wenn nicht der charitativen Arbeit gedacht wird. Die Caritas auf katholischer, 
die Innere Mission auf evangelischer Seite hatten eine lange und segens¬ 
reiche Tradition in ihren Einrichtungen und Anstalten. Trotz zahlreichen 
Kriegszerstörungen gingen sie an den Wiederaufbau und stellten sich den 
zahlreichen an sie herantretenden Aufgaben der Nachkriegszeit. 

Auf evangelischer Seite wurde das ,, Evangelische Hilfswerk “ für die Linde¬ 
rung der aus den Kriegs- und Nachkriegsverhältnissen entstandenen Notlage 
geschaffen. Ihm und dem die gleichen Aufgaben erfüllenden „Caritas-Ver- 
band“ sind in den Jahren nach 1945 aus zahllosen Kirchen des Auslandes 
Spenden an Lebensmitteln, Bekleidung und Geld in einem Ausmaße zu¬ 
geflossen, wie es noch niemals in der Geschichte der Liebestätigkeit sichtbar 
geworden ist. Beiden Kirchen, der katholischen insbesondere auch durch die 
immer erneute Hilfe des Papstes, ist dadurch die Möglichkeit gegeben 
worden, zahllosen Menschen zu helfen. Man sagt nicht zuviel, wenn man 
feststellt, daß durch diese Gaben Hunderttausende von Deutschen vor dem 
Verhungern bewahrt worden sind. 

Die Organisationen, die solche Auslandsspenden weiterleiteten, konnten 
nicht nur Verteilungsstellen ausländischer Gaben sein. Sie haben bis in die 
letzte Gemeinde hinein auch zur tätigen Hilfe aus den Kräften der Gemeinden 
selbst aufgerufen und damit eine völlig neue Aktivität in die christliche 
Liebestätigkeit gebracht. Diese Bereitschaft zur Hilfe hat sich in der Ein- 
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richtung zahlreicher Heime, in der Bildung völlig neuer Gemeinden für 
Vertriebene und in den zahlreichen Wohnungsbauten, die auch christliche 
Siedlungsgesellschaften errichtet haben, niedergeschlagen. Aus diesem neuen 
und tieferen Verständnis der charitativen Aufgabe der Kirche ist eine starke 
innere Belebung der Gemeinden entstanden. 

Die kämpfende Kirche im Osten 

Die Konsolidierung der wirtschaftlichen Verhältnisse in Westdeutschland hat 
die Gefahr mit sich gebracht, daß die Kirchen wieder in einen Zustand der 
Bequemlichkeit und scheinbaren Gesichertheit hineinsinken. In der so¬ 
wjetisch besetzten Zone Deutschlands ist die Lage völlig anders. Dort ist nach 
einer verhältnismäßig kurzen Zeit eines freien und kirchlich bestimmten 
Wiederaufbaues der Druck der totalitären Gewalt stärker und stärker ge¬ 
worden. 

Das Exkommunikationsdekret des Papstes gegen den Kommunismus vom 
30. 6. 1949 ist in seinen Voraussetzungen durch die seitdem gemachten Er¬ 
fahrungen nur bestätigt worden. 

Wie der Nationalsozialismus versucht der Kommunismus, besonders die 
Jugend der Kirche zu entfremden. Er verbietet alle Veranstaltungen der 
Jugend, die nicht rein religiösen Charakter haben, und unterbindet damit 
die gemeinschaftsbildenden Wanderungen und Freizeiten. In immer stär¬ 
kerem Maße werden größere Treffen der Jugend behindert oder verboten. 
Glieder der jungen Gemeinden der Kirche werden unter irgendwelchen Vor¬ 
wänden oder unter offenem Hinweis auf ihre Zugehörigkeit zur jungen 
Gemeinde von den Schulen verwiesen. Die einzige zugelassene Zeitschrift 
für die evangelische Jugend der Sowjetzone wurde verboten. Als Grund 
dafür wurde angeblicher Papiermangel angeführt, obwohl das Papier für 
die Zeitschrift aus Spenden ausländischer Kirchen für Monate bereitlag. 
Jugendliche, Jugendleiter und Pfarrer werden verhaftet. Die theologischen 
Fakultäten an den Universitäten der Sowjetzone sind in Gefahr. Die Ein¬ 
richtung eines katholischen Priesterseminars in Ost-Berlin für den Priester¬ 
nachwuchs der Zone wurde im letzten Augenblick verhindert. Studenten, 
die auf den Universitäten des Westens oder auf der in Berlin eingerichteten 
Kirchlichen Hochschule studieren, wird die Einreise und eine Tätigkeit in 
der Zone verweigert. 

Durch strengste Zensurmaßnahmen wird versucht, jede Verbindung der Be¬ 
völkerung der Sowjetzone mit dem geistigen und kirchüchen Leben des 
Westens auszuschließen. Ebenso bemühen sich die Machthaber des Ostens 
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in ständig verstärktem Maße, die Berührung der Bevölkerung ihrer Zone 
mit den Gemeinden des Westens zu verhindern. Während die Teilnahme 
am Kirchentag in Berlin 1951 noch staatlicherseits erleichtert wurde, offenbar, 
weil man sich daraus eine Förderung der eigenen Propaganda versprach, 
sind dem Katholikentag 1952 in Berlin bereits erhebliche Schwierigkeiten 
gemacht worden, allerdings ohne daß darunter die Teilnahme litt. Die Zu¬ 
sage, 5000 Bewohnern der Ostzone die Teilnahme an der Tagung des Luthe¬ 
rischen Weltbundes in Hannover und 20000 Gemeindegliedern die Teil¬ 
nahme am Evangelischen Kirchentag in Stuttgart 1952 zu gestatten, wurde 
im letzten Augenblick widerrufen. 

Alle diese Erfahrungen bedeuten eine ständige Erschwerung des Lebens der 
Kirche. Sie haben aber auch die innere Gescldossenheit und die Glaubensbereit¬ 
schaft, besonders in der jungen Generation, in einer erfreulichen Weise 
gestärkt. 

Die Kirchen wissen, daß sie unabhängig von den Grenzen des Eisernen Vor¬ 
hanges zur Gemeinschaft des Glaubens berufen sind und tun alles, was in 
ihren Kräften steht, um diese Gemeinschaft zu erhalten und die in immer 
stärkerem Maße verfolgten Brüder in der sowjetisch besetzten Zone zu stützen. 
Ein Einbruch in das Christentum ist dem Kommunismus nirgends gelungen, 
mögen die vielen getarnten Bewegungen in Einzelfällen auch zu Irrleitungen 
führen. 

So ist das Bild der Kirchen in Deutschland 1953 ein getreues Abbild auch der 
politischen Situation. Die Kirchen stehen in äußerer und innerer Unab¬ 
hängigkeit vom Staat in der großen Auseinandersetzung, die ihnen besonders 
auferlegt ist, zwischen dem dialektischen Materialismus der totalitären Ge¬ 
walt des Ostens und der Realisierung des Wortes und Gebotes Gottes in 
ihrem eigenen Leben und dem der Staaten und Völker. 

B. DIE JÜDISCHE GEMEINSCHAFT IN DEUTSCHLAND 

Nachdem Zusammenbruch des „Dritten Reiches“ fandensich die überlebenden 
Juden in einigen Städten des jetzigen Bundesgebietes und in Berlin zusammen. 
Zunächst waren es nur jene, die der Deportation durch ein glückliches Ge¬ 
schick entgehen konnten; sie hatten in den Ruinen deutscher Städte oder 
bei hilfsbereiten christlichen Freunden Unterschlupf gefunden. Und auch 
hier handelte es sich im wesentlichen um Juden, die in sogenannten privile¬ 
gierten Ehen lebten und es ihren nichtjüdischen Ehepartnern zu verdanken 
haben, daß sie die Zeit des Schreckens überlebten. 
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Die ersten Bemühungen der Überlebenden gingen darauf aus, die dezimierte 
Gemeinschaft des deutschen Judentums wieder zusammenzufassen und ihr 
einen neuen Impuls zu verleihen. So entstanden bereits im Sommer 1945 
wieder die ersten jüdischen Gemeinden in Deutschland. Sie wuchsen schnell 
mit der Rückkehr jüdischer Menschen aus den Konzentrationslagern, beson¬ 
ders aus Theresienstadt. 

Neben den jüdischen Gemeinden — im Herbst 1945 betrug ihre Zahl etwa 
100 — erstanden neue jüdische Zentren in den von der Alliierten Militär¬ 
regierung eingerichteten sogenannten DP-Lagern, in denen die heimat¬ 
losen überlebenden Menschen jüdischen und nichtjüdischen Glaubens unter¬ 
gebracht wurden. Durch die Intervention amerikanischer und englischer 
jüdischer Hilfsorganisationen wurden die heimatlosen jüdischen Flüchtlinge 
unter den DP’s gesondert in Lagern untergebracht, deren größte sich in 
Berlin, Bayern, Hessen und Bergen-Belsen befanden. Zu Anfang des Jahres 
1947 lebten in Deutschland insgesamt 121000 Juden. Diese Zahl verringerte 
sich jedoch spürbar durch die sogenannte illegale Auswanderung in das da¬ 
malige Palästina und die wachsenden Auswanderungsmöglichkeiten nach 
den Vereinigten Staaten, Kanada, Australien und Südamerika. Nicht zu¬ 
letzt trug die Emigration, die nach Gründung des Staates Israel einsetzte, 
wesentlich dazu bei, daß heute im Bundesgebiet und Berlin nur noch rund 
21000 Juden leben. Nach den vorliegenden Schätzungen dürften sich unter 
ihnen etwa 18000 deutsche Juden befinden. Die übrigen 7000 sind Juden 
aus den Oststaaten, die sich nach der Befreiung aus den KZ’s in Deutschland 
niedergelassen haben. 

Die DP-Lager sind inzwischen aufgelöst. Damit beendete auch das 1945 ins 
Leben gerufene „Zentralkomitee der befreiten Juden“ seine Arbeit. Anfang 
1953 gab es im Bundesgebiet und Berlin 84 jüdische Gemeinden, deren größte 
die Berliner Gemeinde mit etwa 5000 Mitgliedern ist. Es folgen dann die 
Gemeinden in München, Hamburg, Frankfurt und Köln. Diese zählt mit 
700 Mitgliedern zu den kleinsten der deutschen Großgemeinden, während 
Düsseldorf mit 400 Mitgliedern am der Spitze der zahlreichen kleinen jüdi¬ 
schen Gemeinden Deutschlands steht. 

All diese Gemeinden sind in Landesverbänden zusammengefaßt, die in der geogra¬ 
phischen Struktur den deutschen Ländern entsprechen. Die Landesverbände sind 
wiederum in drei größere Gruppen gegliedert: Berlin, Interessengemeinschaft der 
jüdischen Gemeinden der Amerikanischen Zone (Stuttgart) und Nordwestdeutscher 
Verband (Hamburg). Die jüdischen Gemeinden in der Französischen Zone machen 
eine Ausnahme und stehen mit ihren nur insgesamt 500 Mitgliedern unter Leitung 
des Landesverbandes der Jüdischen Gemeinden von Rheinland-Pfalz. 
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Als Dachorganisation übernimmt der „Zentralrat der Juden in Deutschland“ 
die zentrale Leitung aller jüdischen Organisationen. Die soziale Wohlfahrts¬ 
pflege leistet die „Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland“ (Ham¬ 
burg) in enger Zusammenarbeit mit dem Zentralrat. 

Während die meisten jüdischen Gemeinden über Betsäle verfügen, befinden 
sich in Berlin, München, Stuttgart und Frankfurt wieder größere Gottes¬ 
häuser, die mit Hilfe der zuständigen Landesregierungen errichtet wurden. 
Vor 1935 lagen die Hauptaufgaben der jüdischen Gemeinden in Deutschland 
bei der Kultus-, Kultur- und Sozialarbeit, während nach dem Zusammenbruch 
des Nationalsozialismus infolge Überalterung der jüdischen Menschen in 
Deutschland vornehmlich Sozialarbeit zu leisten ist. Bis vor wenigen Jahren 
noch (1949) wurde die seelsorgerische Arbeit von Laien übernommen. Erst 
nachher gelang es, wieder Rabbiner zu gewinnen. 

Die jüdische Gemeinschaft in Deutschland unterhält zur Zeit Rabbinate in Berlin, 
Frankfurt (für das Land Hessen), Stuttgart (für Württemberg-Baden), München (für 
den Landesverband Bayern) und in Dortmund für den Nordwestdeutschen Verband 
der jüdischen Gemeinden. Allerdings waren nur wenige jüdische Gemeinden Deutsch¬ 
lands bisher in der Lage, Kantoren anzustellen. 

Diese neuerrichteten Rabbinate haben sich zu einer Rabbinatskonferenz zu¬ 
sammengeschlossen, die ihre Aktivität um die geistliche Betreuung der Juden 
in Deutschland seit wenigen Monaten entfaltet. Ihr Sitz ist Frankfurt am Main. 
In Anbetracht der Vielzahl der jüdischen Zwischenverbände bereitet der 
Zentralrat der Juden in Deutschland eine Reorganisation vor mit dem Ziel, 
den Verwaltungsapparat einzuschränken und Kosten einzusparen. 

In nahezu allen größeren Städten des Bundesgebietes und in Berlin gibt es 
gegenwärtig jüdische Altersheime, die in Anbetracht der Überalterung der 
jüdischen Gemeinschaft ständig erweitert werden müssen. Das Durchschnitts¬ 
alter der Juden in Deutschland beträgt nahezu 55 Jahre. Von einem Nach¬ 
wuchs ist kaum zu sprechen, wenngleich es heute schon wieder durch eine 
beschränkte Rückwanderung von Juden, die während des Dritten Reiches 
ins Exil gingen, Kinder in den Gemeinden gibt. 

Die künftige Entwicklung der jüdischen Gemeinden in Deutschland läßt sich 
nur schwer Voraussagen. In den letzten zwei Jahren wurde eine geringfü¬ 
gige Rückwanderung verzeichnet, von der anzunehmen ist, daß sie sich 
bei einer Beruhigung der weltpolitischen Lage und bei völliger Entspannung 
der Verhältnisse zwischen der Bundesrepublik einerseits und dem Staat 
Israel und den jüdischen Weltorganisationen andererseits vergrößert. Ent¬ 
gegen den Ansichten, die bis vor drei Jahren noch vertreten wurden, ist 
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eine Anzahl deutscher Juden zurückgekehrt, um ihre rückerstatteten Betriebe 
wieder zu übernehmen. So gibt es heute in Deutschland wieder nahezu 
2000 jüdische Gewerbetreibende. 

In den freien Berufen dürften die Rechtsanwälte mit etwa 300 die Führung 
haben. Jüdische Ärzte gibt es nur etwa 30, während die Zahl der jüdischen 
Publizisten zwischen 20 und 30 schwankt. Jüdische Richter sind heute wieder 
in allen Instanzen, angefangen beim Bundesgerichtshof in Karlsruhe, tätig. 
Bei den Behörden der Bundesregierung und den deutschen Länderregie¬ 
rungen gibt es etwa 140 jüdische Beamte, von denen einige in verantwort¬ 
lichen Positionen tätig sind. Im Deutschen Bundestag gibt es drei jüdische 
Abgeordnete, die der sozialdemokratischen Fraktion angehören. Die in 
Düsseldorf erscheinende einzige jüdische Zeitung im Bundesgebiet und 
Berlin, die „Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutschland“, ist in¬ 
zwischen zu einem angesehenen Blatt der jüdischen Publizistik in der ganzen 
Welt geworden, während der unter der gleichen Leitung stehende „Huma- 
nitas-Verlag“ (Koblenz) demnächst jüdische und lithurgische Literatur her¬ 
ausgeben wird. 

Trotz diesen Ansätzen kann man heute wohl nicht mehr von der Existenz 
eines deutschen Judentums sprechen, wie es vor 1933 der Fall war. Die 
Entwicklung der kommenden Jahre wird zeigen müssen, ob es ein solches 
aktives deutsches Judentum wieder geben oder ob die jüdische Gemeinschaft 
in Deutschland in zwei Jahrzehnten ausgestorben sein wird. 
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I. 

1. Vor und nach dem Zusammenbruch 

Der nationalsozialistische Staat hatte unter totalitären und kulturpropagan¬ 
distischen Gesichtspunkten in den Einzelkammern der Reichskulturkammer 
ein Kulturregime und -monopol entwickelt , das zu einer völligen Unfreiheit 
aller Kunst- und Kulturzweige geführt und dadurch das gesamte Kulturleben 
einseitig ausgerichtet und das freie Kulturschaffen gelähmt hatte. Nach dem 
Zusammenbruch hatte der Kontrollrat durch die Gesetze Nr. 2 und 191 diese 
gesamte Kulturkammergesetzgebung aufgehoben. Von den Militärregierun¬ 
gen wurde für jede publizistische, künstlerische und kulturelle Betätigung in 
Presse, Theater, Musik, Verlag und Film die Lizenz- und Registrierpflicht 
eingeführt. Unter dem Einfluß dieser und vieler anderer, in den einzelnen 
Zonen verschiedenen Maßnahmen der Besatzungsmächte entstand in den 
Ländern eine auch in den gemeinsamen und überregionalen Angelegenheiten 
uneinheitliche Entwicklung. 

2. Grundgesetz und Landesverfassungen 

Mit der Bildung der Bundesrepublik Deutschland und der Neugestaltung des 
Verhältnisses zu den Besatzungsmächten durch das Besatzungsstatut haben 
sich auf dem Gebiet des Kulturrechts einschneidende Änderungen vollzogen. 
Das Grundgesetz hat in Art. 5 die freie Meinungsäußerung in Wort, Schrift 
und Bild und die Freiheit der Kunst, Wissenschaft und Lehre zu unmittelbar 
geltenden Rechtssätzen (Art. 1 Abs. 3) erklärt und geht damit im Wesen über 
die Deklarationen der Weimarer Verfassung hinaus. In der Vergangenheit 
war der Staat in erster Linie Hüter dieser Freiheiten, er soll es nur noch 
insoweit sein, als die Dinge nicht in echter Selbstverantwortung und Selbst¬ 
verwaltung im eigenen Bereich gelöst werden können. 

Während in der Weimarer Verfassung dem Reich die Grundsatzgesetzgebung 
über das Schulwesen, das Hochschulwesen und das wissenschaftliche Büche¬ 
reiwesen (Art. 10), das Recht der konkurrierenden Gesetzgebung auf dem 
Gebiet des Theater- und Lichtspielwesens (Art. 7) und neben Ländern und 
Gemeinden die Förderung des Volksbildungswesens einschließlich Volkshoch¬ 
schulen (Art. 148) übertragen war, hat das Grundgesetz das kulturpolitische 
Schwergewicht eindeutig auf die Länder verlagert. Nach Art. 30 GG in Ver¬ 
bindung mit Art. 70 besteht eine Zuständigkeitsvermutung zugunsten der 
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Länder für Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. Der Zuständig¬ 
keitskatalog der Art. 73—75 gibt dem Bund nur noch die konkurrierende 
Gesetzgebung für den Schutz des deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung 
in das Ausland und die Förderung der wissenschaftlichen Forschung, außer¬ 
dem das Recht der Rahmengesetzgebung über die allgemeinen Rechtsverhält¬ 
nisse der Presse, des Films und über den Naturschutz und die Landschafts¬ 
pflege. 

Sowohl die vor dem Grundgesetz erlassenen Landesverfassungen als auch die in ihren 
grundsätzlichen Teilen auf das Grundgesetz abgestimmte Verfassung von Nordrhein- 
Westfalen sehen in den Grundbestimmungen vor, daß Kultur, Kunst, Wissenschaft 
und Erwachsenenbildung durch Länder und Gemeinden zu fördern sind. Art. 17 und 
18 der Verfassung von Nordrhein-Westfalen anerkennen als Träger von Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung (hier in weitestem Sinne außer Volkshochschulen auch 
Büchereien, Ausstellungen und kulturelle Veranstaltungen aller Art) neben Staat, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden auch andere Träger, wie Kirchen und freie 
Vereinigungen an; sie stellen die Denkmäler der Kirnst, der Geschichte und Kultur, 
die Landschaft- und Naturdenkmale unter den Schutz des Landes, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände. Auch die bayrische Verfassung sieht die Förderung der 
Erwachsenenbildung durch Volkshochschulen und sonstige mit öffentlichen Mitteln 
unterstützte Einrichtungen vor und verpflichtet Staat und Gemeinden, insbesondere 
Mittel zur Unterstützung schöpferischer Gelehrter und Schriftsteller bereitzustellen 
(Art. 139, 140). Ähnliche Regelungen enthalten auch andere Landesverfassungen 
(Art. 37—40 Rheinland-Pfalz, Art. 31—33 Baden). 

3. Koordinierung durch die Kultusministerkonferenz 

Die Kultusminister der Länder als die berufenen und verantwortlichen Ver¬ 
treter der staatlichen Kulturhoheit haben schon auf der Grundlage des Zonen¬ 
besatzungsrechts (Zonenerziehungsrat in der britischen Zone und Länderrat 
in der amerikanischen Zone) zu verhindern gesucht, daß sich die in den 
ersten Nachkriegsjahren entstandene Aufspaltung im Erziehungs- und Bil¬ 
dungswesen und im Kulturleben überhaupt vertiefte. 

Im Jahre 1949 haben die Kultusminister auf Bundesebene der Einrichtung 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister , die kein verfassungsrechtliches 
und auch kein übergeordnetes Organ, sondern eine Arbeitsgemeinschaft der 
Länderminister ist, eine festere Form am Sitz der Bundesregierung gegeben 
und in einer gemeinsamen (Bernkasteler) Entschließung fünf Punkte für die 
kulturpolitische Arbeit in den Ländern und für die Behandlung kultureller 
Fragen von überregionaler Bedeutung aufgestellt. Die Länder verpflichten 
sich, „in gemeinsamer Verantwortung mit den freischaffenden Kulturkräften 
und Gemeinschaften“ zusammenzuwirken, „um die geistige Einheit Deutsch¬ 
lands in innerer Freiheit von den Ländern her neu zu schaffen“. Soweit 
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es sich um überregionale Angelegenheiten handelt, die mehrere oder alle 
Länder betreffen, will die Kultusminister-Konferenz aus „staatspolitischen 
und kulturgeschichtlichen Gründen“ darüber wachen, „daß ihre kultur¬ 
politische Arbeit keine Einschränkungen erfährt“. Verfassungsrechtlich 
haben die Länder im Kulturausschuß des Bundesrates ein bundesstaatliches 
Organ, um in Kulturfragen des Bundes ihre Meinung und Stimme wirksam 
werden zu lassen. 

In den drei Fachausschüssen der Kultusminister-Konferenz, dem Schul-, 
Hochschul- und Kunstausschuß, werden neben einem ständigen Erfahrungs¬ 
austausch die alle Länder berührenden Fragen für das Plenum der Kultus¬ 
minister-Konferenz, das in grundsätzlichen und entscheidenden Fragen nur 
einstimmige Beschlüsse faßt, vorbereitet und aufeinander abgestimmt. Diese 
Zusammenarbeit der Länder hat mit Erfolg durch zahlreiche Vereinbarungen 
die notwendige Koordinierung der Schul- und Erziehungsverhältnisse geför¬ 
dert und darüber hinaus auf vielen Kulturgebieten den Abschluß von Ab¬ 
kommen und die Aufstellung von Richtlinien ermöglicht und weiter zum 
Ziele, wodurch die gemeinsame Grundlage der Arbeit in den Ländern ge¬ 
sichert, andererseits genügend Spielraum für die kulturellen Eigenarten und 
Notwendigkeiten gewährleistet wird. 

Die Zusammenarbeit mit den Verbänden und zentralen Kultureinrichtungen 
in der Bundesrepublik hat auf wichtigen Gebieten schon zu konkreten Ab¬ 
machungen geführt, für andere liegen bestimmte Pläne vor. Mit dem Kul¬ 
turausschuß des Deutschen Städtetages finden in gewissen Zeitabständen 
gemeinsame Beratungen zur Koordinierung staatlicher und kommunaler 
Kulturpflege statt. Die Zusammenarbeit im Deutschen Bühnenverein ist in 
neuen Satzungen konstitutionell verankert und stärkt die Stellung der Län¬ 
der als Rechtsträger repräsentativer Staatstheater. 

4. Kulturarbeit des Bundes 

Wenn auch die Gesetzgebung im kulturpolitischen Raum, die Durchführung 
der Bundes- und Ländergesetze grundsätzlich Sache der Länder ist, so nimmt 
doch der Bund über seine Gesetzeskompetenz hinaus und auf der Grundlage 
konkurrierender Zuständigkeit auf einigen Kulturgebieten nicht unbedeuten¬ 
den Einfluß insbesondere durch die Bereitstellung finanzieller Zuwendungen. 
Die Kulturabteilungen des Bundesinnenministeriums und des Auswärtigen 
Amtes, aber auch Kulturressorts in anderen Bundesministerien (Ministerium 
für gesamtdeutsche Fragen, Bundeskanzleramt, Vertriebenenministeriurn) 
verfügen über erhebliche Mittel zur Finanzierung allgemeiner Ivulturauf- 
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gaben und „zur Förderung der kulturellen und wissenschaftlichen Bestrebun¬ 
gen, soweit es sich um die Wahrung von Belangen von gesamtdeutscher und 
internationaler Bedeutung handelt“. Zahlreiche Positionen stehen in den 
Bundesetats, aus denen bestimmten kulturellen Zwecken und Einrichtungen 
Bundesmittel zufließen, so beispielsweise für die Deutsche Forschungsgemein¬ 
schaft, für die Studienstiftung des deutschen Volkes, zur Förderung der 
ideellen und wirtschaftlichen Bestrebungen der deutschen Studentenschaft, 
zur Förderung der deutschen wissenschaftlichen Forschung im Ausland und 
Inland und in bestimmten Einzelinstituten (Auslandsinstitute, Freies Deut¬ 
sches Hochstift, Germanisches Museum u. a.), für Tagungen kultureller Ver¬ 
einigungen, für Kongresse und Ausstellungen. Auch aus dem Bundesjugend¬ 
plan werden für Bildungsaufgaben der Jugend und zur Förderung des Jugend¬ 
schrifttums und Jugendfilms bedeutende Bundesmittel für die kulturelle 
Arbeit der Jugend eingesetzt und von Bundesorganen verwaltet. 

Im Rahmen der Legislative, aber auch darüber hinaus, üben der Ausschuß 
des Bundestages für Kulturpolitik, der sich in drei Unterausschüsse für Schul¬ 
wesen, Hochschule und Kunst gegliedert hat, und der Bundestagsausschuß 
für Fragen der Presse, des Rundfunks und des Films Einfluß auf die kultur¬ 
politische Aktivität der Bundesinstanzen aus. Die Ausschüsse berufen sich 
dabei auf das allgemeine Mandat des Bundestages und die Erfordernisse einer 
ständig in Fluß befindlichen Verfassungsentwicklung als „ungeschriebene 
Bundeszuständigkeit 1 ‘. 

Neben der schon durch die konkurrierende Zuständigkeit gegebenen Mit¬ 
verantwortung des Bundes für die Förderung der wissenschaftlichen For¬ 
schung (Art. 74 Ziff. 15 GG) und über den Rahmen des Art. 75 hinaus gibt 
es echte kidtüreile Aufgaben des Bundes, so beispielsweise die Vertretung der 
deutschen Kulturinteressen im Ausland, also die gesamte deutsche Kultur¬ 
arbeit im Ausland, aber auch sonstige kulturelle Aufgaben und Institutionen 
von gesamtdeutscher Bedeutung (Bundesarchiv, Deutsche Bibliothek u. a.). 
Die ständig sich ausweitende Wiederanknüpfung der internationalen Be¬ 
ziehungen erweitert den Aufgabenbereich. Es ist das Bestreben der verant¬ 
wortlichen Bundes- und Länderorgane, die Synthese Bund und Länder als 
kulturpolitische und bundesstaatliche Notwendigkeit zu finden. Auch eine wirt¬ 
schaftliche und zweckentsprechende Verwendung der knappen Bundes- und 
Ländermittel erfordert zur Vermeidung von ungerechtfertigten Doppel¬ 
zuwendungen eine verständnisvolle Zusammenarbeit. Das Ziel ist, ähnlich 
der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern zum „König- 
steiuer Abkommen“ (siehe unter II. 1), auch für die Koordinierung und 
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Rationalisierung der Förderung der überregionalen gemeinsamen Kunst- und 
Kulturaufgaben in Zusammenarbeit mit dem Bund eine Lösung zu finden, 
die eine klare Abgrenzung der Zuständigkeiten auf der einen Seite, aber auch 
eine gemeinsame und einheitliche Kulturpflege — wie sie sich zwischen Län¬ 
dern und Gemeinden herausgebildet hat — zwischen Bund und Ländern 
gewährleistet. 


II. 

Im folgenden wird von den Schul- und Erziehungsaufgaben abgesehen, die im 
Beitrag über die Jugend angesprochen sind. Für das Gebiet der Wissenschaft 
und Forschung und für die allgemeinen Kulturaufgaben ergibt sich nach¬ 
folgendes Bild: 

1. Wissenschaft, Forschung , Hochschulen 

Nach Artikel 74 Ziff. 13 GG gehört die Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung zur konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Aus 
dieser Befugnis leitet der Bund auch die Kompetenz zur praktischen Förde¬ 
rung der wissenschaftlichen Forschung durch Bereitstellung von Mitteln auf 
solchen Forschungsgebieten ab, die überregionale, allgemeindeutsche Be¬ 
deutung haben. Da nach dem Grundgesetz wegen der traditionellen Verbin¬ 
dung von Forschung und Lehre die Universitätshoheit bei den Ländern liegt, 
wird von den Ländern insbesondere die Hochschulforschung unterstützt, die 
zu einem großen Teil und gerade bei den Universitäten Grundlagenforschung 
ist. Die Länder haben sich aber auch auf Grund eines schon 1949 auf 5 Jahre 
abgeschlossenen sogenannten „Königsteiner Staatsabkommens“ zur gemein¬ 
samen Finanzierung von wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen mit 
überregionaler Bedeutung verpflichtet. 

So ist die Förderung der wissenschaftlichen Forschung eine Aufgabe, die nach 
der Kompetenzverteilung von Bund und Ländern gemeinsam gelöst werden 
muß, und dies mit Recht. Denn praktisch bleibt es schwierig, eine Abgren¬ 
zung zwischen Forschungsvorhaben von überregionalem oder nur regionalem 
Umfang zu treffen. Der Sache nach ist — abgesehen von gewissen ortsgebun¬ 
denen Forschungsvorhaben — wissenschaftliche Forschung und Erfindung 
nicht regional ausgerichtet und beschränkt, sondern wendet sich an die 
Gesamtheit des Volkes, der sie dienen will. Die Förderung der deutschen 
wissenschaftlichen Forschung ist also schon deshalb eine vorwiegend allge¬ 
meindeutsche Aufgabe. Bund und Länder sind sich in einer Verwaltungs- 
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Vereinbarung einig, die öffentlichen Mittel für wissenschaftliche Forschungs¬ 
zwecke so einzusetzen, daß eine Verzettelung verhindert und eine sachgemäße 
Arbeitsteilung zwischen den einzelnen Forschungseinrichtungen erreicht 
wird; unwirtschaftliche Doppelfinanzierungen müssen aus geschaltet und vor¬ 
dringliche Forschungsarbeiten intensiviert werden. 

Seit der Liquidierung der alten Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft und ihren un¬ 
ersetzlichen Verlusten im Osten und im Ausland haben die Länder die Max- 
Planck-Gesellschaft mit hohen finanziellen Gemeinschaftsleistungen auf 
Grund des Königsteiner Staatsabkommens unterstützt. In der Deutschen For¬ 
schungsgemeinschaft und der Studienstiftung des deutschen Volkes sind Bund 
und Länder nicht nur maßgebend finanziell beteiligt, sondern auch in den 
verfassungsmäßigen Organen verantwortlich verankert. 

Die Fragen der äußeren und inneren Hochschulpolitik, sowohl der Studien- 
und Verfassungsreform der Hochschulen ganz allgemein, als auch der hiervon 
unabhängigen speziellen Hochschulprobleme und der praktischen Arbeit 
der Hochschulverwaltungen (Lehrstuhlplanung, Hochschullehrernachwuchs, 
Rechte der Hochschullehrer, studentische Fragen u. a.), werden in ständiger 
Fühlungnahme und Zusammenarbeit mit der Rektoren-Konferenz zu ge¬ 
meinsamen Lösungen und Absprachen vorbereitet, ohne eine schematische 
Gleichförmigkeit anzustreben. Gerade auf dem Gebiet des Hochschulwesens 
ist wichtig, daß die Freizügigkeit durch möglichst einheitliche Zulassungs¬ 
bestimmungen, durch die Gleichwertigkeit der Studienpläne und die An¬ 
erkennung der Prüfungen gewährleistet ist. Eine besondere Sorge der Hoch¬ 
schulverwaltungen ist das Ostproblem in bezug auf die Unterbringung der 
heimatvertriebenen und verdrängten Hochschullehrer und die ostzonalen 
Studenten. Der Ostforschung und der Pflege des osteuropäischen und des 
ostdeutschen Kulturgutes an den Universitäten nehmen Bund und Länder 
sich gemeinsam an. 

2. Erwachsenenbildung 

Weit mehr als die anderen kulturellen Einrichtungen ist die Volksbildungs¬ 
arbeit Mittlerin zwischen Mensch und Mensch und Trägerin einer soziolo¬ 
gischen Funktion ,,im Kampf der Gegenwart“ (Werner Picht). 

Gegenüber den Ländern des Nordens hat in Deutschland die Erwachsenenbildung 
durch die Volkshochschulen noch lange nicht die Bedeutung im öffentlichen Leben, 
die ihr für die soziale, kulturelle und staatsbürgerliche Bildung und Erziehung zu¬ 
kommt. Nach 1945 hat die Volksbildungsbewegung zunächst auf Grund von Ver¬ 
ordnungen der Militärregierung und vor der Entstehung der heutigen Länder und 
des Bundes wieder eingesetzt. Dadurch ist die deutsche Volkshochschule, hauptsächlich 
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als Jbendvolkshochschule entwickelt, im Gegensatz zu anderen Staaten fast ausschließlich 
eine Angelegenheit der Selbstverwaltung und der persönlichen Initiative geworden, 
während sich die Länder im allgemeinen auf eine ideelle und finanzielle Förderung 
aller Bestrebungen zur Gründung und Unterhaltung von Volkshochschulen und Volks¬ 
bildungswerken der kommunalen und der sonstigen Körperschaften der freien Volks¬ 
bildung beschränken. Der demokratische Staat ist an der außerschulischen Volksbil¬ 
dungsarbeit interessiert und durch die Länderverfassungen zur Förderung der Erwach¬ 
senenbildung verpflichtet; doch muß vermieden werden, daß durch staatliche Bevor¬ 
mundung ihre Unabhängigkeit und geistige Freiheit beengt wird. Die Länder sehen 
ihre Aufgaben in der Erwachsenenbildung nicht nur als eine Finanzierungs- oder Sub¬ 
ventionsfrage, sondern sie haben Volkshochschulen, Volks- und Jugendbildungsarbeit 
als Ergänzung der anderen kulturellen Einrichtungen in ihr staatspolitisches Bewußt¬ 
sein, in die kulturelle Verantwortung und Planung einbezogen. Das zeigt sich in der 
Aktivität einzelner Länder, die sich der Förderung der Heimvolkshochschulen für die se¬ 
minarmäßige Ausbildung von Erwachsenenbildnem und den Austausch von Erfahrungen, 
der Bildungsarbeit in Bergarbeiterlagern und im Grenzland in Zusammenarbeit mit den 
in der Erwachsenenbildung tätigen freien Verbänden besonders annehmen. In Nord¬ 
rhein-Westfalen bestehen zur Zeit 17 Heim Volkshochschulen, deren Träger kirchliche 
Gemeinschaften oder Gruppen von Einzelpersönlichkeiten sind. 

Die Anerkennung der Volksbildungsarbeit als öffentliche und staatliche Auf¬ 
gabe und Verpflichtung ist in den Landesverfassungen (Nordrhein-West¬ 
falen Art. 17) verankert; Gesetze zur finanziellen Sicherstellung der Volks¬ 
hochschulen sind in einigen Ländern in Vorbereitung oder schon erlassen. 

3. Büchereiwesen 

Zwar ist die volkspädagogische und bildende Bedeutung des guten Buches 
in einer Zeit der Vermassung durch Film und Illustrierte, nicht zuletzt 
als Gegengewicht gegen minderwertiges Schrifttum, gegen Schmutz und 
Schund anerkannt, aber bisher konnten leider entscheidende Folgerungen für 
den großzügigen Aufbau eines deutschen Büchereiwesens und den Ausbau 
guter und leistungsfähiger Volksbüchereien in Stadt und Land in dem er¬ 
forderlichen Ausmaß und nach bewährten ausländischen Vorbildern noch 
nicht gezogen werden. 

Die Ursachen hierfür sind außer in den großen Kriegsverlusten an Bücher¬ 
beständen und dem finanziellen Notstand bei vordringlicheren Sozial- und 
Wirtschaftsaufgaben auch in einer nicht immer richtigen Einschätzung der 
Rangordnung und Förderungswürdigkeit kultureller Aufgaben zu sehen. 

4. Theater 

Nach Überwindung bedrohlicher Krisenerscheinungen, die nach der Wäh¬ 
rungsreform im Jahre 1948 als Folge einer allgemeinen Wirtschafts- und 
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Finanzkrise bis in das Jahr 1951 sich auswirkten, und nachdem inzwischen 
der Wiederaufbau kriegszerstörter Theatergebäude fast restlos durchgeführt 
oder in Angriff genommen wurde, ist auf dem Gebiete der Theaterpflege 
eine kontinuierliche Entwicklung festzustellen. Die Notwendigkeit, in den 
ersten Nachkriegsjahren Theater in räumlich und ausstattungsmäßig unzu¬ 
reichenden Behelfssälen zu veranstalten, hatte erheblich krisenverschärfend 
gewirkt. 

Die Theater in der Bundesrepublik werden überwiegend und aus über¬ 
kommener Tradition als Regie-Theater von den Städten getragen. In einzelnen 
Bundesländern bestehen außerdem Staatstheater. 

Die Theater erhalten allgemein finanzielle Zuschüsse der Länder, deren Verteilung 
zwar nicht unter Gesichtspunkten einer Theateraufsicht — die es nicht mehr gibt — 
aber doch sinngemäß und zweckentsprechend unter Berücksichtigung einer ver¬ 
nünftigen Theaterpolitik erfolgen muß. In der Diskussion um das „subventionierte 
Theater“ hat sich in Düsseldorf unter Beteiligung des Landes, der Stadt, der Wirtschaft 
und der Gewerkschaften in der Form der G.m.b.H. eine neue Trägerschaft für ein 
Schauspieltheater herausgebildet, die nicht wegweisend sein muß, sondern zunächst 
nur ein Einzelfall ist. Wesentlich ist die Bereitschaft des Staates, sich jeweils positiv 
in die Maßnahmen zur Rettung und Erhaltung wichtiger Kulturinstitute einzuschalten. 
Dabei stehen ebenso wie das künstlerische Laien- und das kulturell wertvolle Puppenspiel die 
Landesbühnen , die als Wanderbühnen dem platten Lande und den kleinen Städten hoch¬ 
wertige Theaterkunst vermitteln, als wichtiger Kulturfaktor in Pflege und staatlicher 
Fürsorge. Das Theater in seinem pädagogischen Wert und in seiner intensiven kultu¬ 
rellen Wirkung gegenüber dem Film richtig einzuordnen, ist bei den hohen finanziellen 
Erfordernissen nicht immer leicht. 

Die Nachwirkungen der Reichskulturkammer und der Verzerrung des Kul¬ 
turkammergedankens in der autoritativen Gesetzgebung des Dritten Reiches 
und die Erscheinungen eines Übergangs sind noch zu stark, als daß schon 
jetzt eine erstrebenswerte Entwicklung durch ein allgemeines Kulturgesetz 
abgeschlossen werden könnte, das die kulturelle Funktion der Kulturberufe 
(Theater, Musik, Film- und Verlagswesen) sichern würde. Außer kulturellen 
Gesichtspunkten sind hierbei allgemein-politische und strukturelle Fragen der 
Wirtschaftsordnung zu beachten. Eine berufsständische Ordnung innerhalb 
der Kulturberufe muß wachsen und kann nicht allein auf einer gesetzlichen 
Regelung aufgebaut werden. Gegenüber einer zunächst aus rechtlichen und 
kulturpolitischen Gründen erwogenen Zurückhaltung, ein neues Theater¬ 
gesetz und eine Zulassungskontrolle zu erlassen, wird gerade in jüngster Zeit 
wieder die Forderung nach theatergesetzlichen Regelungen, nicht zuletzt 
unter dem Gesichtspunkt der sozialen Sicherung der Bühnenangehörigen, 
erhoben und geprüft. 
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5. Musik 

In den Jahren 1955—1945 bestanden für Deutschland keine oder nur geringe 
Möglichkeiten, Ein den Bewegungen des internationalen Musikschaffens teil¬ 
zunehmen. Die Aufführung der Werke der großen zeitgenössischen Kompo¬ 
nisten Hindemith, Stravinsky, Bartok, Schönberg usw., die als „entartet“ 
galten, war nicht erwünscht. Nach 1945 öffneten sich die Grenzen der kul¬ 
turellen Isolierung, und die Deutschen konnten die neueren Entwick¬ 
lungen der Musik der Welt, wie sie sich in den erwähnten Meistern reprä¬ 
sentiert, wieder zur Kenntnis nehmen und ihre Anregungen aufgreifen. So 
haben auch die deutschen Komponisten sich mit mehr oder weniger gutem 
Gelingen in ihrem eigenen Schaffen von den Werken und den Erkenntnissen 
des ausländischen Musikschaffens befruchten lassen. Die Zwölftonmusik 
Schönbergs und seiner Schule etwa hat außer ordentlich starke Anregungen 
gegeben. 

Das öffentliche Konzertwesen bemüht sich um die Pflege der neuen Musik, 
der allerdings durch die immer noch mehr oder weniger widerstrebende 
Haltung des breiten Publikums gewisse Grenzen gesetzt sind. Hier hat der 
Rundfunk , finanziell weniger abhängig, seine Aufgabe erkannt und für die 
Verbreitung neuer Musik das Seine getan. Die Opernhäuser und öffentlichen 
Orchester, die nahezu ausnahmslos von der öffentlichen Hand (Gemeinden 
und Länder) unterhalten und bezuschußt werden, bestreiten den Hauptteil 
des öffentlichen Musiklebens. Dazu kommen zahlreiche private Musikver¬ 
anstalter und Organisationen, vor allem Chorvereinigungen von zum Teil 
hervorragender Qualität; auch sie erfreuen sich der Förderung und Unter¬ 
stützung durch die öffentliche Hand. 

Leider ist, wie überall in der Welt, auch in Deutschland das selbsttätige Mu¬ 
sizieren, vor allem die Hausmusik , stark zurückgegangen. Statt dessen ist man 
bemüht, neue Formen des Laienmusizierens und der Gemeinschaftsmusik 
zu finden. So sind überall durch die Gründung von Volks- und Jugendmusik¬ 
schulen Bestrebungen im Gange, dem Jugend- und Volksmusizieren einen 
breiteren Boden zu schaffen. Konzerte besonders für die Jugend sollen dazu 
dienen, die Jugend mit den Werken der Musik bekanntzumachen und bei ihr 
Verständnis zu wecken. Alle diese Bestrebungen werden von Bund, Ländern 
und Gemeinden in ihrem Zuständigkeitsbereich nachhaltig unterstützt und 
auch im Bundesjugendplan im Rahmen des Möglichkeiten berücksichtigt. Um 
Anregungen und Austausch über die Grenzen hinweg zu ermöglichen, wer¬ 
den die internationalen Begegnungen auf musikalischem Gebiet im In- und 
Auslande insbesondere vom Bund aus finanziell gefördert. 
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Um die Ausbildung eines qualifizierten Berufsmusiker Standes aller Gattungen 
bemühen sich neben vielen zumeist städtischen Konservatorien die in der 
Bundesrepublik bestehenden acht staatlichen Musikhochschulen. Nur durch 
qualitätvolle Leistungen kann Deutschland auch in musikalischer Hinsicht 
den alten Ruf unter den Kulturnationen wiedergewinnen. 

6. Kunstfragen 

Eine Kunstpolitik, wie sie im „Dritten Reich“ durch Einflußnahme auf die 
zeitgenössische Kunst ausgeübt wurde, ist mit den demokratischen Grund¬ 
sätzen unseres Staates, der die unabhängige und freie Entfaltung der Kunst 
gewährleistet, unvereinbar. Der demokratische Staat hat dem Künstler zu¬ 
nächst nichts mehr, aber auch nichts Geringeres zu bieten, als die unver¬ 
brüchliche Garantie seiner künstlerischen Schaffensfreiheit. Darüber hinaus 
kann er besondere künstlerische Begabungen fördern und überragende Lei¬ 
stungen auszeichnen. Alle diese Förderungsmaßnahmen und Hilfeleistungen 
des Staates können immer nur in besonders gelagerten Einzelfällen wirksam 
werden. Auf das eigentliche Kernproblem, nämlich die allgemeine soziale und 
gesellschaftliche Krise des heutigen Künstlers, der keine materielle und soziale 
Basis mehr hat, haben die Hilfsmaßnahmen keinen Einfluß; denn ihre Ur¬ 
sachen hegen tiefer, als das Leistungsvermögen der staatlichen Kunstpflege 
reicht. Das aber entbindet den Staat nicht von der Verpflichtung, sich der 
Kunsterziehung als Teil der musischen Volksbildung und der Förderung der 
bildenden Kunst anzunehmen: durch Ausstellungen, Auftragserteilungen, 
Ankauf von Kunstwerken, Stiftung von Kunstpreisen und durch Unter¬ 
stützung förderungswürdiger, repräsentativer Künstler mit hervorragender 
Leistung. Soweit es sich um Institutionen und Veranstaltungen von all¬ 
gemeindeutscher Bedeutung — also auf Bundesebene — handelt, leistet auch 
der Bund im Rahmen seiner Möglichkeiten Hilfe. 

Angesichts der großen Not unter der Künstlerschaft wurde auf die Initiative 
des Herrn Bundespräsidenten eine „Künstlerhilfe il mit konkreten Maßnahmen 
einer wirksamen Hilfe, vor allem für die alten, in wirtschaftlicher Notlage 
befindlichen Künstler, eingeleitet. Die meisten Länder der Bundesrepublik 
und viele Städte haben in den letzten Jahren Kunstpreise für Malerei, Bild¬ 
hauerei, für Musik und Literatur gestiftet. Die Möglichkeiten der staatlichen 
Kunstpilege sind gegenwärtig bei weitem nicht erschöpft. 

Die umfangreichen öffentlichen Aufgaben auf dem Gebiet der Denkmalpflege, 
der Volkstums- und Heimatpflege, des Natur- und Landschaftsschutzes können 
in diesem Rahmen in ihrer kulturellen Bedeutung nur genannt werden. 
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7. Film 

Die Probleme des Films sind vielschichtig. Materiell im Vordergrund steht 
die wirtschaftliche Seite. Die ideell bedeutsamere geistige Seite des Films 
wird bestimmt durch kulturelle, erzieherische (Jugendschutz) und politische 
Gesichtspunkte. 

Wirtschaftlich mußte nach dem Kriege aus dem Nichts begonnen werden. 
Was von dem ehemaligen reichs eigenen Film vermögen nicht zerstört war 
oder unter sowjetischer Kontrolle stand, wurde durch die Alliierten beschlag¬ 
nahmt und nach ihren Weisungen verwaltet. Jede vertikale Gliederung der 
Filmwirtschaft war verboten. Es blieb dem Bund und den Ländern nur übrig, 
durch Bürgschaften mit Subventionscharakter die ersten Ansätze eines neuen 
Filmschaffens zu unterstützen. Die den deutschen Filmmarkt vielfach be¬ 
herrschenden ausländischen Filme sind eine schwere Konkurrenz für die junge 
deutsche Filmindustrie. Ein Quotengesetz des Bundes, das die Filmtheater 
zwingt, zu etwa 30% deutsche Filme in ihr Programm aufzunehmen, ist noch 
nicht zur Annahme gekommen. Durch dieses Gesetz würde auch der dar¬ 
niederliegenden deutschen Kulturfilmproduktion geholfen werden, da es vor¬ 
schreibt, daß jedes Filmtheater im Rahmen der Quote neben einem deutschen 
Spielfilm auch einen deutschen Kulturfilm zeigen muß. 

Die Alliierten haben erst Mitte 1953 die Verwaltung des ehemaligen reichs¬ 
eigenen Filmvermögens wieder in die deutsche Hand zurückgelegt. Der Bund 
wird unter Beteiligung der I^änder die Abwicklung dieser Vermögensteile so 
vornehmen müssen, daß die Voraussetzungen für die dringend erforderliche 
Konzentration der deutschen Filmwirtschaft geschaffen werden können. 
Angesichts der Breiten- und Tiefenwirkung des Films ist seine geistige Seite 
großer Aufmerksamkeit wert. Die deutsche Filmwirtschaft war in ihren drei 
Zweigen Produktion, Verleih und Theater frühzeitig bereit, sich einer ,, Frei¬ 
willigen Filmselbstkontrolle“ (FSK ) zu unterwerfen, die 1948 im Zusammen¬ 
wirken mit den Ländern, den Kirchen und den Jugendorganisationen in 
Wiesbaden-Biebrich als ständige Einrichtung geschaffen wurde. Der Bund 
trat nach seiner Entstehung der FSK bei. 

Dem bisweilen gefährlichen Einfluß von Filmen auf die Jugend versucht das 
Jugendschutzgesetz des Bundes durch altersmäßige Beschränkungen für den 
Filmbesuch von Jugendlichen zu begegnen. Die Länder haben die Entschei¬ 
dung über die Jugendeignung von Filmen gleichfalls der FSK in Wiesbaden 
übertragen. Die negative Tätigkeit der FSK (Verbot oder Jugend-Verbot ein¬ 
zelner Filme oder Schnittanordnung bedenklicher Passagen) findet ihre positive 
Ergänzung durch eine Filmbewertungsstelle der Länder in Wiesbaden, die wert- 
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volle Spiel- und Kulturfilme mit einem entsprechenden Prädikat versieht; durch 
steuerliche Vergünstigung der gut bewerteten Filme soll so ein Anreiz zur qua¬ 
litativen Hebung des deutschen Filmschaffens gegeben werden. Das Bundesmi¬ 
nisterium des Innern versucht seinerseits durch jährliche Verleihung des „Deut¬ 
schen Filmpreises“ zu dem gleichen Ziel beizutragen. 

Das von der Ländergemeinschaft geschaffene und unterhaltene Institut für 
Film und Bild in Wissenschaft, Erziehung und Unterricht hat als Nachfolger 
der ehemaligen Reichsanstalt die zentralen Aufgaben des Unterrichts-, des 
Hochschul- und des Forschungsfilms übernommen und befruchtet durch seine 
Grundlagenarbeit die gesamte Film- und Bildungsarbeit in den Landes-, Kreis- 
und Stadtbildstellen. 

8. Rundfunk 

Nach Errichtung der Länder gestand die Amerikanische Militärregierung 
jedem der vier Länder ihrer Zone eine eigene staatsunabhängige Rundfunk¬ 
anstalt zu. In der Britischen Besatzungszone blieb der Rundfunk nach dem 
Vorbild der British Broadcasting Corporation zentralisiert; durch Verordnung 
der Militärregierung wurde der Nordwestdeutsche Rundfunk als obligato¬ 
rische Gemeinschaftseinrichtung der vier Länder der Zone geschaffen. Die 
französische Militärregierung schloß sich dem Vorbild der Britischen Zone an; 
der Südwestfunk in Baden-Baden umfaßt die ehemaligen Länder der Fran¬ 
zösischen Zone Baden, Württemberg-Hohenzollern sowie Rheinland-Pfalz. 
Die Besatzungsmächte, die so vor der Existenz der Bundesrepublik die Länder 
zum Träger der Rundfunkanstalten gemacht hatten, übten jedoch die Funk¬ 
hoheit allein aus; die Zuteilung der Wellen — der Lebensnerv der Rund¬ 
funkanstalten — blieb in ihren Händen. 

Aus dieser Situation heraus ist seit der Konstituierung der Bundesrepublik 
(vgl. Art. 73 Z. 7 GG) die Kompetenz zwischen Bund und Ländern strittig. 
Die bestehenden sechs Rundfunkanstalten haben auf freiwilliger Basis be¬ 
gonnen, die dringendsten gemeinsamen Aufgaben des deutschen Rundfunks: 
Kurzwellensendungen für das Ausland, repräsentative deutsche Langwellen¬ 
sendungen, den Beginn des Fernsehens, die Forschung und Entwicklung, 
in ihre Hände zu nehmen. 

Während der Legislaturperiode des ersten Bundestages sind keine rundfunk¬ 
gesetzlichen Regelungen eingebracht worden, da die Zuteilung der Wellen 
für die Dauer des Besatzungsstatuts noch zur Zuständigkeit der Alliierten 
gehört und ohne ihre Zustimmung keine Neuordnung des Rundfunkwesens 
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zulässig ist; nur für die überregionalen Angelegenheiten des Rundfunks sind in 
einem Bundesgesetzentwurf, der den Widerspruch der Länder fand, Lösungen 
vorgeschlagen worden. 


III. 

Aus der Verpflichtung internationaler christlicher Kulturverbundenheit und 
übernationaler Gemeinschaft ist die Bundesrepublik im Juni 1951 Mitglied 
der UNESCO und damit in die Zusammenarbeit unter den Ländern und den 
Trägern der Erziehung, Wissenschaft und Kultur einbezogen worden. Der 
deutsche Ausschuß für UNESCO-Arbeit ist gebildet, und die ersten interna¬ 
tionalen UNESCO-Institute in Deutschland (für Sozialwissenschaften in Köln, 
für Jugendarbeit in München und für Pädagogik in Hamburg) sind im Auf¬ 
bau. Der deutsche Beitritt zur UNESCO und die Mitarbeit Deutschlands in 
der Kulturarbeit des Europarates und bei der Lausanner Kulturkonferenz 
sind als Ergänzung der nationalen Kulturarbeit und der bilateralen Kultur¬ 
abkommen für die Koordinierung der kulturellen Kräfte und die Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung außen- und kulturpolitisch und im Dienst 
der Völkerverständigung von weittragender Bedeutung. 

Am Schluß dieser Abhandlung, welche die Problematik nur andeuten und 
die Lösungen keineswegs erschöpfend behandeln konnte, noch eine grund¬ 
sätzliche Feststellung über Ausgangspunkt und Grundlage aller Kulturarbeit 
in Deutschland: 

1. Die kulturpolitische Lage im deutschen Raum verpflichtet alle Kultur¬ 
träger, insbesondere Bund und Länder, zur gesamtdeutschen Kulturver¬ 
antwortung unter Einbeziehung des Kulturgutes der Heimatvertriebenen 
und des deutschen Ostens. 

2. Die großen Auseinandersetzungen in unserer Zeit werden nicht allein im 
politischen und wirtschaftlichen Raum, sondern ebensosehr in der kultu¬ 
rellen Sphäre ausgefochten; so wird die politische und soziale Befriedung 
entscheidend davon abhängen, ob die mitbürgerliche Verbundenheit und 
die kulturelle Verantwortung in das Bewußtsein aller Schichten, insbeson¬ 
dere auch der breiten Massen unseres Volkes dringt. 

5. Die Verantwortung für den Bestarul unserer bedrohten christlich-abend¬ 
ländischen Kultur und für ihre Erhaltung im gesamtdeutschen Kultur¬ 
bereich ist Leitmotiv und Richtschnur aller Kulturarbeit, auf welcher 
Ebene sie sich auch immer vollzieht. 
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Der Weg, der die deutsche Jugend in die Katastrophe hineinführte, begann 
sich in den letzten Jahren der nationalsozialistischen Herrschaft immer klarer 
gegen den düsteren Horizont des Zweiten Weltkrieges abzuzeichnen. In 
dem gleichen Maße, in dem der Nationalsozialismus in einer sich ständig 
steigernden Gewaltherrschaft die Grundlagen des Staates und der Gesell¬ 
schaft untergrub, Moral und Sitte aushöhlte und jede echte, auf Humanität 
gegründete Gemeinschaft zerstörte, bewegte sich zwangsläufig auch das 
deutsche Jugendleben in einer immer weiter absinkenden Kurve. 

Als dann die Kriegsereignisse zu einer immer tieferen Auflösung des 
Familienlebens und rasch fortschreitenden Abschwächung der schulischen 
Erziehungsfaktoren führten, nahm dieses Gefälle so scharfe Formen an, daß 
es für alle Welt offensichtlich wurde. Zu dem schwindenden Einfluß der 
erzieherischen Führung und Betreuung kam die zunehmende demorali¬ 
sierende Wirkung, die ein hemmungslos geführter Krieg mit all seinen Aus¬ 
wüchsen vor allem auf die zum Fleeresdienst eingezogenen und gerade im 
Stadium eines besonders beeinflußbaren Wachstums begriffenen Jugend¬ 
lichen ausübte. 

Als schließlich, zumeist völhg unerwartet für die durch irreführende Parolen 
bis zum letzten Augenblick verblendete Jugend, im Frühjahr 1945 die Kata¬ 
strophe hereinbrach, begrub sie in einem Abgrund von Not und Verzweiflung 
zunächst auch alle Hoffnungen und Ideale, die sich diese Jugend noch durch 
eine Welt des Schreckens und Grauens hindurch gerettet hatte. Ein einziger 
Augenblick zerschlug ihr alle Illusionen und stellte sie, meist einsam und 
verlassen, mitten hinein in ein gigantisches, unübersehbares Trümmerfeld 
aller bis dahin gültigen Lebensordnungen. Die staatlichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Formen des bisherigen Daseins waren von Grund auf zerstört, 
Elternhaus und Heimat mit ihren Imponderabilien für Millionen hoffnungs¬ 
los verloren. Dazu kam ein unbarmherziger Kampf um die nackte Existenz 
in einer hartherzigen Umwelt, die, verstrickt in ihre eigene Not, für fremdes 
Leid kein Gefühl mehr hatte. Das Leben mußte daher dieser Nachkriegs¬ 
jugend zunächst sinnlos erscheinen, jedenfalls aber ohne ein Ziel, das einen 
großen Einsatz gelohnt hätte. 

Es ist begreiflich, daß ein materieller und seelischer Zusammenbruch von 
diesem Ausmaß die geistige Haltung der Jugend weitgehend beeinflussen 
mußte. Unsicherheit und Gleichgültigkeit, Mißtrauen und Verschlossenheit 
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sind typische Merkmale dieser Weltuntergangsstimmung. Die unabdingbare 
Notwendigkeit aber, sich trotz alledem recht oder schlecht durchzuschlagen, 
oft auch noch für eigene Familienangehörige zu sorgen, brachte viele Jugend¬ 
liche auf den gefährlichen Weg einer leichten Erfolg versprechenden un¬ 
gesetzlichen Betätigung, wie sie etwa der schwarze Markt oder Gebiete aus¬ 
gesprochener Kriminalität darstellen. 

Ein bezeichnendes Streiflicht auf die absinkende Moral wirft eine Statistik 
der Jugendkriminalität in der Stadt München in den Jahren 1939 bis 1945: 

1939: 304 Verurteilungen von Jugendlichen 

1944: 539 Verurteilungen von Jugendlichen 

1945: 1252 Verurteilungen von Jugendlichen. 

Die Zahl der in Fürsorgeerziehung eingewiesenen Jugendlichen hatte sich 
1945 gegenüber 1939 verdoppelt. 

Von 9598952 Heimatvertriebenen in den vier Besatzungszonen und Berlin 
(Volkszählung von 1946) standen 25,4°/ 0 im Alter bis zu 14 und 10°/ 0 
zwischen 14 und 20 Jahren. Im Bundesgebiet wurden /,/ Millionen Kinder 
und Jugendliche gezählt, die durch den Krieg ihr Elternhaus verloren haben. 
4,75 Millionen davon stammten aus dem Osten. Im Lande Hessen lebten 
noch im Jahre 1947 30,6°/ 0 aller Kinder außerhalb einer normalen Familien¬ 
fürsorge. In Berlin waren (im Jahre 1948) von 391768 Schulkindern 86425 
(das sind 22°/ 0 ) Voll- oder Halbwaisen. Im Bundesgebiet betrug die Zahl 
der Renten beziehenden Voll- und Halbwaisen am 31. 7. 1952 noch 1,4 Mil¬ 
lionen. Mehr als 100000 Kinder wurden ermittelt, die durch die Kriegsereig¬ 
nisse von ihren Eltern getrennt worden waren. Hiervon konnten bis Mitte 
1951 56000 ihren Eltern wieder zugeführt werden. 

Ein weiterer Gefahrenherd liegt in der hohen Zahl der unehelichen Geburten, deren 
Anteil an den gesamten Geburten im Bundesgebiet im Jahre 1946 16,4% betrug 
gegenüber 6,5% im Jahre 1938. 

Aus den Kreisen dieser durch den Krieg Entwurzelten oder einer Familien¬ 
fürsorge Beraubten rekrutierte sich das Hauptkontingent der vagabundie¬ 
renden oder beschäftigungslos herumlungernden Jugendlichen, die sich 
durch Schwarzhandel oder auf sonstige unlautere Weise durchschlugen. In 
der Britischen Zone schätzte man 1946 ihre Zahl auf 80000—100000, in der 
Amerikanischen Zone auf 150000. 

Die Jugend konnte für sich die Tatsache anführen, daß ihre ordnungsgemäße 
Einordnung in den Wirtschaftsprozeß zunächst kaum möglich war. In Berlin 
z. B. konnten im Jahre 1947 von 35000 schulentlassenen Jugendlichen nur 
1500 in echte Arbeitsstellen eingewiesen werden. 
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Es ist ein erfreuliches Zeichen für den gesunden Kern der deutschen Jugend, 
daß sie sich durch diese trüben, fast hoffnungslosen Aspekte auf die Dauer 
nicht zu Boden drücken ließ, sondern, aus der anfänglichen Lethargie er¬ 
wachend, bald den Mut zu einem neuen Anfang fand. 

In aller Stille rüsteten sich freiwillige Helfer, Jugendgemeinschaften und 
charitative Verbände zur Selbsthilfe. Irgendwo fanden sie sich in alten bau- 
fähigen und aus geplünderten Baracken zusammen, meist selbst das Schicksal 
der Obdach- und Heimatlosigkeit tragend, und gaben durch ihrer Hände 
Arbeit das Beispiel zur Erfüllung einer Mission unter der Masse der Ent¬ 
täuschten und Resignierenden. Die wenigsten der Hilfswilligen halfen aus 
fachlich geschultem Wissen. Ihre Arbeit war zunächst einfach der Versuch 
einer Antwort auf die Fragen, die die Not ihnen stellte. So entstanden frei¬ 
willige Aufbauwerke, Jugendgemeinschaftsdienste, Jugendhilfs- und Jugend¬ 
sozialwerke, Jugendwohnheime, Siedlungen usw. Zwar konnte die Anzahl 
der anfangs untergebrachten Jugendlichen nur recht klein sein, doch war 
immerhin ein Anfang gemacht. Es kam aber nicht nur darauf an, Jugendliche 
„unterzubringen 11 und zu „bewahren“; all diese Selbsthilfegemeinschaften 
sahen es vielmehr als ihre Hauptaufgabe an, die Jugendlichen an eine neue 
Heimat und an einen neuen Beruf zu binden und sie zu eigener Initiative 
anzuregen. 

Nicht allein die heimatlose, sondern auch die heimatgebundene Jugend wurde zu dieser 
Gemeinschaftsarbeit aufgerufen. 

Allmählich ging man dazu über, Fabriken und Betrieben eigene Ausbildungs¬ 
stätten anzughedern. Ein gegenseitiger Erfahrungsaustausch führte zunächst 
in den Ländern zu Arbeitsgemeinschaften und schließlich am 19. 5. 1949 
in Rothenburg ob der Tauber zur Gründung der ,,Bundesarbeitsgemeinschaft 
Jugendaufbauwerk‘ ‘. Damit war der Zusammenschluß der in den einzelnen 
Ländern bestehenden Einrichtungen für die heimat-, arbeits- und berufslose 
Jugend erreicht und eine neue Basis für die künftige Arbeit gefunden. Schon 
nach einem Jahr des Bestehens hatte sich die Zahl der an die neuen Landes¬ 
arbeitsgemeinschaften angegliederten Heime von 220 auf 560, die der darin 
beheimateten Jugendlichen von 9000 auf 19000 vermehrt. 1952 wurden von 
den in der Bundesarbeitsgemeinschaft zusammengeschlossenen Träger¬ 
gruppen 960 Jugendwohnheime mit über 52000 Jugendlichen und mehr als 
400 andere Einrichtungen zur Behebung der Jugendberufsnot mit über 
26000 Jugendlichen betreut. Diese 1560 Einrichtungen nahmen etwa 
78000 Jugendliche verschiedener Herkunft auf, Anwärter auf Lehr- und 
Anlernstellen, Flüchtlinge aus Massenlagern und illegale Grenzgänger. 
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Der heimat-, arbeits- und berufslosen Jugend wird in drei Formen geholfen: 
durch Jugendwohnheime ohne und mit angeschlossenen Ausbildungsstätten 
und durch Jugendgemeinschaftswerke. Diesen obliegt sowohl kurzfristige 
Sichtung und Auswahl wie auch längerer Aufenthalt von Jugendlichen (als 
berufspädagogische Maßnahme) und endlich Berufsvorbildung 1 . 

Neben der freien Initiative haben auch staatliche und kommunale Stellen, 
Industrie- und Handelskammern und Gewerkschaften durch Bereitstellung 
von Mitteln zum Bau von Heimen geholfen, Beihilfen für Lehrwerkstätten 
und Lehrlinge gewährt und dergleichen mehr. Aus Mitteln der Soforthilfe 
(Ausbildungshilfe) wurden bis zum Mai 1950 8,5 Millionen aufgebracht. 
Trotz diesen und den gesetzlichen Maßnahmen von Bund und Ländern 2 
schafft namentlich die Berufsnot immer neue Schwierigkeiten, die sich nicht 
leicht überwinden lassen. Noch 1952 waren unter den 1500000 Arbeitslosen 
der Bundesrepublik 300000 Jugendliche im Alter von 18—25 und 50000 
unter 18 Jahren. Ende September 1952 standen 157800 noch nicht unterge¬ 
brachten Berufsanwärtern 43000 offene Stellen gegenüber. Da die Zahl der 
Schulentlassenen jährlich noch ansteigt, werden in den kommenden Jahren 
mehr Jugendliche zur Berufsausbildung drängen als je in den besten Jahren 
der Vorkriegswirtschaft. Die Jugendarbeitslosigkeit wird also mindestens bis 
zum Jahre 1956 als Problem bestehen bleiben. 

Immerhin war die Jugenderwerbslosigkeit schon 1950 geringer als die Ge¬ 
samterwerbslosigkeit; denn während auf 1000 Personen der im erwerbsfähi¬ 
gen Alter stehenden Bevölkerung etwa 36 Arbeitslose entfielen, kamen auf 
1000 Jugendliche im Alter von 14—18 Jahren nur 11 Arbeitslose. Die weitere 
Minderung der Unterbringungsschwierigkeiten, insbesondere durch vermehrte 
Schaffung von Jugend- und Lehrlingsheimen, dürfte dieses Verhältnis weiter¬ 
hin günstig beeinflussen. Seit 1947 hat die Zahl der Ausbildungsverhältnisse 
um 86% zugenommen. 

Hervorzuheben ist die wesentliche Hilfe, die der deutschen Jugend aus dem 
Auslande zuteil wurde, ein vielleicht einmaliger Vorgang in der Geschichte. 
Tausende von Schülern und Studenten, jungen Lehrern, Jugendleitem und 
Jungakademikern sind seit 1947 für kürzere oder längere Zeit in die Länder 
der ehemaligen Kriegsgegner eingeladen und dort herzlich aufgenommen 
worden. Die ausländischen Hilfsaktionen, Sammlungen, Lebensmittel- und 
Kleiderspenden, die Aufnahme erholungsbedürftiger Kinder im Ausland, die 

1 Die „Denkschrift zur gegenwärtigen Notlage der heimat- und berufslosen Jugend 
im Bundesgebiet“ vom November 1949 gibt erstmalig einen umfassenden Überblick, 

2 Vgl. das „Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit“ (4. 12. 1951). 
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Liebesgabenspenden aus den Vereinigten Staaten, der Schweiz, Schweden, 
Kanada, Australien, südamerikanischen Staaten und vielen anderen Ländern 
sind nicht hoch genug zu bewerten. 


Ein wichtiges Ereignis für die gesamte Jugendarbeit der Bundesrepublik war 
der im Jahre 1949 erfolgte Zusammenschluß der für Jugendpflege und 
Jugendfürsorge verantwortlichen Kreise zu einer Arbeitsgemeinschaft. Ihr 
gehören an: der Deutsche Bundesjugendring, die Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege, die Jugendwohlfahrtsbehörden der Länder, die kommu¬ 
nalen Spitzenverbände sowie Einzelverbände, wie der Deutsche Verein für 
öffentliche und private Fürsorge, der Allgemeine Fürsorgeerziehungstag, die 
Konferenz der Deutschen Wohlfahrtsschulen, die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Jugendaufbauwerk sowie das Deutsche Jugendherbergswerk. 

Einen weiteren Fortschritt bedeutete die Verkündung des Ersten Bundes¬ 
jugendplans im Dezember 1950, durch den bis Ende März 1951 55 Millionen 
DM aufgebracht wurden. Davon waren bestimmt: 20 Millionen DM in 
Form von Krediten für die Schaffung von Lehr- und Arbeitsstellen in der 
freien Wirtschaft; 15 Millionen DM zur Förderung der Erziehung und Er¬ 
werbsfähigkeit Jugendlicher im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe; 10 Millionen 
DM für den Bau und die Errichtung von gemeinnützigen, betriebsnahen 
Werkstätten, Grundausbildungslehrgängen und Jugendgemeinschaftswerken 
ohne Berufsausbildung. Bis Ende 1952 sind mit Hilfe des Zweiten und 
Dritten Bundesjugendplanes weitere umfangreiche Mittel der deutschen 
Jugend durch das Bundesinnenministerium zur Verfügung gestellt worden. 
Für die Förderung der deutschen Jugend durch den Bundesjugendplan sind 
vor allem zwei Gesichtspunkte maßgebend: 

1. Mithilfe des Bundes zur Beseitigung und Linderung der Not der arbeits- 
und berufslosen Jugend. 

2. Aktivierung der freien Jugendarbeit auf allen Gebieten. 

Der Selbstbesinnung der Jugend, der Gestaltung eines altersgemäßen Ge¬ 
meinschaftslebens und der Persönlichkeitsbildung dient die freie Jugend¬ 
arbeit. Bereits im Herbst 1946 gab es in den Westzonen rund 2000 örtliche 
Jugendgruppen, die bis November 1947 auf 10000 angestiegen waren. Nach 
dem Stand vom Frühjahr 1951 sind etwa 14°j Q der Jugend (10—21 Jahre ) 
der Bundesrepublik organisiert. Von 11055000 Jugendlichen sind 5898000 
Mitglieder eines Jugendverbandes. 
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Der stärkste Verband ist die ,, Deutsche Sportjugend“ mit 2035200 Mitglie¬ 
dern (34,4°/ 0 ). Es folgen die „DGB-Gewerkschaftsjugend“ mit 1300000 Mit¬ 
gliedern (22, l°/ 0 ), der „Bund der Deutschen Katholischen Jugend“ mit 915000 
Mitgliedern (15,5°/ 0 ), die ,, Jugendkammer der Evangelischen Kirche Deutsch¬ 
lands“ mit 850000 Mitgliedern (14,4°/ 0 ). Die „Sozialistische Jugend Deutsch¬ 
lands — die Falken“ erfassen 2,4°/ 0 , der „Bund der deutschen Landjugend“ 
1,8°/ 0 . Die vielen sonstigen Organisationen treten zahlenmäßig gegenüber 
den großen Verbänden zurück. 

Auch die heimatvertriebene Jugend hat sich zur „Sudetendeutschen Jugend“, 
dem „Ostdeutschen Jugendbund“, der „Deutschen Grenzlandjugend“ usw. 
zusammengeschlossen. Unter der Schuljugend entwickelt die „Rotkreuz¬ 
jugend“ eine verdienstvolle Tätigkeit. 

Im Oktober 1949 konstituierte sich auf Bundesbasis der ,, Deutsche Bundes¬ 
jugendring“. Ihm gehören die Landes jugendringe der Bundesrepubhk und 
die großen deutschen Jugendverbände an. 

Das ,, Jugendherbergwerk “ verfügte Ende 1951 bereits wieder über 580 Ju¬ 
gendherbergen mit 30 300' Betten und 11400 Notlagern. Die Zahl der Über¬ 
nachtungen betrug im Jahre 1949 2300000, im Jahre 1950 mehr als 3 000000, 
1951 über 4000000. In Zeltlagern fanden bereits im Jahre 1949 wieder rund 
80000 Jugendliche in Hessen, 250000 in Nordrhein-Westfalen usw. Erholung. 
In steigendem Maße haben sich auch die sogenannten „Nichtorganisierten“ 
an der Jugendarbeit beteiligt. 

* 

Auch auf dem Gebiete des Schulwesens wurde der Tiefpunkt des Jahres 1945 
bald überwunden. 

Mit dem Ende des Krieges hatte in Deutschland zunächst alle schulische 
Tätigkeit auf gehört. Schulen jeder Art wurden durch die Besatzungsmächte 
geschlossen, die Lehrer entlassen und die Wiederaufnahme der Arbeit von 
den Vorschriften der Alliierten abhängig gemacht. Damit hatte eine Abwärts¬ 
entwicklung vorläufig ihren Abschluß erreicht, die bereits in den Jahren 
der nationalsozialistischen Herrschaft sich angebahnt hatte und im Kriege zu 
einem katastrophalen Rückgang des gesamten Erziehungswesens geführt 
hatte. Zerstörte Schulhäuser, fehlende Lehrkräfte, verkürzter Unterricht, 
Einsatz von Kindern und Jugendlichen für den totalen Krieg hatten alle er¬ 
zieherischen Maßnahmen gelähmt. Das Kriegsende führte zu einem völligen 
Zusammenbruch sowohl der äußeren als auch der inneren Erziehungsfaktoren. 
Nach Wiedereröffnung der Schulen Ende 1945 galt die erste Sorge der verant- 
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wörtlichen Stellen der Wiedereinführung eines geordneten Unterrichtes, der 
sich fast unüberwindliche Schwierigkeiten entgegenstellten. Es fehlte einfach 
an allem, an Schulräumen, Schulausstattungen, Lehrern, Lehrmitteln, 
Büchern und Schreibmaterial. 

Der erste Schritt war die Beschaffung eines geeigneten Raumes. So wurde 
die Frage des Schulbaus zu einem vordringlichen Problem und ist es bis heute 
geblieben. Welchen Umfang die Zerstörungen angenommen hatten und wie 
dem Notstand begegnet wurde, dafür mögen einige Zahlen sprechen. In 
Württemberg-Baden waren nach dem Stand von 1947 von 1511 Schul¬ 
gebäuden 205 zerstört bzw. für Schulzwecke unbrauchbar. In München war 
nur ein Drittel der Schulräume von 1939 erhalten. In Hessen w^aren 68 
Schulen völlig zerstört, 80 schwer und 228 leicht beschädigt. Besonders hart 
waren die Großstädte betroffen. Diese Notstände konnten bis heute noch 
nicht restlos beseitigt werden. Nach einer Schätzung aus dem Jahre 1951 
waren im gesamten Bundesgebiet aus Mangel an Schulraum noch 2 Millionen 
Kinder ohne vollen Unterricht. 

Die Leistungen des Wiederaufbaus sind aus folgenden Daten ersichthch: 
In Karlsruhe wurden von 600 zerstörten Schulräumen bis 1950 wieder 300 
hergestellt. In Württemberg-Baden werden seit 1949 jährlich 800—900 neue 
Klassenräume geschaffen. In Hessen sind seit 1945 bis Mai 1951 2788 Unter¬ 
richtsräume neu erstellt worden. In Hamburg wurde im Jahre 1951 neuer 
Schulraum für 15000 Kinder geschaffen. In Wiesbaden waren in den Volks¬ 
schulen 1946 7807 Schüler in 87 Klassenräumen untergebracht, 1949 
11458 Schüler in 133 Klassenräumen. 

Ein nicht leicht zu bewältigendes Problem ist das Steigen der Schülerzahlen 
von Jahr zu Jahr. In West-Berlin waren 1946 in den Volksschulen 186222 Kin¬ 
der eingeschult, 1950 235397. In Hessen waren es 1946 432 329 Kinder, 1950 
552050 Kinder, in Bayern 1946 1064839 Kinder, 1949 1282386. Für diese 
durch den Flüchtlingszustrom (etwa 20°/ 0 aller Kinder) und die starken Ge¬ 
burten] ahrgänge seit 1934 wachsenden Schülerzahlen mußte zusätzlicher 
Schulraum beschafft werden. Zur Behebung dieses Notstandes haben nicht 
nur der Staat, sondern auch die Gemeinden und Organisationen einen erheb¬ 
lichen Teil der Kosten beigetragen. 

Die Zahl der Lebendgeborenen war von 554100 im Jahre 1933 auf 806200 
im Jahre 1942 gestiegen. Die im Augenblick auf der Schule befindlichen oder 
in das Erwerbsleben eintretenden Jahrgänge sind die stärksten seit etwa 1910, 
während in den Jahren des Wirtschaftsaufschwungs vor 1939 die entsprech¬ 
enden Altersklassen kaum mehr als halb so stark waren. 
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Bei dem Wiederaufbau der Schulen wurde großer Wert auf eine dem modernen 
Geist des Schulwesens entsprechende Bauausführung gelegt. 

Nicht weniger katastrophal als mit den Schulbauten sah es bis 1948 mit den 
Lehrkräften aus. Der Krieg und die Kriegsfolgen hatten die Lehrerschaft in 
einer Weise dezimiert, daß zunächst ordnungsmäßiger Unterricht unmöglich 
war. In Hessen fielen z. B. 53°/ 0 aller Lehrer aus, in Bayern 40°/ 0 . Für die 
Volksschulen mußten Aushilfslehrkräfte in kurzfristiger Ausbildung heran¬ 
gebildet werden. In den Höheren Schulen war eine starke Überalterung 
eingetreten. In Bayern waren 1946 rund 15000 Lehrkräfte in Volks-, Mittel¬ 
und Höheren Schulen beschäftigt, 1950 34197, in Hessen 1946 6569, 1951 
15913. 

Inzwischen haben sich die Verhältnisse sehr gewandelt. Heute werden die 
Volksschullehrer in allen Ländern in einem vier- bis sechssemestrigen Studium 
mit Hochschulcharakter auf ihre künftigen Aufgaben mit aller Sorgfalt vor¬ 
bereitet, und die Berufspädagogischen Institute und Universitäten sorgen für 
einen qualifizierten Lehrernachwuchs für höhere und berufsbildende 
Schulen. Zwar ist es noch nicht gelungen, bei den Volksschulen die Schüler 
pro Lehrerzahl auf einen Stand zu bringen, der aus pädagogischen Gründen 
gefordert, werden muß (etwa 35 Schüler pro Lehrer). Es ist jedoch eine Auf¬ 
wärtsentwicklung festzustellen. Während in den Jahren 1946 und 1947 an 
den Volksschulen des Bundesgebietes 60 und mehr Schüler pro Lehrer ge¬ 
zählt wurden, betrug die Durchschnittszahl pro Lehrer im Jahre 1951 42 
(Schleswig-Holstein) bis 49 (Niedersachsen) Kinder. Der Reichsdurchschnitt 
im Jahre 1939 betrug 43 Schulkinder pro Lehrkraft. 




Schüler 

Hauptamt!. Lehrkräfte 

Es entfielen 
auf 1 haupt- 

Schulart 

Jahr 

insgesamt 

Mädchen 

insgesamt 

weiblich 

amtl. Lehr- 




(in Tausend) 


kraft 

Schüler 

Volksschulen 1 

1949 2 

6550,1 

3218,5 

125,3 

50,1 

52 


1951 3 

6195,7 

3044,6 

136,8 

51,9 

45 

Mittelschulen 

1949 2 

183,7 

99,6 

5,7 

2,6 

32 


1951 3 

255,2 

136,4 

7,7 

3,4 

33 

Höhere Schulen 

1949 2 

605,0 

245,3 

27,7 

8,7 

22 


1951 3 

668,6 

271,4 

30,6 

9,8 

22 

1 Einschi. Hilfs- 

und Sonderschulen. 

2 Ehern. Land Baden geschätzt. 3 

Die Einheits- 

schulen wurden 

auf die 

verschiedenen Schularten verteilt, 

die Lehrkräfte an Hand 


von Schätzungen aufgeteilt. 
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Einen Überblick über die Entwicklung der Schüler und Lehrkräfte an den 
allgemeinbildenden Schulen des Bundesgebietes vom Mai 1949 bis Mai 1951 
gewährt die vorstehende Aufstellung. 

Es zeigt sich vor allem das Anwachsen der Schülerzahlen an den Mittelschulen 
und Höheren Schulen trotz dem Absinken der Gesamtzahl der Schüler infolge 
Nachrückens schwächerer Geburtsjahrgänge. Bemerkenswert ist, daß sich 
bei den Volksschulen die Zahl der Schüler je hauptamtliche Lehrkraft 
wesentlich günstiger gestaltet hat und die entsprechende Verhältniszahl an 
Mittel- und Höheren Schulen trotz dem Ansteigen der Schülerzahl sich auf 
gleicher Höhe halten konnte. Diese Zahlen gewinnen noch an Gewicht, 
wenn man bedenkt, daß die Schülerzahl in allen Schularten seit Kriegsende 
erheblich angestiegen ist. 

Die Reform des Schulwesens bezieht sich sowohl auf die Schulorganisation 
als auch auf das innere Schulleben. Das Recht auf gleiche Bildungsmöglich¬ 
keiten für alle, ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Lage, gesellschaftliche 
Stellung, Religion und Rasse wurde als wesentliche Forderung unserer Tage 
in die Verfassungen aller Länder als Teil der Grundrechte aufgenommen 
und in zahlreichen Bundesländern bereits durch Einführung der Schulgeld- 
und Lernmittelfreiheit verwirklicht oder durch Gewährung von Erziehungs¬ 
und Studienbeihilfen für Begabte und Bedürftige schrittweise angestrebt. 



NIEDERBRUCH UND WIEDERANSTIEG 
DER WISSENSCHAFT 


Wenn ich wüßte, daß die Welt morgen untergeht, so würde 
ich doch heute noch einen jungen Apfelbaum pflanzen. 

Martin Luther 

Auch geistiger Besitz unterliegt dem organischen Gesetz, daß er immer neu 
erworben werden muß, um zu bestehen. Die einmal unterbrochene Konti¬ 
nuität der Entwicklung auf geistigem Gebiet ist nur schwer wieder aufzu¬ 
nehmen. Nach der deutschen Katastrophe von 1945 hat eine Denkschrift der 
Universität Heidelberg auf die Folgen solcher Unterbrechung der Über¬ 
lieferung aufmerksam gemacht und daran erinnert, daß sich das geistige 
Leben dann zu anderen Zentren verlagert — etwa in die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika —, und daß die Wiederbelebung verödeter Kulturmittel¬ 
punkte noch kaum gelungen ist. 

Diese Drohung schien mit dem Ausgang des Jahres 1945 mehr und mehr 
sich erfüllen zu wollen. Auch die Pflegestätten des Geistes waren in großer 
Zahl dem totalen Krieg zum Opfer gefallen. Der Schatz weltbekannter 
Bibliotheken hatte nicht immer geschützt werden können. In ehemals glanz¬ 
vollen Institutsgebäuden, aus deren Arbeitsräumen Erkenntnisse und Gaben 
für die ganze Menschheit hervorgegangen waren — man denke nur an das 
Paul-Ehrlich-Institut —, begannen auf den Trümmern bereits Gras und 
Unkraut zu wachsen. Der Verlust, den deutsche Wissenschaft allein an Ein¬ 
richtungen, Apparaturen und anderen Arbeitsmitteln erlitten hat, schien 
kaum abschätzbar, geschweige denn, daß er in kurzer Frist zu ersetzen wäre. 
Aber die Trümmer von sechzehn Universitäten, acht Technischen und acht 
wissenschaftlichen Hochschulen, hunderten von Instituten, Laboratorien und 
Bibliotheken, der Arbeitszimmer und Wohnungen der Gelehrten — sie alle 
stellten nur das Augenfällige dar. Die eigentliche Not war der Schwund an 
Forschern und Lehrern. Der Eingriff in den Lebenskern deutscher Wissen¬ 
schaft begann mit der Ausschaltung von 1268 Hochschullehrern aus rassischen 
und politischen Gründen durch das „Dritte Reich“. Nach dem Zusammen¬ 
bruch wurden weitere 4289 Dozenten — vielfach durch Kollektivverurtei¬ 
lung — aus dem Amt entfernt, von denen später 1501 Wissenschaftler reha¬ 
bilitiert wurden. 

Die Gesamtbilanz über das Schicksal deutscher Hochschullehrer von 1933 bis 
1950, wobei von einem Personalbestand von 13360 Lehrtätigen an 92 Hohen 
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DIE KRIEGS VERLUSTE 
70 GROSSER BÜCHEREIEN IN DEUTSCHLAND 



20 Laridesbiblio theken verloren von 13,2 Mill. Bänden 5 Millionen. 

32 Hochschulbibliotheken verloren von 15,3 Mill. Bänden 4,2 Millionen. 
18 Stadtbibliotlieken verloren von 4,3 Mill. Bänden 1,9 Millionen. 


Schulen während der untersuchten 17 Jahre ausgegangen wird, ergibt unter 
Einbeziehung der Sowjetzone und der z. Zt. unter fremder Verwaltung 
stehenden Ostprovinzen die einzigartige Tatsache, daß von allen zwischen 
1955 und 1950 Beschäftigten am Ende des Wintersemesters 1950 nicht ganz 
40 °/ 0 voll in ihrem Beruf tätig waren. Mehr als 60°/ 0 aller deutschen Dozen¬ 
ten sind durch Tod, Emigration oder aus politischen Gründen als Forscher 
und Lehrer ausgeschieden. In dieser Zahl sind sowohl die heimatvertriebenen 
und aus der sowjetischen Besatzungszone geflohenen Dozenten enthalten, 
soweit sie nicht wieder angestellt wurden, wie die leider zahlreichen Fälle 
von „unbezahlten“ Lehraufträgen, die dem Betreffenden weder eine 
Existenz noch die Muße zu Forschungen ermöglichen. 

Im Sommer 1945 führten die westlichen Alliierten in ihren Zonen eine 
Sammlung deutscher Wissenschaftler durch, die meist nach den Vereinigten 
Staaten verpflichtet wurden. Die Zahl der ins Ausland gegangenen unmittel¬ 
bar wissenschaftlich Arbeitenden dürfte zwischen 2000 und 2500 liegen, 
darunter zahlreiche Assistenten und jüngere Fachkräfte. 
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Ihre Leistungen sind vorbehaltlos anerkannt worden. Schon nach zwei Jahren 
erklärten Sprecher der amerikanischen Armee, „allein durch die deutschen 
Raketenforscher habe der amerikanische Steuerzahler mindestens 750 Mil¬ 
lionen Dollar gespart“ (New Republic, 11.8. 1947); oder: Amerika habe 
durch die deutschen Erkenntnisse auf dem Raketengebiet um zehn Jahre 
aufgeholt. Die Zeitschrift „Life“ erklärte, der wirkliche Reparationsgewinn 
des Krieges sei nicht Deutschlands industrielle Ausrüstung, sondern das 
deutsche Gehirn und die deutschen Forschungsergebnisse gewesen (2. 9. 1946). 
Wissenschaft und Forschung sind nicht an nationale Grenzen gebunden, und 
ein Gelehrtenaustausch auf Gegenseitigkeit ist stets fruchtbringend gewesen. 
Von solcher Gegenseitigkeit konnte nach Lage der Verhältnisse in den ersten 
Jahren keine Rede sein; doch steht zu hoffen, daß die Zeiten des ,, brain- 
looting“ nun vorüber sind. 

* 

Der Andrang der Jugend zu den Lehrstätten ist außerordentlich groß. Im 
Wintersemester 1952/1953 waren an 17 Universitäten, 7 Technischen Hoch¬ 
schulen und 41 sonstigen Hochschulen der Bundesrepublik insgesamt 
120 0)6 Studierende eingetragen. Das sind 14567 mehr als im Winter¬ 
semester 1848/1949, in dem fast der Stand des nicht entzweigerissenen Vor¬ 
kriegsdeutschland erreicht wurde. 

Der naheliegende Gedanke, den Hörerandrang durch Vermehrung der Plan¬ 
stellen zu bewältigen und auf diesen wenigstens einen Teil der vertriebenen 
und geflüchteten Hochschullehrer aus Mittel- und Ostdeutschland unter¬ 
zubringen, die sich zur ,Deutschen Gesellschaft für Wissenschaft und For¬ 
schung 1 zusammengeschlossen haben, scheiterte am Fehlen einer zuständigen 
Bundesinstanz, am Engpaß des Hochschuletats der Länder und an der Auto¬ 
nomie der Fakultäten. 

Die Studieninteressen haben sich seit dem Jahre 1933 stark gewandelt: die Zahl der 
Medizinstudenten nahm ständig ab, während die Zahlen bei den Natur- und Wirt¬ 
schaftswissenschaften stetig stiegen. 

In den ersten Jahren nach dem Kriege wurden strenge Sperrmaßnahmen 
durchgeführt. Heute geht die Tendenz dahin, das Studium freizugeben, aber 
hohe Anforderungen zu stellen. Es ist eine harte Bewährungsprobe für den 
Nachwuchs und besonders für den, der ein Werkstudium betreibt. 

Der Wirtschaftsanstieg ist auch im akademischen Bereich nicht ohne be¬ 
fruchtende Folgen geblieben. Im Zuge der Wiederaufbauarbeiten ist die 
Kapazität der Hochschulen gewachsen, so daß die drangvolle Enge in den 
Hörsälen allmählich normaleren Zuständen zu weichen vermag. Die vor- 


391 




NIEDERBRUCH UND WIEDERANSTIEG DER WISSENSCHAFT 


DIE STUDIERENDEN IM 

BUNDESGEBIET 


Semester 

Zahl der 
Hochschulen 

Studierende einschl. Beurlaubte 

an Hoch¬ 
schulen 
insgesamt 

Universi¬ 

täten 

davon an 

Techn. 

Hochschul. 

Sonstige 

Hochschul. 

Wintersemester 1948/49 . 

60 

105 469 

72028 

19 920 

13 521 1 

Wintersemester 1949/50 . 

64 

109 384 

72 862 

22 604 

13 918 1 

Wintersemester 1950/51 . 

64 

111174 

75163 2 

23 747 

12264 

Wintersemester 1951/52 . 

65 

112343 

75 042 2 

25 347 

11954 


1 Einschi, der ehemaligen Hochschule für Bodenkultur und Tiermedizin, Gießen, die 
ab Wintersemester 1950/51 in die Justus-Eie big- Hoch sch ule, Gießen, umgewandelt 
wurde. 2 Einschi. Justus-Liebig-Hoclischule, Gießen. 


DIE MONATLICH 

EINEM STUDENTEN ZUR VERFÜGUNG STEHENDEN MITTEL 


Lebensunterhalt und 
Lernmittel ohne 
Studiengebühren 
Jahresdurchschnitt 1951 


Keine Mittel. 7069 = 7,85% 2694 = 14,4% 9763 = 9,0% 

Bis DM 50,—. 18737 = 20,9% 3825 = 20,6% 22562 = 20,8% 

DM 50,—bis 100,— . . 42503 = 47,4% 8166 = 43,8% 50669 = 46,8% 

DM 100,—bis 150,— . . 16366 = 18,2% 3150 = 16,9% 19516 = 18,0% 

Über DM 150,— .... 5066 = 5,65% 798 = 4,3% 5864 = 5,4% 



akademische Ausbildung kann nun schon auf einige ruhige Jahre zurück¬ 
blicken. Die Zuteilung von Freiplätzen und andere soziale Einrichtungen 
sind mit einem strengen Ausleseprinzip verbunden worden. Seit 1948 zahlt 
die ,, Studienstiftung des Deutschen Volkes “ wieder ihre auch heute noch aus¬ 
reichenden Stipendien. Der ,,Deutsche Akademische Austauschdienst'' 1 wurde 
wieder in Gang gesetzt und öffnet, wenn manchmal auch noch über Schwie¬ 
rigkeiten, deutschen Studenten die Tür in fremde Länder. Ergänzend tritt 
die ,, Koordinierungsstelle für studentische Auslandsarbeit" für kurzfristige 
Studienreisen und Beschickung jungakademischer Veranstaltungen im Aus¬ 
land hinzu. Auch der Praktikantenaustausch hat durch die überaus dankens¬ 
werte Mithilfe des Auslands gute Ergebnisse gezeitigt. Überhaupt ist die tat- 
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kräftige Hilfsbereitschaft der Umwelt von den Marshall-Plan-Mitteln bis zu 
Bücherspenden an Einzelpersonen ein Positivum der jüngsten Zeit, das 
echtes Vertrauen zum Gedanken westlicher Schicksalsgemeinschaft erweckt 
und gerade von der heranwachsenden Jugend nicht vergessen werden wird. 
Überall regen sich die Kräfte und schaffen neue Zuversicht, neues Vertrauen 
in den Bestand deutscher Wissenschaft und insonderheit deutscher Forschung. 
Außer den wissenschaftlichen Gesellschaften und Fachvereinigungen, die 
sich zahlreich wieder mit den alten und zum Teil erweiterten Zielen kon¬ 
stituiert haben, sind hier vor allem die vier Wissenschaftlichen Akademien 
als wesentliche Faktoren des deutschen Geisteslebens zu nennen. In ihnen 
vereinigen sich unter dem Gesichtspunkt verpflichtender Tradition und 
strenger Observanz hervorragende Vertreter aus allen wissenschaftlichen Dis¬ 
ziplinen zu dem Zwecke, wissenschaftliche Tätigkeit und Forschung zu för¬ 
dern. Die Akademien haben philosophisch-historische und mathematisch¬ 
naturwissenschaftliche Klassen. Zur Unterstützung ihrer Aufgaben sind be¬ 
sondere Akademiekommissionen, eigene Forschungsanstalten und Labora¬ 
torien tätig; ein reger Meinungs- und Schriftenaustausch mit den Akade¬ 
mien und Gelehrten Gesellschaften des In- und Auslandes dient der Ver¬ 
mittlung der neuesten Erkenntnisse und Auffassungen. Schließlich befähigt 
die enge Zusammenarbeit der besten Wissenschaftler die Akademien zur In¬ 
angriffnahme und Durchführung grundlegender Aufgaben, zur Abgabe au¬ 
toritativer Gutachten und zur Erstellung von Auswertungsvorschlägen über 
besonders wichtige, gemeinnützige Forschungsergebnisse an die Staats¬ 
regierungen. 

Die ,, Deutsche Forschungsgemeinschaft“ — 1921 als Selbsthilfeaktion der 
deutschen Hochschulen und Forschungsstätten begründet — zählt zu 
ihren Trägern u. a. die Nachfolgerin der weltbekannten „Kaiser-Wilhelm- 
Gesellschaft“, die ,, Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissen¬ 
schaften “ mit ihren heute 54 erhaltenen, wiedererrichteten oder auch neu 
ins Leben gerufenen Forschungsstätten, den ,, Deutschen Verband Technisch- 
Wissenschaftlicher Vereine “, die ,, Gesellschaft Deutscher Naturforscher und 
Arzte “ sowie die ,, Physikalisch-Technische Bundesanstalt''''. 

In Erkenntnis der Schwierigkeiten, die ihrer Unterbringung an den Hoch¬ 
schulen im Bundesgebiet entgegenstehen, schlossen die vertriebenen und 
geflüchteten Hochschullehrer sich um die Jahreswende 1952/53 in der 
,, Deutschen Gesellschaft für Wissenschaft und Forschung “ zusammen, um ihr 
brachliegendes Forschungspotential für die Wissenschaft wieder fruchtbar 
werden zu lassen. Die Gesellschaft soll ihnen die Ansatzmöglichkeiten und 
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die Organisationsform für ihre Forschung bieten, die ihnen früher ihre Hoch¬ 
schulen gaben, und zugleich als Forum der geistigen Ausstrahlung und Aus¬ 
einandersetzung dienen. Zu ihrer wissenschaftlichen Thematik werden vor 
allem die Probleme der Vertreibung und der Vertriebenen sowie der gesamte 
Bereich der Ostforschung gehören, dem diese Forscher durch ihre Herkunft 
und ihr Schicksal besonders nahestehen. Doch werden in den Arbeitsteams 
ihrer Grundlagen- und Zweckforschung, in denen Wissenschaftler aller Fa¬ 
kultäten und Fachrichtungen Zusammenarbeiten, auch alle anderen Themen 
der Wissenschaft aufgegriffen werden. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft entfaltet eine vielseitige Tätigkeit. Die 
hochgradige Spezialisierung wissenschaftlicher Forschung bedingt häufig eine 
Zusammenführung von Gelehrten verschiedener Disziplinen zu gegensei¬ 
tiger Unterrichtung und gemeinsamer Lösung bestimmter wissenschaftlicher 
Aufgaben, ohne daß durch diese Notwendigkeit die Freiheit des Forschers 
und damit der eigentliche Antrieb seiner schöpferischen Initiative beein¬ 
trächtigt werden soll. Unter diesen Gesichtspunkten bildet die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft Kommissionen oder Arbeitsgemeinschaften. Solche 
Gremien bestehen für Luftfahrtforschung, für Krebs- und Virusforschung, 
für das Studium der Tuberkulose und des Rheumas u. a. in. Da die Bundes¬ 
regierung als gleichberechtigter Partner an der Errichtung eines Kernphysik- 
Instituts für Westeuropa beteiligt ist, werden sich auch im Bereich der Atom¬ 
physik neue Aufgaben stellen. 

Neben dieser koordinierenden Tätigkeit obliegt der Deutschen Forschungs¬ 
gemeinschaft die Verteilung der Mittel zur firuinziellen Förderung der wissen¬ 
schaftlichen Forschung in Deutschland. Sie vergibt auf Antrag der einzelnen 
Forscher, die ihr Forschungsvorhaben und die dazu benötigten Hilfsmittel 
näher zu bezeichnen haben, Sachbeihilfen zur Beschaffung wissenschaft¬ 
licher Geräte oder zur Bezahlung wissenschaftlicher oder technischer Hilfs¬ 
kräfte, Reisebeihilfen zur Ermöglichung von Studienreisen ins Ausland, 
Druckbeihilfen zur Veröffentlichung wissenschaftlicher Werke oder zur 
Unterhaltung wissenschaftlicher Zeitschriften und endlich Forschungs- oder 
Assistentenstipendien zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, 
wobei die vom „Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft“ zur Verfügung 
gestellten Nachwuchsstipendien eine willkommene Ergänzung der eigenen 
Möglichkeiten bilden. Endlich hat es die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
übernommen, die Universitäts- und Hochschulbibliotheken mit den für die 
Arbeit des deutschen Forschers heute unentbehrlichen ausländischen Zeit¬ 
schriften und Monographien zu versorgen. 
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Gegenstand besonderer Aufmerksamkeit der Forschungsgemeinschaft war 
auch die Gestaltung des Verhältnisses von Hochschul- und Industrieforschung. 
Im Zuge dieser noch nicht abgeschlossenen Überlegungen wurde die „Fraun¬ 
hofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Wissenschaften“ als Mit¬ 
glied in die Deutsche Forschungsgemeinschaft aufgenommen. Die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft stellt also einmal eine Körperschaft dar, die sich 
aller gemeinsamen Angelegenheiten der Forschung in Deutschland an¬ 
nehmen und als eine zentrale, verantwortliche Verbindungsstelle zwischen 
den staatlichen Behörden und der Wissenschaft dafür sorgen will, daß die 
Ergebnisse der Forschung für das Gemeinwohl nutzbar gemacht werden; 
zum andern stellt sie eine Selbsthilfeorganisation dar. Auch die Fühlung¬ 
nahme mit den wissenschaftlichen Körperschaften des Auslandes gehört zu 
ihrer Zielsetzung. 

Der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft ist eine ,Gemeinschafts¬ 
aktion der gewerblichen Wirtschaft zur Förderung wissenschaftlicher For¬ 
schung, Lehre und Ausbildung 1 und hat in seiner Sammeltätigkeit für die 
deutsche Forschung trotz der Ungunst der Zeit bereits beachtliche Erfolge 
erzielt. Lag früher das nobile officium der materiellen Förderung der Wissen¬ 
schaften bei einer beschränkten Anzahl von „Großunternehmern“, so geht 
der Stifterverband wohl mit Recht heute davon aus, daß alle Kreise und 
Personen, denen die deutsche Forschung am Herzen liegt, zur Mithilfe auf¬ 
gefordert werden müssen. Die einheitliche Ausrichtung der Werbung und 
die zweckvolle Verwertung der eingehenden Mittel wurde durch Personal¬ 
union in den Organen der „Deutschen Forschungsgemeinschaft“, der „Max- 
Planck-Gesellschaft“, der „Fraunhofer-Gesellschaft“, der „Studienstiftung 
des Deutschen Volkes“, des „Deutschen Akademischen Austauschdienstes“ 
u. a. m. sichergestellt. 

Die Tätigkeit des Stifterverbandes soll keineswegs die Leistung der öffent¬ 
lichen Hand ersetzen. Im Gegenteil drängt er mit seinem ganzen Einfluß 
darauf, daß der gebieterischen Notwendigkeit Rechnung getragen wird, 
durch staatliche Unterstützung werteschaffender Forschung das Brot von 
morgen zu sichern und dadurch gefährlichen sozialen Spannungen zu be¬ 
gegnen. Die Forschung kann jedoch ihre Krise mit öffentlichen Mitteln 
allein nicht überwinden. Ohne Wiederherstellung der Anlagen und ohne 
neue moderne Einrichtungen geht die Forschung ins Leere der reinen 
Theorie und bleibt ohne Aussicht auf Anwendung; ihre geistigen Kräfte 
sind damit lahmgelegt. Geld ist das unersetzliche Antriebsmittel für den 
Arbeitsvorgang der praktischen Forschung. Hier will der Stifterverband die 
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Verpflichtung der öffentlichen Etats ergänzen, um die „Intelligenzintensität“ 
Deutschlands zu erhalten. Er ist der Auffassung, daß die wechselseitige Be¬ 
fruchtung von Wissenschaft und Mäzenen beiden zugute kommt, daß eine 
Verstärkung des Kontaktes zwischen Forschung und Praxis den Wissen¬ 
schaftlern die Impulse gibt, die dem deutschen Volke weiterhelfen. Dabei 
soll die Unabhängigkeit von Forschung und Lehre nicht im geringsten an¬ 
getastet werden. 

Wie gering die für wissenschaftliche Zwecke solcher Art in der Bundes¬ 
republik verfügbaren Mittel noch sind, wird deutlich durch einen Vergleich 
mit dem Forschungshaushalt anderer Kulturnationen*. 

In den Vereinigten Staaten 1 betrugen die Ausgaben für Forschung und Ent¬ 
wicklung: 

(in Millionen Dollar) 
ohne Atomforschung 


Jahr Gesamt- Ursprung der Mittel Verwendung der Mittel bei 

summe Bund andere Quellen Industrie Universitäten Bund 


1950 . . 

2240 

1040 

1200 

1430 

240 

570 

1951 . . 

2590 

1310 

1280 

1630 

260 

700 

1952 . . 

2930 

1640 

1290 

1820 

280 

830 

1951 . . 

. Bundesmittel 

$ 1310000000 = 

DM 5 502000000 


1951 . . 

. andere Mittel 

$ 1280000000 = 

DM 5 376000000 



$ 2590000000 = DM 10878000000 2 


Die Ausgaben zur Förderung der Wissenschaften betrugen 1949/50 je Kopf 
der Bevölkerung DM 71,— ohne Atomforschung, davon Bundesmittel (ohne 
Atom- und Industrieforschung) DM 36,—. 

Der Zuschußaufwand im Vergleich zum Volkseinkommen betrug 1951 ins¬ 
gesamt 1,4% (davon Bundesmittel 0,7% 3 . 

Großbritannien 4 wandte 1949/50 £22009 735,— für die Universitäten und 
die Universitäts-Colleges auf, von denen £ 14056436,— (= 63,9%) Regie¬ 
rungsmittel waren. 

* Quelle: Jahrbuch 1951 des Stifterverbandes für die deutsche Wissenschaft. 

1 Veröffentlichung des Verteidigungs-Departments. 2 1 Dollar = DM 4,20. 3 Das Volks¬ 
einkommen kann mit rund DM 800000000000, die Einwohnerzahl mit 153 000000 
angenommen werden. 4 Nach Angabe der Abteilung für wissenschaftliche und industri¬ 
elle Forschung, London (Department of Scientific and Industrial Research, London). 
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Hinzu kamen £ 82380968 für Forschung und Entwicklung (davon 
£74473300 Mittel des Ministry of Supply), £ 6632000 für den Wissen¬ 
schaftlichen Dienst der Marine, £ 2 538 500 aus dem Etat für Wissenschaft 
und Kunst und £ 1000000 Staatsgelder (= ein Drittel) für private For¬ 
schungsgesellschaften, insgesamt £ 92551468. 

Das ergibt: 

an Mitteln für Universitäten £ 22009 735 = DM 259 600000 

an Mitteln für sonstige Forschung £ 92551468 = DM 999500000 

_______ 

Die Ausgaben zur Förderung der Wissenschaften betrugen 1949/50 je Kopf 
der Bevölkerung insgesamt DM 25,20 (ohne Ministry of Supply DM 9,50). 
Der Zuschußaufwand im Vergleich zum Volkseinkommen betrug 1949/50 
insgesamt 1% (ohne Ministry of Supply 0,3% 2 ). 

Demgegenüber betrug in Deutschland ( Bundesrepublik und West-Berlin) die 
Kopfbelastung für Staatsaufwand zur Förderung der Wissenschaften 1952/53 
DM 9,30, der Staatsaufwand im Vergleich zum Volkseinkommen (Nettosozial¬ 
produkt zu Faktorkosten) rund 0,4°/ 0 , wobei das Volkseinkommen rund 
DM 98000000000, die Einwohnerzahl rund 50900000 betrug. 

Die Zahlen für das Rechnungsjahr 1952 (1. 4. 1952—31. 3. 1953) lauten: 

Istausgaben 

1. Zuschüsse der Bundesregierung DM 

a) aus dem Ordentlichen Haushalt.rund 74 000000,— 

b) aus dem Außerordentlichen Haushalt (ERP-Sonderfonds) rund *20 000000,— 

2. Zuschüsse der Länder und von West-Berlin auf Grund eines Staals- 

abkommens zur Finanzierung überregionaler Forschungseinrich¬ 
tungen .rund 31000000,— 

3. Ausgaben der Länder und West-Berlins für landeseigene wissen¬ 
schaftliche Einrichtungen 

a) Zuschüsse für Hochschulen, die der Rektorenkonferenz angehören 


rund 220 000000,— 

b) Sonstige wissenschaftliche Institutionen.rund 140 000000,—• 

4. Zuschüsse der Gemeinden.rund 9000000,—■ 

5. Zuschüsse aus privaten Mitteln 

a) über Stifterverband .rund 4 000000,— 

b) durch Stifterverband registriert .rund 21000000,— 

rund 519 000000,— 


1 1 £ = DM 11,80. 2 Das Volkseinkommen ist mit rund DM 120000000000, die Ein¬ 
wohnerzahl mit 50000000 angenommen. * Ab Währungsreform wurden bis Ende 1952 
insgesamt DM 64000 000 bereitgestellt, deren Jahresaufteilung noch nicht abgeschlossen 
ist. 
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Erläuterungen: 

öffentliche Hand ..rund 474000000,— 

Nichtöffentliche Hand..rund 25 000000,— 

(Freiwillige Spenden außerhalb werkseigener Forschung) 

ERP.rund 20 000000,— 

Die Finanzierung der Industrie- und werkseigenen Forschung ist hierbei nicht be¬ 
rücksichtigt. 

Das Atomzeitalter, in das wir eingetreten sind, wird auch ohne kriegerische 
Verwicklung den gegenseitigen Wettbewerb der Völker in einem Maße 
steigern, wie es selbst das Maschinenzeitalter nach Entdeckung der Dampf¬ 
kraft nicht erlebt hat. In diesem Wettbewerb muß Deutschland bestehen, 
und es wird trotz allen Hemmnissen aus seinem geistigen Vermögen wert¬ 
volle Gaben für die Kulturwelt beisteuern. 
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Eine Diktatur und ein Krieg und beide so vollkommen, wie sie sich deutsche 
Gründlichkeit nur ausdenken kann, — sie bilden den Hintergrund unseres 
neuen literarischen Lebens; sie haben, was es an Literatur in den Jahren 1955 
bis 1945 gab, entscheidend bestimmt: der Diktator, der mit tiefer Befriedi¬ 
gung freiheitliche Menschen jagte, tötete, über die Grenzen oder in den 
Schatten trieb, hat die Intelligenz geächtet, die Kritik verfolgt und die 
geistige Landschaft durch den Zwang seiner einfältigen und eintönigen Pro¬ 
paganda verödet; der Krieg, nach neuen Opfern daheim und an den Fronten, 
das Werk der Verwüstung im Brand der Bibliotheken, Verlagshäuser, 
Druckereien vollendet. Was nach all dem im Jahre 1945 von deutschen 
Dichtern und Schriftstellern noch lebte, begann sehr bald, sich noch einmal — 
diesmal zwischen West und Ost — zu teilen. Wen will es wundern, daß 
unsere Literatur sich nur mühsam erholt? 

Wer Zerstörung bis auf den Grund nicht erlebt hat, weiß nicht, wie komplex 
das Gebilde, wie empfindlich der Apparat ,Literatur' in Wahrheit ist. Wie 
schwer er wieder in Gang kommt, wenn die buchhändlerische Organisation 
zerschlagen ist; wenn die Verleger auf die Lizenz der Besatzung, die Drucke¬ 
reien auf Matrizen, die Papiermühlen auf Holz warten — und die Schrift¬ 
steller, wider alles Erwarten, am Tag, da Zwang und Ungeist weichen, ohne 
Manuskripte sind. Es lernt sich in solcher Zeit, die planmäßig aufbauen muß, 
wie hoch die Literatur (im betonten Sinne dieses Wortes) liegt, wie vieler 
Voraussetzungen sie bedarf, — wie sehr sie zuletzt kommt. Was eine moderne 
Gesellschaft in jedem Fall vor ihr braucht, sind Zeitungen ; für sie das erste 
Papier, die ersten aus den Trümmern gegrabenen Setz- und Druckmaschinen. 
Danach die Zeitschriften, ernste und unterhaltende, sehr viele Zeitschriften; 
wir nennen nur zwei: die von dem vortrefflichen Publizisten Dolf Stern- 
BERGER herausgegebene Wandlung (1945—1949), die ihr Programm im 
Titel trug und immer ein Spiegel der aufrichtigen Bemühung deutscher 
Geister um Einkehr und Umkehr sein wird, und Benno Reifenbergs 
Gegenwart (seit 1945), geschrieben von Mitarbeitern und in der geistigen 
Haltung der ehemaligen Frankfurter Zeitung. Die Auflagen dieser und aller 
folgenden Zeitschriften waren hoch, unverhältnismäßig hoch für unser Land; 
aber die Deutschen, ihren nationalsozialistischen Aufpassern entronnen, 
wollten lesen; sie brannten darauf zu erfahren, was ihnen entgangen, was 
man ihnen verschwiegen. Da waren Zeitschriften schnellere Boten und 
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leichter hinzunehmender Ausdruck der Wartezeit, als welche der Deutsche 
die Jahre bis zur Reform seiner Währung (Mitte 1948) empfand, als die 
Bücher, die er schön und gediegen liebt, und die wegzuwerfen er nicht 
gewohnt ist. In seinem Lesehunger nahm er aber auch schon die ersten 
kleinen Bändchen mit dem grauen Papier und den armseligen Einbänden 
und besonders gern die Romane in Zeitungsform, die der einfallsreiche, 
immer unternehmende Verleger Ernst Rowohlt als „RoRoRo“ (Rowohlts 
Rotationsdruck-Romane) auf den Markt brachte. Den größten Nutzen zog 
die Lyrik, alte und neueste, aus der Situation, auch dann noch, als die Kapa¬ 
zität des graphischen Gewerbes wuchs und (neben den gewohnten Erschei¬ 
nungen des Büchermarktes) nun Tagebücher, Erinnerungen und Enthüllun¬ 
gen, Anklagen und Rechtfertigungen in steigender Zahl die Aufmerksamkeit 
auf sich lenkten. 

Man hat richtig bemerkt, daß die Schilderungen des Grauens aus der Hölle 
des Dritten Reichs und die Erörterungen der Schuld an diesem schauerlichen 
Abgleiten eines Kulturvolks nicht so viele Leser fanden, wie man vielleicht 
erwartet, jedenfalls gewünscht hätte. Der Vorwurf unbußfertiger Verstockt¬ 
heit, den man daraus erhob, erscheint (zum mindesten in seiner Verallge¬ 
meinerung) übereilt; er übersieht, daß ein Volk, das, die Schrecken der 
nächtlich brennenden Städte und die grauenhaften, Menschen Verluste noch 
im Blute, durch eine verfallene Währung in Trümmern, Entbehrungen und 
Untätigkeit festgehalten, mit manchem Recht freundlicheren Bildern ent¬ 
gegenstrebt: nicht auf der Flucht in wohlfeile Träume, — wie die Literatur 
beweist, die in dieser zerstörten Welt am lebhaftesten diskutiert wird. 

Nicht zufällig hebt die Reihe der erfolgreichen Bücher dieser Jahre mit 
religiösen Romanen an, weicht keiner von ihnen der Stellungnahme zur 
Gegenwart aus. Jeder einzelne ist durch eine besondere geistige Aktualität 
ausgezeichnet: Das unauslöschliche Siegel (1946), ein Roman der hochbegabten 
Elisabeth Langgässer (f 1950), der über die erste Hälfte unseres Jahr¬ 
hunderts eine kühne Architektur aus Glaube und Gnade wölbt; Der Kranz 
der Engel (1946) der repräsentativen katholischen Dichterin Gertrud von 
Le Fort; Die Jerominkinder (1946) des tapferen, in seiner Religiosität und 
Mystik und eben daher auch in seiner Kunst einigermaßen fragwürdigen Ernst 
Wiechert; Das gute Recht (1946), darin es Kasimir Edschmid auf sich nahm, 
die Atmosphäre des untergegangenen Reiches an den Tagesnöten eines non¬ 
konformistischen Schriftstellers zu dokumentieren; Die Stadt hinter dem 
Strom (1947) von Hermann Kasack, mit kühnem Griff und Geist (we nn 
auch nicht ohne Hilfen Kafkas), ein weckendes Symbol menschlicher 
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Existenz in dieser Zeit, und Theodor Plieviers Stalingrad (1948), ein erschüt¬ 
terndes al fresco gemaltes Inferno des Krieges — zwischen Reportage und Epos. 
Zwei Bücher aus der deutschen Fremde treten dazu: Hermann Hesses (schon 
1943 in der Schweiz erschienener) Altersroman Das Glasperlenspiel und Tho¬ 
mas Manns Doktor Faustus, das grandiose Epos der deutschen Seele. Hesse und 
Mann waren die am meisten besprochenen Schriftsteller dieser Jahre. 

Damals freilich waren die Deutschen noch mehr oder weniger mit ihren 
Dichtern und Schriftstellern allein, jedenfalls noch ohne Zugang zu den 
neuen und neuesten Werken des Auslands. Die Masse der Übersetzungen lag 
zwar gleichsam vor unserer Tür, bei den Schweizer Verlegern, dazu in den 
für den deutschen Bücherfreund so verführerischen bunten Ganzleinen¬ 
bänden, -—- zum Greifen nah und unerreichbar für die kraftlos-welken Blätter 
von Hitlers Notenpresse. Manches kam auch damals schon nach Deutsch¬ 
land. Die westlichen Besatzungsmächte, voran und in großem Stil die 
Amerikaner, die Schweizer selbst mit ihrer großzügigen „Bücherhilfe“ 
haben zwar (was ihnen auch hier wiederum gedankt und unvergessen sei) 
bedeutende Mengen dieser heftig begehrten Literatur in die deutschen 
Bibliotheken geschenkt; in den „Amerika-Häusern“ stand sie neben der 
amerikanischen dem Besucher zu freier Wahl, — aber es dauerte noch Jahre, 
bis sich, langsam, die Tore zur Welt auch für die Werke und Übersetzungen 
der fremden Literaturen auftaten. 

* 

Obwohl also das Datum, mit dem wir die Zeit des Übergangs vom Neubeginn 
absetzen, nicht einfach das des Währungsschnitts vom 20. 6. 1948 ist, lebt 
doch der Einschnitt, der unserem ganzen Leben gleichsam von einem Tag 
zum andern ein neues Gesicht gab, auch in unserer literarischen Erinnerung 
als ein Anfang, von dem wir Sammlung, Ordnung, Festigung unseres Lite¬ 
raturlebens und die Rückkehr in den Kreis der Literaturen Westeuropas und 
Amerikas herschreiben. Die Sammlung unserer Schriftsteller um profilierte 
Zeitschriften und Verlage, deren es dank der (schon von Goethe beklagten) 
Vereinzelung und Zerstreuung der schreibenden Deutschen bei uns mehr als 
sonstwo bedarf, ist in ständigem Fortschritt begriffen. Das neue Geld hat das 
Zeitschriftendickicht der ersten Nachkriegsjahre fast mit einem Schlage ge¬ 
lichtet. Heute hält sich der Literaturfreund am besten an die 1950 aus dem 
Exil zurückgekehrte Neue Rundschau des Verlages S. Fischer, den Merkur 
(seit 1947), an die Neue literarische Welt (seit 1950); wenn es ihm um die 
internationale Avantgarde zu tun ist, an das Lot (in sechs Stücken seit 1948), 
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im Wunsch nach möglichst vollständiger Übersicht an Welt und Wort (seit 
1946). Die maßgeblichen Verleger für „schöne Literatur“ sind S. FISCHER 
und Peter Suhrkamp (beide in Frankfurt am Main), Ernst Rowohlt und 
Eugen Claassen (beide in Hamburg), der Insel-Verlag in Wiesbaden und 
Reinhard Piper in München. 

Es ist nicht die Schuld dieser (oder anderer) Verleger, wenn unsere äugen 1 
blickliche Buchproduktion, besonders auf Ausländer, einen eher beim Alten 
verharrenden, vielleicht gar leicht überalterten Eindruck macht. Dazu mögen 
die prachtvollen Gesamtausgaben beitragen, wie sie etwa Peter Suhricamp 
von den Werken Hermann Hesses und Rudolf Alexander Schröders 
veranstaltet hat, und S. Fischer von denen Hugo von Hofmannsthals und 
Thomas Manns gerade erscheinen läßt. Mehr noch, daß die neuen und 
wiederaufgelegten Bücher gut eingeführter Autoren -— Hans Carossa, 
Kasimir Edschmid, Frank Thiess, Ina Seidel, Ernst Penzoldt, Stefan 
Andres, Werner Bergengruen und andere — nun mit denen der Emi¬ 
granten Zusammentreffen. 

Gewiß ist nicht allen, die heimkehren, oft nur in dem einen oder andern ihrer Bücher 
heimkehren, der gleiche Empfang bereitet. Alfred Döblin etwa, einmal einer unserer 
fortgeschrittensten Autoren und mit „Berlin Alexanderplatz“ (1930) schon von den 
Literaturgeschichten als einer der wenigen bleibenden Gewinne des Expressionismus 
gebucht, ist fast unbekannt und auch mit neuen Werken („Das Land ohne Tod“; 
„November 1918“) ohne Erfolg; Jakob Wassermann (-J- 1934 in Steiermark), bis 1933 
einer unserer beliebtesten Erzähler, scheint vergessen, währen Franz Werfel 
(f 1945 in Beverly-Hills, Californien) mit seinem „Lied von Bernadette“ und Stefan 
Zweig (f 1942 in Rio de Janeiro) mit der Autobiographie „Die Welt von Gestern“, 
aber auch mit vielen andern seiner Werke, große Bucherfolge hatten. 

Es gibt mehr Namen — Alfred Neumann (f 1952 in Lugano), Brod, Kesten, 
Feuchtwanger, Fritz von Unruh, Leonhard Frank, Annette Kolb und Mechtild 
Lichnowsky —, die dem deutschen Leser nun wieder vorgeführt werden. Eine Art Bi¬ 
lanz des deutschen Verlags, bei der nicht immer an Gewinn gedacht ist, oft nur eine 
Dankesschuld abgetragen werden soll: wie etwa mit dem schönen Band, den der Ver¬ 
lag Kösel (München) dem Andenken der 1945 in Jerusalem verstorbenen Dichterin 
Else Lasker-Schüler aus ihren Gedichten, Prosastücken und den Erinnerungen 
ihrer Freunde gewidmet hat. 

Im ganzen kann man vor diesem Bild schon den Eindruck haben, den ein 
französischer Germanist noch im Jahre 1952 in dem Satz zusammenfaßte: 
„Die Schriftsteller der (deutschen) Nachkriegszeit, die Erwähnung verdienen, 
sind in Wirklichkeit Schriftsteller der Vorkriegszeit 11 . 

Gewiß, so sieht es aus; es soll nicht betritten werden. Die Dichter, die den 
größten Einfluß auf unsere schreibenden deutschen Zeitgenossen haben: 
HEMINGWAY, Kafka, T. S. F.LIOT; die Dichter, die nach allgemeiner Meinung 
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unsere Avantgarde führen: Gottfried Benn und Ernst Jünger; die Dichter, 
die in der Emigration die fortgeschrittensten Romane geschrieben haben: 
Robert Musil (f 1942 in Genf) und Hermann Broch (f 1951 in New 
Haven, Connecticut, USA), -—- sie alle waren uns schon in der Vorkriegszeit, 
ja in der vorhitlerischen bekannt. Daß sie noch heute die bewunderte Spitze 
bilden, scheint freilich zu beweisen, daß unsere Dichtung in einer argen 
Flaute liegt — aber diese Flaute ist nicht einfach deutsch. Auch bei den 
Angelsachsen sind die bahnbrechenden Lyriker T. S. Eliot und Ezra Pound, 
die Schöpfer der neuen Form des zeitgenössischen Romans, Hemingway und 
Faulkner, durch neue Namen von gleicher Bedeutung noch nicht ersetzt. 
Die Literatur laviert. Niemand weiß, wann und wohin sie aufbrechen wird; 
ob etwa Brochs hochentwickelte Bewußtseinskunst im Tod des Virgil (1945) 
oder Musils „unentwegte Psychologie“ im Mann ohne Eigenschaften , der 
erst jetzt zu seiner vollständigen deutschen Ausgabe und fast gleichzeitig zu 
seiner englischen Übersetzung kommt, uns zum Neuen führen werden. 

Zu diesem Neuen freilich zeichnet sich noch kein Weg ab. Es fehlt der zeit¬ 
genössischen Dichtung gewiß nicht an Leben und Bewegung, wohl aber an 
gerichteter Strömung: sie kreist, in einem großen Zusammenhalt: in der 
Verpflichtung, die Position des Menschen in einer chaotisch durcheinander¬ 
geworfenen, sinnlos gewordenen Welt auszumachen. Aber die Wege dazu, 
man fühlt sich versucht zu sagen: die Methoden, sind vom einen zum andern 
so verschieden, daß man noch nicht daran denken darf, klar umgrenzte 
Gruppen zu bilden. Die Lyriker selbst unterscheiden zwischen Natur- und 
Bewußtseinsdichtern, pointiert zwischen „Dorfteich“ und „City“; aber selbst 
sie verkennen nicht das Ungefähre solcher Scheidung, die sich nicht einmal 
immer im einzelnen Werk durchführen läßt. So mag auch hier die Reihe 
der Begabungen von Gottfried Benn bis zu Wilhelm Lehmann, von hoch¬ 
intellektueller Laboratoriumskunst (Destillationen heißt bezeichnend Benns 
letzter Gedichtband) bis zur magischen Naturlyrik (Entzückter Staub) durch 
einige repräsentative Namen —- Hans Egon Holthusen („Labyrinthische 
Jahre“), Karl Krolow („Die Zeichen der Welt“), Marie Luise Kaschnitz 
(„Zukunftsmusik“) und Georges Forestier („Ich schreibe mein Herz in 
den Staub der Straße“) —- gekennzeichnet sein. An Resonanz fehlt es dieser 
Lyrik nicht; freilich sind ihre Ansprüche an den Leser, an seine Intelligenz 
und seinen Willen, die eigne Situation zu erkennen und anzuerkennen, nicht 
gering. Ihr hohes geistiges Niveau, ihre schonungslose Aufrichtigkeit, ihre 
Freude am Experiment der „Konfusion der Worte“ (als bewußtes Stilmittel) 
— scheinen den Leser eher abzuschütteln als mitzunehmen. 
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Das gilt nicht nur für die Lyrik! Unsere Romankunst setzt sofort nach 1945 
bemerkenswert hoch ein. Die kühnen räumlichen und zeitlichen Über¬ 
schneidungen, die theologischen und philosophischen Voraussetzungen im 
Unauslöschlichen Siegel der ÜANGGÄSSER, die buddhistischen Meditationen, in 
die Kasacks Stadt hinter demStrom ausläuft, stellen Bedingungen an den Leser, 
deren er sich früher von einem Romancier nicht versah. Nicht besser ergeht 
es ihm mit der (noch nicht abgeschlossenen) Romantrilogie Fluß ohne Ufer 
des genialischen Hans Henny Jahnn (aus der expressionistischen Generation), 
der offenbar das Chaos der Menschenseele mit Seligkeit und Schlamm in 
chaotischer Breite und Fülle vorzuführen, sich vorgenommen hat. Erst recht 
haben die Neueren — Heinrich Böll („Und sagte kein einziges Wort“) 
und Arno Schmidt („Leviathan“), Hans-Erich Nossack („Nekyia“), 
Jürgen Rausch („Nachtwanderung“) und Ernst Kreuder („Die Unauffind¬ 
baren“) — die Kunst des Romans weit vor und von dem Leser abgetrieben. 
Ihre Fähigkeiten der Abstraktion und der „Montage“, die Verwendung sur¬ 
realistischer Kunstmittel der Überschneidung und Überblendung, die Fort¬ 
schritte, die damit in der Darstellung von Schwebe- und Zwischenzuständen 
und in der Mischung von Vision und Gegenständlichkeit möglich werden, 
nähern ihre Prosa den Experimenten der Lyriker. Bestätigt wird diese Ent¬ 
wicklung durch die hohe Kunst des Essays, den einer ihrer Meister (Max 
BENSE: „Plakatwelt“ 1952) als die eigentümliche „Form experimenteller 
Literatur“ kennzeichnet. Ernst Jünger, Gerhard Nebel, Albrecht Fabri, 
Gottfried Benn und Hans Egon Holthusen sind repräsentative Vertreter 
dieser Gattung, die schon seit einiger Zeit in den großen Roman eindringt 
und in Erhärt Kästners „Zeltbuch von Tumilad“, eine so überzeugende 
Verschmelzung mit reiner Dichtung erlebt hat. 

Wenn danach der weitere Kreis der Leser die eingängigeren Romane der 
älteren Realisten vorzieht, so mag das für den Literaturpolitiker bedauerlich 
sein, gegen die Bedeutung und über die Aussichten unserer zeitgenössischen 
Literatur sagt es nichts aus. An weitläufigen Romanen hat es in Deutschland 
immer gefehlt; es überrascht also nicht, daß so gescheite Bücher (ohne 
Experiment) wie „Das Nadelöhr“ der Kyra Stromberg oder Bruno E. Wer¬ 
ners überlegen-sachlicher Zeitroman aus den Jahren der Hitler-Herrschaft 
„Die Galeere“ nicht häufig sind. 

Daß die begabten Neo-Realisten Walter Kolbenhoff („Die Geschlagenen“; „Heim¬ 
kehr in die Fremde“) und Hans Werner Richter („Sie fielen aus Gottes Hand“) 
noch fast allein und ohne größere Erfolge geblieben sind, mag auch an ihren unbeque¬ 
men Themen liegen. Jedenfalls drang in die breite Lücke, die hier zwischen Nachfrage 
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und Angebot entstand, der fremde, besonders der amerikanische Unterhaltungsroman 
ein; nehmen wir an, er werde nicht allein auf der Flucht vor einer harten Wirklichkeit, 
sondern auch aus gesunder Neugierde nach Darstellungen aus einem großen, so plötzlich 
und energisch in unser Blickfeld gerückten Land gelesen! 

Beklagenswerter ist jedenfalls der Ausfall deutscher Dramen. Im Gegensatz zum Ersten 
Weltkrieg, der in einem wahren Feuerwerk dramatischer Produktion endete, kam es 
nach dem Zweiten — mit Ausnahme von Zuckmayers, literarisch nicht sehr inter¬ 
essantem realistischen Stück „Des Teufels General“ — bisher zu keinem Erfolg für 
einen deutschen Autor. Thornton Wilder, Anouilii, Sartre, der Schweizer Max 
Frisch, Christopher Fry, Arthur Miller und Tennessee Williams halfen aus. 

Diesen Lücken zum Trotz ist die deutsche Literatur durchaus kein Sorgenkind. 
Ihre wirtschaftliche Grundlage ist gesund; der altberühmte Börsenverein hat 
für die Bundesrepublik in Frankfurt seinen Vorort gefunden und soeben sein 
neuerbautes „Haus des Buchhandels“ in Besitz genommen; sein Archiv und 
Bibliographisches Institut, die Deutsche Bibliothek, arbeitet seit fünf Jahren. 
Die Umsätze der Verlage sind groß genug, um das Wagnis unserer ernsten 
Literatur durchzustehen; ihre Ausfuhrziffern steigen. Der literarische Be¬ 
trachter wird nicht versucht sein zu glauben, daß an diesem Export die 
Literatur, auf die es ihm ankommt, sehr stark beteiligt sei; er weiß, daß die 
Weltliteratur hauptsächlich zu uns kommt, doch nicht nur als Konsumgut 
und nicht nur in den Zeitschriften der Besatzungsmächte — im Monat und 
den Perspektiven der Amerikaner, dem Antares der Franzosen, sondern auch 
in den Schöpfungen und den kritischen Traktaten der führenden Schrift¬ 
steller. Es genügt, auf die deutschen Bemühungen um fremde Lyrik hin¬ 
zuweisen: auf die Übertragungen und die Diskussionen, die Eliot und 
Auden, Eluard, Dylan Thomas, McLeish und andere bei uns ausgelöst 
haben. — Die deutsche Literatur macht große und ernste Anstrengungen, 
in die Weltliteratur hineinzuwachsen, in der sie freilich nicht mehr die 
nationalen Meisterwerke der Vergangenheit, sondern den Austausch der 
zeitgenössischen Literatur, — das Gespräch mit der literarisch schaffenden 
freien Welt sieht. 
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LECTORIBENEVOLENTI 

Es ist die Absicht der Bundesregierung, diese zeitgeschichtliche Dokumentation über 
Deutschland , die in gleicher Weise der Unterrichtung des Inlandes wie des Auslandes 
dienen soll, als Gemeinschaftsarbeit der Bundesressorts auf dem neuesten Stand zu 
halten und in anderen Sprachen zu veröffentlichen. Zu diesem Zweck werden An - , 
regungen , Verbesserungen und Ergänzungen an das Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, Bonn, Ermekeilstraße 27, zu Händen des Sachbearbeiters für das 
Deutschland-Buch, Prof. Dr. Arntz, erbeten. 
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